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Ein ſchmerzliches Geſchick hat es verhindert, daß die 
Lebenserinnerungen Friedrich Oetker's von ihm ſelbſt 
zum Abſchluß gebracht wurden. Aber die Macht, das Be— 
gonnene dauernd zum Fragment zu ſtempeln, ſoll dem 
Schickſale nicht zugeſtanden werden. Der Wunſch des 
Verſtorbenen und das eigene Bewußtſein legen mir die 
Pflicht auf, eine Vollendung des Werkes zu verſuchen. 

Dieſes Beginnen wäre von vornherein zu einem Mip- 
erfolge verurtheilt, wollte oder müßte ich mangels weiterer 
Aufzeichnungen Oetker's mich darauf bejchränfen, an das 
vorhandene Bruchſtück einer Selbitbiographie die von mir 
verfaßte, von meiner Individualität durchdrungene Be- 
ſchreibung des Lebensreftes zu jchließen. Eine folche Ver: 
einigung von Autobiographie und Nefrolog, die in der 
biographiſchen Litteratur nicht jelten ift, wirft bei der 
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innerlichen Verſchiedenheit beider Darſtellungsarten ſtets 
äſthetiſch verletzend. Da der Satz: „si duo faciunt idem, 
non est idem“ jedenfalls für Biographen gilt, jo fällt 
das ſcheinbare Ganze in Wahrheit in zwei Stüde 
auseinander, die beide vergebens nad einer Ergänzung 
juchen. 

Zudem würde es mir ſchon das Gefühl verbieten, 
meinen Obeim vor der Deffentlichkeit zu loben oder zu 
tadeln, während doch der Biograph die kritiſche Würdig— 
ung ber Verdienfte und Fehler feines Helden unmöglich 
von fich ablehnen kann. 

Nur eine Verfiherung glaube ich in lekterer Hin- 
ficht Hier ausfpredhen zu follen: die Berficherung des 
innigften Einverftändniffes mit der gefammten politijchen 
Thätigfeit meines Oheims. 

Dom Beginne feiner politiihden Wirkſamkeit bis an 
fein Lebensende hat Detfer, unbefümmert um Anfeind: 
ungen von rechts und links, die gleichen Bahnen verfolgt. 
„Ich bin derfelbe,“ durfte er am Ziele feines Lebens von 
jih jagen, „der ich jeit einem Menjchenalter gewejen bin 
— ein Mann des Fortichritts, aber des bejonnenen, 
ruhigen, gemefjenen — ein Mann der Freiheit, aber der 
Freiheit, die mit Ordnung und Geſetzlichkeit, mit Sitte 
und Religiofität ſtets gleihen Schritt geht.“ 

Auch die Fortfeßung der LebenserinnerungenDetfer’s 
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jol den Charakter der Autobiographie bewahren, auch 
in der Folge wird die handelnde Perfon das Wort er: 
halten. it die Erzählung bis zu dem Zeitpunfte fortge- 
führt, an dem der erzählend Eingeführte felbit fie ver— 
muthlich beendet haben würde, fo ift auch meine Arbeit 
beendet. Die lette Lebenszeit und das Ende des Erzäh— 
lers zu bejchreiben, ift nicht die Aufgabe. Die Autobio- 
graphie ſchließt mit einem Fragezeichen, wie jede Lebens- 
beſchreibung mit einem ſolchen beginnt. Die frühefte 
Kindheit und das Lebensende Oetker's bleiben unbejchries 
bene Blätter. 

Die eriten Lebenserinnerungen meines Oheims fnüpf- 
ten fich, wie er im Eingange bes Werkes erzählt, an den 
„Duft einer Blume“, an den Hauch des blühenden Gold— 
lacks. Auf den weitern Zebenspfad waren ihm, wir willen 
es, wenig Blumen geftreut. Doch hat er fich der Alpen: 
rojen, die ihm einjt Zenau gejchenft, dankbar erinnert 
(80. I ©. 132). An den Kränzen „von Lorbeern- und 
Veilchenpracht, vom grünenden Laube der Eichen“, die 
jeinen jpätern Jahren nicht fehlten, gehen feine Erinner: 
ungen meijt till vorüber. 

Bon einem Blumenfhmud anderer Art, der erit für 
die weißen Locken des Greifes gepflüdt wurde, vermag 
die Autobiographie nichts zu berichten; er reichte nicht 
mehr in das Bewußtſein des Lebenden hinein. Dieje 


VIII Vorwort. 


Blumen entbehrten des Duftes und der Farbe, und 


dennoch 


— „den ſchönſten der Kränze, gar friedlich und ſtill, 
dem kein irdiſcher Froſt mehr verderblich, 

ſchlang die Blüthe, die falbe, das Asphodill, 

und die Todten allein ſind unſterblich.“ 


Die letzten bedeutſam hervortretenden Spuren der 
politiſchen und litterariſchen Wirkſamkeit Detker's ſollen 
die Markſteine der „Lebenserinnerungen“ bilden. Das 
Abbrechen der Erzählung an dieſen Punkten mag vielleicht 
bei manchen Leſern, die gern auch über die letzte Lebens— 
zeit Detfer’s unterrichtet fein möchten, den Eindrud einer 
Diffonanz hervorrufen. Allein durch Pfaff's treffliches 
Bud „zur Erinnerung an Friedrich Oetker“, Gotha 1883, 
ift die gewünjchte Ergänzung bereits geliefert, eine weitere 
Ergänzung kaum möglih, eine Wiederholung zwedlos. 
Und jedenfalls ift die „Diſſonanz“ nicht ſchriller als jener 
andere Mißklang, der die font jo verdienftlihen Memoiren: 
werte Reyſcher's und Bluntſchli's entjtellt, der Uebergang 
vom „ich“ zum „er”, aus dem Tone einer lebenswarmen 
Selbitfgilderung in den einer trodenen Materialienfamm: 
lung oder eines farblofen Nefrologs. 

Denn auch im Folgenden Friedrich Detfer jeine 
Lebenserinnerungen ſelbſt vorträgt, jo liegt darin mehr 
als eine bloße Fiktion. Denn die Grundlage meiner 
Arbeit, deren erjten Theil ich hiermit vorlege, bilden 
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autobiographiihe Aufzeichnungen des Verftorbenen. Sie 
geben dem Ganzen Ziel und Richtung. Ohne ihr Vor: 
bandenjein würde ich mich, meiner äſthetiſchen Auffaffung 
getreu, zu einer Vollendung des Werkes nicht entichloffen 
haben. Ich hätte dann in der Aufgabe, dem Biographen 
meines Oheims, Herrn Profefjor Dr. Pfaff, die benöthig- 
ten Materialien in möglichſter Vollftändigkeit zu liefern, 
nicht eine weitere, jondern meine alleinige Verpflichtung 
erblidt. 

Die Niederichriften Detfer’s, die mir neben einem 
fehr umfaſſenden, von ihm geſammelten Aktenmaterial zu 
Gebote ſtanden, find bis zum Jahre 1862 nahebei er— 
ihöpfend, von da bis 1867 aber lüdenhaft, während für 
den Zeitraum von 1867 bis 1878 eine zufammenhängende 
Aufzeihnung leider fehlt und nur einzelnes und auch das 
häufig nur in ſtizzenhafter Form firirt worden ift. Von 
1879 an find Aufzeihnungen nicht mehr vorhanden. Die 
Lüden der Handſchrift habe ich aus den Akten Oetker's 
und jonjtigem zuverläffigen Material gewiſſenhaft auszu: 
füllen gefuht und glaube für die Gorrectheit der 
thatjählihen Angaben einjtehen zu können. Auch 
die vorhandenen Aufzeichnungen wurden, wie mir das von 
dem Berftorbenen zur Pflicht gemacht worden ift, an der 
Hand des Altenmaterial3 eingehend von mir revidirt. 
Zu Streihungen, Aenderungen und Zujägen bin ic) 
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generell ermächtigt worden, habe indeß von diejer Be: 
fugniß nur einen jparjamen und pietätvollen Gebraud 
gemacht. 

Zwei der Aufzeichnungen Detfer’s, über feinen Auf: 
enthalt in Belgien von 1856 bis 1859 und am Genfer 
See während des Winters 1861 auf 1862, konnten ohne 
jede Veränderung zum Abdrud gelangen. Dieſe beiden 
Abſchnitte waren mir bejonders willlommen. Sie ver: 
hüten, daß in der Folge die Politik zur Alleinherrichaft 
gelangt und die Selbftbiographie Oetker's aufhört, ein 
lebensvolles Abbild feines gefammten Wirkens und 
Strebens zu geben. 

Der ſchwierigſte Theil meiner Aufgabe beftand (und 
wird in erhöhtem Maaße beitehen) darin, den zur Aus» 
füllung der Lücken gefammelten Stoff im Geijte Oetker's, 
den ich redend einführe, zu geftalten. Die vorhandenen 
Aufzeihnungen TLieferten bier die werthvolliten Anhalts- 
punfte. Allein Niemand vermag das Denken und Em: 
pfinden eines Andern, und wäre er ihm geiftig noch jo 
verwandt, in ſich mit völliger Treue zu reproduciren. 
Trog meiner Bemühungen in diefer Richtung wird ſich 
bie und da die eigene Subjectivität dem Stoffe mitge- 
theilt haben und auch in ber Folge mittheilen. Ich werde 
beftrebt bleiben, dieſe Diffonanz auf ein möglichit geringes 
Maaß abzumildern. Böllig verjehwinden wird fie nicht. 
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Menſchen find eben nicht „fungibele” Wefen, eine Indi— 
vidualität ift unerjeglich. 

Triftige Gründe, deren Mittheilung indeß für bie 
Deffentlichfeit ohne Intereſſe fein würde, haben es mit ſich 
gebrachi, daß erſt jetzt, nachdem ſeit dem Tode meines 
Oheims vier Jahre in's Land gegangen find, die Fort: 
jegung feiner Zebenserinnerungen erjcheinen Tann. 

Die gegenwärtige erſte Fortjegung reicht bis zum 
Sabre 1867. Ein vierter (Schluß) Band ſoll demnächſt 
den fjernern und legten Beitrebungen Oetker's gewid— 
met jein. 

Der dritte Band der LZebenserinnerungen, der ben 
zweiten kurheſſiſchen Berfaffungsfampf und den Verluſt 
der ftaatlihen Selbititändigfeit des Landes umfaßt, ift 
für den Bolitifer und Juriften ohne Zweifel der wichtigite 
Abſchnitt des Geſammtwerks. 

Tiefgreifende Fragen des conſtitutionellen Staats: 
rechts find während dieſes Zeitraums in Kurheſſen zuerft 
aufgeworfen und zum Austrage gebradt worden. Man 
wird es mir als Juriſten zu Gute halten, wenn fid 
gegenüber diefer Thatjache das juriftiiche Bewußtſein regte 
und zu einer im Zuſammenhange der biographiichen Mit: 
theilungen nicht erreichbaren Vertiefung der Rechtsanfichten 
drängte, 

Auf diefem Wege entitand, da eine Unterbrechung 
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des Tertes fich von jelbit verbot, die Beilage II: „Das 
Kurheſſiſche Wahlgejeg vom 5. April 1849 und $ 153 der 
Kurh. Berfaffungsurfunde”. 

In der Hoffnung, daß diefe Ausführung namentlich 
für juriftiiche Lefer eine nicht unwilllommene Ergänzung 
der Memoiren bilden wird, und mit dem Trofte, daß fie 
wegen ihrer räumlichen Abfonderung jedenfalls Niemanden 
in der Lektüre des Werkes jtören kann, habe ich fie bei: 
gefügt, 

Eine weitere Studie, welche die juriftiichen Conſe— 
quenzen der DVerfaffungsheritellung in Kurheſſen klarzu— 
jtellen bezwedt, wurde mit Rüdfiht auf den ohnehin 
bedeutenden Umfang des 3. Bandes zurüdgehalten und 
wird wohl demnächſt dem 4. Bande beigegeben werden. 

Die Beilage I bringt den Tert eines für die Ent: 
widelung des kurheſſiſchen Berfaflungsitreites bejonders 
wichtigen politiihen Aftenftüds, der „Denkfchrift über die 
Auffaffung der Kol. Preußiſchen Regierung in der Kur: 
heſſiſchen Berfaffungs- Angelegenheit” vom 10. Dit. 1859. 
Dieje Beilage dürfte allen Leſern willlommen jein. 

Eine weitere, die dritte Beilage, „Bemerkungen zu 
der Erklärung von 12 Kurheſſiſchen Ständemitgliedern vom 
5. September 1866” ift an erfter Stelle durch die pein- 
lihe Situation veranlaßt, in der ich mid) gegenüber der 
herben Kritif diefer Erflärung in den Schlußausführungen 
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des dritten Bandes befinde. Mein Vater, Dr. Karl Detfer, 
hat die Erklärung mitunterzeihnet. Gleihwohl habe ich 
auh in diefem Punkte die Auffaffung meines Obeims 
unverändert zum Ausdrude gebradt. Der Grundgedante 
meiner Arbeit, die Lebenserinnerungen nach den vorhan: 
denen Aufzeichnungen im Geijte meines Oheims durd)- 
zuführen, jchloß für den Tert des Buches jede andermweite 
an ſich noch jo berechtigte Rückſicht aus. 

Dagegen ſchien mir eine ergänzende und modificirende 
Beiprehung jener Erklärung in einem Anhange aus 
perfönlihen und ſachlichen Gründen geboten zu fein. Ich 
vermag die Nechtsauffaffung meines Obeims, in welcher 
jein Tadel der „Zwölf“ zum großen Theile wurzelt, nicht 
durchweg zu theilen, Auch bin ich durch ein von meinem 
Vater unmittelbar nah der Sitzung der Zwölf aufge: 
nommenes Brotofoll in den Stand gejegt, die Entjtehung 
der Erklärung näher darzulegen, als dies jeitens meines 
Oheims gejchehen konnte. 

Einige wenige hie und da dem Buche eingeitreute 
Anmerkungen bezweden entweder eine Ausführung Des 
Tertes juriftifch näher zu präcifiren oder fie wurd. durch 
Schriften veranlaßt, die erſt nah dem Tode meines 
Oheims erfchienen find und wegen relevanter Mittheilungen 
Erwähnung verdienten oder den Verſuch der Widerlegung 
hervorriefen. 
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Zu einem Rüdblide auf ein im zweiten Bande der 
Zebenserinnerungen (S. 185 flg.) behandeltes Ereignif, die 
rechtswidrige Berhaftung und Gefangenhaltung meines 
Obeims auf Befehl des Generals von Haynau, nöthigt 
die Schrift Gerland’3: „Das Abſchiedsgeſuch der Kur: 
heſſiſchen Dfficiere im Oktober 1850%, Kafjel 1833. Das 
Verdienft, neues aftenmäßiges Material beigebracht zu 
haben, ſoll dem Berfaffer nicht beftritten werden. Seine 
Behauptung aber, der Kafjeler Kajtelllommandant fei ver: 
pflichtet geweſen, troß der Freilafjungserfuchen der zuſtän— 
digen Gerichte Detfer in der rechtswidrigen Haft zu be= 
laffen, beruht auf irrthümlicher Rechtsauffaſſung. Da es 
fih hierbei um eine Frage von principieller Bedeutung 
handelt und es mir auch nicht gleichgültig fein kann, wie 
eine der Perſon meines Oheims zugefügte Unbill ges 
würdigt wird, fo mag ein furzes Wort der Ergänzung 
und Vertheidigung den Ausführungen des zweiten Bandes 
an diejer Stelle beigefügt werden. 

Nah den 88 60 und 61 der Kurheſſiſchen Verfaſſung 
waren die Dfficiere wie alle anderen Staatsdiener zur 
Beobachtung und Aufrehterhaltung der Verfaffung unter 
eigener Verantwortlichfeit für ihre Amtsverrihtungen ver— 
pflihtet. Schon hieraus und ganz abgefehen von dem 
geleifteten Verfaſſungseide ergiebt fih, daß die Dfficiere 
ihren Oberen nicht unbedingten Gehorfam, wie Gerland 
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©. 1, 18 flg. behauptet, ſondern verfafjungsmäßigen 
Gehorfam ſchuldeten und die Befolgung verfaſſungs— 
wibriger Befehle und Anordnungen, namentlich die Aus- 
führung der jog. Septemberverordnungen, zu verweigern, 
nicht nur berechtigt, jondern verpflichtet waren. Es würde 
einen Widerſpruch gegen die Grundprincipien bes Rechtes 
bedeuten, wollte man annehmen, daß die Officiere gleich: 
zeitig zur Beobachtung der Verfaflung und ohne Rüd: 
fiht auf die hiermit gegebene Schranke zu unbedingtem 
Gehorfam verbunden gemwefen jeien. Aus ben einzelnen 
Beitimmungen eines pofitiven Rechts können ſich nie colli- 
dirende Pflichten ergeben, da Rechtsſätze gleichen Alters, 
die ſich fcheinbar in einzelnen Punkten mwiderftreiten, in 
der That einander bejchränfen, und das jpätere Gejek 
das frühere aufhebt. 

Die Folge von Gerland’s unrichtiger Grundauffaſſung 
iſt jeine S.32 als „jelbitverftändlich” bezeichnete Annahme, 
daß die heſſiſchen Dfficiere zur Befolgung der in Aus: 
führung der Septemberverordnungen ergangenen Anmei- 
jungen des „Oberbefehlshabers” von Haynau verpflichtet 
gewejen jeien. Erft mit der Anordnung verfaffungswid: 
tiger Kriegsgerichte habe die Gewiſſensbedrängniß der 
Dfficiere begonnen, da fie nun hätten prüfen müfjen, ob 
fie es mit ihrem Eide verantworten könnten, über Per— 
jonen und Sachen, welche gefeglich ihrer Cognition nicht 
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unterſtanden, zu Gericht zu ſitzen (S. 29). Offenbar iſt 
dieſe Gehorſamsgrenze eine willkürlich gezogene. 

Die Gewiſſensbedrängniß der Officiere lag vielmehr 
darin, daß die Verfaſſungs mäßigkeit der Septemberverord- 
nungen von der höchften militärischen Stelle aus behauptet 
wurde, und die Officiere fich diefem Ausspruche gegenüber 
auf eigene Gefahr zur Auslegung von Verfaflungspara- 
graphen genöthigt jahen, was offenbar nicht ſowohl ein 
militäriiches als juriftifches Geſchäft iſt. Dieſe ſchlimme 
Lage der Officiere wurde durch den Beſchluß des höchſten 
Militärgerichts vom 4. Oktober 1850, der die September: 
verordnungen für ungültig und den General von Haynau 
wegen Vergewaltigung in Anklagezuſtand erklärte, weſent⸗ 
lich erleichtert. 

Daß die heſſiſchen Officiere zum Theil dem militä— 
riſchen Gehorſam zu weite Grenzen zogen und Anord— 
nungen befolgten, die in der That objektiv verfaſſungswidrig 
waren (vgl. S. 32, 42 bei Gerland), wird ihnen fein Billig- 
denfender zum Vorwurf machen. hr Verhalten konnte 
feine wärmere Anerkennung finden, als fie Bd. II, S.199 
diefer Lebenserinnerungen ausgeſprochen worden ift. Für 
die rechtliche Beurtheilung aber entſcheidet nur der Stand- 
punkt der juriltiichen Logik. 

Gerland’s Anſicht ift von der Mehrheit der fur: 
heſſiſchen Dfficiere jchwerlich getheilt worden. Wenigitens 
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enthielten zahlreiche Abſchiedsgeſuche am Schluſſe die Er— 
klärung, „daß der unterzeichnete Officier in der Zwiſchen— 
zeit der Eingabe des Abſchiedes und der Ertheilung des— 
ſelben einer jeden Anordnung die Folge verſagen müſſe, 
die er als einen Ausfluß der Verordnungen vom T. und 
28. September zu betrachten hätte” (vgl. das Formular 
bei Gräfe, Verfaffungsfampf in Kurheſſen, ©. 227). Wie 
fönnte eine Gehorfamsverweigerung verfajlungsmwidrigen 
Befehlen gegenüber unzweideutiger ausgebrüdt werden? 

Sch rejumire: Der Kafjeler Kaftelllommandant war 
allerdings verpflichtet, auf die Requifitionen der Ge— 
rihte Hin Detfer jofort aus der rechtswidrigen Haft zu 
entlaffen. Eine von Gerland erwähnte geheime Anwei— 
jung des Kommandanten, „abweichend vom bisherigen 
Geſchäftsgang direkte Befehle des Dberbefehlshabers an- 
zunehmen und zu befolgen”, it für die Frage, ob jener 
verfafjungsmwidrigen Befehlen nachzukommen hatte 
oder nicht, völlig unerheblid. Dder will man annehmen, 
es babe in der Hand des „Oberbefehlshabers” gelegen, 
durch eine Verallgemeinerung der dem Kaftelllomman- 
danten gegenüber Gejolaten Marime den verfafjungs: 
mäßigen Gehorfam aller Offictere in einen unbedingten 
zu verwandeln? — 

Der erſte kurheſſiſche Verfaffungsfampf, auf den 
diefe Epijode zurüdführte, war ein ——— von 

I 
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kurzem Verlaufe und jtarfer dramatijcher Bewegung. Der 
zweite, rüderobernde Verfafjungsftreit, mit dem Oetker's 
Name für immer verbunden ift, zeigte in feinem lang: 
ſamen ftetigen Fortſchreiten nicht die jpannenden Gonflicte 
und padenden Momente, die jenem erjten Kampfe in der 
Beachtung der Zeitgenofjen eine jo hervorragende Stelle 
fiherten. Die ethiſche Bedeutung beider Kämpfe war 
die nämlide. An politiſchem und juriftifhem In— 
terefje übertraf der zweite Verfaffungsftreit feinen Vor: 
gänger. 

Aber nit nur dem Bolitifer und Juriſten, auch 
weiteren Kreifen wird der Kampf um das gebrochene 
Verfaffungsrecht Kurheſſens, wie ihn der dritte Band der 
Lebenserinnerungen jhildert, das beharrlide und zielbe- 
wußte Ringen eines ganzen Bolfsftammes unter der trei- 
benden Kraft bedeutender Perjönlichkeiten ein anziehendes 
Bild gewähren. Leider war diefem Kampfe, jo große 
Erfolge aud erreicht wurden, nicht der ganze Sieg be: 
ſchieden. 

Die Ungunſt der Umſtände und der Wankelmuth 
einflußreicher Perſonen ließen einen Theil des alten 
Unrechtes fortbeſtehen. So ſchmerzlich dieſe Thatſache 
berührt, die erhebende Erinnerung an die Tage des 
Kampfes ſollte ſie nicht trüben. Jedes menſchliche Streben 
findet in Dingen und Perſonen hemmende Schranken, 
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die es öfters auch bei größter Energie nicht zu bejeitigen 
vermag. Gerade deßhalb darf die Freude am Kampfe 
und Siege nit unter der Thatjache leiden, daß ein 
Theil der Hoffnungen zuweilen unerfüllt bleiben muß. 


Kajfel, im September 1885. 


Dr. Friedrich Oeiker. 
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I. 
Weiterer Aufenthalt in Belgien. 


nm 


Nah Erledigung der Anklageſache in Kaffel dauerte 
mein Aufenthalt in den Niederlanden und in Frankreich 
noch volle drei Jahre; der wiederholte Verſuch, mich in 
Heſſen wieder heimifch zu machen, mißlang gänzlich; der 
Aufenthalt wurde mir ſtets auf's bitterjte verleidet. 

Ein Hauptgegenftand meiner Aufmerkſamkeit in Bel- 
gien blieb fortwährend der nationale Sprachenftreit. Wie 
mannigfaltig meine Forfhungen und Unterjuchungen 
waren, die „vlam'ſche Bewegung” und ihre Führer ftanden 
jtet3 meinen Neigungen und Beitrebungen am nächiten, 
obwohl ih nicht felten höchft unzufrieden mit Menſchen 
und Dingen war. 

Um Alles oder doc Vieles genauer kennen zu lernen, 
wechjelte ich wiederholt den Wohnort. Im Sommer war 
id der Seebäder wegen großen Theile in Dftende oder 
Blankenberghe, im Winter und Frühjahr in Brüffel, Gent, 
Mecheln, Brügge, Antwerpen ꝛc. Dabei madte ih auch 
Abftecher nach Mern, Kortrik, Stuis, Löwen; und fobald 
ih der Landesſprache einigermaßen mächtig war, juchte 
ich jelbit Kleinere Ortichaften auf. Doch mußte . hierbei 
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leider aus Geſundheitsrückſichten allzu beſchränkte Grenzen 
innehalten. 

Die Aufnahme, welche mir bei meinen Ausflügen zu 
Theil wurde, war nicht immer eine zuvorfommende. Der 
„Flüchtling“ und der „Forſcher“ fand nur bei jehr Wenigen 
Veritändniß und Anklang, und leider mußte ich erfennen, 
daß einige Vorgänger dem Nachfahrer gerade feine Em: 
pfehlung hinterlaffen hatten. Von „Kurheſſen“ wußte nur 
bier und da ein Einzelner etwas. Am Beiten konnte ich 
mich noch dadurch einführen und verftändlich machen, daß 
ih jagte, ich jei ein Hauptgegner Haſſenpflug's; der 
Mann war weit und breit befannt! 

Auch meine Vorliebe für die Landesſprache und meine 
Theilnahine am Spracdenjtreit war nicht überall eine Em: 
pfehlung, am wenigiten in den Städten und am aller: 
wenigjten bei den „Wohlerzogenen“ oder bei den Würden: 
trägern. Ein Abgeordneter in einer Eleineren Stadt, den 
ih um Auskunft und Bücher anging, benahm fich fait 
unartig und hob mit einem fonderbaren Nachdruck hervor, 
daß er kürzlich „wiedergewählt worden ſei“. Als ich 
ihm nun lächelnd bemerflih machte, daß ich das recht gut 
wife und dergleichen auch fchon erlebt habe, und mid) 
furzangebunden entfernen wollte, ftußte er, ward verlegen 
und dann um jo zuvorfommender, je zurüdhaltender ich 
mich jetzt verhielt. Hierdurch belehrt, ließ ich „Ancien 
depute“ auf meine Karte fehen und machte num wieder: 
holt die Erfahrung, daß die beiden Worte vortreffliche 
Dienite thaten. 
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Von bejonderem Intereſſe war mir ein Brief des 
eben zurüdgetretenen Minifter® des Innern, Herrn De 
Deder, dem ich meine Schrift über den Sprachenitreit in 
der franzöfiichen Ueberſetzung zugefchict hatte. Der Mann 
galt für einen bejonderen Freund der vlamifchen Sache. 
Er hatte ſchon im Jahre 1840 eine Broſchüre gejchrieben, 
worin er darlegte, daß es possible, juste, convenable et 
opportun jei, dem Verlangen der Vlamingen genug zu 
thun. Auch ſpäter noch hatte er mehrfach in dieſer Rich: 
tung fich geäußert und als Kammermitglied wie ala Mi- 
nifter im Intereſſe der vlamijchen Sache geredet und 
geftimmt. Aber der jchneidige Eifer der früheren Zeit 
ließ fich Jeit der Ernennung zum Minifter vermifjen. Das 
ganze Verhalten des Mannes war lau und übervorfichtig 
gewejen, und ein Brief vom 12. November 1858 ftimmte 
damit überein. 

De Deder bezeugte mir fein lebhaftes Intereſſe für 
die vlamiſche Sache und fein Einverfländniß mit meiner 
Auffaffung im Allgemeinen; er jei „essentiellement 
flamand et determine à le rester“; allein unglüdlicher 
Weife habe die vlamische Bewegung in den legten Jahren 
einen Einfluß erfahren, der ganz der weiſen und patrio« 
tiſchen Richtung entgegen ei, welche ihr der jelige Willems 
gegeben habe. „Toutes les personnes les plus consi- 
derables par leur position et par leur influence 
refusent, et à bon droit, de subir le joug que pre- 
tendent imposer de petites coteries dont les exagera- 


tions seraient de nature A perdre les meilleures causes. 
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Aussi & cette unite si forte et si necessaire au succes 
de la cause flamande &levee à la hauteur d’une 
question nationale, a-t-on substitud d’abord des 
centres d’action locale, se neutralisant, se com- 
battant les uns les autres avec l’acharnement que 
donnent les pretentions personelles. Cétait une 
premiere faute, aggravee bientöt par la faute de ceux 
qui voulurent faire du mouvement flamand un in- 
strument mis au service de l’esprit de parti. On 
a ainsi rapetisse, affaibli, depopularise une cause 
grande et noble, qui autrefois avait su trouver des 
defenseurs convaincus, mais qui, devenue le jouet 
des partis, finira ou par se perdre dans une irre- 
mediable anarchie, ou par creer, par la division 
jetee au soin des provinces belges, un danger sé— 
rieux pour notre nationalite.“ 

Es läßt fich nicht verfennen, daß an diefer Auffaffung 
viel Wahres war und noch iſt; ich felbit hatte in ein- 
zelnen Punkten mich ähnlich ausgejprochen. Aber wen 
traf denn die Schuld, daß kleine, unbedeutende, örtliche 
Eoterien das große Wort führten und die Sache gefähr: 
deten? Warım waren die „angejebenen und ein- 
flußreihen Männer“, warum war Herr De Deder jelbit 
nicht bejtrebt gewejen, der Bewegung eine geordnete, ein— 
beitliche Leitung, eine praftifche und ſtaatlich unbedenk— 
lihe Richtung und allmähliche Entfaltung zu geben, wenn 
man wirklid und von Herzensgrund entſchloſſen war, einer 
„cause grande et noble“ zum Siege zu verhelfen ? 
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Und dann, als er Minifter geworden, warum griff 
nun Herr De Deder mit feinen Freunden die Sade nicht 
fofort praftiih an? Niemand wußte befjer als er, worin 
die Bejchwerden der Wlamingen beitanden, Niemand hätte 
leihter als er mit Beifeitefegung aller hohlen Rednerei 
wirkliche Anfänge zum Befjern herbeiführen können. Aber 
was geihah? Es murden allerlei unbedeutende Zu: 
jiherungen gegeben, das war faſt Alles. 

Doch jegte Herr De Deder im Juni 1856, als von 
Antwerpen aus ein unangenehmer vlamiſcher Mißklang 
in den Subiläumsfefteifer fiel, eine bejondere Kommiſſion 
von neun Mitgliedern nieder „Aa l’effet de rechercher et 
de signaler au gouvernement les mesures les plus 
propres & assurer le developpement de la litterature 
flamande et à regler l’usage de la langue flamande 
dans ses relations avec les diverses parties de l’ad- 
ministration publique,“ 

De Deder kannte die Vlamingen zur Genüge und 
wählte ficher mit Vorſicht; er jagte es ſelbſt, daß er 
„gemäßigte” Männer auserjehen babe; ein geborener 
Wallone, Herr 2. Jottrand, führte den Vorfig; der Ro— 
mandichter Conjcience, der Profefjor David in Löwen, 
Dr. Snellaert von Gent u. A. waren Mitglieder. Es 
wurde ihnen noch bejonders empfohlen „d’agir avec pru- 
dence et de ne proposer d’autres mesures que celles 
qui pourraient ätre defendues et soutenues par le 
gouvernement devant la Legislature“. 


Dennoch fiel der Bericht, der kurz vor dem durch 
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ungewöhnliche Vorgänge veranlaßten Rücktritt des kleri— 
falen Minijteriums, im Dftober 1857, eingereicht wurde, 
nicht eben nad) De Deder’s Wunſche aus; nad) dem feines 
liberalen Nacfolgers Rogier natürlih noch weniger. 
Diefer weigerte fogar die Veröffentlihung. Man be 
jchwerte ji, die Sache kam vor die Abgeordneten: Kammer 
und fo fanden wiederholte Verhandlungen Statt, die auch 
zur Ueberjegung des Berichts in's Franzöftihe und zum 
Drud defjelben in beiden Spraden führten. 

Die Hauptverhandlung in der Kammer fand kurz 
nad De Deder’s Briefe an mid, am 10. December 1858, 
Statt. Sie war lang und erregt, erregt wie gar manche 
Situngen jener Zeit. 

Es läßt fih das leicht erklären, da der Minifter: 
wechſel unter ganz ungewöhnlichen Berhältniffen erfolgt 
war und die von Rogier vorgenommene Kammerauflöfung 
eine ganz andere Mehrheit herbeigeführt hatte. Es hing 
das mit dem jog. Wohlthätigfeitsgeieke zufammen. 

Schon jeit Jahren war das Wohlthätigkeitsweſen 
ein Streitgegenitand unter den Parteien gemwejen. Die 
Grundlage der öffentlichen Wohltyätigkeitsftiftungen bildete 
noch die franzöfifhe Gefetgebung vom Jahre V. Im 
Januar 1854 legte die Negierung einen Gefegentwurf 
vor, wonad der Drtsgeiftliche ſtets von Gejegeswegen 
Mitglied des Wohlthätigfeitsamts fein follte und eine 
Vereinfahung der geſammten Einrichtungen erſtrebt wurde. 
Doch jtieß die Vorlage auf Hindernifie. 

Als die Kammerwahlen von 1854 und 1856 — je 
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zu Ya — eine entichieden klerikale Mehrheit ergaben, nahm 
die Frage eine für die liberalen Anfchauungen höchſt un- 
erfreulihe Wendung. Schon im Januar 1856 ward eine 
neue Gefetvorlage sur les etablissements de bien— 
faisance, in 108 Xrtifeln, gemadt. Diejelbe ließ neben 
den öffentlihen Behörden administrateurs et distribu- 
teurs speciaux unter einer gewiſſen Aufſicht nad) dem 
Willen der Stifter 2c. zu. Dieſes und einiges Andere 
war aber nicht im Gejchmad der Liberalen und der Gegner 
des neuen Klofterwejens. Als gleihwohl die Annahme 
und der Erlaß des Gefeges bevorftand, brachen gegen 
Ende Mai 1857 an mehreren Orten Unruhen aus. 

Nun trat der König perfönlich in’s Mittel; die Sache 
ward verſchoben und Ende uni ein vorläufiger Kammer: 
Ihluß beliebt. Zwar vertheidigte das Miniſterium noch) 
jeine Stellung; als aber im Oktober die Gemeinde: 
wahlen entjchieden gegen den Wunſch der Regierung aus: 
fielen, erfannte De Deder den Umſchwung der öffentlichen 
Meinung und trat zurüd. Sein Nachfolger Rogier jchritt 
jofort zur Kammerauflöfung und ordnete Neuwahlen auf 
den 10. December 1857 an. 

Ich befand mich damals in Dftende und war hier 
und im benachbarten Brügge, wo Bilhof Malou oder 
Maloutje, wie die Gegner ihn jpottend anfprachen und 
anfangen, das Regiment führte, Zeuge von der außer: 
ordentlihen Aufregung und zum Theil Erbitterung, welche 
unter den Parteien herrjchte. 

Selbit für belgiiche Lejer war die Wuth in den ver- 
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fchiedenen Blättern, namentlih in den Zeitungen der 
Klerifalen, eine unerhörte. Die neue Verwaltung hieß 
nicht anders als das Minifterium des Aufruhrs, des 
Straßenpflafters 2c. Ja ſelbſt ruhige, wohlmeinende Beob- 
achter waren damals mit dem Gange der Dinge nicht 
einveritanden. 

Ich meines Theils fand mich veranlaft, durch einige 
Artikel an deutiche Blätter zur richtigen Würdigung der 
Sachlage beizutragen. „Die Herifalen Blätter,” hieß es 
in einem derjelben, „werden nicht müde, den Minifter- 
mwechjel als einen unparlamentarifchen, unfonftitutionellen, 
höchſt beflagenswerthen Vorgang darzuſtellen; das jeßige 
Minifterium jei ein Erzeugniß der Wühlerei und der 
Gemwaltthätigfeit, ein „Minijterium des Aufruhrs“, das, 
aus dem Straßenpflajter hervorgegangen, jein Amt mit 
einer Berfaffungsverlegung begonnen habe; der König 
jelbjt jei während des ganzen Verlaufs wie auf den Wogen 
des Zufall umbhergetrieben worden. Auch auswärtige 
Blätter jtimmen in diefen Ton ein. Es wird jelbit be- 
dauert, daß die Armee, die dem Lande doch genug Eoite, 
nicht zu Nugen und Frommen der „Ordnung“ verwendet 
worden jei, und dergleichen mehr. 

„Betrachtet man die Sache mit unbefangenem Blid, 
jo läßt fich nicht verfennen, daß der ordnungsmäßige 
parlamentariihe Gang allerdings duch aufrührerifche 
Bewegungen beeinträhtigt worden ift; auch muß zuge: 
geben werden, daß ein Minijterwechjel in Folge von Ge: 
meindewahlen eine jehr ungewöhnliche Erſcheinung ift. 
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Allein auf der andern Seite darf die Urſache jener Be— 
wegungen nicht außer Acht gelaſſen werden. 

„Würdigt man dieſe und vergißt dabei das Weſen 
über den Formen nicht, fo wird man in dem Miniſter— 
wechjel und in jeinen Folgen nicht fowohl das Ergebniß 
geſetzwidriger Auflehnung, als vielmehr das Mittel, in 
die rechten Bahnen wieder einzulenfen, finden. Allerdings 
hatte die Mehrheit der Landesvertretung nur eine ver: 
faſſungsmäßige Befugniß ausgeübt, als fie das Wohl: 
thätigfeitsgefe durchführen wollte; aber fie hat dabei die 
Grenzen politifher Mäßigung nit gewahrt. Die Mehr: 
beit darf die Minderheit nicht unterdrüden wollen. Es 
iſt eben Sade der ftaatsmännifchen Einficht und Umficht, 
das richtige Maß zu finden und anzuwenden. Die zweite 
Kammer hat aber eine joldhe Weisheit nicht bemährt; 
auch das Minifterium jcheint fih in der Würdigung der 
öffentlichen Meinung getäufcht zu haben. Erſt als an 
mehreren Orten Unruhen ausbradhen, wurde auf den Rath 
des Königs, neben Bertagung der Kammern, die Geſetzes— 
vorlage als bejeitigt betrachtet. 

„DBielleiht wäre es jchon damals an der Zeit ge: 
weſen, zu einer Kammerauflöjung zu jchreiten und die 
wahre Meinung des Landes feitzuitellen. Allein ficher 
geihah es aus guten Gründen und in befter Abficht, 
wenn unmittelbar nach den Unruhen ein ſolcher Schritt 
vermieden wurde. Es war auch entjchuldbar, wenn ein: 
flußreihe Männer die Anficht feithielten, daß ein unheil— 
barer Ri zwiihen der Kammermehrheit und der öffent- 
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lien Meinung noch nicht bejtehe. Als aber die Auf: 
regung fortdauerte, als namentli in Gent der Streit 
fortgejegt wurde, als endlich die Gemeindewahlen zum 
politiihen Probirſtein gemacht wurden und wider die 
Klerifalen ausfielen, da mußte es auch dem blödeiten 
Auge klar werden, daß ein Einklang zwijchen den Kam: 
mern und dem Lande nicht mehr vorliege. 

„And mit diefer Einficht mußte auch die Heberzeugung 
fommen, daß eine Berufung an die Wähler, aljo eine 
Auflöfung der Kammer, unvermeidlich jei. 

„Das Miniiterium De Deder konnte nun entweder 
zurüctreten und jeinen Nachfolgern die Auflöfung über: 
laſſen, oder es konnte jelbit auflöfen, um jeinerjeits durch 
Befragung des Landes eine erneute und jichere Grund: 
lage zu gewinnen. Daß es den eriten Weg einfchlug, 
zeigt, wie wenig es dem Ausfall der Wahlen getraut hat. 
Die Minifter find nicht dem Aufruhr gewichen, fie find 
auch nicht wegen der Gemeindewahlen an ji zurüd- 
getreten, jondern fie haben das Feld geräumt, weil fie 
aus beiden die Ueberzeugung fchöpften, daß fie in den 
Kammern feine Mehrheit hatten, welche mit dem Lande 
im Einflange war.“ ... 

Die Neuwahlen vom 10. December beitätigten dieje 
Annahne. Die Klerifalen unterlagen, troß der außer: 
ordentlichiten Anftrengungen. Namentlich in Gent wurden 
ftatt der fieben Elerifalen fieben liberale Vertreter mit 
einer Mehrheit von etwa 250 Stimmen gewählt; darunter 

der junge Advofat Ban der Stichelen, der, obwohl noch 
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völliger Neuling, demnächſt jogar in’s Miniſterium über: 
ging und die öffentlihen Bauten erhielt. 

Ditende mit den umliegenden Ortichaften behielt den 
bisherigen liberalen Abgeordneten Ban Iſeghem bei. 

Hier konnte man recht fehen, welcher Eifer bei den 
Wahlen entwidelt wurde. Es war nad) Lage der Dinge 
nicht die mindeite Ausficht vorhanden, den Elerifalen Kan: 
didaten, welden Biſchof Malou bei einem Gajtmahle ge- 
wonnen haben jollte, durchzubringen. Dennoch wurde das 
Staunenswerthefte geleijtet. Die gefammte Geiftlichkeit 
war in Bewegung; bis an die Thür des Saales wurden 
die Getreuen oder vielmehr die verdächtigen Willigen von 
ihren Pfarrern geleitet. Auch andere, weniger ehrenhafte 
Mittel waren nicht unverjucht geblieben. So wurde ein 
Brief veröffentlicht, worin den Zandleuten eingeredet war, 
die „Freimaurer“ würden nah den Wahlen die Kirchen 
Ichließen, die Gloden einfchmelzen, um daraus Sous und 
Standbilder aux faux Dieux zu fertigen ꝛc. 

Indefjen ließ ſich die Mehrheit der Dörfler nicht 
einfangen. Yan Sjeghem und jeine Gehülfen waren aud) 
nit müßig geweſen. In hellen Haufen fanden fich ihre 
Anhänger ein, viele zu Wagen mit bändergejchmüdten 
Pferden und PBorreitern und mit großen Inſchriften: 
Hulde aen M. J. Van Iseghem! und dergleichen mehr. 
Die Stadt jelbit hatte ein Anjehen, als wäre die geſammte 
Einwohnerjchaft auf den Beinen, wenigitens alle Weiber 
und Straßenjungen. Ueberall Gruppen, welche fangen, 
jubelten, tanzten, jprangen, hochriefen, ohne Aufhören, bis 
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in die jpätefte Nacht hinein. Dazu Kanonenſchüſſe, Muſik— 
lärm, Spottlieder auf den PBfaffenfandidaten und auf 
„Maloutje“ nad der Melodie eines gangbaren Gafjen- 
bauer: Pier la la, Pier la la! 

Als dann endlich das Wahlergebniß befannt wurde: 
Sieg der Liberalen, mit 661 gegen 201 Stimmen — da 
war vollends fein Ende und feine Grenze. Auf großen 
Scautafeln wurde der Name des Gemwählten umher: 
getragen, unter Gejang und Geſchrei und endlojen Lebe— 
hochs. 

Am tollſten geberdeten ſich die Mädchen. Ich habe 
Haufen von Dutzenden geſehen, die eng zuſammenſtanden 
und Viertelſtunden, ja halbe Stunden lang unaufhörlich 
ſingend oder ſchreiend auf- und niederſprangen, ohne auch 
nur um einen Fuß breit den Platz zu ändern, und dabei 
wußte ſicher nicht ein Einziges, worum ſich's eigentlich 
handelte. 

Auch in den Tanzſälen ſieht man ſolches Hüpfen 
und Stampfen im Takt. 

Abends gab's natürlich einige Ständchen; auch ſollte 
eigentlich die Stadt erleuchtet werden. Allein da war doch 
der Geldpunkt ſehr weſentlich in Betracht gekommen. 
Oder ob alle Häuſer leer, alle Füße und Hände draußen 
warn? Kurz, ganze Straßen, der Krautmarkt und andere 
Pläge nicht ausgejchloffen, blieben völlig dunkel; jelbit 
am großen Markt und in der Weititraße waren nur 
wenige Feniter erhellt. Dafür wurde das Fehlende in 
den Zeitungen nachgeholt. So jtand in der Indepen- 
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dance zu lejen: „lillumination etait presque gene- 
rale.“ — 


Der Name des Gemwählten, Van Iſeghem, iſt uralt 
und echt vlamifchen Klanges; aber von der Bedeutung 
er vlamijhen Frage ſchien fein Träger nicht die leifeite 
Ahnung zu haben. In der Kammerfitung vom 10. De 
cember 1858 ſchwieg er, — wie faſt inmer. 


Dagegen nahmen viele Andere und darunter die 
nambhaftejten das Wort. Auch Lebeau ſprach. Alle be: 
mühten fich zufehends, Wohlwollen und fachliches Urtheil 
an den Tag zu legen; aber dennoch machte die Situng 
auf Jeden, der tiefer jah und den Vorgang unbefangen 
auffaßte, den allerflägliditen Eindrud. Wie jchon jo 
oft, jo zeigte es fich auch dies Mal: die Behandlung der 
nationalen Frage von Seiten der Staatsgemwalten 
hatte fait immer unter dem überwältigenden Einfluffe der 
Barteijtellung zu leiden. Sind die Klerifalen am Ruder, 
jo reden Liberale, herrſchen die Liberalen, jo ereifern 
ih die Klerifalen für die vlamiſche Sache. 


Am 10. December war die Reihe an den Klerikalen: 
die Herren Coomans, De Haerne, Dumortier und Andere 
ſprachen fich lebhaft und nahdrüdlid für die Berüd- 
fihtigung der Beſchwerden aus; dagegen hatten die libe: 
ralen Abgeordneten von Gent, Brügge, Antwerpen, 
Dftende, überhaupt aus den vlamifchen Landestheilen, 
fein einziges Wörtchen für die Sache ihrer Landes: 
iprahe. Sie überließen die Wortführung den Partei: 
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genofjen aus den walloniſchen Landestheilen, den Herren 
Lebeau und Rogier aus Lüttich u. A. 

Und diefe Herren flofjen denn aud über von ſchönen 
Redensarten. „Je ne me crois pas avoir à defendre,“ 
meinte Rogier, „contre le reproche de manquer de 
sympathie, d’inter@t, de justice envers la langue fla- 
mande .... Aucun cabinet ne s’est jamais montre 
hostile a l’egard de la langue flamande; au contraire, 
on a toujours voulu respecter ce grand intérôêt national!“ 

Hätte er von Allem das Gegentheil gejagt, jo 
wäre er der Wahrheit weit näher gewejen. Herr Rogier 
jelbft hatte als vieljähriger Minifter und als ehemaliger 
Guvernör der Provinz Antwerpen nicht das Mindeſte 
gethan, um den Gebraud des Vlamiſchen in der öffent- 
lihden Verwaltung herzujtellen oder zu fördern; aber 
freilih, er hat neuerdings einen dreijährlichen Wettpreis 
für das beſte Bühnenftüd geitiftet und empfahl die 
Gründung einer vlamijchen Deklamationsſchule in Ant: 
mwerpen, um die fremden Stüde, „les el&ments exo- 
tiques“ und die verjchiedene Ausſprache von der Bühne 
zu entfernen, und rief nun mit faſt lächerlicher Genug— 
thuung und Wichtigkeit: „Eh bien quai-je fait?“ .,. 

Lebeau mußte zwar zugejtehen, daß er „partisan tres- 
sincere de la propagation dans toutes les provinces 
de la langue francaise“ jei, aber er rief den Minifter 
des Innern zum Zeugen cuf. ob er ihm nicht wiederholt 
empfohlen habe, dem vlamiſchen Theater in Brüfjel 
jo viel als möglich zu Hülfe zu fommen. 
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Wie mag der alte Schlaufopf dabei in fich hinein 
gelächelt haben! 

Die gutmüthigen Vlamingen glauben nicht Wunder, 
was geleitet werde, wenn auf einem Liebhabertheater 
vlamijche Stüde gegeben werden und überſchätzen es meiſt, 
wenn die Regierung folche Gejellichaften unterjtügt; Herr 
Lebeau aber fannte das und überjchägte es nicht. Er 
wußte recht gut, daß durch dergleichen Spielereien oder 
Liebhabereien der Fortſchritt des Franzöſiſchen nicht 
im Mindejten beeinträchtigt wird. 

Herr Lebeau mar überhaupt einer von den Wenigen, 
welche genau mußten, was fie wollten. Keine Bejchrän- 
fung des Franzöfifchen, feine Unterdrüdung des Vlami— 
ichen, jondern „Freiheit“; denn der Gebrauch der Sprachen 
ift nach der Verfaſſung „facultatif“, folglih auch für bie 
Regierung und ihre Beamten. Lebeau und feine An: 
hänger erfannten wohl, wohin unter folchen Umjtänden 
der Sieg fih neigen mußte. Er wollte das Blamifche 
nicht gewaltjam verdrängen, bei Leibe nicht! aber er wollte 
es durch das Franzöfiiche erjtiden und zwar mit zar: 
tefter Rüdfiht und voll Hochachtung für feine ehrenvolle 
Herfunft — „sans manquer de respect pour tout ce qui 
se rattache aux souvenirs, aux traditions, à la langue 
des Flamands“. Kann man mehr verlangen? ... 

Schwankend oder unklar dagegen zeigten ſich die 
meiſten Ylamingen. Sie verloren ſich in zerjtreuten und 
zerftreuenden Einzelnheiten oder in allgemeinem Frei— 
heitsverlangen, ftatt einfach die grundſätzliche Gleich: 
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Haltung der vlamiſchen und wälſchen Zandestheile zu 
begehren. 

Nicht darauf fommt es an, daß Jeder eine vlamifche 
Antwort erhält, der eine vlamiſche Eingabe macht, nicht 
darauf, daß in Lier eben jo viele Stunden vlamifcher 
Unterricht ertheilt wird, wie in Nivelles franzöfifcher, und 
was dergleichen Einzelnheiten mehr find, welche man 
betont bat; jondern darauf ift zu fehen, daß in den 
flandriſchen Provinzen das Vlamifhe die Amtsſprache 
jei, wie in den wallonijchen das Franzöſiſche. 

Selbit Herr Coomans, der Entjchiedenite in der 
Kammer, der eine solution definitive, utile, immediate 
verlangte und Keinen in den vlamijchen Ortichaften an- 
geſtellt wiſſen wollte, der nicht des Vlamiſchen mächtig 
jei, ſelbſt diejer eifrige Elerifale Ylaming trat Herrn Dolez 
nicht klar und fejt genug entgegen, als diejer warnend 
rief: „ne posons pas des principes, dont la formule 
serait introuvable et la recherche desquels il serait 
par consöquent dangereux de nous livrer.“ 

Niemand antwortete Herrn Dolez, daß die Formel 
jehr einfach und ihre Aufitellung jehr ungefährlich, ja 
heilſam und nothwendig ſei, daß aber die bloße Kennt= 
niß des Vlamifchen wenig nüge, wenn die Beamten es 
nicht anwenden, vielmehr unter dem Einflufje des bis- 
berigen Gejchäftsgangs und des jteten Beifpiels von Oben 
mittelbar oder unmittelbar zum Gebraud des Franzö- 
ſiſchen ermuntert werben. Die vlamifchen Provinzen find 
vlamiſch zu verwalten, wie die wallonishen franzöſiſch; 
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dort bildet das Franzöſiſche die Ausnahme, hier das 
Vlamiſche; in beiden Landestheilen wird die Kenntniß der 
Landesſprache von jedem Beamten verlangt, die 
Kenntniß der andern gefördert. Das wäre eine ein— 
fache und klare Formel, die freilich nur eine allmähliche 
Anwendung und Ausführung zuläßt, deren Durchführung 
aber um ſo ſchwieriger wird, je länger man zögert. 

Erſt in neuerer Zeit haben die Vlamingen und ihre 
Freunde in dieſem Sinne ihre Forderungen aufgeſtellt 
und betrieben. 

Im März 1859 legte Rogier der Abgeordnetentammer 
eine ausführliche Beurtheilung des erwähnten Kommiſſions— 
berihts vor. Aber weder hierdurch, noch durch die mei: 
teren Verhandlungen ward die vlamiihe Angelegenheit 
in ihrer nationalen Bedeutung mwejentlich gefördert. 

Auch der thatfählihe Gebraud des Franzöfiichen 
blieb im Wachſen. Während eine in Paris erjchienene 
Schrift das Franzöſiſche der Belgier verhöhnte, die Selbit: 
ttändigfeit des Landes als ein demembrement de la 
France betrachtete und von einer contrefacon de nation 
redete, fuhren die Herren in Brüffel und Gent, in Brügge 
und Antwerpen, in Ypern und Löwen fort, fich franzöſiſch 
zu geberden. Und noch mehr die Damen! 

Den vielfahen Verunglimpfungen der Kommifiton 
gegenüber gaben ihr die Vlamifchgefinnten am 25. April 
1859 ein Anerfennungsbantett, woran etwa 200 Perjonen, 
zum Theil Abgeordnete von Vereinen ꝛc. Theil nahmen, 
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meiner und meiner Schrift mit lebhafter Anerkennung 
gedacht wurde. Aber bezeichnend genug: nicht ein ein= 
ziges liberales Kammermitglied war anmejend! 

Sch ſelbſt war durch Unwohlſein an der Theilnahme 
gehindert. 

Ein bemerfenswerther Uebelſtand ſchien mir darin zu 
liegen, daß der Verlauf der Verhandlungen über den 
Kommiffionsbericht, ſowie überhaupt die Bedeutung der 
vlamischen Bewegung, nicht genugſam bekannt und zum 
Verſtändniß gebracht wurde. Die gelejenten öffentlichen 
Blätter des Landes waren meift gegneriſch gefinnt, na= 
mentlich die franzöſiſch gejchriebenen; von den eigenen 
Zeitungen der Wlamingen aber konnte ınan vielfach jagen, 
daß fie „nur den Chrijten das Chriſtenthum predigten“. 
In die Mafje der Bevölkerung gelangte jo gut wie Nichte. 

Ich faßte daher den Gedanken ins Auge, ob nidt 
durch kleine, £lar gejchriebene, zahlreih aber unentgelt- 
lich zu verbreitende Flugblätter zu helfen fei. 

Um meine Anfchauungen jogleih zu bethätigen, 
ſchrieb ich jelbit eine Reihe kurzer Aufſätze über das Ziel 
der vlamischen Bewegung, über die Behandlung der Sade 
in den Kammern, über die Stellung derjelben zu den 
politiichen Parteien u. ſ. w. u. ſ. w. und ftellte diejelben 
meinen Freunden zur Verfügung. Allein leider jtieß die 
Ausführung des Plans, namentlih der Geldpunkt, auf 
größere Schwierigkeiten als ich gedacht hatte. 

Ich mußte mich daher zunächſt damit begnügen, die 
mir zugängliden Zeitungen zu benugen. Insbeſondere 
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erihien zu Anfang Auguft an der Spige der Kölniſchen 
Zeitung ein gedrängter Artifel über die ganze Lage der 
Sache. Dann aber nahm mich der in Heffen beginnende 
Verfaſſungskampf vollauf in Anſpruch. 

Doch verlor ich die vlamiſche Angelegenheit nicht 
ganz aus den Augen. ch gehörte namentlich zu Denen, 
weldhe der füniglihen Verordnung vom März 1860, mo: 
durch ſ. g. Leſekomite's — Lesecomiteiten — zur Hebung 
des vlamiſchen Theaters mit Preisvertheilungen einge- 
führt wurden, viel Schein und wenig Werth beimaßen. 

Als im Frühjahr 1861 die Ueberzeugung allgemeiner 
geworden war, daß der Streit hauptſächlich mit politi: 
hen Waffen geführt werden müſſe, und als auf den 
19. Mai eine große Verfammlung nad Brüfjel ausge: 
Ichrieben wurde, um einen „vlamifchen Verbund“ be: 
hufs Einwirkung auf die Wahlen zu gründen, da unterließ 
ih nicht, diejen bemerfenswerthen Aufſchwung aud in 
deutihen Blättern, namentlich in der Frankfurter „Zeit“ 
(Ar. 30) eingehend zu beſprechen und freudig zu begrüßen. 

Meine Freunde in Brüffel bejorgten fofort eine vla— 
miſche Ueberſetzung des Artifels; „der Germane” aber, 
ein in Brüffel erfcheinendes „Deutſch-Belgiſches Wochen: 
blatt”, druckte zwar ebenfalls den Aufſatz ab, fügte aber 
eine Reihe von Bemerkungen hinzu, die eben nicht geeignet 
waren, die Vlamingen zu ermuthigen und die Sache zu 
fördern ; „die vlamiſche Frage jei feine nazionale, 
jondern eine Rechtsfrage“, fie habe fih deshalb „die 
politiihen Barteifragen” bisher eben jo wenig unter: 

2* 
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ordnen können, als fie dazu in Zukunft im Stande 
jein werde; ich ftehe der Sache zu fern, hege fromme 
Wünſche ac. ıc. 
Dadurd wurde dann eine weitere, noch eingehendere 
Würdigung der vlamiſchen Bewegung meinerfeits erfor: 
derlich (Nr. 65 der Zeit), und dies hatte wiederum einen 
wunderliden, lediglih auf einer mißveritandenen An: 
führung beruhenden Angriff des Dr. Coremans in Brüffel 
zur Folge, jo daß felbit diefe Epifode zeigte, welch' ver: 
Ichiedenartige Töne noch durch einander klangen. 


Inzwiſchen war der „Verbond“ wirflih zu Stande 
gekommen und am 17. November in einer zweiten Ver— 
fammlung zu Brüffel eine Art Gentralleitung feſtgeſetzt 
worden, wenn auch in lojejter Form. 


Der Erfolg blieb nicht aus. Bei den nächſten Wahlen 
fiegten die Blamingen in Gent aufs Schlagendite. Unter 
Andern ward der Advofat De Baets gewählt, welcher bei 
den Adrefdebatten am 3. und 4. December 1861 die vla— 
miſche Sache mit Eifer vertrat. 

Die Freunde jubelten. „Vous pouvez ötre sür,“ 
ſchrieb mir Daugenberg, der fich bald der franzöfijchen, 
bald der vlamishen, bald der deutjchen Sprache be: 
diente, „que ce resultat est le prelude ä d’autres 
vietoires“ etc. 

Leider konnte ich dieſe Zuverficht nicht theilen. Ich 
hatte die Wlamingen und ihre Sache zu gut fennen gelernt, 
als dab ich jo leicht an die unerläßlihe Einmüthig— 
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feit, an Ausdauer, Unterordnung und Selbftentfagung 
hätte glauben können. 

Gewiß charakteriſtiſch war dabei die Verwunderung 
des Freundes, Daß ich ganz davon ſchweige, daß der Plan 
eigentlich von mir herrühre. „Je vous felicite de l'idée 
que vous avez tout le premier mise en avant. Si vous 
etiez Mr...., vous m’eussiez repete sur tous les tons 
que vous ötes bien positivement le créateur du plan 
qui porte fruit; mais vous vous contentez de voir 
marcher lidee sans reclamer l’honneur“ ... 

Ya, hätte ich mich nur noch mehr zurüdgehalten! 
Später habe ich zum öftern erfahren, wie vathjam es ift, 
ſich mit leifer Anregung zu begnügen und Andern das 
Vorgehen zu überlafjen. 

Meine Bejorgniffe gingen leider nur allzufchnell in 
Erfüllung. Schon dem in der Abgeordnetentammer mit 
61 gegen 41 Stimmen bejchloffenen Adreßzuſatze konnte 
ih nur wenig oder gar feinen Werth beilegen; De Baets 
hatte beantragt: „Wir hoffen, daß die Regierung die von 
den Vertheidigern der vlamiſchen Sprache und Literatur 
jo oft bezeichneten Beſchwerden abitellen werde”. Der 
Abgeordnete Ernft Yan den Peerebom aber, ein Vetter 
des gleichnamigen Minifters des Innern, Beide aus Flan- 
dern, drang mit der abjehwächenden, wenig oder nichts 
jagenden Faflung durch: „wir hoffen, daß die Regierung 
den von der flandrifchen Bevölkerung aufgeitellten, für 
begründet erfannten Verlangen gerecht werden wird.“ 

Dann zerfiel der Verbund felbit, noch ehe was Er: 
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hebliches durchgefegt worden war. Mißtrauen, Eiferfucht ꝛc. 
loderten gar bald das mühjam gefnüpfte Ba ıd. Statt 
die Nothwendigkeit einer faſt diktatoriichen Gewalt anzu: 
erkennen, war jeder der zahlreichen Fleinen Vereine und 
Perjönlichfeiten für die eigene Selbititändigfeit bejorgt. 
Die Hauptichuld aber ward von liberaler Seite den fon: 
fervativen vlamijchen Abgeordneten und Wählern gegeben, 
die ihre Zufagen nicht erfüllt hätten. Kurz das alte 
Lied war wieder da. Statt daß es heißen mußte: vor 
allen Dingen nazional, zunädft vlamijch! und dann 
erit liberal oder Elerifal oder radifal — jah man wieder 
nur liberale und klerikale Vlamingen, die ſich bei den 
Wahlen neutralifirten. 

Selbſt der deutſch-franzöſiſche Krieg hat daran nichts 
Wejentlihes geändert. Der brave Daupenberg war in: 
zwiſchen verjtorben, leider allzu früh! Sein Schwieger: 
john De Cort, Profeſſor Heremans in Gent und andere 
Freunde vertraten im „Volksbelang“ und in fonftigen 
vlamiſchen Blättern lebhaft die deutſche Sache, während 
faft die ganze übrige belgifche Preſſe entjchieden, zum 
Theil wüthend, auf franzöfifher Seite ftand; aber die 
Hoffnungen, welche zugleich für die vlamiſche Angelegen: 
heit an die Siege Deutjchlands gefnüpft wurden, fonnten 
und werden ſich nicht jo bald erfüllen. 

Die Vlamingen müfjen verfuchen, einen ganz anderen 
Menſchen anzuziehen, ſonſt ilt ihrer Sadhe ohne ganz 
ungewöhnliche eingreifende Ereigniſſe nicht zu helfen, wie 
ih das im März:Heft der Preußiſchen Jahrbücher 
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von 1872 und ſpäter in meinen „Belgiſchen Studien“ 
ausführlicher entwidelt habe. Mag aud die „vlamijche 
Bewegung” ihren Fortgang haben, der Fortſchritt der 
franzöſiſchen Sprade überholt diejen bei Weiten. 

Schon bei den Verhandlungen vom 10. December 
1858 befannte der vormalige Minijter De Deder, daß die 
Verwaltung bis zum entlegenjten Dorfe franzöfifch jei 
— jusque dans les communes les plus reculdes se 
fait aujourd’hui en frangais — und nannte dies eine 
anomalie souvent parfaitement ridieule; wie mag es 
erit gegenwärtig ftehen?! Es Elingt unglaublich, aber es 
ift leider wahr: mehr als zwei Millionen Vlamingen 
lafjen fi von der walloniihen Minderheit bis zum 
entlegenften Weiler in franzöfiiher Sprache regieren, 
rihten, befehligen, von der fie faum ein Wort ver: 
jtehen. 

Manche haben in ihrer Verzweiflung gerathen, Die 
vlamifche Bewegung ganz einzujtellen oder dahin zu mo— 
dificiren, daß die hochdeutjche Sprache als Amts: und 
Schriftfpradhe angenommen werde. Schon in den dreißiger 
und vierziger Jahren wurden ſolche Vorſchläge gemacht, 
namentlih auch von deutjcher Seite. In neuerer Zeit 
bat unter Hinweifung auf die deutjchen Kriegs: und 
Friedenserfolge Herr Vanderkindere in Brüffel in einer 
befonderen Broſchüre denjelben Rath gegeben. Allein ich 
halte die Befolgung defjelben, zumal unter den jegigen 
Staatöverhältniffen, für eine vollitändige Unmöglichkeit, 
jelbt dann, wenn die vlamiſchen Wortführer damit ein: 
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veritanden wären, was jie aber, mit wenigen Ausnahmen, 
durchaus nicht find. 

Wie ſchon 1857, 1861 und 1872, fo bin ih auch 
noch jet der Meinung, daß die Blamingen fi ganz an 
das holländiſche Schhriftentyum und mit diefem an das 
deutihe Weſen, ftatt an Frankreich, anlehnen müffen ; 
von einer Annahme der hochdeutjchen Sprade aber kann 
nicht die Rede fein. 

Wenn in Nr. 29 der „Gegenwart“ von 1872 Klaus 
Groth mir einen gegentheiligen Rath, nämlich den Kath, 
das Hochdeutiche anzunehmen, zur Zajt gelegt bat, jo 
fteht das in klarem Widerſpruch mit meinen Schriften und 
der Freund hat es felbit in Nr. 10 des Jahrgangs 1873, 
wenn auch in etwas verblümten Wendungen, berichtigt, 
als ich ihn auf den Irrthum aufmerkſam machte. 

Nur ein ganz ungewöhnliches, zwingendes Geſchick 
fönnte die Vlamingen zur Annahme des Deutjchen be: 
wegen. „Wir fühlen warme Zuneigung für das große 
Diutterland,“ jchrieb mir am 21. Februar 1871, mit Rüd: 
fiht auf die erwähnte Schrift, Profeffor Heremans in 
Gent, „und wir hoffen alle Zeit eine Stüge an ihm zu 
finden; aber unſere Selbititändigfeit wollen wir darum 
nicht preisgeben. Ya wären wir gezwungen, zwiſchen 
Franfreih und Deutjchland zu wählen — waren wy 
nogtans gedwongen, tusschen Frankrijk en Ger- 
manje te kiezen — dann würden wir freilich feinen 
Augenblid zaudern und uns mit Gelafjenheit dem Bruder: 
volfe anſchließen.“ — 
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Im Sommer 1873 wurde ein erfter Anlauf von 
einiger Bedeutung gemacht, um den oft gerügten Uebel— 
ſtänden Abhülfe zu verjchaffen. 

Die Klagen über die Behandlung der Vlamingen 
vor Geriht und die jcharfen Rügen in der beutjchen 
Preſſe über das Verhalten der Regierung in der Sprachen: 
frage überhaupt waren doch zu laut geworden, als daß 
fie no länger hätten unberüdfichtigt bleiben können. 
Man ging damit um, den Code d’instruction eriminelle 
einer Revifion zu unterwerfen. Da bradte der Abge— 
ordnete Coremans einen Gejegvorichlag in Betreff der 
Handhabung der Rechtspflege in den vlamijchen Landes— 
theilen ein. Dies führte zu eingehenden Erörterungen 
und Berhandlungen: vom 11. bis 25. Juli 1873 wurde 
in der Abgeordnetenfammer ein Gejegentwurf berathen und 
beihloffen und auch vom Senat angenommen, der, im 
Auguft als Geſetz verfündigt, wohl geeignet ift, dem 
ſchreiendſten Unfug in der Rechtspflege abzuhelfen. 

Während bisher die Angefhuldigten in franzöfticher 
Sprade angeklagt und verurtheilt wurden, auch menn 
fie fein Wort davon verftanden, follen künftig nad $ 1 
des Gejeges in den vlamijchen Landestheilen die Ver: 
bandlungen zc. „Aa partir de la comparution du pr&venu 
devant le juge d’instruction“, vlamifch ftattfinden; doch 
können Zeugen und Nechtsbeiftände, wenn fie es vor: 
ziehen, fih der franzöſiſchen Sprache bedienen ꝛc. ꝛc. 

Das ganze Gejeg enthält nur ein Dutzend Artikel; 
die einzelnen Beſtimmungen halten fic) in den bejchei: 
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deniten Grenzen; und doch nahmen die Berathungen 
mehr als act Tage in Anſpruch; und doch konnten ſich 
viele „Liberale” nur mit dem äußerften Widerftreben zur 
Genehmigung verjtehen. Sa Männer wie Rogier, Orts 
u. A. vermodten es nicht einmal über fich zu gewinnen, 
für den 8 1 fich zu erklären, jondern enthielten fich der 
Abjtimmung. — Als der Wallone Fottrand mit „Ya“ 
antwortete — das erite deutjche Wort in den belgiſchen 
Kammerverhandlungen — rief er damit eine „hilarite 
generale“ hervor, und wenn in deutſchen Zeitjchriften 
behauptet worden ift, daß jogar ſchon 1857 die Kammer- 
Verhandlungen über die Spradenfrage „in vlamijcher 
Sprade” ftattgefunden hätten, jo beruht das nur auf 
argen Mißverſtändniſſen. 


Es leuchtet ein, daß die ganze Maßnahme nur eine 
jehr jpecielle Richtung hat; fie löſt nicht die Spraden: 
frage, auch nicht einmal theilmeije, jondern fie hebt 
nur einen Uebeljtand in Betreff der Angejhuldigten 
in den vlamijchen LZandestheilen. 


Meit entfernt, das Vlamiſche in den niederländijchen 
Gebieten für die Amts- oder auch nur für die Gerichts: 
Sprache zu erklären, werden faft nur individuelle Ver: 
fügungen getroffen. Ja die urjprüngliche Bejtimmung 
der Kommiljion, daß der öffentlihe Ankläger immer 
vlamijch reden folle, wurde jogar nad langen Debatten 
mit 83 Stimmen gegen 17 dahin geändert, daß, wenn 
die Vertheidigung (mit Genehmigung des Angeklagten) 
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der franzöfiihen Sprache fich bediene, alsdann auch der 
Ankläger franzöſiſch ſprechen dürfe. 

Nicht minder ungenügend gejtaltete jich ein Geſetz— 
vorschlag, der 1875 vom Elerifalen Abgeordneten Delaet 
eingebradt wurde und am 8. Mai in zwei Artikeln zur 
Annahme gelangte. Darnach jollen in den Provinzen 
Antwerpen, Limburg, Welt: und Ditflandern, jowie im 
Arrondiffement Löwen und im Arrondiſſement Brüffel Die 
Staats-Berwaltungsbeamten ihre Erlaffe niederländiich 
oder franzöfiih und niederländiich zugleich abfaſſen. Das 
erite ſoll geſchehen, jofern die Betroffenen in ihren Ein: 
gaben nicht jelbft die franzöfiihe Sprade gebrauchen oder 
ausdrüdlich deren Anwendung verlangen. Im Arrondifje- 
ment Brüfjel jedoch joll umgekehrt nur dann bloß nieder: 
ländiſch gejchrieben werden, wenn die Betroffenen es 
verlangen oder jelbft darin jchreiben. 

Am 11. Juni 1878 fand eine Neuwahl der Hälfte 
der Abgeordnetenfammer Statt und zwar vorzugsweiſe 
in den vlamiſchen Zandestheilen. Die größten Anftreng- 
ungen murden gemacht, um die langjährige flerifale 
Mehrheit zu bejeitigen. Und es gelang in der That, zum 
unbejchreiblihen Jubel der Xiberalen, und zwar unter 
wejentlicher Beihülfe der Blamingen, namentlich in Gent 
und Antwerpen. 

In den Wahlausihüflen wurden auch vlamijche 
Reden gehalten; die Wahlaufrufe wurden in vlamijcher 
Sprache oder in beiden Sprachen zugleich abgefaßt und 
De Geyter ſang: 


28 Vlamiſche Minifter. Die Zukunft ? 


Van’t ongediert der Papen 
Verlost ons vaderland! 

„Laat het ons ronduit bekennen“, jagte das Volks— 
belang; „sedert dat de Vlamingen zich in de strij- 
dende politiek hebben geworpen, hebben zij op 
eenige jaren tijds veel vooruitgang gedaan.“ 

Der Sieg ward errungen, und der zum Könige be: 
rufene Froͤre-Orban fand fich bewogen, zwei Vlamingen 
in's Minifterium zu berufen: Rolin-Jaequemyns ward 
Minifter des Innern, und bezeugte jofort feinen Eifer 
dadurch, daß er dem vlamiſchen Theater in Brüffel eine 
Unterjtügung zujagte und feinen eigenen Bejuch in Aus: 
ſicht ftellte. 

Ein Zweiter war Yan Humbeef. Ja es fand ich, 
daß felbft ein Dritter, Herr Graur, Minijter der Finan— 
zen, ein Anhänger der vlamiihen Sade war. 

Mas werden die drei Herren nun leilten? ... 

Man hat Manches geleiltet oder begonnen. — So 
find in Brüfjel neben den franzöfifchen wieder vlamiſche 
Straßennamen angeſchlagen worden 2c. Aber ein flarer, 
umfajlender Plan fehlt nod). 

Bei der im Sommer 1880 großartig gefeierten 
fünfzigjährigen Unabhängigkeit des Landes trat das Vla— 
miſche gegen das Franzöfiihe fait überall zurüd. Der 
König felbit jcheint niemals des Vlamiſchen fich zu be: 
dienen. — — 
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Ein zweiter, ausführlih von mir behandelter Gegen: 
itand belgiihen Staats: und Volfslebens betrifft die Art 
und Weiſe der Erziehung verwahrloiter Kinder. 

Die Rettungsanftalten, écoles de reforme, zu 
Ruyſſelede und Beernem, unweit Brügge, find in ber 
That eine Einrichtung, welche die eingehendite Aufmerk— 
jamfeit erregt und verdient. Sie find vom Staat ge: 
oründet, jtehen unter einem gemeinjchaftlihen Direktor 
und jollen fih wo möglich jelbit erhalten; die erjte für 
Knaben von 5 bis 18 Jahren, die zweite für Mädchen 
beitimmt. 

Die Anlage zu Ruyſſelede wurde um 1849 durch 
Ankauf einer verunglüdten Zuderfabrif auf einer Grund: 
Hlähe von etwa 127 Heftaren in einer ziemlich verkom— 
menen Sand: und Haidegegend begonnen und war anfangs 
auf 500, jpäter auf 600 Zöglinge, „Kolone“ genannt, 
berechnet. 

Beernem, eine halbe Stunde von Ruyſſelede ent: 
fernt und etwa 60 Heftare umfaſſend, wurde 1853 er: 
öffnet und auf 300 Kinder eingerichtet. Die Aufſicht und 
Pflege legte man in die Hände von Drdensjchweitern 
nebit einer Oberin aus dem Haufe „Unjerer lieben Frau” 
zu Namür, welde die Gejchäfte im Wohn: und Vieh: 
hauſe, in der Küche, Mäfcherei, Schule ꝛc. unter fich ver: 
theilten. 

Die Einrichtung, ſowohl in der Knaben: als in der 
Mädchenanftalt, zeigt überall einen militärischen Zuschnitt. 
Wie in Deutichland, namentlih im „Rauhen Haufe” und 
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jeinen Nahbildungen, von „Bamiliengruppen“, „Haus: 
vätern“ und dergleichen die Rede it, jo in Ruyſſelede 
von „Divilionen“ und „Eeftionen“, von chefs, sous- 
chefs 2. Vom früheften Morgen bis in die Nacht hinein 
erihallen Trompetenzeihen und Kommandorufe; felbit 
Schildwachen zur Nachtzeit fehlen nicht; alles widelt fich 
pünktlich nach vorgejchriebener Stunde auf Kommando ab, 
jogar das Beten, Bettmachen, Waſchen ꝛc. Auch zum Efjen 
und Trinken, wie zum Sclafengehen wird aufmarjcirt. 

Daß bei einer Shaar von Hunderten verwahrlojter 
ungen die jtrengite Zucht und Ordnung nothwendig ift, 
wenn jie lernen und gedeihen jollen, leuchtet ein. Und 
in der That muß man über die Ergebniffe Haunen, welche 
in Nupfjelede und Beernem erreicht worden find, um }o 
mehr ftaunen, wenn man erfährt, daß jede förperliche 
Züchtigung auf's jtrengjte unterjagt ift, und daß auch 
andere Strafen nur in auffallend geringer Anzahl vor: 
fommen. 

Ich habe mich mehrere Tage in Ruyſſelede aufge: 
halten und der gefammten Einrichtung und Thätigfeit 
vom Aufitehen bis zum Schlafengehen, in den Werf: 
jtätten, Schulzimmern, Küchen, Waſchhäuſern, Viehhäufern, 
auf den Feldern und in den Gärten, auf dem Erercier: 
plage und in der Zmeiganitalt für Schiffsjungen, Die 
größefte Aufmerkfamfeit gewidmet, auch die umfafjenden 
Berichte des Direktors bis zum Ende des Jahres 1857 
gelefen, und ich mußte eingeitehen, daß alle meine Er: 
wartungen weit übertroffen wurden. 


Abhandlungen über Rettungshäufer zc. 3l 


Eine ausführliche Schilderung meiner Wahrnehmungen 
findet jih unter dem Titel: „Die Rettungshäufer zu 
KRuyffelede und Beernem” — im eriten Hefte der Deut— 
ihen Vierteljahrſchrift von 1860, und eben fo in 
den „Belgiſchen Studien“. 

Sm Jahr 18/9 Habe ich den „Rettungsanitalten für 
verwahrlojte Kinder” eine bejondere Abhandlung gemwid: 
met, und namentlich die belgischen Reformſchulen in Ber: 
gleihung mit deutichen und anderen Anftalten ähnlicher 
Art, insbefondere mit dem „Rauhen Haufe” zu Horn bei 
Hamburg, eingehend beiproden. (Siehe Deutſche Zeit: 
und Streitfragen, Jahrgang VIII, Heft 114 und 115, 
Berlin, 1379), 

Bei aller Anerkennung der belgijchen Beſſerungs— 
ſchulen habe ich's auch an Tadel nicht fehlen laſſen. Zu: 
nächſt war mir eine übermäßige Unfauberfeit in der Küche, 
die freilich nie von einem weiblichen Fuße betreten wurde, 
jowie an einigen andern Stellen aufgefallen. Dann mußte 
mir die Entziehung der fräftigeren Nahrungsmittel zur 
Strafe bei verfommenen, häufig jfrophulöfen Knaben in 
den Jahren des Wahsthums geradezu als ein ſchwerer 
Unfug erjcheinen. 

Auch war es meinen Anjchauungen wenig entſprechend, 
dat man jelbit die Sechäzehn-, die Achtzehnjährigen nicht 
an den Werth eigenen Erwerbs und eigenen Belik- 
thums gemöhnte, fondern fie durchweg für die Anjtalt 
arbeiten ließ. 

Ferner verdroß mich’s, daß man mitten in Flandern, 
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jelbjt bei der Erziehung verwahrlofter Kinder, das Fran- 
zöfijche bevorzugte. Als ich den Direktor, einen geborenen 
Limburger, vlamiſch anredete, ſah er mich erftaunt an 
und fragte verwundert, ob ich nicht franzöſiſch veritehe. 
Dann hörte ih faum noch ein vlamiſches Wort von ihm. 
Auch die Aufjeher Sprachen meift franzöfifh. Alle Kom: 
mando's lauteten jo. Nur wenn geſcholten wurde, klang's 
gewöhnlih vlamiſch. Auch der alte Seehund, welcher die 
fünftigen Schiffsjungen zu bilden hatte, zog, obwohl ein 
geborener Franzmann, die niederdeutihe Scifferfprache 
vor, wenn er, mit dem jchiffsüblihen Tauende in der 
Hand, jeine braamgasten naa boven fdidte ꝛc. 

Ob dieſe und einige andere Mangelbaftigfeiten 
jämmtlich noch jegt beitehen oder ob Einiges inzwijchen 
befeitigt worden iſt, weiß ich nit. Es war mir zu 
meinem Leidweien nicht möglich, der Entwidelung der 
beiden Anjtalten fortwährend jo zu folgen, daß ich aus 
der Entfernung noch ein Urtheil über fie fällen könnte. 
Auch die Berichte, Die ohnehin etwa ein Jahr nad) meinem 
Beſuche aufgehört haben, reichen dazu nit aus; man 
muß mit eigenen Augen jehen und auch Andere, als die 
Vorgejegten hören. Wie würde ich mich freuen, wenn 
ih die merfwürdigen Anjtalten nochmals befuchen fönnte ! 

Nach einer Mittheilung des Geh. Raths Starke in 
Berlin, der die Anftalten in den legten Jahren von Amts—⸗ 
wegen bejucht hat, jcheint fih im Großen und Ganzen 
wenig geändert zu haben und das Gedeihen fortzudauern. 


— — — 
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Unter meinen jonftigen Aufzeichnungen und Studien 
über Belgien befinden ſich zwei Erörterungen, welche 
Fragen über die älteften Zeiten des Landes betreffen. 
Die eine behandelt den „Urfprung der Belgier, be- 
jiehungsweije der Vlamingen und Walen“ und geht bis 
auf die älteften Nachrichten und deren Auslegung zurüd; 
die andere betrifft insbejondere die Sprachſcheide zwiſchen 
dem Wlamijchen und Walifchen, bezw. Franzöfifchen, das 
Vordringen des leßteren und die Bedeutung der ver: 
ihiedenen Bearbeitungen der Thierfage oder der Gefchichte 
von Reinhart dem Fuchs, für den Verlauf der Sprad: 
anwendung. 

Wer fih mit der älteften Geſchichte Belgiens etwas 
beihäftigt hat, der weiß, wie unendlich beftritten dieſe 
Gegenftände find und wie namentlid die Kämpfe zwiichen 
den Isengrimmers und Blaeuvoeters (Blaufüßern) noch 
der Aufhellung bedürfen. Ich habe mich eine Zeit lang 
aufs eifrigite mit diefen Fragen beſchäftigt. Meine Auf: 
faffungen weichen mehrfad von den feitherigen Anfichten 
ab und der Verſuch ihrer Begründung, wie er ſich in den 
„Belgiihen Studien” findet, mag vielleicht zu neuen 
Prüfungen und Erforihungen, Veranlaſſung geben. 


Unter den zahlreihen Entitellungen und Unrichtig- 
teiten, denen ich in den Schriften über Belgien, namentlich 
auch in deutſchen Reifewerfen, begegnet bin, ift mir be— 


jonders ein Mißgriff gegenwärtig geblieben, welcher dem 
Fr. Detter, Lebenserinnerungen. IH. 3 
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jeligen Victor Amadeus Huber, der eine Zeit lang Pro: 
feffor in Marburg und Mitglied der kurheſſiſchen Stände: 
verfammlung war, in feinen Reifebriefen aus Belgien 
(Hamburg 1855) begegnet ift. Da fih’s um ein uraltes 
Bildwerf handelte und der Irrthum meines Willens noch 
nicht berichtigt war, die Frage aber immerhin eine 
gewiſſe funftgefchichtliche Bedeutung Hatte, jo widmete ich 
dem Gegenjtande eine bejondere Aufmerkſamkeit. Ich will 
das Blatt, welches darüber, wie es jcheint, in heiterer 
Laune niedergejchrieben worden ift, hier einſchalten (val. 
auch „Belgiſche Studien“, ©. 219, 220). Und zwar mag 
auch der Eingang mitlaufen, da meine Bemerkungen an 
den Urfprung und die älteften Baurefte der Stadt Gent, 
wo ich den Winter von 1858 zubrachte, gefnüpft find. 

„Weber den Urſprung Gent’s und die Ableitung 
jeines Namens ift viel gerathen und geftritten worden. 
Die älteften Nachrichten reihen nur bis zum fiebenten 
Yahrhundert. 

„Damals lag an der Stelle, wo fich die nachherige 
Hauptitadt Flanderns erhob, ein fefter Pla, welcher 
Ganda oder Gandavum castrum genannt wurde. Es 
it wahrſcheinlich, daß in den älteften Zeiten die Küften- 
ftrihe und namentlicd die Gegenden zwiſchen der Schelbe 
und dem Zwyn noch jo niedrig waren, daß Gent gemilfer- 
maßen als ein unmittelbarer Seehafen betrachtet werden 
fonnte. Wie jpäter Damme und Sluys, fo werden vor= 
dem auh Brügge und Gent dur Seeeinjchnitte und 
Binnengemwäfler mit dem Meere in Verbindung geftanden 
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haben. Wenigitens wijjen wir, daß Karl der Große zu 
Gent eine Flotte bauen ließ, um damit die Normannen 
zu befämpfen. 

„Segen 630 fam der heil. Amandus in die Nähe 
von Gent, um den beidniihen Bewohnern der Gegend 
das Chriftenthum zu predigen. Er ftiftete auf dem Blan- 
dinifchen Hügel — Mons Blandinus — jest St. Beters- 
berg — und am rechten Ufer der Schelde, vermuthlich 
an Stellen heidnijcher Heiligthümer, zwei Klöfter, welche 
jpäter zu großer Wichtigkeit und Berühmtheit gelangten 
und eine Zeit lang von Eginhard geleitet worden jind. 
Das letzte wurde von einem befehrten Edelmanne Allo: 
winus, genannt Bavo, reich begabt und erhielt darnad) 
den Namen St. Bavos-Abtei. Es gehörte jpäter zum 
jogenannten Reichsflandern, während das linfe Schelde- 
ufer mit dem Blandinus: oder St. Beters-Klofter unter 
der Lehnsherrlichkeit des Könige von Frankreich jtand, 
bis Kaifer Karl V. dies Verhältnig änderte. 

„Als diefer um 1540 Mapregeln gegen die auf: 
rührerifchen Genter traf und fie namentlich 150,000 Gold: 
fronen zur Anlegung einer Zwingburg und eine bleibende 
Abgabe von jährlich 6000 Gulden zu deren Unterhaltung 
zahlen ließ, wurde das Bavoskloſter als der geeignetite 
Platz dazu erjehen. Name und Kapitel gingen an die 
St. Zohannisfirhe über, und die zur Veſte umgebaute 
Abtei wurde nun Spanjaerdskasteel genannt. Diejer 
Name hat fich bis auf den heutigen Tag erhalten, ob- 
wohl die verhaßte Zwingburg jchon 1577 vernichtet und 
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ipäter nad der Wiederheritellung unter dem Herzog von 
Parma, nochmals abgerifjen worden ift. 

„Nur wenige Ueberbleibjel haben alle dieje Aender— 
ungen und Verwüſtungen überdauert. Aber jo gering 
fie find, fo gehören fie doch in alterthümlicher und kunſt— 
gefehichtlicher Hinficht zu den größten Merkwürdigkeiten, 
welche Gent und Belgien überhaupt befigt. Alle Zeit: 
alter, von der römiſchen bis zur ſpaniſchen Herrichaft, 
haben Spuren hinterlaffen. Ein Bauftil ift gleichfam 
in den andern bhineingehämmert und hineingemauert 
worden. 

„Belondere Aufmerkſamkeit erregen einige aufgededte 
Gräber von hohem Alter. Sie find aus Steinen ge: 
mauert, wobei die Kopf: und Körperform bejonders be- 
rückſichtigt worden ift. 

„Richt minder merkwürdig erjcheint ein ſtückweis 
bewahrtes Bildwerf in blauem Kalkitein, das den Sün— 
denfall und die Vertreibung aus dem Paradieje daritellt 
und vielleiht das ältejte Bildhauerdenfmal ift, welches 
Belgien aus chriftliher Zeit aufzumweifen hat. Es mag 
dem Zeitalter Karls des Großen angehören, wenn es 
nicht noch älter if. V. A. Huber (I, 54) wollte den Stil 
„faſt als celtifch bezeichnen“, was aber ſchwerlich für mehr, 
als einen bloßen Einfall gelten Tann. Zeichnung und 
Ausführung find jedoch wahrhafte Uranfänge bildnerifcher 
Darftelung. Das Ganze madht in feiner findlichen Un: 
befangenheit und Unbeholjenheit den heiterften Eindrud. 

„Aud) den „„Gedanken““ des alten Steinmetzen kann 
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man vielleicht anfechten. Huber ift in feiner Betrachtung 
des alten Gebildes fogar zu der Auffafjung gefommen, 
nicht die Schlange fei die Verführerin, jondern — ſchau— 
derhaft zu jagen! — Eva, indem dieje die verbotene 
Frucht nicht bloß annehme, jondern — jhauderhaft zu 
hören! — darreidhe, ja jogar „in's Maul ftede“, und 
zwar nicht dem Manne, fondern der Schlange, die früher 
allerdings — männlihen Geſchlechts war. 

„Indeſſen ift das alles doch nicht jo. ch habe wie: 
derholt die alten Ruinen befuht und zwar eigens zu dem 
Zwede, um die Beihuldigung des Herrn Huber im In 
terefje der Runftgefhichte und der Frauen-Ratur zu prüfen, 
was mir die lieben Evatöchter hoffentlich hoch anrechnen 
werden. Und da muß ich denn bekennen, daß ich der 
„Entdeckung“ Hubers durchaus nicht beipflichten kann. 
Die Annahme iſt eben ſo ungerecht gegen den Künſtler 
als verleumderiſch gegen „die Mutter der Lebendigen“. 
Nur ſo viel iſt richtig, daß die gute Urmutter die Hand 
etwas bereitwillig ausſtreckt, um der Schlange den Apfel 
aus dem Munde zu nehmen, was freilich um ſo un— 
nöthiger war, als ſie bereits mit der andern Hand eine 
Frucht an's Herz drückt und auch Adam ſchon beide 
Hände voll hat. Allein es mögen dies Früchte vom 
Baume des Lebens oder von anderen Bäumen fein. 
Auf alle Fälle ift doch ein großer Unterfchied zwifchen 
Aus dem Munde:nehmen und „Hineiniteden“. 
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Unter den Sehenswürdigfeiten Gent's haben die 
Beginenhöfe meine bejondere Aufmerkſamkeit in Anjpruch 
genommen. Es gab deren damals noch zwei und zwar 
die anfehnlichiten, welche Belgien überhaupt beſeſſen hat. 
Der „große Beginenhof” zählte 1858 etwa 600 Bewoh— 
nerinnen, der „Eeine” etwa die Hälfte Sie bilden ge: 

wiflermaßen eigene Stadtviertel und find durch Mauern, 
Gräben und Thore, die zur Nachtzeit gejchloffen werden, 
völlig abgejondert. 

Bis zu einem gemwiflen Alter müſſen die Beginen in 
den Conventshäujern wohnen; dann haufen fie, abgejehen 
von den Oberinnen, gewöhnlich zwei und zwei, in Fleinen 
ihmuden Einzelgebäuden, die häufig aud mit Gärtchen 
verjehen find. 

Das Leben diefer Frauenzimmer, die feine bindende 
Gelübde ablegen, jondern jeder Zeit austreten und hei: 
rathen können, indeffen fi nur höchit jelten zu einem 
jolden Schritt entjchließen, hat viel Eigenthümliches und 
Anziehendes. ch habe es genauer fennen lernen und in 
Nr. 50 flg. des Morgenblatts von 1860 und dann in 
den „Belgifhen Studien” bejchrieben. Die Höfe und 
Kirhen können zwar bei Tag in der Regel von Jeder: 
mann betreten werden; allein dadurd erfährt man nicht 
viel. Ich ließ mich daher von Frau Profeſſor Heremans, 
die auch für meine „godvruchtigheid“ befonders gut fagte, 
in einigen Conventen und Häuschen einführen und wurde 
bald jo befannt, daß der duitschman, wie ich ſchlechthin 
genannt wurde, meiſt ein gern gejehener Beſuch war. 
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So eingehend wie ich ſchien fi noch Niemand nach Allem 
erfundigt zu haben; man nahm daher fteif und feit an, 
daß ich darauf bedacht jei, in Deutjchland ähnliche An- 
ftalten zu gründen, was bei meinen Freunden feine ge: 
ringe Heiterfeit hervorrief. „Eine ſchöne Ausficht,“ meinte 
Heremans, „jo'n beggijntje-vader!” 

Neuerdings hat der große Beginenhof, der gleich dem 
fleinen Eigenthum der Stadt ift, eine andere Beftimmung 
erhalten. 

Bei dieſen und anderen Gelegenheiten war ich mit 
Heremans und feiner Familie immer genauer befannt 
geworden. Er ftammt aus Antwerpen, wo er am 28. San. 
1825 geboren wurde, das dortige Athenäum bejuchte und 
zu einem der eifrigiten und tüchtigjten Vlamingen ſich 
entwidelte. Um 1843 ward er Hülfsbibliothefar, 1844 
Lehrer in Mecheln, 1845 an das Athenäum zu Gent be: 
rufen und 1854 mit einem Lehrgang über vlamijche Lite: 
ratur an der Univerfität betraut, welches Verhältniß ſpäter 
in eine förmliche Profefjur an der Genter Hochſchule um: 
gewandelt wurde. Im Jahre 1849 verheirathete er fich 
mit Conjtance De Hoon, einer Schwägerin des früh ver: 
ftorbenen Dichters Ledegand, deffen Wittwe mit ihrem 
teigenden Glärchen fpäter bei ihm wohnte. | 

Heremans ift eine rüftige, anjehnliche Erſcheinung; 
jein Vortrag ift Klar, gewandt und dur ein wohllauten: 
des, fräftiges Organ doppelt anziehend. Zugleich hat er 
eine große Liebe für Deutichland und das Deutjche, wie 
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er denn auch mehreres von Zſchokke, namentlich Novellen, 
in's Vlamiſche überfegt und herausgegeben hat. Geine 
„niederdeutihe Sprachlehre“, Gent 1846, ift in vielen 
Auflagen erjchienen. Als ich ihn fennen lernte, war er 
mit einer kritiſchen Ausgabe der Trauerfpiele des alten 
bolländifhen Dichters Vondel bejchäftigt. 

Zur Zeit ift er der einflußreichite vlamiſche Streiter 
und hat als Lehrer eine ganze Schaar thätiger und talent- 
voller Mitfämpfer herangebildet. 





Durch Heremans und feine Familie wurde ich mit 
einer Reihe bemerkenswerther Perfönlichkeiten bekannt, 
die in einem „Stäbtebilde” von Gent, das fi in den 
„Belgiſchen Studien” findet, näher erwähnt find. Mit 
ihm bejuchte ich auch einen Faſtnachtsball im Spiegelhove 
vor dem „Brügger Thor“. Ich Habe in dem Auflage 
„Dereinsleben und Schaubeluftigungen” davon erzählt; 
die Abjhisderung defjelben ift von der vlamiſchen Beur- 
theilung für ein wahres „Meifterftüd” erklärt worden. 
Auch bier mag daher diefelbe als ein jprechendes Bild 
aus dem Genter Volksleben nach eigener Anſchauung eine 
Stelle finden. 

„Man denke fi einen Saal, der an viertaufend 
Menſchen faßt; man denke fich diefen Saal angefüllt mit 
Burſchen und Mädchen, Männern und Weibern aus den 
unteren und unterften Klaffen, Kopf an Kopf, Arm an 
Arm in den wunderlichiten, bizzareiten Anzügen und Ber: 
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mummungen, mit Klappern, Nafjeln, Hörnern, Trompeten, 
Pfeifen und jonftigen Zuthaten in den Händen und vor 
dem Munde, mit ſchwerem Schuhwerk, zum Theil Holz 
pantoffeln an den Füßen, trinkend und rauchend, fich 
drängend und nedend, ſchäkernd und lachend, unaufhörlich 
in Bewegung, ohne vom Fled zu fommen, jpringend ohne 
zu tanzen, ſchreiend und blajend in allen Tonarten, fingend 
in allen Weijen, alles im wildeften, tolliten Durcheinander, 
ohne Aufhören und Unterlaß; man denfe fich dies und 
füge einen entjprechenden Dunftkreis hinzu, und man hat 
eine ungefähre Vorftellung von dem Bilde, das an der 
ſtets geöffneten und ſtets einjtrömenden Eingangs: und 
Ausgangspforte ſich aufdrängt. 

„Man falle aber nur Muth und trete ein, wofür eine 
Heine Vergütung gezahlt wird. Es wird dir zwar niemand 
Pla machen wollen, und jelbft wenn einer wollte, er 
fönnte es faum; aber es wird dich auch niemand hindern, 
ftüd- und ſtoßweiſe weiter zu dringen. Nur Muth und 
DBeharrlichkeit. 

„Am anderen Ende des Saales ift eine Kleine Er: 
böhung, dort zahlft du nochmals zehn Gentimes und 
findeft auf diefem Zurusplage ſchon einigen Raum und 
bei Glüd oder Ausharren auch wohl einen Sit, um dic) 
ein wenig auf dich ſelbſt befinnen zu können. Du mußt 
aber Augen und Ohren verfchließen, wenn du den be- 
täubten Sinnen etwas Ruhe gönnen willſt. Deffne dann 
die einen oder die anderen, und du haft abermals einen 
Eindrud der unbefchreiblichften Art. Nach einigem Um— 


42 Wie e8 beim Tanzen zuging. 


ſchaun gewahrft du, daß an der Seite des Saales eine 
Muſikbühne angebracht, und daß dieje wirklich mit einer 
Anzahl Tonkfünftler bejegt ift. Aber es dauert noch ge 
raume Zeit, ehe du irgend einen Laut von ihnen ver: 
nimmft. Endlich erichallt ein Trommelmwirbel oder Horn- 
ftoß, und es kommt dir vor, als börteit du in dem 
braujenden Chaos ein paar taftmäßige Töne. Schmähliche 
Täufhung! Das Geheul der Elemente verjchlingt allen 
Einklang, der möglicher Weife da jein fönnte, und ber 
hölliſche Miſchmaſch hat von Neuem die Oberhand. 
„Nach einiger Zeit wiederholt ſich der Vorgang, und 
in der That, jetzt werden einige Taktklänge vernehmlich; 
das wüſte Durcheinander bekommt eine Ahnung davon, 
es wird ſtiller; hier und da zeigt ſich eine Erſcheinung, 
als drehe ſich ein Kreiſel oder ein Rad um ſeine Achſe; 
die Kreiſe nehmen zu, erweitern ſich, vermiſchen ſich; ohne 
daß ein Schritt weit leerer Raum da wäre, entſteht eine 
Vorwärtsbewegung, erſt an einer Seite, dann an der 
anderen, dann ringsum; wer nicht mit will, wird an die 
Seite gedrängt oder in der Mitte zuſammengepreßt; und 
ſo bildet ſich allmählich ein länglicher, brauſender Wirbel— 
ſtrom, ein fortwogender Kreislauf, wobei zuletzt niemand 
mehr tanzt, kein Paar ſich dreht, wobei Jedes nur vor— 
wärts drängt und gedrängt wird, immer ſchneller, immer 
raſender, unter Lachen, Jubeln, Schreien, Pfeifen, Blaſen, 
Trommeln, Klappern, Raſſeln, unter den ruckweiſen Stößen 
der Muſikanten, ohne daß man bemerkt, ob dieſe die 
Renner oder die Rennenden die Muſik fortreißen, immer 


Sturmfluten ꝛc. 43 


wilder, wüjter, wälzender, daß dem Zujchauer das Hirn 
wirbelt und der Mufif der Athem ausgeht. Sie jchweigt. 
Aber wie das Chaos ihr Beginnen nicht vernahm, jo 
wird es fi) auch des Aufhörens der Töne nicht bewußt. 
Noh lange brauft der rajende Strudel fort; nur nad 
und nach legt fich die tobende Sturmflut zu einem wo: 
genden Raujchen oder rollenden Gemurmel zujammen. 

„Der Anfchein von Ruhe dauert aber nicht zwei 
Minuten. Statt der fih ausruhenden Muſik wird ge- 
pfiffen, gejungen und dazu wohl hundert Mal auf dem: 
jelben Flede, ohne Wechjel und Unterlaß gejprungen.” 

ALS ich dieſem Balle ale Zujchauer beimohnte, wurden 
unausgejegt die legten Worte eines Liedes mit politiichen 
Anspielungen gefungen, welche lauteten: 

Wer nicht drehn ſich will, ſteh' ſtill. 

Bemerkenswerth war noch zweierlei: ich habe von 
keiner unanſtändigen oder ungezogenen Handlung und von 
keinem Streit Etwas vernommen; und ſodann war nir— 
gends eine Spur von Polizei zu ſehen. 


Bei meinen Nachforſchungen über die Sturmfluten, 
welche auf die Geſtaltung der Inſel Helgoland vernich— 
tend eingewirkt haben ſollen, war ich auf die Ueber— 
flutungen der Küſten Frieslands und der Niederlande 
aufmerkſam geworden. Da ich vielen Uebertreibungen 
und Unrichtigkeiten begegnete, ſo nahm ich mir vor, bei 
nächſter Gelegenheit auf den Gegenſtand genauer einzu— 
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gehen. Auf diefe Weife ward ich zu vielfachen Unter: 
juhungen und Nachforſchungen über „Küftenveränderungen 
und Küſtenleben“ hingeführt. 

Die alten Chroniken und ſonſtigen Schätze der 
Brüſſeler Bibliothek gaben mir mancherlei Aufſchlüſſe. 
Dazu kamen bei meinem wiederholten Aufenthalte in 
Oſtende eine Menge von Beobachtungen, die namentlich 
im Winter und Frühjahr 1859 einen weiten Umfang 
annahmen. Allein bis zur vollen Fertigitellung gelangte 
nur Weniges; darunter ein beiläufiges Stüd, gleichjam 
eine Sonntagsnahmittagsunterhaltung, nämlich eine Er- 
örterung über „ſchwimmende Inſeln und über die an- 
geblihe Verſchiebung der Stadt Dordrecht“; ſodann eine 
Reihe von Auffägen über Dünenbildung, Strand: 
bewohner u. ſ. w. 

In einem von der Brüffeler Akademie der Willen: 
ſchaften gekrönten Me&moire von Belpaire: „sur les chan- 
gements que la cöte d’Anvers à Boulogne a subis 
depuis la conqu&te de Jules-Cesar“ ift von einer durch 
Waſſer bewirkten Fortrüdung der Stadt Dordrecht ä 
une certaine distance de son ancien siege die Rebe. 
Darnad) hat denn J. N. Pasquini in feiner Histoire de 
la ville d’Ostende et du port, precede d’une notice 
des revolutions physiques de la cöte de Flandre, 
Bruxelles, 1842, p. 35, Folgendes behauptet: „Un effet 
bien remarquable du debordement de 1421 c’est le 
transport de la ville de Dordrecht et du sol 
sur lequel elle etait bätie, ä une certaine 


Berichiebung der Stadt Dordredt ? 45 


distance de son ancien siege. Üette singularite 
se repeta plusieurs fois depuis sur d’autres points 
et, entre autres pendant l'inondation du 30. Avril 
1451“ ete. 

Man denke! Eine ganze Stadt joll mit dem Boden, 
. worauf fie ftand (und zwar auf dem tieferliegenden Torf: 
grunde), eine gewiſſe Strede fortgerüdt ſein! ... 

- Beim erjten Anblid der Stelle fam mir der effet 
bien remarquable jo lächerlih vor, daß ich ihn einfach 
als eine alberne Aufjchneiderei behandeln wollte. Allein 
war das bei einem erniten Gejchichtswerfe, bei einer ge: 
(ehrten, von der Mademie der Wiſſenſchaften gefrönten 
Abhandlung zuläſſig? So ging ich denn gelegentlich bis 
auf die legten Quellen zurüd, 

Belpaire beruft ih auf P. N. Muyt, geschied- 
kundige beschrijvinge der watervloeden etc. für die 
höchſte Klaffe der Schuljugend, Boemel, 1823. Aber das 
Buch war nirgends zu entdeden. Endli fand ich’s in 
der geographiichen Anftalt zu Brüffel und ich jah nun, 
dat Muyt fih auf Voſſius und Andere berufen hat. 
Voſſius aber bezieht fich wieder auf Andere, — Und fo 
ging’s weiter, bis ſchließlich — Alles zu Waſſer wurde. 
Nur LZeichtfertigkeit und Mißverſtand blieb übrig. 

Ich aber gab mir zu aller Mühe nun auch noch die 
weitere, meine Waflerfahrten und Schwimminjel- Ent: 
deckungen niederzuſchreiben, und habe die Blätter 1876 
in den „Belgiſchen Studien” veröffentlicht. 

Die Küftenunterfuhungen mußten mich nothmwendig 
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auh mit dem Küftenleben, mit Strand: und Dünenbe- 
wohnern, mit Sandpflanzen und Seethieren in Berührung 
bringen. 

Sm Sommer 1858 machte ih Fahrten und Ausflüge 
bis Niewport und Sluys. Eine Schilderung winziger 
Seethiere und der winzigen Dünenhäuschen mit ihren 
Inſaſſen findet fih in der Gartenlaube von 1859, 
Nr. 19 flg. und im Morgenblatt, 1861, Nr. 41. An— 
deres ijt erjt in den „Belg. Studien” gedrudt worden; jo 
namentlich auch die Schilderungen, von denen ich Einiges 
bier einjchalten will, um zu zeigen, wie ich derartige Ge— 
genjtände behandelte. 

„Für den Binnenländer kann es faum eine eigen: 
thümlichere und überrafchendere Erjheinung geben, als 
die Dünenfetten an den flandriihen und bolländijchen 
Küften. Soweit das Auge reicht, Nichts als einförmige 
Fläche, dort das endloſe MWogenfeld der See, hier die 
unabjehbare Ebene der Niederlande. Und gerade als 
Grenzmarfe der weiße, fahle Sandwall dazwifchen, der 
ih an manden Stellen über 60, ja an SO Fuß über 
den Spiegel des Meeres und der Wiefen- und Ader- 
gründe erhebt. 

„Man ift jo gewohnt, an mächtige Deiche und Boll- 
werke gegen das Meer zu denken, daß es erklärlich jcheint, 
wenn mande Dünenftreden nicht jelten für künſtliche 
Aufwürfe und Schanzwehren angejehen werden. Ohnehin 
ift an einigen Stellen die Wirkſamkeit der Menjhenhand 
deutlich zu erfennen, und an anderen erjcheinen die Ab: 
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hänge jo regelmäßig, daß es verzeihlich ift, wenn Un— 
fundige auch hier das Werk menfchlicher Thätigfeit er: 
blicken. 

„Allein in Wirklichkeit iſt es der Ocean ſelbſt, der 
Brandungsſturz, welcher mit Hülfe von Sturm und Pflan- 
zenwuchs fich die meilenlangen Schranken gejett hat. Es 
it dies um jo merkwürdiger, als unmittelbar hinter dem 
Tünenwalle das Land oft weit tiefer liegt, denn der 
Waflerftand zur Flutzeit, und als an manden Stellen 
jogar Sumpfgründe fich finden, welche einft vom Meere 
überjpült wurden, wie die darin vorkommenden Mufchel- 
reſte bemeijen. 

„Es iſt wahricheinlih, daß an manden Stellen Die 
Tünen erft nach der Römerzeit entjtanden find, während 
damals die Flut noch vielerorts eindrang und zahlreiche 
Inſeln bildete. 

„gur Erklärung diejer Erjcheinung genügt die täg: 
lihe Erfahrung, jobald man nur ein flaches jandreiches 
Geftade vorausfegt. Woher aber die unendlichen Sand: 
mafjen gefommen, wie viel Taufende, wie viel Millionen 
von Jahren darüber hingegangen find, ehe die in den 
Bergen losgeriffenen und durch die Flüffe verſchwemmten 
Duarzftüde zu Sandkörnlein abgejhliffen wurden, wie oft 
ein ſolches Körnchen in Flut und Sturm umrollen mußte, 
ehe es zum winzigen Bauftein der Dünenmwälle werden 
fonnte, wer mag es wiflen und ergründen ? 

„Doch nehmen wir an, daß nach manderlei Schwan: 
tungen, Hebungen, wie Senfungen, und nad) zahllofen 
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Ueberſchwemmungen, von denen der Küjtengrund Zeugniß 
gibt, ſich ein Geſtade gebildet hatte, welches bei niedrigem 
Waflerftande oder bei gewöhnlicher Flut in Gejtalt trode- 
ner Sandbänfe balag, dann hält es nicht mehr ſchwer, 
den Vorgang, wie eine allmälige Abdämmung herbeige- 
führt wurde, uns klar zu machen. Wir brauchen nur zu 
beobachten, wie noch heut zu Tage die Fluten des Waſſers 
und des Windes mit dem Sande umgehen, und wie dieſer 
jeden Anhalt benugt, um den gejagten Lauf zu beenden. 

„Wenn zur Ebbezeit ein jcharfer Wind über das 
Geſtade fegt, jo dauert es gewöhnlich nicht lange, ehe der 
Sand in Bewegung fommt und in langen weißen ziehen: 
den Streifen auf dem Boden dahinfliegt. Je ftärfer und 
trodener der Wind, je braufender die Jagd. Mitunter 
it die Sandflut jo ftark, daß weit und breit die Luft 
davon erfüllt ift, und nur mit größter Anftrengung gegen 
den Strom angegangen werden fann, der wie Eisnadeln. 
auf die Haut jhlägt. Scheint dabei die Sonne, fo ift 
die Küfte zwiſchen Wafler und Dünenfamm in eine lichte 
Wolfe, wie in ein ziehendes Schneegeftöber, eingehüllt, 
und die Art, wie Himmel und Sand und Meeresihaum 
in der Ferne verſchwimmen, gewährt ein ſchönes und er: 
habenes Schaufpiel. 

„Für die Küſten- und Dünenbewohner aber jind 
ſolche Sandftröme, namentlich von der See her, nicht jehr 
erfreulich; denn gar oft werden ihre mühſam angelegten 
Gärten und Wiejen dadur in verderblichiter Weiſe über- 
jhüttet. Bejonders gefährdet find joldhe Stellen, wo eine 
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bloßgelegte Schluht zu einem Sandftrombette wird und 
auf ein bewirthichaftetes Grundſtück ausmündet, fobald 
nicht bei Zeiten durch Fünftliche Anlagen vorgebeugt wird. 
Anfangs fliegt Körnchen auf Körnchen, aber gar bald ift 
ein Unheil angerichtet, das nur langjam mit Mühe und 
Schweiß wieder bejeitigt werden fann. 

„Die Anbauer pflegen daher ihre Grundftüde durch 
Gräben und Aufwürfe, welche mit Strauchwerf beitect 
und mit Sandgräjern und dergleichen Gewächjen bepflanzt 
werden, zu ſchützen. Ein befonderes Augenmerk muß dabei 
auf Verhütung von Löchern und Schludten gerichtet 
werden; denn es geht beim Sandfturme, wie bei Flut- 
ſtrömen und hundert anderen Dingen: hat fich erft eine 
Richtung gebildet, da folgt ein Sandkörnchen, ein Wellen: 
ftoß, ein Schritt dem andern, und der verderblihe Gang 
itt bald fertig. 

„Aber ein Körnchen zögert und weilt auch hinter 
dem andern. Es bedarf oft nur eines geringen Hemm— 
nifjes, einer Mufchelichale, eines Stodes, eines Tang— 
gerölles, um einen Eleinen Sandhügel entjtehen zu laſſen, 
der unter günjtigen Verhältniffen durch Anjpülung und 
Zuſammenwehen mehr und mehr anwachſen und zu einer 
Art Düne im Kleinen werden fann. Kommt dann Be: 
ſamung Hinzu, und bleiben jtörende Fluten und Wind- 
frömungen fern, bis erſt einiger Halt gewonnen ift, jo ift 
leicht zu begreifen, daß immer mehr Sand in den Halmen 
ih fangen und fetfegen und folcher Geftalt zur fortwäh— 
renden Erhöhung der Hügel beitragen muß. ... 
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„Am wichtigſten für die Dünenbildung find in diefer 
Beziehung die verfchiedenen Arten von Halmgrajern. Das 
üppige Gedeihen diejer Gewächſe auf den dürren Sand: 
bügeln ift oft der Gegenitand des Staunens gewejen und 
hat zu mancherlei Betradhtungen und Erflärungsverjuchen 
Anlaß gegeben. Da man die nadten Quarzkörnchen und 
die trodene Oberfläche der Hügel im Auge hatte, jo wußte 
man fich die Ernährung und das Ausdauern der Plan: 
zen in Wind und Sonnenbrand und unter dem Ein- 
fluffe des jalzigen Waſſerſtaubs der Sturmfluten nicht 
anders zu erklären, ald daß man ihren langen, jchmalen, 
auf der einen Seite weichen, auf der andern harten und 
glatten Blättern ganz bejondere Eigenſchaften zujchrieb. 
Snsbejondere hat der Belgier J. E. Houzeau in jeiner 
1354 erjchienenen „Bhyliihen Geographie Belgiens” jehr 
auffallende Eigenthümlichfeiten behauptet und geſchildert. 

„Da mir die Sade jehr bedenklich erſchien, jo wid— 
mete ich der näheren Beobadtung und Erforihung des 
Segenftandes eine Zeit lang meine täglichen Spaziergänge 
und jelbit einige Nachtitunden, fand aber nichts Beſon— 
deres, jondern einfach erflärliche Erſcheinungen, wie ich 
das Alles in meinem Buche ©. 523 flg. des Näheren 
entwidelt habe. 

„Mande Stellen des Dünengebiets find mit großer 
Mühe urbar gemacht worden. Hier und da haben fich 
auch einige ärmliche Strandleute, meiltens Fiſcher ange: 
jiedelt. 

„Nichts Einfacheres und Aermlicheres als ſolch' ein 
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Dünenhäuschen und feine Einrihtung! Werfen wir einmal 
einen Blid hinein! 

„Die Thür ift nur angelehnt, die Hütte ift leer. 
Zwei unfern im Sande wühlende Kinder, welche mehr 
neugierig als bejorglich näher jehleichen, find ihre Wächter. 
Sie berichten uns, daß Vater und Mutter in Arbeit find, 
und daß ſechs Gejchwilter fich auswärts befinden; wir 
vernehmen aber nicht recht, wo und zu welchem Zweck; 
vielleicht in der Schule, vielleiht zum Mufcheln: und 
Zorflefen am Strande, vielleiht auch zum Betteln in der 
Nahbarjchaft. 

„Allo eine Familie von 10 Köpfen! Berwundert 
jehen wir uns nach dem Raum um für folchen Segen. 
Wo it Pla zum Siten? wo legen die Häupter fich 
nieder? Die ganze Behaufung befteht nur aus einer 
einzigen Näumlichkeit; fie ift faum zwanzig Fuß lang und 
nicht ganz jo breit. Dünenfand bildet den Fußboden, ein 
Ziegeldah die Dede, nadtes Badjteingemäuer den Um: 
fang. Ein vierfcheibiges Fenfter dient zur Erhellung, ein 
Kaminherd neben der Thür zum Kochen und zur Erwär: 
mung. Dicht daneben fteht der Eßtiſch. Der Thür gegen 
über ift ein fünf bis ſechs Fuß breiter Verſchlag, der als 
Schlafitelle dient. Darüber find einige Latten angebracht, 
welde ein paar Gebunde Heu und Dünenhalme tragen. 
Daneben fteht ein verjchlofjener Schrank, neben dem 
Schrank eine Lade, neben der Lade ein paar durchlöcherter 
Strohftühle. Eine Schaufel, eine Barte, einige Töpfe 
und Schüffeln, und vor allem ein Garnofenneg, vervoll- 
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ftändigen das Haus: und Werfgeräth diefer beſchränkten 
Wohnung. 

„Aber wo jchlaft ihr denn Alle?‘ fragten wir das 
Ihmwarzäugige, halbnadte Kind; ‚alle in dem einzigen 
Bette?‘ Verwundert ſchüttelt fich der ungelämmte Kraus: 
fopf und eine ſchmutzige Hand zeigt nad) außen. Wir 
folgen der Richtung und bemerken nun, was wir bisher 
faft überjehen, daß an das Hauptgebäude noch ein fleineres 
angelehnt iſt — eine Art Hundehütte, ein Stall, von 
Baditeinbroden zufammengelegt, mit Ziegeln und Scilf 
gededt, von Erdwällen geftügt und geſchützt, und durch 
ein niedriges Kriehloh zugänglid. In diefem Raume 
it auf Stroh und Binjen die Lagerjtätte der Finder, 
welche im Elternbette nicht unterzubringen find. Da balgen 
fie fih um das wenige Dedenwerf, das ihnen im Winter 
gewährt werden mag, und jchmiegen ji Doch zulegt 
friedlich) an einander, um fich gegenfeitig zu erwärmen. 

„Man Tann denken, wie das Lager beſchaffen ift, 
wenn der Sturmmwind durch die Dünen braust und Regen 
oder Schnee vor ſich her jagt. Zwar ift das Klima an 
den Küften im Ganzen bedeutend milder, als im Innern 
des Landes; aber es kommen doch auch heftige Fröfte 
und furchtbare Unmetter vor, und die Hütten der Strand: 
leute haben dann um jo mehr auszuhalten, je weniger 
fie gefehügt ftehen. Nur gegen die See hin gewähren Die 
Sandhügel einige Dedung; ſonſt aber hat jeder Windjtoß 
und jeder Regenjchlag freien Zugang, da an Baumwuchs 
und dergleichen nicht zu denken ült. 
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„Und doch leben diefe armen Leute meift heiter und 
gefund. Bringt die freie Lage ihrer Hütte manches Un— 
gemach zumege, jo haben fie dafür auch Luft und Sonne 
in heilfamfter Fülle. Weder der Moder der Stadtgafjen 
noch die Sumpfluft der Niederungen zehrt an ihrem Leben. 
Erfriihend ift das Meer ihnen nahe, und ſelten verjagt 
jeine gütige Hand eine Gabe in der Noth. Gibt es aud) 
nit immer Garnojen, jo bietet es doch Muſcheln und 
Suche, und jelbft die Feuerung zum Kochen ift bei einigem 
Fleiß am Strande zu erwerben. Am ganzen Geſtade zieht 
unter dem Sande ein Torflager hin. Häufig brechen ſchon 
die Sturmmellen Stüde davon los und werfen fie an den 
Fuß der Dünen; fonft aber kann zur Ebbezeit darnad) 
gegraben werden, und wer zeitig Vorſorge trifft, vermag 
ih in Wind und Sonne einen brauchbaren Wintervor: 
tath auszudörren. 

„Die Wohnungen der Strandleute jtehen meiitens 
auf öffentlihem Grund und Boden; denn die Dünen find 
Staatsgut. Es wird auch wohl geftattet, zwijchen den 
Sandhügeln oder am Fuße der Dünenkette ein kleines 
Gärten oder ein Stüd Wiefengrund anzulegen, was bei 
Fleiß und Ausdauer jelbft an den ödeften Plätzen möglich 
it, fofern nur durch Gräben und Ummallung gegen das 
ttets drohende Verwehen durch Flugjand Vorkehrung ge 
troffen wird. Da ziehen fie denn einige Kartoffeln, oder 
Kohl und Rüben, die in dem anfcheinend fo dürren Boden 
mitunter vortrefflih gedeihen. Auch ein Paar Blumen: 
ftöde finden fih wohl, wie überhaupt in dem ärmſten 
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Daſein zuweilen ein rührendes Behagen an Schmud ſich 
fund gibt. In dem Häuschen, das wir eben betrachtet, 
jtand ein Blumenftrauß vor dem Fenfter; der Bettver- 
ihlag war mit bunten VBorhängen umgeben, und eine 
Anzahl Heiligenbildchen, Santjes geheißen, und ein Kru: 
cifir gaben in der Art und Weife, wie fie aufgehängt 
waren, deutlich zu erkennen, daß fie auch zur Ausſchmückung 
dienen jollten. 

„Der Befik einer Ziege gilt bei den Dünenbewoh— 
nern jchon für ein Zeichen von Wohlhabenheit, obgleich 
ein jolches Thier an den Hügeln eine billige Nahrung 
findet. Nermere haben nur ein Paar Kaninchen, und bei 
den Aermſten oder auch wohl Trägiten fehlen jelbit viele. 
Mit Stolz wies mir das Kind in der oben bejchriebenen 
Hütte einen Korb, worin ein Kaninchen gefangen ſaß, 
und die dunfeln Augen des Mädchens leuchteten vor 
Freude, als es mir verficherte, daß in dem Kinderjchlaf: 
zimmer noch zwei andere fich befänden, die eben ihre 
Wochen gehalten hatten. In der That mußte der oben: 
befchriebene Raum auch noch zur Kaninchenwohnung 
dienen: in einer Ede war ein Kleiner, mit Brettern be 
dedter Verſchlag angebradht, worin die Wöchnerinnen 
ſaßen. 

„Dan muß aber nicht denken, daß die Kaninchene 
zucht in ſolchen Familien für den eigenen Tiſch verwendet 
wird. Sie dient in der Negel zum Gelderwerb. In ganz 
Flandern wird nämlich ein bedeutender Handel mit Ka: 
ninchen getrieben. Viele Taufende ſolcher Thiere werden 
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alljährlih nah England ausgeführt und gewähren manchem 
armen Haushalt eine Kleine Geldeinnahme, die um jo 
leichter gewonnen ift, je mehr Pflanzenwuchs ſich in der 
Nähe der Wohnung findet oder den pflegenden Kindern 
zugänglich iſt. Auch wilde Kaninchen kommen hie und da 
in den Sanddünen vor. Nur bei außerordentlichen Ge: 
(egenheiten, wenn auf die „jauren Wochen“ die „frohen 
Feite” folgen, mag ſich's ereignen, daß auf die Tafel des 
Dünenbewohners eine Kaninchenſchüſſel kommt. Und auch 
dann wird der Bierfrug oder eine ſonſtige Herzitärfung 
leiht den Vorzug erlangen.“ 


Zu den Küften: und Strandleuten gehörte im volliten 
Sinne des Wortes der „zotte” Aydr, d. h. der tolle oder 
narrige Ryckr, mit dem ich auf meinen Spaziergängen 
häufig zufammentraf und den ih dann auch in jeiner 
wunderlihen Behaujung bejuchte, und ebenfo eine andere 
merkwürdige Perfönlichkeit, der Bierbrauer Paret zu 
Siyfens, einem Schleufendorfe am Brügger Kanal. 
Jener war ein Naturmenjch. und Naturphilojoph der 
wunderlichiten Art, diejer ein Naturfreund und Naturalien- 
jammler von jeltenem Eifer und großer Begabung. Den 
närriſchen Ryckx jah ic) häufig am Strande, wenn er 
bis in den Spätherbit hinein barhäuptig und barfüßig, 
(ediglih mit einem blauleinenen Kittel und mit gleich 
artigen Hojen bekleidet und mit einem jtarfen Knoten— 
tod in der Hand, jo wie er ging und jtand, fich in’s 
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Meer ftürzte und dann jo lange jpazieren lief, bis er 
wieder troden war; Paret dagegen fand ich fat immer 
am Kochherd figen, der zugleih als Stubenofen diente, 
und niemals ſah ich ihn anders als mit dem Hut auf 
dem Kopfe und mit der Pfeife im Munde. 

Rykr ftanımte aus angefehener Familie, war jehr 
mwohlhabend und hatte fich von früh auf allen Genüfjen 
und Lüften ergeben; erſt als die Aerzte ihn für rettungs— 
[08 verloren erflärten, ging er zu einer gegentheiligen 
Lebensweife über, aß nichts als Pflanzenkoft, trank nichts 
als Wafjer, jchlief nie mehr in einem Bett, ging Sommer 
und Winter nur in der allerfpärlichiten Kleidung und 
ward jo wieder ferngejund; Paret dagegen war in länd- 
licher Dürftigfeit aufgewachſen, lernte und lebte erſt jpät 
und trank Wein und Bier bis an fein jeliges Ende, das 
erit hoch in den achtziger Lebensjahren eintrat. 

Er war am 8. Juni 1777 zu Kapellesten-Breelen bei 
Ypern in Weftflandern geboren. Seine Eltern waren 
biedere Zandleute, nicht gerade arm ober nothleidend, 
aber doch viel zu dürftig und zu einfach, um dem heran: 
wachjenden Knaben mehr Unterricht geben zu laffen, als 
damals von der Fatholifhen Geiitlichfeit gewöhnlich er: 
theilt und begehrt wurde, bevor die Kinder zur „erften 
Kommunion” gelangten. 

Allein der junge Menſch war regen Geiftes und auf: 
merkſamen Sinnes und mußte unter den Arbeiten des 
Zandlebens Zeit und Gelegenheit zu finden, um fich allerlei 
Beobachtungen, Uebungen und Unterfuhungen binzugeben. 
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Indeſſen wurde er jelbft nicht Landwirth. Er jollte 
Schreiner werden, doc jagte ihm die neue Stellung jo 
wenig zu, daß er bald davon lief, zufällig Brauerburſch 
wurde und um 1803 nad Siyfens fam, wo er in ber 
damals bedeutenden Maryfjal’ihen Brauerei Erwerb und 
nebenbei auch Muße fand, jeine jteigende Lernbegierde zu 
befriedigen und allmälig zu einer Art Naturforjcher und 
Sammler fih zu entwideln. 

Bor allen Dingen forjchte er in den ſchönen Augen 
von Thereje Zaurenz, der Stieftochter feines Herrn. Er 
war dabei jo glüdlich, eine Neigung zu entdeden, die ihn 
als angehenden Dreißiger zum Hausherren und bald auch 
zum Hausvater machte. 

Bon nun an entfaltete ſich fein Eifer für Natur: 
funde und demnächſt auch für Alterthümer und allerlei 
ſonſtige Merkwürdigkeiten mehr und mehr. Er las, beob— 
achtete, jammelte, zerlegte, ftopfte aus: kurz, es entitand 
nah und nad ein Naturalien: und Ruriofitätenfabinet, 
das ihn fpäter in weiten Kreifen befannt machte und 
manche Ehre und manches Trinkgeld eintrug. 

Als ich die merkwürdige Sammlung zuerft Jah, war 
ih erftaunt über die Fülle des Wichtigen und Nichtigen, 
was fih im reichiten Wirrwarr unmittelbar neben und 
dur einander befand. Da fah man Häute und Gerippe, 
Blaſen und Gedärme, Muſcheln und Mammuthszähne, 
Seeiterne und Schnedenhäufer, Wachsbilder und Miß— 
geburten, kleine Füße und große Hände, Münzen und 
Aſchenkrüge, Ferngläfer und Frabenfpiegel, tatarifche 
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Schuhe und chineſiſche Pantoffeln, indiſche Pfeile und 
europäiſche Keulen, einen chineſiſchen Paß und einen eng— 
liſchen Theaterzettel, vlamiſche Schwerter und römiſche 
Helme; da war der Stoßzahn eines Narwals, der Penis 
eines Walftjches, die Vulva eines riefigen Delphins; da 
zeigte fi ein weißer Haje, ein ſchwarzes Schaf, ein alter 
Affe und ein junger Ejel, ein Kalb mit einem Hunds— 
fopfe und einem Pferdejhwanze, ein einäugiger Cyklope, 
ein zweiföpfiges Lamm, ein dreifüßiges Kalb, ein fünf: 
beiniges Füllen, eine jehsfüßige Hape, ein achtbeiniger 
Hund ꝛc. — und zwar Alles ohne willenjchaftliche Ord— 
nung, dicht neben einander, über einander und durch 
einander aufgeitellt. Aber dazwiſchen befand fich ein 
höchſt werthvoller, gewaltiger Mondfilch, eine Anzahl koſt— 
barer Gerippe von feltenen und mächtigen Delphinen: 
arten u. ſ. w. 

Einen wichtigen Zeitabjchnitt in Paret's Eifer und 
Streben bildete der Herbit 1827. Am 3. November diejes 
Jahres bemerkte eine Oſtender Fiicherichaluppe unmeit der 
Küfte einen treibenden Walfiſch. Mit Hülfe zweier an: 
deren Boote wurde der riefige Leichnam eine Strede 
bugfirt; dann warf ihn am folgenden Tage die Flut 
öftlih vom Hafeneingange auf den Strand. Das Thier 
war ein Weibchen und hatte die ungewöhnliche Länge von 
27 bis 28 m, aljo an 100 Fuß. 

Natürli machte ein ſolcher Fund weit und breit 
das ungebeuerjte Aufjehen. Es ereignet fi dann und 
warn, daß ein nordiiches Walthier bis in die Nordjee 
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gelangt; allein an der flandrifchen Küfte war jeit langen 
Jahren jo etwas nicht erhört worden, und die faft jagen: 
haften Ueberlieferungen von früheren Vorgängen trugen 
nur dazu bei, die Neugierde um jo mehr zu erregen. 

Der erite Fall, von dem fi) Nachrichten erhalten 
haben, ereignete fih um 1178, wo die Stadtbehörde von 
Brügge dem Grafen von Flandern ein 42 Fuß langes 
Seeungethüm verehrte, das unmeit Dftende’s an den 
Strand gerathen war. Dann jtrandeten um 1403 acht 
„Walfifche” auf ein Mal, die gegen TO Fuß lang waren. 
Sie wurden „mit der Flut” an’s Land geworfen und 
zwar ebenfalld bei Djtende. In demjelben Jahre trieb 
nah der Brügger Chronit von Deſpars, III, 182, 183 
bei Dünfirhen „ein 80 Fuß langer und 19 Fuß hoher 
Walfiſch“ an’s Land. Es war gerade am Charfreitage 
„während des Predigens der Paſſion“, als die Kunde 
davon erfholl, jo daß die Leute mit aller Haft aus 
der Kirhe an den Strand eilten, um das Ungethüm 
zu jehen. 

Ein anderer Fall ereignete fih am 20. Januar 1762 
zwiſchen Dftende und Blankenberghe. Man war aber nicht 
fiher, ob man’s mit einem „Cachalot of Orca“ zu thun 
hatte, wie der Jahrbuchichreiber Bowens II, 133, 134 
erzählt. Das Thier war 52 Fuß lang und hatte 40 Fuß 
im Umfange. „Het teeldeel war 6 Fuß 4 Daumen lang 
und 3 Fuß 4 Daumen beim Beginn did.“ In beiden 
Kinnbaden ſah man an der Stelle, wo die Zähne jtehen 
(einfhlagen) mußten, „ter plaets, daer de taenden 
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moesten staen . .. 42 holligheden, daer die inslooten, 
buyten rondagtig en wit als Ivoor“, 

Hiernah möchte man allerdings, wie Bowens that, 
an eine Orca denken. Das Thier würde dann ein wahr: 
haft riefiges Ungeheuer dieſer Art gemwejen jein,; denn 
die von Paret bewahrten Gerippe zweier weiblihen Ra— 
vageurs, wie die Franzofen die reißenden Meervermülter 
nennen, welche in den dreißiger Jahren bei Mariaferf 
und bei Djtende gefunden wurden und eine Länge von 
20, beziehungsmweife 25 Fuß hatten, nahmen ſich jchon 
furdtbar genug aus. Bejonders ift das Gebiß dieſer 
Thiere, welches aus mehr als vier Dutzend langer, ftarfer, 
fegelförmiger, fammartig in einander greifender, elfen= 
beinfarbiger Zähne befteht, der grauenvolliten Art. 

Der Fund von 1762 wurde zum Beiten der Land: 
ichaft für 192 flandrifehe Gulden verkauft. Das Gerippe 
jcheint leider zu Grunde gegangen zu fein. 

Eine alte Frau in Oſtende hat auch von einem an— 
getriebenen Walfifche erzählt, durch den ein Arbeiter um’s 
Leben gelommen; diefer ſei mit einer Leiter hinaufge- 
ftiegen, durchgefunfen und in den Eingemweiden erjtict, 
ehe man ihn habe retten fünnen. Genaueres und Zu: 
verläjfiges ift mir aber nicht befannt geworben. 

Wie man fieht, übertraf das 1827 gejtrandete Thier 
alle früheren an Umfang. Die Kinnbaden allein waren 
an 20 Fuß lang, und das Gewicht des Ganzen ward auf 
120000 kg geſchätzt. 

Kein Wunder alfo, wenn von nah und fern Tau- 
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jende von Neugierigen herbeiftrömten, um die merkwür— 
dige Erjcheinung zu betrachten. Seit undenflihen Zeiten 
hatte Dftende nicht jo von Fremden gewimmelt. 

Bald jedoch wurde guter Rath theuer; der ungeheure 
Leihnam drohte mit Fäulniß und Quftverpeftung. Auch 
fürdtete man, daß eine ungewöhnliche Flut den Schaf 
verſchwemmen möchte Man jchritt daher nad einigen 
Tagen zum öffentlichen Verkauf, und zwei Spekulanten, 
der Zollbeamte Hermann Kefjels und der Wundarzt Dubar, 
eritanden den Fund für 2000 oder, wie Andere behaupten, 
3000 holländiſche Gulden. 

Zunächſt wurde der Sped, der an manden Stellen 
zwei bis drei Fuß did war, abgetrennt und in Sicherheit 
gebrat; man gewann über 66 Tonnen. Das Haupt: 
augenmerf der Erwerber war indejjen auf das Gerippe 
gerichtet; namentlich ging Kefjels, der den Antheil Dubar’s 
jpäter anfaufte, darauf aus, dafjelbe zubereiten zu laffen, 
um dur Schauftellung oder Verkauf ein gutes Geſchäft 
zu machen. | 

Hier war es nun, wo Paret herangezogen wurde. 
Man kann ſich denken, daß die Zerlegung, Reinigung und 
Wiederzufammtenfügung eines jolden Thierbaues eben 
feine Kleinigkeit war. Die Arbeit erwies ſich ebenjo 
umfangreich als efelhaft, da die zunehmende Fäulniß der 
Eingeweide bald den gräulichiten Geruch verbreitete. 
Vielleicht hätte fein Anderer das Werk vollbradt; Paret 
aber ließ fich hier, wie in vielen jpäteren Fällen, durd) 
nichts abjchreden. Sein Eifer war um jo unermüdlider, 


62 Beginn der Arbeiten. 


als er jegt Gelegenheit fand, mit manden naturfundigen 
Männern zu verkehren und feine Kenntniffe zu erweitern. 
Namentlich ſah er auch den berühmten Naturforicher 
Cuvier und ließ ſich deſſen Rathſchläge und Anweiſungen 
zur Richtſchnur dienen. 

Keſſels ſorgte nämlich dafür, daß ſo viel wie möglich 
den Anforderungen der Wiſſenſchaft entſprochen würde. 
Er zog nicht nur mehrere niederländiſche Aerzte und 
Naturgelehrte zu Rathe, ſondern unternahm auch mit 
Paret eine Reiſe nach Paris, wo, wie aller Welt ver— 
kündigt wurde, die Zulaſſung zu den königlichen Samm— 
lungen, lexplication de l'illustre professeur, l''examen 
de dessins précieux faciliterent au naturaliste l'exé- 
eution du travail important qui lui était confie. 

Das Thier ward nun mit Billigung Cuvier’s, wie 
es jcheint, al$ Baleine rorqual bezeichnet, während man 
es anfangs Baleine jubarte genannt hatte. Es ift jedoch 
mancdherlei Streit in diejer Beziehung entitanden. (Bergl. 
Messager des sciences et des arts, Gand 1829, 1830, 
tom. VI, p. 126 etc. et p. 218 etc.; Bijdragen tot de 
natuurkundige wetenschappen, verzameld door H. C. 
van Hall, deel 4, Bl, 52.) 

Paret arbeitete mit mehr als 60 Mann. Am 14. No— 
vember wurde mit der Zerlegung begonnen, am 19., dem 
Geburtstage der Königin von Holland, war die Arbeit jo 
weit vorgefchritten, daß man Alles in einem großen Holz: 
ihuppen in Sicherheit hatte. Keſſels nahm daher Ver: 
anlaffung, am Strande ein Felt zu geben, wobei nad 
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einer gedrudten Feſtbeſchreibung „Techzehn Tänzer inner: 
halb der unteren Kinnladen des Walfiſches eine Duadrille 
tanzten und 134 Perſonen dajelbit die Gejundheit der 
Königin tranfen”. Cine mir vorliegende Abjhilderung 
de3 Tanzes läßt jedoh nur vier Paar Tänzer ſich 
ſchwenken. 

Von jetzt an begann aber für Paret erſt die Haupt— 
arbeit, die des Reinigens der einzelnen Theile. Er wirkte 
den ganzen Winter hindurch mit mehreren Gehülfen. 
Dann wurden die Stücke in die Stadt geſchafft und auf 
dem Kaiſerkai, vor dem Hötel de Commerce, in einer 
bejonders dazu erbauten Bude mit der Aufitellung be: 
gonnen. 

Keſſels hatte inzwilchen feinen Plan zur Neife ge: 
bradt. Er machte mehrere Reifen nad) dem Haag und 
erhielt vom Könige anjehnliche Beiträge zu den Koiten; 
dann ward feitgejegt, daß nach jechs Jahren das Gerippe 
in die königliche Naturalienfammlung übergehen jolle; 
bis dahin behielt Kejjels das Recht, dajjelbe in verjchie: 
denen Städten zur Schau zu ftellen. Zum Aufjeher ward 
Paret bejtimmt. 

Am 20. April 1828 fand die Uebergabe an den 
königlichen Bevollmächtigten Grafen de Baillet jtatt, wobei 
eine Muſikbande von 26 Mann „im Innern“ des Knochen: 
gerüftes aufgejtellt war. Dreitägige glänzende Feſtlich— 
feiten und mehrere Nachſchmäuſe und Nachtänze verherr- 
lihten diefe Begebenheit, und Oftende war abermals das 
Wanderziel von Taufenden. Und wie wurde gefeiert! 
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L’air etait sans cesse agite par le son de la mu: 
sique, ou par le bruit du carillon, des tambours et 
du canon! 

Kein Volk der Welt bat mehr Neigung und Aus- 
dauer und zum Theil auch wohl mehr Geihid für Felt: 
lichkeiten und Schaugepränge aller Art als die Belgier, 
und namentli die Vlamingen. Wie hätten aljo die 
Dftender eine ſolche Gelegenheit vorübergehen laſſen 
fönnen, ohne zu feiern und zu jubeln und den feit langen 
Sahrhunderten üblihen Pomp in aller Herrlichkeit zu ent: 
wideln! Zumal, da Keſſels Mitglied des Vereins der 
„Rederijfer” war, einer jener alten Dichter: und Schau: 
jpielgenofjenfchaften, von denen die belgische Kulturge- 
ſchichte ſo viel zu erzählen hat, und von denen ich felbit 
in meinen „Belgiſchen Studien” jo viel erzählt habe. 

Am 20. April und an den folgenden Tagen fanden 
große Umzüge ftatt, die von der „dicht'ren schaar“ der 
Nederijfers eröffnet wurden und an denen alle jonitigen 
Vereine, bejonders die Bogenjhügen von St. Sebaftian 
und die St. Andreasgilde der Büchſenſchützen, mit ihren 
Fahnen und Ruhmeszeichen Theil nahmen. 

Boran z0g ein junges Mädchen zu Pferde, figurant 
la Renommee und gedrudte Zettel austheilend mit fol- 
genden Berfen: 

Wie vormde een Zeegedrocht, dat onlangs kwam aan strand, 
Tot’t grooste meesterstuk van’t kunstrijk Nederland ? 


’t was Kessels. Zijnen Lof, met uwe duizend monden, 
Moet Gij, o vlugge Faam, het aardrijk rond verkonden. 


Gruppen, aus dem Feitzug 2. 65 


Das ift in genauer Uebertragung: 
Wer formte ein Seegeſchöpf, das unlängit fam an Strand, 
Zum größten Metfterftüd im kunftreih'n Niederland? 
's war Keſſels. Seinen Ruhm, mit euren taufend Münden, 
Müßt ıhr, o flinfe Fam’, der Welt ringsum verkünden. 


Außerdem hatte man eine Menge mythologijcher und 
allegorifcher Figuren und Gruppen gebildet: jo Neptun 
und Ampbitrite, denen zwei Knaben vorangingen mit der 
Inſchrift: Ons rijk brengt het grootste gedierte voort! 
Daneben waren Amor und Piyche, Apollo und Minerva 
und viele andere Gejtalten zu jehen, deren Beziehungen 
zu dem Feſt und zu jeiner Veranlafjung freilich meiſt 
ihwer zu erfennen waren; auch zwei Blumenföniginnen 
und mehrere Kindergruppen 2c. zogen einher. 

Die verſchiedenen Ehrenpreije, welche die Rederijfers 
bei früheren Wettlämpfen mit anderen Kunjtgenofjen- 
ihaften errungen hatten, waren an ihren Wappenbannern 
aufgehängt, und dieſe wurden von zwei „Mameluden”, 
denen ein dritter voranjchritt, getragen. 

Auf die Umzüge folgten Neden und Concerte im 
Inneren des Walfiſches, Banfette mit Reden und Trink 
ſprüchen, junge Mädchen mit „Gedichten“, Bier, Brot: 
und Käfevertheilungen, ein Luftballon, SKletterbäume, 
Sadlaufen, Feuerwerk, zwei Bälle, zweitägige “Preis: 
ſchießen ıc. 

Am 29. und 30. famen brillantes fetes particu- 
lieres, welche Herrn Keſſels von den Offizieren gegeben 
wurden; endlich ein glänzendes Bankett, vom Stadtrath 
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656 Wie gewonnen, jo zerronnen ! 


veranitaltet, und die Ueberreihung einer Spieluhr an 


Keſſels; und zu allerlegt wollten auch noch die Arbeiter 


ihre Dankbarkeit und Ehrerbietung bezeugen, welchen fid) 
aber Kejjels entzog, indem er am 5. Mai mit dem unter 
Kanonendonner eingeſchifften Gerippe davonfuhr. 


Der Dann batte es verjtanden, die öffentliche Auf: 
merkſamkeit für jih und jein Unternehmen zu erregen, 
und machte glänzende Geſchäfte. Der Sejammtbetrag aller 
Aufwendungen mit Einfluß der bedeutenden Ausgaben 
für die Feitlichfeiten, wurde zwar auf 112000 Francs 
berechnet ; allein das war eine Kleinigkeit gegen die großen 
Einnahmen in Gent, Brüffel, Antwerpen, Rotterdam, 
Haag, Amjterdam, London und Paris. 


Doch wie gewonnen fo zerronnen! Kefjels, von den 
eriten Erfolgen bingeriffen, entfaltete einen ungeheuren 
Aufwand, und fol zulegt vermögenslos, aber mit Drei 
Orden begabt, veritorben fein. Er mußte die Ereignifle, 
namentlih den Aufitand und die Xosreißung von 1830, 
jo gejchiet zu benugen, daß er Major in der neuen bel: 
giſchen Armee wurde, das Gerippe aber fam nicht an 
den König von Holland, jondern ward nah Amerika ver: 
fauft, wie es heißt und wie man leicht denken fann, für 
eine bedeutende Summe. Was jpäter daraus geworden 
it, habe ich nicht erfahren. 


Auch Baret wollte bei Herrn Kefjels feine Seide 
gejponnen haben. Zwar lebte er einige Zeit lang luftig 
und guter Dinge, jah die Welt, lernte und erwarb Manches; 
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aber eine Summe von 10000 Francs, die ihm für feine 
Arbeit verjproden war, hat er nie erholten. 

Dafür wurden ihm in feinem ftillen Wirkungstreife, 
zu dem er zurüdfehrte, neue Genüffe und Ehren zu 
Theil. 

Sm Herbit 1833 bejuchte der berühmte Franzoſe 
Geoffroy St. Hilaire feine Sammlung und hinterließ ihm 
einige anerfennende Zeilen im Fremdenbuche: 

„Jai visit& avec un veritable interät le cabinet 
d’histoire naturelle de M. Paret. Ce riche cabinet 
qui peut avoir une importance reelle pour la science, 
en r&eunissant tous les animaux du pays, renferme un 
grand nombre d’objets curieux et plusieurs même 
remarquables par leur rarete.“ 

Auch die Profefforen Cantraine von Gent und Morren 
von Lüttich nahmen die Sammlung rühmend in Augen: 
ihein. „Je ne peux trop recommander,“ bemerkte der 
erite, „aux naturalistes indigönes et &trangers qui 
veulent se faire une idee de la richesse des pro- 
ductions de nos cötes, de visiter la collection de M. 
Paret.“ 

Am 8. September 1834 trug fi König Leopold in 
das Fremdenbudh des Herrn Paret ein; zwanzig Jahre 
jpäter, am 27. September 1854, jetten der Herzog und 
die Herzogin von Brabant und die Prinzeffin Charlotte, 
die jpätere Kaiferin von Merico, ihre Namen dazu. 

Es bedarf faum der Erwähnung, daß fi) auch zahl: 
reihe anderweite Einzeihnungen vorfinden, darunter die 
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Hangreichiten Namen, wie Juſtus Liebig und Johannes 
Müller. 

Am 26. Juli 1838 ernannte die Aachener Gejell: 
ſchaft zur Beförderung nügliher Wiſſenſchaften und Ge- 
werbe Herrn Paret zum briefwechjelnden Mitgliede. Die 
Urkunde darüber ward ihn am 3. September bei Ge: 
legenheit der Geburtstagsfeier des Königs von Preußen 
„vom Gründer der Geſellſchaft“ übergeben. Ein Jahr 
darauf ward Paret Ehrenmitglied des Vereins für Natur: 
willenjchaften zu Brügge, und 1854 Ehrenmitglied einer 
Geſellſchaft für jchöne Künfte in Mern. 

Auch an anderen Ehrenbezeugungen fehlte es nicht: 
der König ſchickte ihm eine goldene Doje, die Königin ein 
ihmeichelhaftes Schreiben und eine Tuchnadel ꝛc. 

Zu bedauern blieb nur, daß von den vielen gelehrten 
und ungelehrten Männern, welche den eifrigen Sammler 
mit Ehrenbezeugungen und Lobjprüchen überfihütteten, 
feiner daran gedacht zu haben jcheint, ihm einige Winfe 
zu geben, die manche feiner Schäge weit einträglidher 
für die Wiflenfchaft hätten maden fünnen. So war bei 
den meilten gar nicht zu erfehen, wo, wann und unter 
welchen Berhältniffen fie angetroffen worden waren. Paret 
bejaß 3. B. eine Menge römijcher Gegenitände, die man 
bier und da aus der Erde gegraben oder jonjtwie auf: 
gefunden hatte. Sie hätten für die Geſchichte der Küſten— 
bildung, namentlich für das Torfalter 2c., von großer Be: 
deutung jein können, wenn gehörig fejtgeitellt worden 
wäre, an welchen Stellen, in welcher Tiefe und in welchem 
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Erdreih fie gefunden worden; aber nichts der Art war 
befannt oder noch zu erfragen. 

„Das Fannte ich fo nicht,“ entihuldigte fih Paret 
faft betrübt. Und ficher war dem trefflihden Manne fein 
Vorwurf zu machen. Er hatte ſtets redlich gethan, was 
an ihm war, und that es noch immer. Kein Weg war 
ihm zu weit, fein Wetter zu jchlecht, feine Arbeit zu 
ſchwer und jo leicht fein Hinderniß zu abjchredend. 

Die häuslihen Gefchide des merkwürdigen Mannes 
waren nicht ohne Trübniß. Er verlor früh jeine Frau, 
jein einziger Sohn ftarb, die Echwiegertochter ftarb und 
eine Lieblingsgroßnichte, welche lange Sahre bei ihm 
gelebt, ging zu feinem Kummer in’s Klojter. 

Paret blieb rüftig und frisch bis in’s höchſte Alter. 
Als ih ihn im Sommer 1859 zum letten Male befuchte, 
wollte es zwar „mit den Beinen nicht jo recht mehr”; 
doch merkte man nicht, wenn man ihn neben dem Koch: 
ofen in der großen Stube des Erdgeichofjes ſitzen ſah — 
eine weiße Brauerjchürze vor dem Leibe, den Hut auf 
dem Kopfe, die Pfeife im Munde, das Bierglas in der 
Hand —, dag Ihon 32 Jahre an ihm vorübergegangen 
waren. 

Baret ift in den jechziger Jahren geitorben und feine 
Sammlung verfteigert, alfo wahrſcheinlich in alle Winde 
zerftreut worden. So erzählte mir 1873 ein Brüffeler 
Minifterialbeamter in Wildbad. 

Auch Ryckx iſt längſt tedt; er hat bei weiten das 
Alter Paret's nicht erreicht. Als ich ihn um die Mitte 
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ber fünfziger Jahre Fennen lernte, gab er fein Alter zu 
45 Sahren an. Es geſchah dies am Strande unter den 
wunderlichſten Berhältniffen. Obwohl eine Kälte herrichte, 
daß auf den Dftender Feitungsgräben Schlittſchuh ge: 
laufen wurde, fo bemerkte ich doch noch einen Seebaden: 
den, der fih auffallend lange im Waſſer aufhielt, dann 
an den Strand fam, ohne fich abzutrodnen nadt auf: und 
ablief, und dabei unaufhörlih mit den Armen in der Luft 
umberfuchtelte. Das fonnte nur der zotte Aydr fein. Im 
Sommer hatte ich wiederholt bemerkt, daß er fich im vollen 
Anzuge, d.h. mit Kittel und leinenen Beinfleidern an: 
aethan, in die See ftürzte und dann an Luft und Sonne 
wieder troden ward; jett hatte er zwar die beiden Klei— 
dungsftüde zuvor abgelegt, allein das Abtrodnen bejorgte 
wiederum die Zuft oder vielmehr der Wind, und als er 
fih dann angefleidet hatte, rief er mir heiter zu: „Sie 
meinen wohl, es jei mir Ealt? fühlen Sie einmal!“ 
Dabei legte er meine Hand auf feine breite, offene Bruft, 
die fi in der That wie ein warmes Bret anfühlte. 

Natürlich ging ih ihm viel zu langjam, als daß er 
meine zahlreichen Fragen hätte gleich beantworten mögen. 
Er forderte mich aber freundlich auf, ihn in jeiner Woh— 
nung zu befuhen; „nur dürfen Sie,“ fügte er lachend 
hinzu, „kein geheiztes Zimmer erwarten!“ 

Ryckx bewohnte mit feiner Mutter ein geräumiges, 
aber fait wie verfallen und verwünfcht ausfehendes Haus 
in der Rue de la Comedie, einer der anfehnlichiten 
Straßen DOftende’s. Dabei erfreuten fie fich eines fo be: 
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deutenden jonjtigen Vermögens, daß fie mit der höchiten 
Behaglichkeit und Fülle fih hätten eimrichten Fönnen. 
Mein nur die alte Frau Hatte eine leidlich bequeme 
Wohnung inne; den Sohn dagegen ließ fie in feinen 
wunderlichen Launen und Lebensanfichten gewähren. Seit 
länger als 15 Jahren war diefer in fein Bett gefommen, 
noch hatte er ein wollenes Kleidungsftüd am Leibe gehabt. 
„Auch bei ftrengfter Kälte,“ verficherte Ryckrx, „ſchlafe ich 
unter feiner Dede, und das Fenfter ift fortwährend offen ; 
wird mir’s zu falt, jo ftehe ich auf, jchlage mir eine Zeit 
lang die Arme um den Xeib oder wirthichafte auf dem 
Boden umher und lege mich dann wieder nieder.“ 

„Sie könnten fih ja aber doch leichter mit einer 
Dede helfen,” wandte ich ein; „ein jolches Froftgefühl ift 
doch ficher nichts Angenehmes.” 

„Das iſt wohl wahr,” entgegnete er, „allein was 
der gute Gott uns ſchickt, das müfjen wir ertragen; der 
Rinterfroft ift eben eine natürlihe Erjcheinung, eine 
Schidung Gottes.“ 

Ich war natürlih neugierig genug, um mich nad 
dem Urfprunge einer ſolchen Welt: und Lebensanſchauung 
zu erfundigen. „Warum wollen Sie das Alles wiſſen?“ 
fragte Ryckrx. 

„Am von Ihnen zu lernen,” erwiderte ich... . Dabei 
zog ich unmillfürlih den Mantel dichter zufammen; denn 
ih kann mich leider jchon erfälten, wie meine Freunde 
willen, wenn ich nur einen Andern in leichter Bekleidung 
ſehe. Auch war das Zimmer, in weldes mid Rydr 
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geführt und deſſen Schaltern er erſt eben geöffnet hatte, 
jo ungewöhnlich frojtig, wie der Decembertag draußen 
feucht und Ealt. 

Ryckx lächelte, als er meine Gefühle gewahrte, „ja 
an’s Feuer oder zum Dfen kann ich Sie nicht führen,“ 
jagte er, „denn ich habe niemals Feuer.” 

Dann erzählte mir der wunderliche Heilige folgendes: 
„Ich bin aus guter Familie und habe mandherlei Unter: 
riht empfangen; allein ih murde ein verweichlichter 
Nichtsnutz, lebte in Saus und Braus und bradte in der 
größten Zeichtfertigkeit und Liederlichkeit meine Zeit hin. 
Jahre lang ging das; dann aber litt meine Gejundheit. 
Ich wurde ein hinfälliges Gerippe; die Zähne fielen mir 
fait aus, jo litt ih an Speichelfluß und an den Folgen 
von Quedjilberfuren; immer elender wurde ich unter den 
Händen der Aerzte, Niemand konnte mir helfen; man gab 
mich förmlich auf. Da ging ih in mich und jah mich 
nach anderweiter Hülfe um. ‚Wie fommt es,‘ fragte ich 
mich, daß die Thiere gefund find?’ Und ich beſchloß, von 
ihnen und von der freien Gotteswelt zu lernen und ein 
einfaches und natürliches Leben zu führen. Ich warf die 
Arzneien und Mäntel, die Deden und hundertlei ſonſtige 
Unnatürlichkeiten zur Seite; jtatt der verordneten Fleisch: 
ſchnitte aß ich Pflanzenkoſt, jtatt aller fünftlichen Getränfe 
nahm ih nur Waſſer, ftatt in Lüften und Weichlichkeit 
badete ich mich im freien Meer und jchlief nur auf der 
harten Erde. Und jo ward ich ein neuer Menſch; man 
lachte mih aus... man nennt mich noch immer, wie 
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Sie gehört haben werden, den ‚Narren‘ ... aber ich laſſe 
fie gewähren, denn ich bin geſund und fühle mich glüdlich 
... Oui, monsieur, je suis heureux!“ 

Ich Eonnte nicht umhin, mein Staunen auszudrüden. 
„Wäre ich nicht zu alt,“ ſagte ich, „ich könnte mich ver: 
jucht fühlen, eine ähnliche Kur zu beginnen.“ 

„AH, man ift nie zu alt zum Befjerwerden,” ermi: 
derte Rydr. „Beginnen Sie allmählih, leben Sie zwei 
Jahre wie ich, und wenn Sie dann nicht gefund find, jo 
mögen Ste mir eine Kugel vor den Kopf ſchießen.“ 

„Aber ich nehme jeit zwölf Jahren Seebäbder,” 
wandte ich ein, „oft bis Ende Dftober und November, 
und doch ...“ 

„Bäder allein machen's nicht,“ fiel er ein; „werfen 
Sie die wollenen Kleider weg und genießen Sie ein— 
fache Koſt!“ 

„Aber iſt es denn nicht unnatürlich, Winter und 
Sommer dieſelbe Kleidung zu tragen?“ 

„Est-ce que les bötes changent de vêtement?“ 

Ich fand mich verſucht, hierauf mit einigen natur: 
geſchichtlichen Bemerkungen zu antworten; ich erinnerte 
an die Zugvögel, und meinte die Thiere hätten Federn 
und Haare. ... 

„Ah,“ rief er, „wollen und fünnen Sie ziehen und 
wandern, ich habe nichts dagegen! ich ſelbſt denke daran, 
ein jüdlicheres Land aufzufuchen; ich möchte im füdlichen 
Frankreih wohnen; da find die Winter milder und die 
Früchte jaftiger. — Daß die Menfchen aber nicht durch— 
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gehends behaart find, wie die Thiere, das kommt eben 
von der Unnatur, in der unfer Gejchledht jeit vielen Jahr: 
hunderten gelebt hat. Das läßt ſich jo jchnell nicht ändern; 
lebten wir aber wieder völlig naturgemäß, ich bin ficher, 
unfere Urenfel würden befjer daran jein, certainement! 
ils auraient de poils partout.“ 

Sch konnte mic) des Lachens nicht enthalten und der 
Weiſe ftimmte gutmüthig mit ein. 

„Barum heiraten Sie nit,“ bemerkte ih, „lieben 
Sie das weibliche Geſchlecht nicht mehr?” 

„Do, doch! aber nur im Frühjahr und im Sommer 
. . · im Winter muß fi die Natur ausruhen. Ich würde 
auch heiraten, wenn ich nur ein Weib fände, das geneigt 
wäre, ganz jo zu leben wie ich ſelbſt. Aber Sie werden 
begreifen, daß dies jeine Schwierigkeiten hat” ... 

„Warum verwerfen Sie denn den Genuß von Fleiſch 
und Fiſch? es gibt ja auch fleiſchfreſſende Thiere.“ 

„Die folgen einem blinden Triebe, einer Naturnoth— 
wendigfeit; die menjchlihe Bernunft muß aber erkennen, 
daß es Unredt ift, ein Gejchöpf Gottes ohne Noth zu 
tödten, und daß Pflanzenkoſt freieres und frijcheres Blut 
gibt, als Fleilh, zu dem man nur im Nothfalle jeine 
Zuflucht nehmen darf.” 

„Und do,” wandte ich ein, „haben mir die Nerzte 
gerade vorzugsweiſe gebratenes Fleifh und dergleichen 
empfohlen.“ 

„Ja die Herzte! ... Da iſt's fein Wunder, daß Sie 
an Engbrüftigfeit leiden. Das iſt die Folge von allen 
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Beefſteaks und Coteletten, die ſich überall feſtſetzen und 
Beengungen und Stockungen verurſachen. Fleiſch gibt 
keine Kraft; das Fett bringt Galle hervor! Genießen 
Sie Obſt und Gemüſe, das macht leichtes und fröhliches 
Blut!“ 

„Und ohne Fett? ohne...“ 

„Butter ift auch Fett! Wollen Sie einmal fehen, 
wie mein Mittagsmahl zubereitet wird?” 

Sch folgte ihm in die Küche, wo eine Magd mit dem 
Eſſen für die Mutter bejhäftigt war und wo in einem 
großen eijernen Topfe das einzige Gericht für den Sohn 
dampfte. Er nahm einen langen Löffel zur Hand, that 
ein Stüd Butter hinein, rührte alles jorgfältig um, Eoftete 
und verjicherte, daß es jo durchaus tadellos ei. 

Es war eine Art Brei aus türkiſchen Bohnen und 
Zwiebeln beitehend, und zwar in jo reichlicher Menge, daß 
ih meine VBerwunderung darüber ausdrüdte. 

„Ich eſſe nicht oft,” jagte er, „Jondern nur Mittags 
und Abends, aber jedes Mal tüchtig.” 

„Und dabei leiden Sie nicht an Magenbejchwerden, 
1 
„Jamais!“ 

„Glücklicher Mann!” jeufzte ich. 

„zeben Sie wie ich,“ rief er, „und Sie werden bald 
niht mehr willen, daß Sie einen Unterleib haben. — 
Wollen Sie diejfen Mittag mein Gaft fein?” 

Sch entjchuldigte mich mit der Kälte des Speife: 
zimmers ... 
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„Sieh da!“ lächelte er, „Sie haben Kälte unter Rod 
und Weberzieher, und ih — fühlen Sie einmal!” 

Dabei öffnete er den loſen Leinenfittel noch weiter 
und legte meine Hand auf feine breite, gemwölbte Brut, 
indem er jelbitzufrieden alle Muskeln anjpannte. Und in 
der That, es war wieder als hätte ich ein warmes Bret 
berührt. 

Als ih Abjchied nahm und ihm Dank und Entjchul: 
digung ausdrüdte, reichte er mir die Hand und lud mid) 
ein, ihn mehr zu bejuchen und demnächit mit ihm im ein 
jüdlicheres Land zu ziehen. „Kommen Sie nur,“ jagte 
er, „alle Freunde der Natur, alle Zeidenden, die fih nad) 
Befjerung jehnen, find meine Brüder!“ 

Man kann fi) denfen, mit welchen Gefühlen ich 
ihied. Welche Willenskraft, welche Charafteritärfe nad) 
einjtiger Berderbniß! welche bewunderungswürdige Er: 
ſcheinung bei aller Verfehrtheit und Webertreibung! 

Ryckx war von einer gewiſſen Selbitgefälligfeit nicht 
frei; aber hatte er nicht ein Recht, mit Wohlgefallen auf 
jeine Ummandlung zu bliden? 

Dabei war er ein herzensguter, mildthätiger Menſch. 
Wenn er im Winter fein Bad nahm, ging er gar oft bis 
Mariaferk und trug den Armen Eſſen und jonftige Unter: 
ſtützung zu. Er arbeitete nicht bloß für ſich, in feinem 
arten, jondern auch für Andere. Begegnete er einem 
alten ermüdeten Karrenſchieber, jo fpannte er fich jelbit 
ein und übte jeine ftrogende Kraft. Ja man wollte ihn 
ihon frühmorgens unter dem Jose einer Bäuerin gejehen 
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haben, der er die jchweren Milcheimer zur Stadt trug. 
Ich weiß nicht genau, ob es eine alte oder eine junge 
war; aber ficher ift, daß er micht unter dem Joch ge: 
blieben iſt. 

Ich habe den Weifen von Djtende jeit 1859 nicht 
wieder gejehen. Ich empfing nur die Nachricht, daß er 
fein hohes Alter erreicht bat, jondern, wie der Natur: 
forſcher, in den jechziger Jahren gejtorben ift. 


— —— 


Einen Naturforiher von Fach lernte ich in dem be: 
rühmten Löwener Profeſſor Ban Beneden fennen. Auch 
er hatte jo lange in den Augen einer reizenden Schönen 
geforjcht, bis daß fie feine Frau geworden war. Aber er 
nahm jie nicht immer mit fi), wenn er feinen fonjtigen 
Forihungen nachging. „Das ftört zu ſehr,“ meinte er 
lächelnd, und erkundigte ſich dann angelegentli, ob auch 
Leuckart verheirathet jei. 

Ban Beneden pflegte einen Theil des Sommers 
regelmäßig in Oſtende zuzubringen, wo er fi) in einem 
der älteren Aufternparfs eine höchit einfache Beobadhtungs: 
und Forſchungswerkſtätte eingerichtet hatte. Hier traf ich 
ihn am Bergrößerungsglafe, den Kopf zum Schuß der 
Augen in einem dunklen Pappkaſten verjtedt. Hier hat 
er jeine berühmten Polypenbeobachtungen gemacht; bier 
hatte er eben an den Eiern eines Hummers ein neues 
Thierchen entdedt, das er von feinem Gehaben den Afro: 
baten nannte. 


18 Dr. Georg Hartwig und feine Schriften. 


In Dftende lebte und fchrieb Damals auch Dr. Georg 
Hartwig, nah Beruf ein Arzt, nad) Liebhaberei aber 
ein Schriftiteller über die verjchiedeniten Gegenjtände der 
Nature und Länderkunde, ohne jelbitändige Forfchungen 
vorzunehmen. Er hatte eben, als ich ihn fennen lernte, 
fein „Leben des Meeres” beendet und bei Meidinger in 
Frankfurt erjcheinen laffen, was ſchnell vier Ausgaben 
erlebte. 

Im Jahre 1813 in London, wo fein Vater, ein 
Hannoveraner, fih als Kaufmann niedergelaffen und mit 
einer Engländerin verheirathet hatte, geboren, wurde das 
Engliſche feine Mutterjprahe und blieb ihm alle Zeit 
völlig geläufig; feine wifjenichaftlihe Bildung aber fand 
er in Deutjchland und lebte geraume Zeit in Paris. So 
Ihrieb er zunächſt englifch über die gefundheitliche Er— 
ziehung der Kinder und über andere Gegenjtände; fran: 
zöſiſch ließ er einen Wegweiſer für Oftende erfcheinen 
und deutsch eine Broſchüre über den Gebraud der See- 
bäder ꝛc. Doc hatten diefe Arbeiten feinen ungemwöhn- 
lihen Erfolg. Dagegen erlebte „das Leben des Meeres“ 
unter dem Titel: The Sea and its living Wonders, aud) 
in London vier Auflagen. 

Dann erjhien „Der hohe Norden“, engliih: The 
polar World; dann „Die Tropenwelt”, engliid: The 
tropical World, wovon 1873 eine neue Ausgabe in 
London erſchien; dann „Die Infeln des großen Dceans“, 
„Bott in der Natur”, engliſch unter dem Titel: The 
Ilarmonies of Nature; „Die Unterwelt“, The sub- 
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terranean World, 1871; „Das Leben des Zuftmeeres“, 
1872 ꝛc. 

Alle diefe Werke find höchſt fleißige und anziehende 
Zufammenftellungen; die Schilderungen jedoch find zu— 
weilen lebhafter als genau, da fait überall eigene An: 
Ihauung mangelt. — 

Im Dftober 1859 gab Hartwig feine Stellung als 
Seebadearzt in Dftende auf, zog kurze Zeit nach Göttingen, 
dann nach Heidelberg, und lebte jeit 1371 in einem an: 
gekauften Zandhaufe zu Salon bei Ludwigsburg, wo id) 
ihn im Herbſt 1873 befuchte, und wo der fenntnigreiche 
Freund nah einer jchweren Krankheit am 10. März 
1880 jtarb. 

Außer Hartwig hatte Dftende zu meiner Zeit noch 
acht Badeärzte, von denen ich namentlich den rührigen 
Berhaeghe näher fennen lernte, der, im Gegenjaße zu 
Hartwig, fich vielfahher eigener naturwifjenihaftlichen 
Beobadhtungen rühmte. Namentlich bejorgte er auch die 
amtlihen Wetterbeobadhtungen, wozu die Brüfjeler Stern: 
warte die Inftrumente geliefert hatte. Die Memoiren der 
föniglihen Akademie, deren Mitglied er war, enthalten 
manche bemerfenswerthe Mittheilungen von ihm. 

In einer Schrift über „die Seltenheit der Zungen: 
ſucht an der Seefüfte” behauptete er, daß in Ditende nur 
Ts vom Hundert an der Lungenſchwindſucht jtürben, 
während in Brüffel 17, in Brügge gar 19. 

Verhaeghe ift vor einigen Jahren gejtorben. 

In einem Streite wegen „des Paradieſes“ in Djtende, 
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der viel Lärm und Aufſehen erregte, ſtanden faſt alle 
Aerzte auf Seiten Derer, welche gleich mir für das Pa— 
radies kämpften. 

Außer den Badeplätzen am Steindamme, wo von 
beiden Geſchlechtern gemeinſchaftlich und folglich in ent— 
ſprechenden Anzügen gebadet wird, gab es ſeit vielen 
Jahren eine entferntere Stelle, wo Männer in mehr 
oder weniger paradieſiſchem Zuſtande zu baden pflegten. 
Niemand fand dagegen Etwas zu erinnern, am wenigſten 
Deutſche, die nach heimiſcher Sitte und Anſchauung eher 
das gemeinſame, mitunter nur ſehr dürftig bemäntelte 
Baden für anſtößiger hielten, als das unbekleidete an 
entfernten Stellen. 

Auch ich zog das Paradies vor. Und Fein Geringerer, 
als der jeßige deutjche Kaifer, der als Prinz von Preußen 
wiederholt in Oſtende die Seebäder gebrauchte, theilte die 
Vorliebe. Zwar fühlten fih dann und wann ein paar 
Spaziergängerinnen in ihren Wanderungen beengt; allein 
es ftand außer Zweifel, daß die Stelle von Denjenigen, 
welche wollten, ganz wohl zu umgehen oder zu ver: 
meiden war. Kurz, es wurde fein polizeiliches Hindernik 
in den Weg gelegt, ärztliher Vorſchrift oder eigenem 
Wohlgefallen zu genügen. Erft jeit 1857 wurden Stimmen 
gegen die Einrichtung laut, doch nicht ſowohl von Frem— 
den, als vielmehr von den Belitern eines in der Nähe 
erbauten neuen Pavillons, die fich durch das „Paradies“ 
im Bufprud beeinträchtigt glaubten, obwohl vermuthlic) 
ohne Grund. 
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Die Stadtbehörde ward wirklich veranlaft, zumal 
auch die Geiftlichfeit drein redete, das unbefleibete 
Baden zu verbieten. Allein ein jolches Verbot war leichter 
zu geben als auszuführen. Die Zahl der Liebhaber des 
Paradiejes war groß und die Aerzte waren auf ihrer 
Seite; und als gar einige hochfürftlihe Perſonen nad) 
altem Herfommen verfuhren, dachte der Herr Bürger: 
meister nicht Jonderlich mehr daran, den fat unbefannt 
gebliebenen Beſchluß in Kraft zu jegen. Es blieb wieder 
eine Zeit lang beim Alten. Da plöglich erjchienen Gen- 
darmen am Strande; einige Perjonen, welche fich nicht 
jofort ausmweilen Fonnten, wurden abgeführt; mehrere 
wurden nachgehends vor das Strafgericht geladen, wegen 
outrage publique à la pudeur. 

Der königliche Profurator zu Brügge, der Elerifalen 
Partei angehörig, hatte fich bewegen laffen, die Sache 
als eine Verlegung der Schidlichfeit an öffentlichem Orte 
zu betrachten und daher jtrafrechtlich einzufchreiten. Und 
in der That, der betreffende Badeunternehmer ward zu 
vierwöchiger Gefängnißitrafe, der Karrenführer zu acht: 
tägiger Haft, jeder Badende zu einer Geldbuße von fech: 
zehn Franc verurtheilt. Doch hatten fich die Fremden 
Hüglih davon gemadt. Ich jelbft war der Razzia ent 
gangen. 

Man kann denken, melden Lärm und welde Auf: 
tegung ein ſolcher Vorgang hervorbringen mußte. Nicht 
bloß die Badegäfte, ſondern auch Stadt und Land nahmen 
den lebhafteften Antheil, und da die Haupttriebfedern auf 
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Herifaler Seite lagen, jo verfehlte die gefammte liberale 
Preſſe nicht, das eingehaltene Verfahren auf's heftigite 
anzugreifen. Wochen lang ward mit allen Waffen des 
Ernftes und der Ironie geftritten ; ſelbſt ein Fürft Galigin 
nahm das Wort, indem er fich verwahrte, der Held eines 
draſtiſch bejchriebenen Vorgangs im Baradieje zu jein, 
wo er allerdings gleich Vielen gebadet habe. Der wun— 
derlihe Kampf um das „verlorene Paradies” war noch 
nicht beendigt und die Wiedergewinnung noch nicht erreicht, 
als ih den Schauplat verließ. 


Als bei Erneuerung und Ermeiterung des Stein: 
dammes bei Dftende eine Menge alter, vor etwa hundert 
oder anderthalbhundert Jahren eingerammter, mit roftigen 
Eifenjpigen verjehener Eichpfähle ausgezogen murden, 
fielen mir die fnollenartigen Sandjteinbildungen auf, welche 
fih in der Tiefe an den Geitenflähen des Holzes ange: 
jet hatten und ohne erfennbares Bindemittel aus feit: 
vereinigtem Meeresjande beitanden. Da ſich Niemand um 
die Erjheinung befümmerte und ich ähnliche, aber kleinere 
Sandfteinfnollen Son früher am Fuße der Dünen bemerkt 
hatte, kaufte ich mir das Endftüd eines jolden Pfahls 
und ſchickte es an den Profeffor Nöggerath in Bonn, der 
es ſehr willlommen hieß, in der nächſten naturmiffen: 
Ihaftlihen Verfammlung beſprach und dann im Mufeum 
niederlegte. (Kölnische Zeitung vom 19. Jan. 1858). 

Eine bejondere Aufmerkſamkeit widmete ich den wellen: 
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fürmigen, gleihmäßigen Rillenbildungen, welche der Wind 
im trodenen Dünenjande, das Waſſer im Strandjande 
bhervorbringt. Die legtern entjtehen, wie mir ſchien, nicht 
von der einfachen Wellenbewegung des Waflers, jondern 
es gehört ein gewiſſes Strömen, bezw. Rüdjtrömen des 
Waſſers dazu, weßhalb breite Streden in der Regel nur 
bei Ebbe: und Flutbemegungen vorfommen werden. 
Eine genaue Feitftellung wäre nicht unwichtig, da aud) in 
manchen Gebirgsshichten fich jolche Bildungen finden und 
daraus aljo Schlüffe für die Bejhaffenheit der einftigen 
Meere gezogen werden fünnten. 


Im Frühjahr 1859 lebte ich einige Zeit,in Brügge. 
Schon früher hatten mich die dortigen Meifterwerke Men: 
ling’s lebhaft angezogen; jet fefjelten fie mich vollends 
und ich traf in diefer Neigung mit einem dort lebenden 
Engländer, James Weale, zufammen, mit dem ich wieder- 
holt die Brügger Schäge durchmuſterte und felbft weitere 
Ausflüge nach anderen Ortſchaften machte. Er war Ka: 
tholik und zwar, wenn ich nicht irre, war er’s erft vor 
furzen Jahren geworden; er fand daher vielfach eine be- 
reitwillige Förderung, die mir allein wohl ſchwerlich zu 
Theil geworden wäre. Er hat nadgehends die Papiere 
des Brügger Archivs 2c. durchforſcht und ſehr belangreiche 
Entdedungen über Hans Memling und andere Künftler 
gemacht. 

Auch ich verlor den alten Meifter, den ich von Anfang 
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an für einen Deutſchen halten mußte, nicht aus den 
Augen. Im Herbit 1861 veröffentlichte ih im Morgen: 
blatt einen Kleinen Auffag über ihn und feine Werke. 
Doch kannte ih damals hauptjählicd nur die belgifchen 
und Pariſer Bilder. 

Später habe ich dem alten Liebling noch mande 
Stunde gewidmet. Namentlich lernte ich die großen Bilder 
in Lübeck und Danzig kennen, und jo entitand allmählich 
eine erweiterte Abhandlung, die in den „Belgiſchen Stu: 
dien“ zur Veröffentlichung gelangt ift und noch während 
des Druds mande Zufäge erhalten hat. Sie kann wohl 
als die volljtändigite Arbeit angejehen werden, welche 
über den Meijter vorhanden: ift. 

Neben den Gemäldeſchätzen nahmen auch die Bau: 
denfmäler, überhaupt die ganze Vergangenheit und Gegen: 
wart der alten berühmten Stadt mich lebhaft in Anjpruch. 

Das beabjihhtigte Werf über Belgien follte in einer 
Heide von Städtebildern namentlih auch die Bedeutung 
und das Treiben der alten gewaltigen flandrifchen und 
brabanter Gemeinmwejen nad Geſchichte und Gegenwart 
veranjhaulihen. Ich beſuchte daher fat alle größeren 
und bemerfenswertheren Städte wiederholt und brachte 
in einigen mehrere Monate und länger zu, um fie näher 
fennen zu lernen. 

Wie ich Brügge betrachtete und auffaßte, ift aus 
friihefter Wahrnehmung in Wejtermann’s Monats: 
heiten, Mai 1859, und dann wieder in den „Belgijchen 
Studien“ gefhildert worden. 
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Eine eingehende Mittheilung über den berühmten 
Kamin des Gerihtshaujes findet fih im Morgen: 
blatt 1860 und ebenjo in dem erwähnten Buche. 

Auch in den übrigen größeren Gemeinwejen Belgiens, 
namentlih in Brüfjel, Gent, Antwerpen, Mecheln, madte 
ich bedufs der „Städtebilder” eingehende Studien. Doch 
find, abgejehen von einigen Mittheilungen aus Oſtende, 
nur von Brügge, Mecheln und Gent ſolche Schilderungen 
zu Etande gefommen und im Morgenblatte, 1860, 
Nr. 36, 37, 1859, Nr. 40, 41 und dann in den „Belg. 
Studien” veröffentlicht worden; im Uebrigen blieb’s bei 
Anfängen und Bruchſtücken. 

Eben jo ging’3 mit einer Reihe von Lebensbildern. 
Nur eine kurze Schilderung des Bildhauers Fraifin und 
jeiner Werfe ift im Auguft 1860 in Weitermann’s 
Slluftrirten Monatsheften erfchienen. 

Ich theile das Wefentliche hier mit, da der liebens- 
würdige Mann und jeine Behaufung in der Vorftadtitraße 
Chaussce de Haacht 156, mir näher befannt geworden 
it und Fraikin zu den bemerfenswertheiten Künftlernaturen 
gehört, mit denen ich zuſammengetroffen bin. 

Karl Auguft Fraifin wurde am 14. Juni 1819 zu 
Herenthals, unweit Brüffel, geboren. Sein Vater, defjen 
Vorfahren im Lütticher Lande wohnten, war Notar und 
ftarb ſchon 1832, noch ehe der Sohn eine feite Lebens: 
bahn betreten hatte; die Mutter, eine geborene Ban Lund, 
ward ihm ſechs Jahre jpäter durch den Tod entriffen. 

Schon früh regte fih in dem Knaben der Trieb zu 


86 Lehrjahre in der Apotheke. 


bildlihen Darftellungen. Sein fleines Taſchengeld ging 
nicht für Spielzeug und Näfchereien, jondern für Farben 
und Bilderbogen darauf, und die zahlreichen Zeichnungen, 
womit er Schulbücher und Schulbänfe während der Lehr: 
ftunden bededte, brachten ihm manche Strafe ein. 

Im dreizehnten Jahre ward er nad) Brüfjel gethan, 
um die Malerei zu erlernen; aber der frühe Tod feines 
Vaters änderte dies Vorhaben. Unter der Vormundſchaft 
eines älteren Bruders, der bei der Mittellofigfeit bes 
Knaben einen bürgerlichen Lebensberuf der ungewiſſen 
Künftlerlaufbahn vorziehen zu müffen glaubte, wurde er 
zum Apotheker beftimmt und trat bald darauf bei einem 
Herrn de Hemptinne in Brüffel, pharmacien du Roi, 
feine Lehrjahre an. 

Der neue Meifter war jedoch mit dem Zöglinge 
durhaus nicht zufrieden. Zwar zeigte fich diefer willig 
und anjtellig ; allein jeder freie und mitunter auch mander 
unfreie Augenblif ward dem Dienfte der Apothefe und 
der Erlernung des Fachs entzogen und mit allerlei Zeich- 
nungen und Bildnereien ausgefüllt. Tadel und Vorwürfe 
blieben ohne Erfolg, und das Ende vom Lieb war, daß 
der angehende Pharmaceut nad) Verlauf eines Jahres in 
ziemlihen Ungnaden fortgejchidt wurde. 

Der Zufall wollte es, daß der neue Lehrmeifter, ein 
Herr Van Tilborg, mehr Einfiht oder Nahficht in Betreff 
der Fünftlerifchen Beitrebungen des jungen Fraifin hatte, 
als der geftrenge Vorgänger. Vier Jahre lang blieb der 
Lehrling bei dem würdigen Manne und wurde während 
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diefer Zeit nicht gehindert, die Abende und Freiftunden 
mit Zeichnen und ähnlichen Dingen binzubringen. Bis 
fpät in die Naht jaß er auf feinem Dahlämmerchen ; 
und ein Mal — jo behauptete jüngjt ein öffentliches 
Blatt, während der Künitler jelbit Nichts Davon willen 
will — ward ſogar die eifrige Sicherheitsbehörde wegen 
des einjamen allnächtlichen Zampenlichts bejorgt und zu 
Nachforſchungen veranlaßt. Auch Fam es dem jungen 
Bildner zu Gute, daß der Lehrherr ein Schwager des 
Akademiedirektors Navez war. 

Um 1837 beftand Fraifin die öffentliche Prüfung 
als Apotheker, und ließ ji bald darauf zu Genappe zur 
Begründung eines eigenen Gejchäftes nieder. Etwa 
anderthalb Jahre betrieb er wirklih die Apotheferei. 
Allein hatte er ſchon früher einen großen Theil feiner 
Zeit der bildneriihen Liebhaberei gewidmet, jo wurde num 
erſt recht jeder Augenblid ergriffen, um der alten Neigung 
zu fröhnen, und oft genug mußten Stößer und Retorten 
vor Pinſel und Farbenfaften zurüditehen. 

Fraifin mar dabei jo jehr auf fich jelbit beſchränkt, 
daß er oft die gewöhnlichſten Dinge nicht erfragen konnte. 
So wußte er 3. B. durchaus nit, wie die Bildnerei in 
Gips anzugreifen fei. Gleichwohl machte er ſich muthig 
an's Werk; aber ftatt zu modelliren und zu formen, nahm 
er ein großes Stüd Gips und ſchnitt und ſchabte jo lange 
daran herum, bis feine eigene Büfte wohlgetroffen daraus 
hervorging. 

So verliefen achtzehn Monate. Dann aber ward der 
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Drang nah Fünftlerifcher Entfaltung jo jtark, daß der 
Pharmaceut eines ſchönen Tages Mörjer und Büchjen 
verließ und, bereits zwanzig Jahre alt, zum Bildhauer 
Ban Puyenbroed in Brüfjel in die Lehre ging. 

Nah drei Monaten vertaufchte er deſſen Unterwei— 
jung mit dem Unterriht auf der Akademie, durchlief binnen 
Jahresfriſt alle Klaffen und that ſich Ddergeftalt hervor, 
daß er zwei erjte Breife, nämlich in der Kompofition 
und im Modelliren nad der Natur, davontrug. 

Man kann leicht denken, daß jo unerhörte Fortjchritte 
und Erfolge gar bald die Aufmerkfjamfeit der Kunftwelt 
auf den jungen Mann lenkten. Seine erſte Ausitellung 
im Sahr 1839 — ein junges Mädchen, das Blumen 
jammelt — fand bereits lauten Beifall. Als er aber 
1842 mit zwei trefflihen Bildnereien: La Venus à la 
colombe und Baigneuse surprise — hervortrat, da ftand 
man nit mehr an, ihn neben den berühmteften Bild: 
hauern des Landes zu nennen. 

Schon zwei Jahre früher hatte er von der „Venus 
mit der Taube” eine kleine Statuette angefertigt, Die 
ebenfalls dazu beitrug, ihn in der Kunftwelt befannt zu 
machen. Es ging damit eigenthümlich zu. Als er eines 
Morgend nad) dem reizenden Standbildchen fih umjah, 
war dies verſchwunden, ohne daß man ermitteln konnte, 
wie und wohin. Fraifin, irgend einen Zufall oder eine 
verhehlte Unvorjichtigkeit jeines Dieners vermuthend, ftellte 
bald jede Nahforihung ein, und hatte den Vorgang fait 
vergejjen, als er einjt vor dem Broncelager des Herrn O. 
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in Paris ftehen blieb und beim Eintreten und bei näherer 
Betradhtung mit Erftaunen einen Abguß feines eigenen 
Werkes erkannte. 

„Eh bien, qu’en dites vous, Monsieur?“ fragte ihn 
der herantretende Eigner des Ladens. 

Fraifin gab eine etwas zurüdhaltende Antwort. 

„O nicht doch!“ rief lebhaft der Franzoſe, „nicht 
doch! Das ift nicht bloß ein leidliches, jondern ein ganz 
ausgezeichnetes Kunſtwerk.“ 

„Aber wer ilt denn der Verfaſſer?“ fragte halb 
ärgerlich, halb erfreut der junge Mann. 

„Mein Sohn,“ ermiderte jtolz der Händler; „ſehen 
Sie hier den Namen!” 

„Ei der Taujend!” meinte Fraifin, „ich hätte faft 
geihworen, das Bild jei in Belgien gemacht worden.“ 

„O ficher nit! So etwas leiftet nur franzöfifche 
Meifterichaft!” 

Natürlich kam es nun zu Erklärungen, die den Fran: 
zojen nicht wenig in Verlegenheit festen. Fraifin aber 
nahm die Sache jugendlih leicht und humorijtifch gut: 
müthig; er begnügte fi damit, aus einem Korbe voll 
prachtvoller Broncewaaren, womit ihn Herr Q. am andern 
Morgen bejänftigen wollte, einen Abguß feines Stand: 
bildchens zu wählen und die Hinzufügung feines Namens 
zu verlangen. 

Zwei andere Pariſer Kunitfabrifanten verbreiteten 
ipäter die Statuette in Gipsabgüſſen. Auch fie gerietben 
dabei in Streit, nicht mit dem Künitler, fondern unter ſich 
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jelbft, indem Jeder behauptete, der Eigenthümer des Werkes 
zu jein, während in Wahrheit Keiner von Beiden es war. 
Die Sahe fam jogar vor die Gerichte. Einer der Strei- 
tenden gab fi nun die größte Mühe, eine günftige Er: 
Härung Fraifin’s für fih zu gewinnen. Doch diejer blieb 
taub gegen alle Anerbietungen. Selbit die junge Frau 
des Kunfthändlers, welche eines ſchönen Tages unerwartet 
in die Werkſtatt des Brüffeler Künftlers trat und diefen 
in huldvollſter Weife zu überzeugen juchte, daß Schönheit 
und Kunſt natürliche Verbündete feien, ging unverrichteter 
Sade von dannen. Bergebens berief fie fih darauf, daß 
fie jogar Herrn Pradier in Paris als Modell gedient 
habe; Fraifin lobte Pradier und pries die Schönheit, 
machte aber feine Miene, auf den angetragenen Bund 
einzugehen. 

Die Baigneuse surprise ift ebenfalls als Statuette 
ausgeführt und unzählige Male nachgebildet und verviel- 
fältigt worden. 

Die nächte Arbeit Fraifin’s war ein Standbild des 
Apoſtels Paulus, das für die Kirche von Spy, unmeit 
Namen oder Namur, in Pierre de France ausgeführt 
worden if. Um 1844 folgten dann „die neun Mufen“, 
ein Basrelief in Gips, und ein Apollo in Marmor, die 
ein Herr Van Bolrem in Trois:Fontaines befikt. 

Eins der berühmteften Werke Fraifin’s ift „Der ge: 
fangene Amor“, eine Gruppe, die dem Jahre 1845 
angehört und, auf Beitellung der Regierung in Marmor 
ausgeführt, fi gegenwärtig im Brüfjeler Muſeum be— 
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findet. Man Farin nicht leicht etwas Anmuthigeres und 
Reizenderes fehen, als dieſe Bildnerei. Ein junges weib— 
liches Wefen in jchwebend:fortichreitender Stellung, hält 
einen geflügelten Liebesfnaben auf der Schulter, der, 
mit der Linken am rechten Fuße, mit der Rechten an 
der linfen Hand gefaßt und ſchäkernd feftgehalten, ein gar 
ausdrudsvolles Angftgefihtchen fchneidet, und mit der 
lieblihen unbefümmerten Jungfrau ein ungemein an- 
ziehendes Gejammtbild Liefert. 

Bei der öffentlihen Ausftellung zeigte es fih, daß 
noh ein anderer junger Bildhauer, Herr Jacquet zu 
Brüffel, einen ähnlichen Gegenftand dargeftellt hatte. Es 
erhob fich daher ein lebhafter Streit über die Urſprüng— 
lichfeit des Gedankens; allein, da Fraifin feinen eriten 
Entwurf ſchon vor Sahresfriit in der Werkftatt zur Schau 
geftellt Hatte, jo konnte der auch in öffentlichen Blättern 
geführte Kampf nicht wohl anders als zu feinen Gunften 
ausfallen. - 

Das Recht der Nachbildung und Vervielfältigung des 
gefangenen Amors in Bronce erhielt Vittoz zu Paris; 
er gab „faſt Nichts“ dafür und ſoll Taufende dabei ver: 
dient haben. 

Bon nun an fehlte es dem jungen Künftler an Be: 
ftellern und Käufern nicht mehr. Zunächſt, im Jahre 
1846, bejchäftigten ihn die für das Brüffeler Stadthaus 
beftimmten Standbilder der Kraft, der Mäßigung, der 
Klugheit, der Gerechtigkeit ꝛc, im Ganzen elf, die er 
in franzöſiſchem Sandftein auszuführen hatte. Doch fchritt 
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die Ausbefjerung des berühmten Gebäudes jo langjam 
fort, daß die trefflichen Bildwerfe erſt 1859 zur Aufftellung 
gekommen find. 

In demjelben Jahre 1846 machte er eine Reife nad) 
Stalien. Der nächſten Zeit gehören „divers bustes de 
Madones et de bacchantes“, wie es in einem Verzeich— 
niſſe heißt, an. 

Im Jahre 1848 bildete er eine liebliche Gruppe: 
Psych& appellant Pamour à son secours, — die aber 
erft in jüngfter Zeit zur Ausführung in Marmor ge: 
fommen ilt. Dem folgenden Jahre wird La Priere zu: 
geichrieben. 1850 ward im Auftrage der Regierung das 
Standbild der „Stadt Brüffel“ ausgeführt, welches in 
Marmor den Springbrunnen des damals neugebildeten 
Rouppe-Plages ziert. Demfelben Jahre gehört „Amor 
in der Wiege” an. Dann folgten zwei große Denkmäler, 
weldhe beide in Marmor ausgeführt worden find: Das 
eine, die Wohlthätigkeit daritellend, zu Ehren eines 
Herrn Nevraumont in der Kirche St. Jean und St. Ni- 
colas der Cölniſchen Vorſtadt von Brüffel, das andere 
zum Andenken an die 1852 in Oſtende verftorbene 
Königin der Belgier für die dortige Pfarrkirche be: 
jtimmt. 

Das legte Denkmal it erft im Sommer 1859 zur 
Aufitelung gelangt. Es beiteht aus einer reichen, mit 
großem Fleiße ausgearbeiteten Gruppe: die Königin liegt 
entjchlafen auf einem Ruhebett, vom föniglihen Mantel 
überdedt; die irdiihe Krone gleitet zur Erde, aber ver 
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Engel des Friedens neigt ſich über die milde, jchöne 
Geftalt, um das Haupt mit ewigen Blumen zu ſchmücken. 
Zu Füßen auf dem Wappenſchiffe der Stadt figt die 
trauernde Magd von Oſtende. Das Ganze macht einen 
feffelnden Eindrud und hätte ein befjeres Loos verdient, 
als in einer erbärmlihen windjchiefen Kapelle, die man 
in lumpigſter Weiſe an die Hauptfirche von Ditende geflert 
bat, aufgeftellt zu werden. 

Mährend an der Ausführung dieſes Werfes gear: 
beitet wurde, entjtanden nad und nad) nod folgende 
Gebilde: 

Ein Standbild der Jungfrau mit dem Kinde, 1853; 

Marmordentmal eines Herren Ferd. Nicolay — de l’ami 
des pauvres — auf dem Kirchhofe zu Laeken, 1854; 

Der Schlummer, in Marmor ausgeführt, für Herr 
Warocqué zu Mariemont, 1355; 

L’enfant dans la vanne, ein mit Nehren jpielendes, in 
einer Korbichwinge oder geflochtenen Mulde liegendes 
Kind, 1856; 

La liberte d’association, Efolofjale, zu Lüttich gegoffene 
Bronceitatue für die 1859 vollendete Kongreßſäule zu 
Brüffel, 1857; (die übrigen drei „Freiheiten“ der bel: 
giſchen Verfaffung find: die Freiheit des Cultus 
von Simonis, die Unterrichtsfreiheit und Die 
Preßfreiheit von Joh. Geefs); 

Venus Anadyomene, in Marmor, für den Herzog von 
Brabant beftimmt, 1858; 

Denkmal des 1857 veritorbenen Grafen Felir von Merode 
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für eine Kapelle der St. Gudula-Kirhe zu Brüffel, auf 
Beitellung der Verwandten entworfen und in Marmor 
auszuführen, 1859. (Nicht zu verwecjeln mit dem 
Dentmale des Grafen Fried. von Merode in ber: 
jelben Kirche, der in den Revolutionsfämpfen von 
1830 fiel). 

Bei dem lettgenannten Werke werden fünftige Beur- 
theiler nicht überfehen dürfen, daß der Künftler durch die 
Wünſche der Angehörigen, namentlich der äußerft katholiſch 
und Firhlich gefinnten Söhne des Grafen, fi mehrfach 
beengt gefühlt haben maa. 

Später find zu dieſen Werfen nod ganze Reihen 
trefflichiter Schöpfungen hinzugekommen. 

Außer den größeren Arbeiten bat Fraifin noch an: 
dere, namentlich über dreißig Bildnißköpfe und Büften in 
Gips und Marmor angefertigt, darunter auch das gut: 
müthige Haupt feines zweiten Lehrherrn Ban Tilborg, 
an dem er noch mit großer Liebe und Dankbarkeit hängt. 

Fraifin zählt unbeitreitbar zu den berühmteften und 
ausgezeichnetiten Meiftern der Niederlande. An Zartheit, 
Lieblichkeit und Formenreinheit der Gebilde thut's ihm 
Niemand gleih; an Urjprünglichfeit und Anmuth der 
Gedanken wird er nicht leicht übertroffen. 

Natürlich hat's ihm nicht an Neid und Mißgunit, 
aber noch weniger an Anerkennung gefehlt; von allen 
Seiten floffen ihm Ehren und Auszeichnungen zu. Schon 
bei der Ausstellung von 1845 hatte ihm die öffentliche 
Meinung das Leopoldsfreuz zugedacht. Allein der da- 
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malige Minifter Ban der Weyer, ein Lömwener, wollte 
dies dem befannten Bildfehniger Geerts in Löwen zu: 
wenden, und ließ daher Herrn Fraifin die Wahl zwiſchen 
dem Zeopoldsorden und einer Beitellung für 10000 France. 
Der junge Künftler, defjen Verhältniſſe Damals nicht eben 
glänzend waren, bedachte ſich natürlih nicht lange; er 
nahm das Geld und befam das Kreuz bei der nächſten 
Ausitellung. 

Fraifin ift von mittlerer Größe, eher ſchmächtig als 
ſtark, mit blauen, finnigen Augen, freier Stirn, dunfel- 
braunem Haar: und Bartwuchs, der eben die eriten An: 
fänge des Ergrauens bemerken läßt. In Kleidung und 
Sprache, überhaupt feinem ganzen Wejen nad, ift er 
ungemein einfah und beſcheiden. Man kann fih kaum 
eine anjpruchslojere Erſcheinung denken, als die des be- 
rühmten Schöpfers des gefangenen Amor. 





Einen großen Theil meiner Zeit widmete ich den 
hervorſtechendſten Eigenjchaften der Belgier und insbe: 
jondere der Vlamingen, ihrer großen Neigung zum Ber: 
einsleben, ihrer Vorliebe für Feftlichkeiten, öffentliche 
Darftellungen, Umzüge, Wettlämpfe und Schaugepränge 
aller Art. Daß es dabei hoch hergeht, läßt fich Leicht 
denfen. In älteren Zeiten wurde oft, 3. B. bei feftlichen 
Einzügen und Einholungen, bei Bühnen-Preiskämpfen 
und dergleichen, der fabelhafteite Aufwand gemacht. Und 
auch in neueren Zeiten verfteht man dies noch. Als im 
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Sommer 1856 das fünfundzwanzigjährige Jubelfeſt der 
Unabhängigkeit und der Regierung König Leopolds ge- 
feiert ward, wurden allein vom Staat über 1,200000 
France für Schaugepränge ꝛc. verausgabt. Ich habe die 
großartigen Feitlichkeiten ausführlih in den „Studien“ 
geſchildert. 

Auch bei Ausſtellungen und Preisvertheilungen ſind 
gewiſſe Feierlichkeiten, Förmlichkeiten und Feſtlichkeiten 
herkömmlich. Säle und Häuſer und Straßen werden ge— 
ſchmückt. Und vor allen Dingen wird geredet und Pa— 
triotismus gezeigt. „Ohne Rede keine Feierlichkeit und 
ohne Patriotismus keine Rede. Da nun jede patriotiſche 
Wendung und Anſpielung eifrig beklatſcht wird, ſo kann 
man ſich denken, wie Viele alljährlich in Belgien reden 
und wie Viele klatſchen.“ 

Ausſtellungen und Preisvertheilungen gibt's aber in 
endloſer Zahl und Mannigfaltigkeit. Von den fetteſten 
Ochſen bis zu den zierlichſten Kanarienvögeln, von den 
Wettkämpfen der Dichter bis zu den Preisleiftungen der 
Volksſchulen habe ich jolche Wettbewerbungen und Ehren: 
preije erlebt. 

„Die Namen der Sieger und Redner werden na: 
türlih öffentlich befannt gemacht. Der Bekrönte wird 
dann feierlich beglüdwünjcht oder feierlichjt „eingeholt“ ; 
man veranjtaltet Feiteffen und Ständen, madt ihn zum 
Ehrenmitgliede eines Vereins, läßt Denkmünzen jchlagen 
und dergl. mehr. Dabei wird wiederum geredet. it der 
Gefeierte wohlhabend oder bejonders hochherzig, jo gibt 


Kirmefjen ac. 97 


er num jeinerjeit3 ein Felt, und daß dabei abermals ge- 
redet wird, veriteht fich von ſelbſt. Und jo it man mit: 
unter wahrhaft unerjchöpflich in gegenfeitiger Auszeichnung 
und Dankbarkeit.” 

Ich habe mehr als ein Mal ganze Straßen, ganze 
Stadtviertel in einer Weije mit Blumengewinden, Fahnen, 
Teppichen ꝛc. geihmüdt gejehen, als jei der König zu 
empfangen gemejen; und doch gejhah Alles nur zu Ehren 
eines Knaben, dem in dem gewöhnlichen Schulwettitreit 
ein Preis zugetheilt worden war. 

Und immer muß es bei Feſtlichkeiten geestig oder 
blijgeestig zugehen. Geestig bedeutet aber nicht geiftig 
oder gar geiitvoll, ſondern einfad) luftig, wie geestig- 
aert einen rechten Spaßvogel und „Taujendjappermenter“ 
bezeichnet. 

Ich habe verſucht, auf Grund alter Feitbeichreibungen 
und jonjtiger Nahrichten und Wahrnehmungen eine Reihe 
von Schilderungen aus dem „Vereinsleben und den Schau: 
befuftigungen“ und den Schaugeprängen in Belgien zu 
geben; einige find in Weitermanns Monatsheften, Dftober 
1858 und Sanuar 1859, ſowie an anderen Stellen ab: 
gedrudt worden; das Ganze bildet in acht Abfchnitten 
das erſte Hauptitüd der „Belgiſchen Studien“. 

Auch zu einfacheren Schmaufereien und Trinkereien, 
zu Tanz und Jubel ift der Vlaming äußerft geneigt. Im 
Genießen und Trinken befteht bei ihm der Hauptlebens: 
genuß. Die Kirmefjen nehmen fein Ende; jeder Sonntag 
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dr. Detler, Lebenserinnerungen. III. 1 
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in Oftende jagt, ift der Bruder des Sonntags, maendag 
is de broer van de sundag. Er heißt der „verloren 
maendagh“ und iſt als folder vom Pater Poirters in 
Verſen gefchildert worden: Daer men heele potten 
drinkt, daer men in het prieltjen klinkt etc. Wenn 
Arbeiter und Geſellen fih verdingen, jo ift es eine 
Hauptfrage, ob der Geſchäftsherr „Montag madt“ 
oder nicht. 

Welchen Werth man auf den Tiichgenuß legt, gebt 
ſchon aus der Bedeutung des Wortes nuttigen hervor, 
welches hauptjächlih von Eſſen und Trinken gebraucht 
wird. Wie könnte man auch Etwas befjer „benugen“, 
als indem man's genießt? Welch’ größeren, faßbareren 
Werth kann ein Ding haben, als daß es eßbar, daß es 
wahrhaft braudbar ift? Darum bedeutet aud Die 
Stage: wil gy iets gebruiken? wollt Ihr Etwas ge: 
brauden? fo viel als: wollt Jhr Etwas efjen? 

Aber nit bloß das Eſſen liebt man, das Trinken 
jteht eigentlich noch höher. Doch drüdt man fi be: 
iheiden aus. Man jagt: é pintje bier trinken, aber 
man meint und trinkt wohl ein halb Dugend pintjes. 
Ja Manche bringen es bis zu zwei Dugenden und mehr. 
Darum it es auch von befonderer Bedeutung, wenn es 
bei einer Speife heißt: daer kan men e’ glaske bier 
toe drinken! 

In einem alten, vom 14. Jahrhundert bis 1515 
reihenden Plakatbuche eines Genter Archivs fand ich 
folgende bezeichnende Verſe: 
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Drinck ick veel, ick moet bederven, 

Drinck ick niet, ick moet sterven; 

Daerom is’t beter ghedroncken en bedorven, 
Dan niet ghedroncken ende ghestorven. 


Beiläufig bemerkt, finden fi in den alten Regiftern 
und Aftenbündeln oft die wunderliditen Dinge. So wurde 
mir gleichzeitig ein Blatt gezeigt, auf dem fich der einftige 
Schreiber oder Archivar mit eifriger Hinmalung der Worte 
die Zeit vertrieben oder verfüßt hatte: dit dine doet de 
dochters doolen. Und zwar dergeitalt, daß jedem d 
eine Form gegeben war, die den Sinn der Worte in 
zweideutiger oder vielmehr unzweideutiger Weife hervor: 
treten ließ. 


Daß neben den vlamijchen Trinkſprüchen auch die 
alten lateinifchen nicht ungewürdigt blieben, veriteht fich 
von jelbit: 


Si bene commemini, causae sunt quinque bibendi: 
Hospitis adventus, praesens sitis atque futura 
Et vini bonitas, et quaelibet altera causa. 


Edit nonna, edit clerus, 

Ad edendum nemo serus, 
Bibit ille, bibit illa, 

Bibit servus cum ancilla, 
Bibit abbas cum priore, 

Bibit coquus cum factore, 
Et pro rege et pro papa 
Bibunt vinum sine aqua, 
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Et pro papa et pro rege 
Bibunt vinum sine lege, 
Bibunt primum et secundo 
Donee nihil sit in fundo! 


Die Bierhäufer und Trinkfbuden befinden ſich oft in 
anjtößigfter Nähe bei den Kirchen, wie denn überhaupt 
in Belgien das Heiligfte und Gemeinfte, der Ernit und 
die Laune, das Trübjte und Heiterfte oft in wunderlichiter 
Gemeinschaft oder Nachbarſchaft getroffen werden. Ich 
Jah Eleine Schenk: und Krambuden unmittelbar neben den 
Kirhenthüren, ja zwiſchen den Strebepfeilern förmlich an 
die Kirche gebaut. Dabei die auffallenditen Injchriften, 
z. B.: In de Cantine Van St. Salvators, oder gar: A 
la cantine du St. Sauveur, 

Sn den Eden herriht dann nicht jelten troß aller 
Verbote die ärgſte Unreinlichkeit. Und doch Klingen die 
Verbote meijt deutlich genug. So jah ich 3. B. in Mecheln 
den Anfchlag: Het is verboden te pissen of eenige 
vuyligheyd te doen omtrent deze kerk! 

Dabei fommen Kirhe und Polizei zuweilen in den 
wunderlichſten Widerfprud. In Antwerpen ift Straßen: 
verunreinigung nicht erlaubt, und doch hieß ein Zuruf am 
Eingange zu einer Nachbildung des heil. Grabes: doet 
uw’ vuyligheyd op straet! — Da hatte ſich doch ein 
Berliner etwas zarter ausgedrüdt, indem er an feine 
Wand fchrieb: Nur für Hunde! 

Und mwehe Dem, der den Belgiern und noch mehr 
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den Belgierinnen eine „berechtigte Eigenthümlichfeit” 
beeinträchtigen wollte! Kaiſer Joſeph hat das erfahren. 
Auf Kind und Kindeskind wird das Hergebrachte vererbt. 
Als einft vor Jahrhunderten in Brüffel eine Veränderung 
mit Reliquien vorgenommen werden jollte, widerjegten 
ih die Weiber und vertheidigten „wie Männer” Die 
Rechte ihrer Pfarre. Zum Andenken daran wurden all: 
jährlih am 11. Auguft Baumzmweige mit „Hojen“ auf die 
Häufer gepflanzt, eine Sitte, die erit in den Kämpfen des 
vorigen Jahrhunderts ſich verloren zu haben jcheint. 

Andere Bräuche aber haben alle Kämpfe und Um: 
wälzungen überdauert. Die Umzüge mit Riefen und 
Zwergen und Teufeln habe ich jelbit noch wiederholt mit 
angejehen. Und welche Ausdauer wurde dabei an den 
Tag gelegt! So eine Rieſen- oder Riefinnengeftalt, die 
auf öffentliche Koften unterhalten werden und zu deren 
Aufpugung vordem eigene Künftler angeftellt wurden, 
Stunden lang zu tragen, ift Feine Kleinigkeit. Denn alle 
paar Schritte muß der Riefe ſich umdrehn, oder „tanzen“, 
weil das nachziehende Volk das alte Ruizelied fingt mit 
der teten Wiederholung: kerw’ is om! d.h. keere u e’s 
om! d.h. dreht euch mal herum! 

Hätte Kaiſer Joſeph II. den Belgiern die vielen 
Kirmeſſen und die Umzüge mit Riefen, Teufeln, Zwergen 
und derartigen uralten Veberlieferungen unangetajtet ge: 
lafjen, jo hätte er im Uebrigen jchon ganz leidlich auf: 
räumen fönnen, ohne daß fich die Maſſe der Bevölkerung 
darum befümmert haben würde. Aber da die Kirmefjen 
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und Riefenumzüge beeinträchtigt wurden, daß die Brüfjeler 
ihre Teufel nicht jehen laſſen follten, daß in Löwen 
Kinnebaba und in Medeln Opsingorken einge: 
jperrt wurden, das war zu arg! 

Dergleihen Eingriffe hatte man fich ſelbſt von ber 
Geiſtlichkeit nicht gefallen lafjen. Als um 1674 der Erz 
biſchof von Mecheln das Umbhertragen von Heiligenbildern 
einſchränkte und die Brüfjeler ihren „heil. Georg mit dem 
Teufel” verlieren follten, beſchwerten fich die Väter der 
Stadt beim Fönigl. Statthalter und behielten trotz Erz 
biſchof, päpftlihem Nuntius und theologiihem Fafultäts- 
gutachten ihren Teufel, der nun der Kirche zum Tort 
noch ſchwärzer angejtrichen wurde, als er ſchon ge 
weſen war. 

Uebrigens herrſchte neben der Prunkſucht aud ein 
gewiſſer Humor, der fich ſelbſt in den Gerichtserfenntniffen 
der alten Zeit geltend machte. Die alten Gerichtsbücher, 
die in Gent 3. B. über vier Jahrhunderte zurüdreichen, 
geben davon die heiterften Proben. So wurde 1378 Gillis 
Peeters, „weil er das fette Huhn aß, ohne feinen Wirth 
Willem, der’s ihm gejandt hatte”, zuzuziehen, verurtheilt, 
„eine fette Gans zu geben, die fie gemeinſam eſſen jollen“, 
und dazu mußte Willem eine Kanne Weins jegen. 

Sm Jahr 1443 gaben die Schöffen von Gent ein 
Erfenntniß, das im Belgiſchen Muſeum VII, 225 ab: 
gedrucdt ift, fich aber nicht füglich in's Hochdeutſche über: 
tragen läßt. Colaert Eecman ghine sonder brouc, ende 
Joes Best scheet in zijn brouc ... zo dat zijn hemde 
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ooc bescheten was. Da wurde diefer verurtheilt, nadt 
eine Pilgerfahrt nah Steyhinghen zu thun, mit einem 
Brombeerftrauch umgürtet — del naect, baervoets, met 
eener brame ghegurt — und Colaert mußte mitgehen 
und Beſt's Kleider, Hemd, Strümpfe und Schuhe tragen. 

Oft waren die Strafen furdtbar hart und graufam, 
wobei der Henker ꝛc. feine feiten Taren Hatte, 3. B. in 
Brügge für's Zerreißen mit Pferden 10 Stüber, für's 
Sieden im Delfefjel 30 Stüber. 

Sehr gewöhnlih waren Betfahrten, mitunter mit 
weiten Entfernungen, 3. B. nad Aſien, Polen, Spanien, 
Bajel, zu „unferer lieben Frau zu Lübeck“. Doc konnte 
man fich unter Umſtänden vertreten laffen. 1425 mußte 
Mergriete Barydaens, die einer Andern „scoufierlick 
toesprak“, zur Strafe nach Köln zu den heil. drei Königen 
wallfahrten. Jan Waerloos wurde 1356 mit zwei Milch: 
frügen am Halje, einen hinten und einen vorn, nad) St. 
Pharailden geſchickt, weil er einem Mädchen ohne Anlaß 
zwei Milchkrüge zerbrohen hatte. Und Arend Ban der 
Det, der einem Dienitmädchen dergeftalt ſchön gethan 
hatte, daß fie eine Paftete fallen ließ, erhielt die Auflage, 
fieben glei gute Paſteten zu liefern, Abbitte zu thun 
und eine Betfahrt nah St. M. Magdalena ter Spelonfe 
zu verrichten. 

Auch Förperlihe Zühtigung war jehr gebräuchlich. 
Der „große keer” beitand in 24maligem Geißeln an 24 
verjchiedenen, bejtimmt vorgejchriebenen Stellen der Stabt. 
In Caſſel — im franzöfifchen Flandern, nicht in Heſſen — 
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wurde leihtfertigen Weibern ein „merckelyck stick“ vom 
Ohr abgejchnitten. 

Sm Jahr 1597 wurde Marie Van den Hove zu 
Brüfjel wegen Keperei lebendig begraben und zwar all- 
mählich von unten auf mit Erde bededt, um ihr noch für 
Miderrufung Zeit zu laſſen. — Das bifhöfliche Gericht 
zu Gent verurtheilte 1709 einen Herenmeifter zur Ber: 
bannung, weil er einen jungen Ehemann unvermögend 
gemacht und dadurch faft zum Gelbitmord „aus Despe: 
ration” getrieben habe. Und dies Erfenntnig mußte in 
der Kirche von zwölf Ortichaften an zwei Sonntagen „in 
vlamiſcher Sprache” öffentlich verfündigt werden. 

Mitunter wurde dem Hauptausfprude noch eine 
Nebenauflage beigefügt. So wurde 1396 bei der Be: 
ftrafung einer vornehmen Dame bejonders angeordnet, 
daß fie „die Augen niederzufchlagen” habe, was jonft ihre 
Gewohnheit nicht geweſen zu fein jcheint. 


Den Sommer von 1859 brachte ich großen Theils 
in Frankreich, namentli in Paris, zu. 

Ich jah und hörte den Siegesjubel nad Solferino 
und fühlte aufs innigfte und ſchmerzlichſte, mie jchwer 
ein jolcher Jubel zu ertragen fein kann. Ganz gegen die 
damalige Strömung war ich entjchieden einem Zuſammen— 
gehen Preußens mit Defterreih abgeneint geweſen; ich 
erfannte in den Niederlagen Defterreihs eine Hoffnung, 
einen Segen für die nationalen Bejtrebungen in Deutſch— 
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land ... und doch gellte mir der Kanonendonner „der 
Invaliden“ wie eine unerträglide Kränkung in die Ohren. 

Ueber meine fonftigen Wahrnehmungen in Paris 
gehe ich hinweg. Nur Eins berührte mich in feiner Neu: 
heit jo lebhaft, daß ich eine kurze Schilderung davon 
niederſchrieb und in der Gartenlaube veröffentlichte — 
„Das unterirdiihe Paris”. 

Anfangs machte man mir große Schwierigkeiten, in 
die noch nicht ganz vollendeten Wafjerleitungs: und Ab: 
zugsfanäle einzubringen. Ein Beamter, ein Bureau wies 
mich zum andern; jelbit die lockendſten Trinfgelderaus: 
fihten blieben ohne Erfolg, Endlich wandte ih mich 
ihriftlih an die oberjte Behörde, jtellte vor, daß ich 
vordem als Stadtrathsmitglied meine Aufmerkjamfeit auf 
ober- und unterirdiihen Unrath zu richten gehabt Habe, 
und fiehe da, meine „erniten Ziele” wurden nun Jofort 
und vollauf gewürdigt und die unwillfährigen Reinlich— 
feitsbeamten des Service de la salubrite in die artigiten 
und zuvorkommendſten Wegweiſer umgewandelt. 

Es iſt befannt, daß Paris feinem uralten Namen 
Lutetia, oder Schmutzloch, noch vor kurzen Sahren alle 
Ehre madhte. Die Straßen waren wahre „Kothgaſſen“, 
die Abzugsrinnen der Sammelplat alles Unflaths; an 
vielen Stellen verbreiteten ſich unaufhörlih, bei gutem 
wie bei jchlehtem Wetter, die jchauderhafteiten Aus: 
dünftungen; auf Schritt und Tritt war man von ber 
ärgerlichiten Beſudelung bedroht. 

Das hat fih unter Napoleon III. wunderbar geändert. 
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Nicht blos in den neuen, weiten Straßenzügen herrſchte 
1859 fpiegelblanfe Sauberfeit, au in den engen Win- 
dungen der alten Stadttheile war mit geringen Aus— 
nahmen eine mufterhafte Reinlichkeit hergeſtellt worden. 
Trittjteine, bededte Abzüge, eijerne Ausgußröhren, Spühl— 
frähne und jonftige Vorrichtungen haben wahrhaft Er: 
jtaunliches geleitet. 

Es ift feine Webertreibung, wenn man behauptet, 
daß die Regierungszeit Napoleons III. für die Verſchö— 
nerung und VBergejünderung von Paris mehr gethan hat, 
als alle früheren Herricher zufammengenommen. Ganze 
Stadttheile find weggeriſſen oder in ihrem engiten, wine 
feligften Häufergedränge durchbrochen worden, um für 
weite Plätze und breite, baumbepflanzte, bankbeſetzte 
Straßen und Spaziergänge Raum zu jchaffen. 

Eine der großartigiten und merfwürdigiten Schöpf- 
ungen aber iſt das neue Systeme des Egouts, die Ein- 
richtung der unterirdiichen Abzugsgräben zur Fortſchaffung 
der Straßenabflüffe und fonftiger Unreinlichkeiten. Den 
Richtungen der Hauptitraßen entſprechend ift Paris von 
einem Nee von Kanälen unterhöhlt; wie ein Strom mit 
jeinen Nebenflüffen und Nebenbächen zieht ſich ein meilen- 
langes überwölbtes Wafler: und Schlammbett unter der 
Stadt hin, das von allen Seiten die Abflüffe der Straßen 
aufnimmt und unweit Asnieres, aljo in ziemlicher Ent: 
fernung von der eigentlichen Stadt, in die Seine aus: 
mündet. Die ganze Länge der geſammten unterirdijchen 
Abzugsgänge von Paris wird auf mehr als 180000 
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Meter oder weit über zwanzig deutjhe Meilen ange: 
geben. 

Und „da unten“ iſt's durchaus nicht jo fürchterlich, als 
man wohl glauben follte. Die Hauptgänge oder die 
egouts collecteurs find weit und hoch und dabei an den 
Seiten jo reinlich und überall durch jo zahlreihe Schadhte 
gelüftet, daß eine Durchwanderung feinerlei Unbequem: 
lichkeiten bietet. Auch Ungeziefer findet fich nicht; weder 
Zand: noch Waflerratten find im Stande, in den neuen 
Gängen fih zu nähren oder zu verbergen. Man fann 
faum einen größeren Gegenjaß denfen, als den von den 
verpeiteten Kloafen anderer Städte, insbejondere Londons, 
die nur für Ratten und sewerhunters oder Sanaljäger 
betretbar find, und den luftigen und fauberen „Galerien“ 
von Paris. Zwar hat man einen eigenthümlihen, aus 
tauſenderlei Dünften und Düften zufammengejegten Geruch 
zu beitehen, aber derjelbe ift doch nicht fonderlich beläfti- 
gend und auf alle Fälle nicht gefährlich. 

Die einzige Gefahr, welche möglich bleibt, it die des 
Ertrinfens, nämlich bei einem heftigen und plößlichen 
Gewitter; denn alsdann braufen die Waller und Unrein: 
lichfeiten von allen Seiten in folder Fülle zufammen, 
daß die gewöhnliche Bettung weit überfluthet wird und 
auch wohl Stodungen entjtehen. Allein man hat in diejer 
Beziehung für die Arbeiter fo viele Vorfihtsmaßregeln 
getroffen, daß bei einiger Aufmerkſamkeit fein Unfall zu 
befürdten ift, obwohl deren doch zuweilen vorfommen. 
Abgeſehen von Hülfsabflüffen in die Seine, innerhalb der 
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Stadt, find in gewiſſen Entfernungen Rettungsſchachte 
mit eijernen Stufen angelegt, worin fi die Arbeiter 
zurüdziehen fünnen. a, an einigen Stellen ift der Kanal 
von Quergängen überwölbt, wodurd man von einer Seite 
auf die andere gelangen kann, ohne den Strom über: 
johreiten zu müfjen. Auch an genügenden Ausgängen fehlt 
es nicht. 

Einer der Hauptgänge ift unweit des Pont au Change. 
Er nimmt die Abflüffe der neuen Straßen, unmeit des 
Stadthaufes und des Boulevard von Sebajtopol auf und 
war ſelbſt mit einem Ehreneingange für den Kaijer und 
für hohe Würdenträger verjehen. Der gewöhnlide Ein- 
gang ift am Seine:Ufer unter dem Duai de Gesvres. 
Man wandert eine Strede gerade aus oder im Kanal 
des Boulevard von Sebaftopol Hin, dann nimmt der 
Hauptgang die Richtung der Aue Nivoli, wendet jich 
unweit der Madelaine rec)ts und geht in den großen 
Geſammtkanal über, der in die Seine ausmündet und 
erſt im Frühjahr 1859 in Thätigfeit gefegt worden iſt. 

Wenn man bedenkt, wie viel Spüliht und Ausguß 
in einer Stadt wie Paris vorfommt, jo kann man fi 
eine Borftellung von der Ausdehnung machen, welche der 
Hauptfanal haben muß. In der That iſt das Auszugsbett 
wie ein fleiner Strom anzufehen. Zu beiden Seiten find 
breite mit Cement überzogene Bänke; ebenjo ift das weite, 
über zwölf Fuß hohe Gewölbe mit Gement befleidet. An 
den Seiten find in allen Gängen auf weißen Porzellan: 
platten die Namen der Straßen, unter denen man jid 
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befindet, angebracht, jo daß Jeder, der mit einer Laterne 
verjehen iſt, Jih unten jo gut wie oben zurecht finden 
fann. Zugleich dienen die mächtigen Gemwölbzüge Dazu, 
die Stadt mit friijhem Waller zu verjehen. Während im 
Schlammbett der Mitte der Unrath davon zieht, jtrömt 
zur Seite in gewaltigen gußeifernen Röhren, durch Dampf: 
fraft gefüllt, das reine Wafler, um überall die Spring: 
brunnen, die Spülftöde, die Begießhähne und ſonſtigen 
Bewäſſerungsvorrichtungen der Stadt zu nähren. 

Am bemerfenswerthejten iſt die Art, wie die Abzugs- 
betten, die bei der Lage von Paris feinen bedeutenden 
Fall haben fönnen, vor dem Verjehlammen und BVerftopfen 
geihügt werden. In den engern Gängen hilft man durch 
Stauungen, durh Schieber ꝛc. nah; für die breiteren 
aber hat man eigenthümlihe Reinigungsmaſchinen er: 
funden, nämlid Wagen, deren Räder auf den Seiten: 
bänfen der Abzugsrinnen wie auf Eifenbahnfchienen laufen 
und durch die Triebfraft des abfließenden Waſſers in Be: 
mwegung gejett werden. Hinten am Wagen ijt nämlich 
ein Stau: oder Stoßbrett angebradt, welches in das 
überall gleich: und ebenmäßig geformte Auszugsbett hinab: 
reiht und jo von dem Strome erfaßt und fortgetrieben 
wird. Dorn dagegen ift die Majchinerie, welche den 
Schlamm aufwühlt und weiterjchiebt und je nad) den 
zu bemwältigenden Maffen von oben geftellt und ge: 
lenft wird. 

„Nehmen Sie gefälligit Platz,“ jagte mir der Steuer: 
mann diejes wunderlihen Fahrzeuges, nachdem wir eine 
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Strede zu Fuß gegangen waren, „wir wollen nun, wenn’s 
Ihnen beliebt, eine Eleine Spazierfahrt machen.“ In der 
That jhien der Wagen zu jolchen tours de plaisir eigens 
eingerichtet zu jein. Außer dem Site des Lenfers, der 
rüdmwärts fuhr, war noch eine bequeme Bank für ein 
paar Mitfahrende vorhanden. Ich ſtieg auf, der Beamte, 
welcher mich geleitete, ebenfalls, und jo kutſchirten wir 
in der Galerie de Nivoli, wie diefer Hauptfanal ge: 
wöhnlich genannt wird, davon, nachdem man noch ein 
paar Laternen angezündet hatte, um mich Alles in reich- 
licher Klarheit betrachten zu laſſen. 

Ich muß geitehen, daß ich niemals eine eigenthüm- 
lihere Fahrt gemacht Habe. Während oben die leichten 
Karofjien und jchweren Dmnibuffe im brennenden Lichte 
der Juniſonne donnernd über die eijenbededten Luft: 
ſchachte flogen, fuhren wir unten bei Zaternenfchein durch 
die fühlen Gewölbe, rings von einfallenden Waſſergüſſen 
umrauſcht und von Nichts als von dem langjam ziehenden 
Schmutzſtrome getrieben. Natürlich ging unfere Fahrt 
nicht immer jchnell; allein je weiter wir vorrüdten, deito 
ftärfer ward der Strom und deſto raſcher rollte unser 
Fuhrwerf. Mitunter, vor ungewöhnlichen Sand: und 
Steinmaffen, ftodte es wohl auch einige Sekunden. Dann 
ftauete aber das nachſtrömende Waſſer, bis es, höher und 
fräjtiger werdend, das. Hindernig überwältigte und den 
Wagen nun um fo jehneller vorwärts trieb. 

So zogen wir gegen eine Stunde lang unter der 
Erde hin. Dann ftiegen wir ab und betraten den großen 
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Gejammtfanal, der unmittelbar mit der Seine in Ber: 
bindung ſteht. Auf diefem verrichtet ein Schiff diejelben 
Dienjte, wie anderwärts die Wagen. Es ijt flach und 
ziemlich geräumig und gleitet wie ein Charonsnaden, in 
ihweigender Düfterheit, auf dem unterirdischen Schlamm: 
itrome dahin. 


Sm Herbit 1859 dachte ich nad) Stalien zu gehen. 
Ich Hatte Schon vor geraumer Zeit mit Friedrich Preller 
in Weimar verabredet, einen Winter zufammen in Rom 
zuzubringen, wohin der Künſtler mit Rückſicht auf feine 
Odyſſee-⸗Bilder fich zu begeben gedachte. Unterm 25. Auguft 
1559 ſchrieb mir Preller, daß jeinerjeits Alles vorbereitet 
jei und daß er die Hoffnung nicht aufgebe, daß auch bei 
mir, „dem freien Manne“, das Zujammentreffen fich er: 
möglichen laſſen werde. 

Allein die Borgänge in Deutichland machten den 
Plan zu nichte und riefen mich nad Kaſſel zurüd. Nie: 
mals ijt mir eine Umfehr jo jcehwer geworden! Es war 
dies das größte oder doc) ſchwerſte Opfer, das ich meiner 
politiichen Ueberzeugung gebradt habe. Italien, Rom, 
das Ziel langjähriger ſehnſuchtsvoller Wünſche und Hoff: 
nungen mußte aufgegeben werden ! 

Später war ich noch wiederholt in der Lage, Italien 
vor Augen zu haben und nicht erreichen zu können. Als 
ih den Winter von 1861 auf 1862 in einem füblicheren 
Klima, nämlich zu Verner und Montreur, zubringen 
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mußte, legten mir abermals politiihe Rückſichten Hinder: 
nifje in den Weg, weiter zu gehen; und als ich 1874 
wiederum am Genfer See vermweilte, nöthigte mich ſchwere 
Krankheit, ven Plan aufzugeben, einer befreundeten Familie, 
die im März nach Italien zog, mich anzujchließen. 


II. 


Der zweite Verfaſſungskampf in Helen. 


nn 


Ich lebte in Dftende, ala 1858 die Nachricht, der 
Prinz von Preußen habe die Regierung übernommen, 
durh die Blätter ging und mic mit den Iebhafteften 
Hoffnungen erfüllte. 

Zwar hatte ich auch in Belgien niemals ganz auf- 
gehört, meine Anfichten von den deutjchen und heſſiſchen 
Angelegenheiten nad Möglichkeit zu vertreten, fo namentlich 
im „Preußiſchen Wochenblatt” (1855, Nr. 21), in der 
„Kölnifhen Zeitung“, in den „Hamburger Nachrichten“ ꝛc.; 
allein jett fühlte ich mich doppelt gedrungen, an das in 
Kurheſſen geſchändete Recht zu erinnern. Sa, ich hielt 
den Augenblid für gekommen, eine fürmliche Agitation 
für die Verfaſſung von 1831 anzuregen und herbeizu- 
führen. 

Aber gar Wenige dachten wie ich, fait Niemand! 
Vergebens wandte ich mich an Freunde und Bekannte 
daheim. Einer meiner genaueften und älteften Freunde, 
der Regierungsrath Wiegand in Kaffel, war jo ungläubig 

Fr. Oetker, Febensderinnerungen. IH. 8 
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oder jo vorfichtig, daß er auf wiederholte Briefe gar nicht 
antwortete und fpäter mit mir wettete, daß Alles im 
Sande verlaufen würde; Andere verhielten ſich höchſt kühl 
oder lächelndzablehnend ; bei Einigen ſchien es, als rieben 
jte ſich jchlaftrunfen die Augen. 

Um lebhaftejten und theilnehmenditen, obwohl eben- 
falls ablehnend, antwortete der vormalige Minifterial: 
voritand von Wingingerode, der inzwilchen als Minifter 
in weimariſche Dienfte getreten war, und der mir ſowohl 
wegen jeiner damaligen Stellung, als aud) wegen feiner 
früheren Beziehungen befonders geeignet erſchien, den 
ftilen Mittelpunkt des Vorgehens zu bilden. Sch bat 
ihn, die Zeitung der geeigneten Schritte zu übernehmen 
und ſtellte mich jelbjt zur Verfügung. Doc ohne Erfolg. 

Später, mitten im Kampfe, erinnerte er mich bei 
einem gelegentlihen Zufammentreffen an mein Schreiben 
und an jeine Antwort und juchte die ablehnende Haltung 
zu begründen; allein ich vermochte auch jeßt jeine Auf- 
fafjung und jeine Andeutungen nicht ganz gelten zu lafjen, 
zumal gerade Weimar der einzige Staat gewejen war, 
der in der kurheſſiſchen Sache am Bundestage völlig 
„correct“ gejtimmt hatte. 

Dies Verhalten der ehemaligen Genofjen machte mid 
zwar jehr bedenflih, Fonnte mich aber doch in meinen 
eigenen Anſchauungen und Bejtrebungen nicht dauernd 
beirren. 

Zu Ende 1858 fchrieb ich mehrere Leitartikel für 
die Kölnische Zeitung (Nr. 15 ff. 1859), die troß einiger 
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Redactionsänderungen meine damalige Auffaffung der 
Dinge zur Genüge erkennen lafjen und ſpäter (in Nr. 280, 
282) Ergänzung fanden. 

Faſt alle Rechtsfragen, alle Fünftigen Möglichkeiten 
und Zweifelsfäle ließ ih im Voraus an mir vorüber: 
gehen, jo daß ich nadhgehends zum Erftaunen Anderer 
mitunter augenblidlicd mich zu entjcheiden vermochte, wenn 
etwas Bejonderes ſich ereignete. 

Eins jtand bei mir feft: Die Nothwendigfeit einer 
planmäßigen, einheitlichen, feiten Leitung. Ich war auch 
entichloffen, mich nöthigenfalls ſelbſt an die Spike der 
Agitation zu jtellen und meine ganze Kraft der Sade 
des kurheſſiſchen Landesrechts, die ich zugleich als eine 
deutjche Angelegenheit betrachtete, zu widmen. 

So fam der Krieg in Italien heran. Die Nieder: 
lagen Defterreih8 gaben neue Hoffnungen; nicht minder 
die frifchen nationalen Regungen in Deutſchland. Auch 
aus Preußen, namentlich aus Berlin, lauteten die Nach» 
richten günftig, und ſelbſt in Helen jchien ſich nad) und 
nah eine gewifje Empfänglichfeit zu zeigen. Kurz, ic) 
kehrte im Auguft 1859 nad) Kaffel zurüd. 

In Preußen war im Laufe des Sommers 1859 die 
Ueberzeugung allgemeiner geworden, daß der feit einem 
Sahrzehnt in der Politik eingehaltene Weg verlaffen 
werden müſſe, und daß namentlich auch in der kurheſſi— 
Ihen Angelegenheit eine andere Richtung von der Ne: 
gierung einzufchlagen fei. Man erkannte, daß gerabe 


diefe Sache eine willkommene Handhabe bieten könne, 
8* 


116 Stand der Verfafjungsfrage. 


um die Stellung Preußens in Deutjchland zu verbeffern 
und „moralifhe Eroberungen“ zu machen. 

Gleichzeitig war in Hannover, in Thüringen und an 
einigen anderen Orten die deutjche Frage überhaupt wieder 
in Anregung gebradht worden. Auch in diejer Hinficht 
mußte die Bedeutung des kurheſſiſchen Verfaffungsitreits 
in Betracht fommen. Nirgends war ja das Unzureichende 
und Verderbliche der Bundestagswirthichaft und das Elend 
der jouveränen Kleinjtaaterei jtärfer ans Licht getreten, 
als eben in Kurheſſen. 

Zum Glüd war die Verfaffungsfrage noch zu Feinerlei 
Abſchluß gelangt; die Maplofigkeiten Hafjenpflugs und 
jeiner Freunde, namentlich Vilmars und von Uhdens, und 
die Inentjchloffenheit und das Mißtrauen des Kurfüriten 
hatten jede endgiltige Gejtaltung verhindert. Die „Er: 
Härungen” der neuen oder vielmehr neuejten Stände über 
die vorläufig verfündigte Verfaffung von 1852, ſowie der 
Antrag der Regierung dazu befanden. fih noch in dem 
betreffenden Bundestagsausichuffe; es zeigte fich ſelbſt vom 
Standpunkte des Bundesrechts und der Bundesbefchlüffe 
aus feine erhebliche formelle Schwierigkeit, der Sache noch 
eine andere, dem heſſiſchen Landesrecht und den deutſch— 
politiihen Interefjen Preußens mehr entiprehhende Wen: 
dung zu geben. Nur war ein entjchiedenes Auftreten 
erforderlich. 

Die eriten Winfe über die Abfichten der preußifchen 
Regierung in Betreff der furheffifchen Frage waren von 
Mar Dunder in Berlin, dem vormaligen Profeſſor in 
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Halle und in Tübingen, und vom Zegationsrath von Jas: 
mund in Frankfurt, dem vorherigen Redakteur des Preu— 
ßiſchen MWochenblattes, ausgegangen. Jener hatte gegen 
Ende des Sommers vertraulich eine kleine Denkſchrift an 
die politiichen Freunde gerichtet, worin die Aufgabe und 
fünftige Haltung Preußens kurz angedeutet war; bezüglich 
Kurheſſens wurden ihm zunächſt durch Friedrich Pfeiffer *) 
den nach Bremen übergefiedelten heſſiſchen Abgeordneten 
und Obergerichtsrath, die nöthigen Auffhlüffe gegeben, 
Jasmund hatte als Secretaiv der Bundesgejandtichaft 
die Sache unter Händen und wandte fih an mid um 
Auskunft. 

Durch Pfeiffer wurde deffen Freund Obergerihtsrath 
Bähr, der jpätere Abgeordnete und Reichsgerichtsrath, in 
die Sache eingeweiht. Er hat in aller Stille dem heſſi— 
Ihen Landesrechte manch' wirkffames Wort und manden 
guten Artikel gewidmet. 

Außerdem waren F. Nebelthau und von den 1851 
Ausgewanderten Alfred Klauhold in Hamburg und Oskar 
von Meibom zu Berlin, jowie von Jüngeren Dr. Wilh. 
Kellner in Kafjel u. A. in der Sade thätig. 

Die Anihauungen diefer und anderer Gegner der 
kurheſſiſchen Regierung über das zu erftrebende Ziel und 
die einzufchlagenden Wege waren aber jehr verjchieden. 
Die Meiſten ſchwankten unflar und unentichloffen und 


*) Mfeiffer ift ald Bürgermeifter am 12. April 1879 zu 
Bremen verftorben. Adam Pfaff „widmete ihm in der hefjiichen 
Morgenzeitung einen warmen Nachruf. 
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hatten nur fortwährend die Augen nad) Berlin gerichtet. 
Im Allgemeinen ließen fich folgende Auffaffungen und 
Richtungen unterjcheiden: die Einen wollten die Erlaije 
des Bundestages und des Haſſenpflug'ſchen Regimentes 
von 1851 und 1852 als Grundlage gelten lafjen und 
ftrebten nur, aus der Verfafjung von 1831 möglichit 
viele einzelne Beltimmungen zu retten und in der revi— 
dirten neuen Berfaffung zum Ausdruck zu bringen; 
die Anderen verlangten die fürmliche Wiederheritellung 
der alten Berfaffung, gingen dann aber wieder infofern 
aus einander, als ein Theil ſich mit der Verfaffungs- 
urkunde und dem Wahlgeſetze von 1831 begnügen wollte, 
der andere dagegen an den rechtmäßigen Nenderungen 
von 1348 und an dem ſog. Wahlgejete von 1849 feit- 
hielt, und zwar wiederum mit der Verjchiedenheit, das 
bald ſog. Bundesmwidrigfeiten zugeitanden und von vorn= 
herein preisgegeben wurden, bald nicht. 

Zu denen, welche einen einlenfenden oder vermitteln- 
den Standpunkt einnahmen, gehörte vorzugsweije Alfred 
Klauhold, Direktor der Hamburg: Bremer Feuerver- 
jiherungsanitalt in Hamburg. Er hatte in den Jahren 
1548 bis 1850, trogdem daß ihm einmal in einer großen 
„Volksverſammlung“ erklärt wurde, man habe fein „Ver: 
trauen” zu ihm, die liberalen Eonftitutionellen Beftrebungen 
damaliger Zeit mit großem Eifer und Gefchid vertreten, 
und zählte 1351 zu den Verfaffungsanhängern, welche in 
Helen Feine bleibende Stätte mehr fanden. 

Bei dem Umſchwunge in Preußen war er unter den 
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Erſten, welche an die heſſiſche Verfaſſungsfrage erinnerten. 
Beſondere Aufmerkſamkeit erregte er durch eine gewandte 
und anziehende Schrift über die drei heſſiſchen Kurfürſten, 
Vater, Sohn und Enkel, die er unter dem Namen Hippel 
der Jüngere veröffentlichte. Zur Verfaſſungsfrage insbe— 
ſondere ließ er 1859 bei Otto Meißner in Hamburg eine 
Brojehüre erfcheinen unter dem Titel: „Die furhefliiche 
Verfaffung vor der Bundesverjammlung”. 

Die Richtung dieſer Schrift wich wefentlih von 
dem Ziele ab, das ich mir geitellt hatte. Klauhold Tieß 
(S. 9) den von der Bundesverfammlung „angenom- 
menen prinzipiellen Standpunkt” ohne Weiteres gelten 
und fuchte nur eine Verbeſſerung von 1852 nad Maß— 
gabe der Bundesgejege und des Inhalts der Berfaflung 
von 1831 im Wege nochmaliger Dctroyirung herbeizu: 
führen. 

Dies konnte mir aber nicht zufagen noch genügen 
und entſprach wohl auch den preußiichen Zielen und Be- 
ftrebungen nit ganz. Ib war vielmehr der Ueber: 
zeugung, daß nur ein entjchiedenes Feithalten am vollen 
Recht, eine unbeugjame, auch dem jchlichten Volksſinne 
einleuchtende Wahrung des Rechtszufammenhangs jegens: 
reiche Ergebnifje für Heffen und zugleich für Deutjchland 
haben Eönne, und ließ mich darin durch feinerlei Vor— 
ttellungen und Einwirkungen, die von den verjchiedeniten 
Seiten verfuht wurden, beirren. Sch hielt namentlich 
den Bundesbeſchluß vom 27. März 1852 noch fortwährend 
(vergl. Zebenserinnerungen B. 2, ©. 353 ff.) für rechte: 
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widrig und nichtig, erftrebte die Herjtellung des ganzen 
Verfaſſungsrechts nebſt dem Wahlgejege von 1849, ließ 
feine „Bundesrechtswidrigfeiten” darin gelten, und ver: 
trat die Meinung, daß, wenn wirklich jolhe angenommen 
werden könnten, die Bejeitigung derjelben jedenfalls nicht 
von vornherein durch den Bundestag ausgeſprochen werden 
dürfe, jondern eine derartige Nenderung nad) Artikel 56 
der Wiener Schlußakte auf landesverfaflungsmäßigem 
Wege zu erftreben fein würde. 

Sinfihtlih der Form des Vorgehens in Frankfurt 
war ich ebenfalls noch wie früher der Anficht, daß eine 
einfache Zurüdziehung des Bejchluffes von 1852, als auf 
unrihtigen Darftellungen und VBorausjegungen 
berubend, das Einfachſte jei, daß aber auch ein zweiter 
Weg zum Ziele führen könne, nämlich die „Wiederinmwirk- 
ſamkeitſetzung“ der VBerfaffung von 1831, welche dur 
Bundesbeihluß von 1852 nit endgültig aufgehoben, 
jondern nur verſuchsweiſe thatſächlich einftweilen „außer 
Wirkſamkeit“ gejegt worden war, bis mit den neu zu 
berufenden Ständen über eine andere Berfaffung ver: 
handelt worden jei. Da die Erfolglofigkeit des Verjuchs, 
auf dieſe Weife einen befriedigenden Zuftand in Hejjen 
herbeizuführen, nicht mehr zu bezweifeln jtand, jo konnte 
und mußte derjelbe verlaffen und der verfajjungs: 
mäßige Weg wieder betreten werben. 

Es blieb jedoch geraume Zeit im Ungemiljen, wie 
man preußijcherjeits vorzugehen gedachte. 

Inzwiſchen bereitete ich meines Theils die Mittel 
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vor, um möglichſt wirffam an dem bevorftehenden Kampfe 
Theil nehmen zu können. 

Wie 1848 und 1850, fo legte ich auch jeßt wieder 
ein Hauptgewicht auf die Preffe. Es war aber unendlich 
ihmer, in diejer Hinfiht von Neuem in Kafjel feiten Fuß 
zu faffen. Der Kriegszuftand war zwar nach vierjähriger 
Dauer aufgehoben worden; allein Hafjenpflug und ber 
Bundestag hatten in dieſer Zeit das Mögliche geleiftet, 
um jede freie Bewegung fernhalten oder jofort unter: 
drüden zu können. Nicht nur war der Bundesbeichluß 
vom 6. Juli 1854 fofort verfündet worden, jondern der: 
jelbe hatte auch noch durch eine einfeitig erlaffene landes— 
berrlihe Berordnung vom 19. December 1854 eine be- 
trähtliche Erweiterung und Verſchärfung erhalten. Ganz 
abgejehen von eigentlichen verbrecheriſchen Aeußerungen 
waren Gelditrafen bis zu taufend Thaler und Gefängniß- 
itrafen bis zu einem Jahr für den einzelnen Fall ange: 
droht. Dabei mußten zur Sicherftellung Kautionen von 
5000 Thaler geleiftet werden u. f. w. Dennoch mußte 
ih „das völlig unmöglich Scheinende”, wie ein Freund 
fi jpäter ausdrückte, möglich zu machen verſuchen. 

Die Durchführung wäre aber in der That un: 
möglich gemwejen, wenn die betreffenden Beamten ein 
erhebliches Stück von Haffenpflug’iher Kraft und Rüd- 
ſichtsloſigkeit beſeſſen hätten. Allein Volmar, der unter 
Haffenpflug das Finanzminifterium gehabt hatte, dann 
Steuerdireftor und am 20. Sanuar 1856 Regierungs: 
und Konfiftorialpräfident geworden war, und am 17. April 
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1860 zum Minifter des Innern ernannt wurde, wollte 
offenbar feine Gewaltthat oder aud nur einen augen: 
fälligen Bruch mit den thatjächlich beitehenden „Ge: 
jegen” und Einrichtungen, und bejaß ohnehin zu wenig 
Scharfiinn und Gewandtheit, um mir die Schlupflöcher 
und Auswege zu verlegen, die ich lange Zeit mit Erfola 
allen polizeilihen und gerichtlichen Angriffen und Ber: 
folgungen gegenüber neben: und nacheinander auffuchte. 

Im Laufe des Sommers hatten mehrere jüngere 
Männer in Kaſſel den Gedanken bejproden, eine größere 
politiihe Zeitung auf Aktien zu begründen. Es bejtanden 
damals nur zwei Blätter in Kaſſel: die „Kafjeler Zei- 
tung“, das Organ der Regierung, und der „Allgemeine 
Anzeiger”, ein Tageblatt, das fih nur felten und mit 
großer Vorficht der Politif leiſe näherte, während jest, 
abgejehen von dem Amtsblatte der Bezirksregierung, ein 
halbes Dugend Zeitungen erjcheinen. 

Der Zeitpunkt für ein neues Zeitungsunternehmen 
war aljo injofern fein ungünftiger. Gleichwohl lehnte ich, 
als mir der vormalige Druder meiner „Neuen Heflischen 
Zeitung”, Herr Scheel, von dem Plane Mittheilung machte 
und meine Mitwirkung mwünjchte, eine Betheiligung ab, 
indem ich jelbit ein Kleines Blatt zu gründen die Abſicht 
batte, deſſen Entwidelung nah Maßgabe der Umftände 
ftattfinden ſollte. Ich ſchlug ihm vor, als Druder und 
Miteigenthümer daran Theil zu nehmen, bedang mir aber 
natürlich die entjcheidende Stimme über die Haltung des 
Blattes und die Redigirung aus. 
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So entjtand die „Heſſiſche Morgenzeitung“, die jpäter 
zu einem täglich zweimal erfcheinenden Blatte fich erwei— 
terte und die gar bald der Mittelpunkt des Verfaſſungs— 
fampfes wurde, wie es 1350 die „Neue Heffiiche Zeitung“, 
wenn auch nicht in gleichem Grade, geweſen war. 

Anfangs jollte das Blatt nur den bejcheidenften An— 
jtric) haben. Ich ſelbſt wollte zunächſt ganz im Verbor: 
genen bleiben, und die ganze Einrichtung war darauf 
berechnet, daß ich allenfalls auch abwejend fein könnte, 
wie denn Jahre lang mein Reiſekoffer ſtets gepadt 
ſtand und ein faft augenblidlihes Verlaſſen der Stadt 
ermöglichte. 

Als jedoch die Haltung Preußens beftimmter wurde 
und namentlich die befannte, vielbejprochene Erklärung 
vom 10, Dftober 1859 hervortrat, mußte der Kampf gar 
bald eine Gejtalt annehmen, die eine weitere Zurück— 
haltung nicht zuließ. Ich trat daher mit dem 1. Januar 
1360 offen als verantwortliher Redakteur an die Spike 
der Bewegung, joweit das nicht ohmehin jchon ge: 
ihehen war. 

E3 begann nunmehr und zwar Jahre hindurch ein 
tägliches Plänfeln, Herausfordern, Abwehren, Einlenfen, 
Vorgehen, kurz ein Streiten, das mich ganz und gar in 
einer Weiſe in Anſpruch nahm, wie nie eine Thätigkeit 
zuvor. Jedes Wort, jeder Buchjtabe mußte gemwiljer: 
maßen auf die Goldwaage gelegt werden; jede Geſetzes— 
beftimmung, jede Verordnung mußte ftets vor Augen 
ſtehen; ja jelbit die Fähigkeiten und Neigungen der ein: 
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zelnen Beamten waren zu beachten, um ermeſſen zu können, 
was zu wagen jtand und was nicht. 

Zum Glüd waren mir die Dinge und die Menjchen 
nicht eben unbefannt ; ich hatte Erfahrungen und Uebung, 
jowohl als Redakteur wie als Anwalt und Staatsrecdhts: 
fundiger; für einen Anfänger und Nichtjuriften wäre die 
Rolle, welche ich mir vorjegte, ſchlechthin undurchführbar 
gewejen. Es fam nicht darauf an, Streit und Zwieſpalt 
zu vermeiden, jondern herbeizuführen, jedoch Ddergeftalt 
herbeizuführen, daß möglichit viel gewagt und gejagt 
wurde, daß es aber nicht zu einer endgiltigen Verur— 
theilung kommen fonnte oder doc höchſtens zu einer ge- 
linden Geldbuße. Durch den vierjährigen Kriegszujtand 
einerſeits und durch die wahrhaft abgefeimte Umbildung 
der Strafrechtspflege andererjeits war die Bevölkerung 
jo eingejehüchtert und hinſichtlich der Rechtsficherheit und 
des gerichtlihen Schuges jo mißtrauiſch geworden, daß 
Jeder die größte Vorſicht und Zurüdhaltung beobachtete. 
Eine Ermuthigung dur den Augenſchein mußte daher 
äußerft erwünfcht und nüßlich fein. 

Ich begann damit, Dinge zu bejprechen und durch— 
zuhecheln, die auf den erſten Blick bedenflih erjchienen, 
es im Grunde aber gar nicht waren. An Stoff und 
Anknüpfungspunkten in diefer Beziehung fehlte es nicht 
leiht. Eine unerfchöpflihe Fundgrube waren allein die 
Vilmarſchen Reden und Schriften, namentlich) der von 
Vilmar früher herausgegebene „Volksfreund“. So gab 
mir die Beurtheilung der 1848 eingeführten Givilehe 
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einen jehr erwünjchten Anfnüpfungspunft. Der „Volks: 
freund” hatte das betreffende Gejeg einen „rauhhaarigen 
Wechſelbalg“ genannt, ein „Kind des Ehebruchs mit der 
Kirche, wozu nicht Gott der Herr, jondern der Teufel in 
der Hölle der Erzeuger iſt! und von welchem Kinde des 
Ehebruchs, wie von allen Kindern der Ehebrecher, das 
Wort gilt: „„Aber die Kinder der Ehebrecher gedeihen 
nicht”. Zugleich war die „nothwendige Buße” für diejen 
Ehebruch der Kirhe mit dem Teufel angegeben worden. 
„Unjer Landesherr,” hatte V. verlangt, „muß die ihm 
zuftehende alleinige gejeßgebende Gewalt in der Kirche 
an die Kirche wieder zurüdgeben, und zwar an das 
geiftlihe Amt. Das iſt die Thatjache, die von unjerm 
Landesherrn ausgehen muß, wodurd die Ihädliche That: 
iahe des Geſetzes vom 29, Dftober 1848 unschädlich 
gemacht wird; das ift die rettende That für unfere heſſiſche 
Zandesfirche; feine andere heilende That gibt es.” 

Man kann denken, wie eine jolde Zumuthung dem 
Kurfürften einft erjchienen war, und wie ihm die Erin- 
nerung daran, die ich, natürlich in der gehörigen Be: 
leuchtung, vorführte, behagen mochte. 

Almählih ging ih dann weiter; und es glüdte in 
der That, ſchon in den erften Zeiten Anklagen herbeizu— 
führen und dergeftalt auszunugen, daß in erjter Inſtanz 
eine Verurtheilung zu fünf: und ein balbmonatlicher 
Feftungsftrafe nebit einer Geldbuße von 50 Thalern, in 
der zweiten aber völlige Freifprehung, und in dritter nur 
Heritellung der Geldbuße erfolgte. Dadurch und durch 
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einige andere Angriffe und Verfolgungen, die theils mit 
geringfügigen Verurtheilungen, theils mit Freilprechung 
endigteir, ward es den Leuten klar, daß doch noch ein 
freies und jcharfes Wort möglich ſei, ohne jofort in’s 
Kaſtell oder in’s Gefängniß zu führen. 

Dabei wurden die Anklagen auch infofern ausge: 
beutet, als das Vertheidigungsrecht dazu benußt ward, der 
Regierung die ſchärfſten Dinge zu jagen und dieje dann 
hintendrein wortgetreu in der Zeitung zu veröffentlichen. 
Sollte ein Beamter beleidigt fein, jo ſchützte ich meijt die 
Einrede der Wahrheit vor und ließ dann nach allen 
Richtungen hin eine Pelzwäfche eintreten, welche die ur: 
jprüngliden Beſchuldigungen meit übertraf. Und das 
Alles geſchah ftets mit beiter Laune. 

Der erjte polizeiliche Angriff gegen die Morgenzeitung 
betraf eine Mittheilung über den am 16. September in 
Frankfurt unter meiner Theilnahme geftifteten deutjchen 
Nationalverein. In meiner Beihwerde gegen die Be: 
Ihlagnahme zeigte ich, daß eine „Theilnahme” an dem 
Verein nah richtiger Auslegung der bejtehenden Geſetz— 
gebung durchaus nicht als unftatthaft betrachtet werden 
fönne. Die Anficht fand gerichtliche Billigung und das 
Blatt ward freigegeben. 

Natürlich Hatte nun die Regierung nichts Eiligeres 
zu thun, als auf Grund der Hafjenpflug’schen provijori- 
ſchen Verfafjung eine landesherrliche Verordnung (26. Ja: 
nuar 1860) zu erlaffen, wodurd mein Schlupfloch ver: 
jtopft und ſowohl die Mitgliedichaft als Beitragszahlungen 


Beiträge zu „gemeinnüßigen Zwecken“ — des Nationalvereind. 127 


und jede Aufforderung zur Theilnahme verboten, bezw. 
mit Strafe bedroht wurden. 

Doh ließ ih mich dadurch nicht in Verlegenheit 
jegen. Ich forderte nunmehr öffentlich auf, fich zu den 
„Grundſätzen“ des „Nationalvereins” zu befennen und 
mir Beiträge „zu gemeinnügigen Zwecken“ zu jenden, was 
nicht verboten jei. Alle Welt verjtand, worauf es abge: 
jehen war und lachte; Tauſende unterzeichneten Die 
„Srundjäße” und Viele zahlten aubh, wenn auch — 
nicht viel. 

Minifter Volmar ließ nun polizeilih nachforſchen, ob 
ih das Geld noch habe, oder wozu es verwandt worden 
jei. Ich erklärte, daß ich dafjelbe noch wohl verwahrt 
wilje; und als der Minifter dann weiter fragen ließ, 
wozu ich das Geld zu verwenden gedenfe, gab ich feierlichit 
die Verfiherung zu Protofoll, daß ich mir das „no 
reiflih überlegen wolle”. 

Begreifliher Weiſe verfehlte ich nicht, dieſe und 
ähnlihe Pfiffigkeiten in der Zeitung befannt zu machen, 
und konnte wiederum ficher fein, die Lacher auf meiner 
Seite zu haben. 

Auch wurden die Aufforderungen und fonftigen Ver: 
öffentlihungen des Nationalvereins den heſſiſchen und 
insbefondere den SKafjeler Anhängern in der Regel voll: 
ttändig befannt. Zwar fonnte ich fie in die Morgen: 
zeitung nicht aufnehmen; allein ich ließ diefelben außerhalb 
des Landes druden und machte dann in der Morgen: 
zeitung befannt, daß zu meinem Leidweſen eine „Ver: 
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breitung“, namentlih eine „geihäftsmäßige” zwar un: 
ftatthaft fei, daß ich aber genau wife, wo Abdrüde 
unentgeltlih zu finden jeien und daß ich gern darüber 
Auskunft ertheilen werde; denn ich made aus der Sache 
feineswegs „ein Geſchäft“, wohl aber made id) mir „ein 
Vergnügen” daraus. 

Dft auch hatte ich Die Aufmerkſamkeit, den Minijtern 
und dem Polizeidireftor ſofort Eremplare durch die Stadt: 
pojt frei zuzufenden. 

Gewöhnlich Fam dann andern Tags ein Polizeidiener 
oder auch wohl ein jonftiger Abgefandter, um fich des 
Meitern zu erfundigen. Natürlich traf ſich's dann meiit, 
daß joeben die legten Abdrüde von Neugierigen von der 
Zagerftelle weggenommen waren; allein die nächſte Zei: 
tungsnummer bradte unter Mittheilung dieſes unange: 
nehmen Zufalls die „erfreulihe Nachricht”, daß wieder 
eine neue Sendung eingetroffen jei. Und jo ging’s zur 
Erheiterung des Publikums fort. 

Eine Zeitlang wurde nur mit polizeilichen und ge 
rihtlihen Beichlagnahmen und nahfolgenden Anklagen 
vorgegangen; als dies aber nicht zu dem gewünſchten 
Biele führte, indem die Beſchlagnahmen in oberer Inſtanz 
aufgehoben und die Anſchuldigungen jchon nad) einer vor: 
läufigen Vernehmung als unbegründet zurüdgemiejen 
wurden, gab man der Preßverordnung vom 19. December 
1854 die Auslegung, daß die VBerwaltungsbehörden das 
Recht hätten, Druckſchriften mit Befchlag zu belegen und 
zu unterbrüden, ohne daß gegen den Verfaſſer ober, 


BPolizeilihe Beſchlagnahmen. 129 


Herausgeber und Berbreiter gerichtlich eingejchritten zu 
werden braude. 

Dieje fühne Maßnahme jhien den beften Erfolg zu 
verjpreden; denn es war nicht unwahrſcheinlich, daß die 
Abonnenten dur die häufigen Unterbrehungen unwillig 
werden und jchließlich das Blatt aufgeben würden. Allein 
eines Theils brachte der alljeitige Eifer, insbejondere die 
Rührigkeit der Druderei, durch vorräthigen Sat unver: 
fänglicher Artifel es fertig, daß meiſt jofort eine neue 
Nummer zujammengeftellt und gedrudt werden Fonnte 
(einmal ward die Ausgabe des Blattes jelbit durch eine 
viermalige Wegnahme an einem einzigen Morgen nicht 
gehindert) ; andern Theils klagte ih mich wegen der 
angefochtenen Artikel jelber an, um durch ein freiiprechen- 
des Erfenntniß die Regierungsausiprüche mittelbar zu 
vernichten. 

Zwar wurde diejer Antrag von der Staatsprofuratur 
zunächſt abgelehnt, weil die fraglichen Artikel in den weg: 
genommenen Blättern nicht verbreitet worden wären; 
indefjen fand ſich Rath, diefem Mangel abzubelfen. Sch 
ließ die Artikel in einer -befonderen Brojhüre in Frank: 
furt druden, ſchickte diefe durch die Stadtpojt den höchſten 
Staatsbeamten zu und berief mid) dann auf deren Zeugniß, 
wiederholt um richterlihe Aburtheilung meiner angeb: 
lihen Vergehen bittend. Das half: der öffentliche Ankläger 
erklärte, daß ein Grund zum ftrafgerichtlihen Einfchreiten 
nicht vorliege. Und jo waren die Regierungsausiprüche 
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Volmar griff nunmehr wieder zu gerichtlichen Beſchlag— 
nahmen und Anflagen. 

Zwei Beihuldigungen gelangten auch wirklih bis an 
das Strafgericht, wurden aber hier jofort als „rechtlich 
unbegründet” zurüdgemwiejen, ohne daß nur eine Mit: 
theilung der Anklagen erfolgte. 

Eine Beichlagnahme aber wurde wirklihd vom Ober: 
gericht bejtätigt. Ich führe dies an, um zu zeigen, wie 
jtreng die Gerichte verfuhren und wie wenig aljo in 
anderen Fällen Grund zum Einjchreiten vorhanden ge- 
wejen fein muß. Die verurteilte Stelle lautet wörtlich: 
„Bir haben nicht bezweifelt, daß jeder Ehrenmann bereit 
jein werde, das Verfaflungsrecht des Yandes nad Kräften 
zu wahren“. 

Darin fand die Mehrheit des Obergerihts eine Be: 
leidigung der „Staatsregierung“. 

Andere Beifpiele von der Strenge der damaligen 
Gerichte gegen die Morgenzeitung find folgende: In einem 
Leitartikel hatte Profeſſor A. Pfaff einfließen laffen: Herr 
von Linde „ſpuke“ noch immer im Palaſte der Ejchen- 
heimer Gafje: dieſe „Beleidigung“ koſtete 50 Thaler- 
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jpector” bezeichnet worden, was noch höher veranichlagt 
ward. In einer aus der unangefochten verbreiteten Weſer— 
zeitung entnommenen und jogar erheblich gemilderten 
Mittheilung wurde dem „heſſiſchen Adel” „Nichtigkeit“ 
zur Laſt gelegt und von der Haſſenpflug'ſchen „Eriten 
Kammer” behauptet, fie jet eine „junge Mi...” Das 
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ward vollends übel vermerkt, obwohl das letzte Wort 
nit ausgedrudt war. An der Aburtheilung des Falles 
hatte, wie es hieß, Jemand Theil genommen, der zugleich 
Mitglied der Erften Kammer, aljo gewifiermaßen betheiligt 
war. Eine fragende Wendung in der Zeitung, ob das 
„ſchicklich“ ſei, wurde aufs Schwerſte verurtheilt. Ja 
einſt witterte man ſogar „Majeſtätsbeleidigung“ und fragte 
wegen der Verfolgung an, worauf das Juſtizminiſterium 
beſchloß, daß drei Majeſtätsbeleidigungen auf ein Mal zu 
verfolgen ſeien. 

Einige dieſer Anklagen kamen mir indeſſen nicht un— 
erwünſcht. Der „Spuk“ ward mit heiterer Gründlichkeit 
behandelt; ſogar die ſprachliche Beleſenheit und Autorität 
Jakob Grimm's kam mir durch briefliche Mittheilungen 
über die Bedeutung des Wortes „Spuk“ zu Hülfe. Bei 
dem „frömmelnden“ Schulinſpektor wurde das damals in 
vollſter Blüthe ſtehende Muckerthum durchgehechelt und 
die „junge Miß ...“ gab Anlaß, die lächerlichen An: 
maßungen der Ritterfchaft auf den Amboß zu legen. Na: 
türlich wurden die VBertheidigungen in der Morgenzeitung 
mitgetheilt. Bejonderen Beifall fand die Eintheilung und 
Charafterifirung der Frömmler oder Muder. Dr. Stilling 
war davon jo befriedigt, daß er mir zwei Piltolen zu 
meinen Sammlungen jandte, und Andere waren nicht 
minder entzüdt, wenn fie auch weniger — zahlten. 

Ich hatte alle Arten von Frömmlern vorgenommen, 
die genau in's Auge zu fallen jeien, um zu jehen, ob es 
ih vorliegend um eine Bezeichnung handele, die an fich 

gr 
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eine Beleidigung enthalte. Ueberall waren Deutungen 
und Hinweifungen auf gemwilje Vorgänge und Perſonen 
gegeben, die nicht leicht mißverftanden werden Eonnten. 
Sch hebe daraus Einiges hervor: 

Die Ausdrüde „Frömmler“, „frömmeln“, hieß es, 
jind neuerer Bildung und finden ſich 3. B. bei Adelung, 
um 1775, nod nicht. Zunächſt wird damit ein „pietijti- 
ſchee“ Weſen bezeichnet; doch kommt Frömmler aud in 
einem weiteren Sinne vor und wird neuerdings häufig 
gleichbedeutend mit Myſtiker und Muder gebraudt. In 
Kurheſſen namentlich find die Wörter Muder, Zufammen- 
muden, Mudern 2c. üblih geworden, um in religiöfer 
und Firchlicher Beziehung alles Dasjenige zu bezeichnen, 
was eines Theil einer freieren Religionsanfhauung, 
anderen Theils einer einfachen Frömmigkeit, die nicht viel 
Aufhebens macht, jondern in ftiller Gottinnigfeit der 
Tugend nachgeht, gegenüberiteht. 

Zu den Mudern im weiteren Sinne werden ge- 
rechnet: 

1) Die Heuchler, Scheinheiligen, Gleißner ꝛc., über: 
haupt alle Diejenigen, welche gegen ihre Ueberzeugung 
oder im Widerſpruch mit ihrem Glauben oder ihrer Hand: 
lungsweije fromm thun und vielleicht um irdiſcher Vor— 
theile willen eine bejondere Gläubigfeit zur Schau tragen, 
3. B. als Mitglieder eines (damals in Kurheſſen bejtehen- 
den) „großen Bundesraths” übereifrig treubündeln oder 
ſonſt „mit Gott, für Fürft und Vaterland” fo lange wirken, 
bis fie eine fette Stelle erlangen oder aud wohl — in’s 
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„Zuchthaus“ gerathen. Der Vorwurf einer ſolchen Hand: 
lungsweiſe würde allerdings ehrenrührig jein, liegt aber 
in der Bezeichnung Frömmigkeit ohne Weiteres nicht. 

2) Die Betbrüder, Heiligen 2c., überhaupt Solde, 
deren Hauptlebensaufgabe Beten und Augenverdrehen zu 
jein jcheint, die fich entjegen, wenn von Theaterbejud 
oder ſonſt einer Regung der „jündigen Fleifchesnatur” 
die Rede ilt. 

3) Die Strenggläubigen oder, wie Goethe im Gegen: 
fage zu „Frömmlingen” fie nennt, die Strenglinge, die 
Zeloten, Wutheiferer, Zionsftreiter 2c., deren Lieblingsjat 
es it: „Wer diejen Glauben nicht hat, der wird ver: 
dammt werden!” 

4) Die Unduldfamen, brandigen Ketzerrichter ꝛc. die 
jelbft die weltliche Macht mit weltlichen VBortheilen und 
Nachtheilen zu Hülfe rufen, um Andersgläubige zu ver: 
folgen. 

5) Die Iraftfanatifer, Grundftürzer, Berderben: 
ihnauber ꝛc., die „ihren Abſcheu“ vor abweichenden Mei: 
nungen und Beitrebungen gar nicht grundfräftig genug 
auszudrüden willen und 3. B. „von einer unmittelbar 
aus dem Abgrund entitiegenen teufliih gefunden Teufels: 
fraft” reden. 

6) Die Teufelsjeher, Teufelsaustreiber u. dgl. Dahin 
gehören 3. B. Diejenigen, welche (gleih Vilmar) das 
„Zähnefletſchen des Teufels” erblidt haben; ferner die 
Heiligen, welche, wenn ihnen das fündige Fleifh einen 
Streich gejpielt, dies dem Teufel in die Schuhe fchieben, 
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der ihnen, nach Verſchiedenheit des Gejchlechts, in weib— 
liher oder männlicher Geftalt erjchienen jei. Auch Die 
Geifterjeher, Auserwählten, Ermwedten 2c. gehören hierher. 

Alle diefe Arten von Mudern können zwar unter 
Umftänden mit Sitte und Redt in Widerjtreit gerathen, 
allein es liegt das nicht nothwendig im Begriffe, und 
jeden Falles jind die eigentlichen Frömmler davon ver: 
ichieden. Bedenklicher fieht es mit einigen weiteren Klafjen 
aus, nämlich: 

7) mit den Kirchlich » Herrichjüchtigen und Geijtes: 
Hochmüthigen, ſowie 

8) mit den Unflath-Predigern, Höllenmalern und 
dergleichen. Zu den erſteren gehören Diejenigen, welche 
gern (proteſtantiſche) Biſchöfe, Kardinäle oder — wohl 
gar Papſt werden möchten; ferner Solche, welche, wenn 
ihr Herr und Meiſter ſtrafgerichtlich verurtheilt worden 
it *), erklären, fie wüßten zwar, daß der Betroffene noch 
„vom Teufel und jeinem eigenen Fleiſch“ angefochten 
werde, daß aber „der Herr ein ganz bejonderes Rüftzeug 
aus ihm gemacht habe“, und daß es für fie „eben fo feit: 
jtehe, wie die Thaten Gottes und deffen Worte“, daß die 
Streiche, welche man gegen das Rüſtzeug führe, im tiefiten 
Grunde nit der Perſon, noch viel weniger einem wirklich 
vermeinten fittlihen Mafel, jondern vielmehr nur feiner 
Stellung im Reiche Gottes gelten. 

Zu den letteren müfjen Diejenigen gezählt werden, 
welche fich gern in ausgejucht derben Ausdrüden ergeben, 
u *) Bezieht ſich auf Vilmar. 





Die „Ihier" Maler und ihre Phantaſiebilder. 135 


als Freſſen, Saufen, 9..., &E... x. An die Höllen- 
ſchilderer jchließen ſich 

9) die „Thier“-Maler an, die abgeſchmackten Apo— 
kalyptiker und dgl. So erſchien 1845 ein Schriftchen über 
„die kurheſſiſche Kirche“, worin dieſer Zweig der Muckerei 
mit beſonderer Meiſterſchafſft behandelt worden war. „Es 
it... das Thier,“ heißt es dort unter Anderm, „welches 
behauptet, das Erdreich gehöre fein; dieſes Thier tritt 
jest gegen die Kinder Gottes auf” ... „Um gegen diejes 
auffteigende Thier jeine Gemeinde zu bejchügen, hat der 
Herr in unjeren Tagen den in den deutſchen Urmäldern 
ihlummernden heſſiſchen Löwen aufgewedt, den Stamm: 
lömen nämlih, mit Einem Abzeichen jeines Muthes, 
leonum animi index cauda est.“ Der heſſiſche Löwe 
aljo, deſſen Abzeichen des Muthes „der Schwanz iſt“, joll 
mit dem „aufiteigenden Thiere”, das natürlich auch einen 
rechtſchaffenen Schweif haben wird, und das fi ſchon 
„ganz frech gezeigt und jeine unheiligen Pfoten in die 
Höhe gehoben” hat, einen Kampf auf Leben und Tod 
beginnen. Gefährlih ift zwar der Kampf, aber „der 
beifiiche Löwe möge e3 nicht ſcheuen, dem auffteigenden 
Thiere gegenüber vor die Kinder Gottes zu treten” ... 
„Sollte er aud in jeinem Kampfe erliegen, nun jo hat 
er doch auch dem Thiere den Todesitoß gegeben und” 
— vielleiht können fich beide, wie die Münchhaufen’jchen 
Löwen, gegenfeitia bis auf die Schwänze auffrefien, jo 
daß die Kinder Gottes in aller Ruhe des Ausgangs harren 
und froh jein dürfen. 
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Man Sieht, auch diefe Richtung des Muderthums 
bat bei aller Schredlichkeit ſolcher Thierfämpfe ihre gute 
Seite, und jeden Falles unterjcheidet fie ſich wejentlich 
von eigentlicher Frömmelei. 

10) Auch von den bloßen Nacbetern, ſowohl von 
den gutmüthigen als von den bornirten Ereiferern, müſſen 
die Frömmler unterjchieden werden. Es iſt wenigitens 
nicht begriffsnothwendig, daß fie, wie jene, ohne alles 
Verſtändniß für die Sade, jih dennoch berufen glauben, 
für den „alten bejeligenden Chriftusglauben“ unter An— 
derem auch dadurch in die Schranken zu treten, daß fie 
Andersgläubige mit befonderer Sorgfalt „an der Mauer 
begraben laffen” ꝛc. Dagegen zeigt fi 

11) wahrer Pietismus oder Frömmelei im engeren 
Sinne in einer doppelten Richtung, nämlich einmal in 
der Weife, daß die Gottesfürdtigfeit mit einer über: 
mäßigen Gefühlsihwärmerei oder mit einer jüßlichen 
Empfindelei und Schönthuerei verbunden ijt, und ſodann 
in der Art, daß Frömmigkeit und Gläubigfeit mit einer 
gewiſſen Abfichtlichkeit zur Schau getragen oder ohne ge= 
nügenden Anlaß in religiöjen Stihwörtern an den Tag 
gelegt wird. Heuchelei und Scheinheiligfeit braucht damit 
nicht verbunden zu fein. Wohl aber wird man es als 
Frömmelei bezeichnen dürfen, wenn der Name Gottes oder 
die Perſon des Herrn und Heilandes au da im Munde 
geführt wird, wo es ſich nicht um religiöfe Dinge handelt, 
wenn 3. B. ein neues juriftiiches Buch über „den Beweis 
durch Schrifturfunden” mit der Bemerkung eingeleitet ift, 
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daß „Gottes Gnade” auch in Betreff der Schrift nicht 
unbezeugt geblieben fei, und weiter mit einer Hinweiſung 
auf die „Wiedergeburt durch den Glauben” verbrämt 
wird. Das Zeitwort frömmeln hat wie ähnliche Aus- 
drüde, 3. B. Hügeln, liebeln ꝛc, wohl die Bedeutung einer 
gewiſſen Schwächlichkeit, Oberflächlichkeit, Gejuchtheit 2c., 
feineswegs aber den Sinn gleißnerifhen oder lügenhaften 
Scheins. Auh die Wendung: „Frömmelnder Inſpektor“ 
kann daher unmöglich etwas Verletzendes, Beleidigendes 
enthalten. Mag es auch nicht Jedem angenehm fein, als 
ein frömmelnder Mann bezeichnet zu werden, eine jtraf- 
bare Ehrenkränkung liegt nit darin. 

Uebrigens wurde auch die Einrede der Wahrheit 
vorgeſchützt; denn die betreffenden Schulinfpeftoren waren 
wirklich einer Richtung zugethan, die jehr allgemein als 
eine „fromme” und „frömmelnde” betrachtet ward. So 
trat einjt ein Dr. Herwig entjchieden für das Dajein des 
Teufels auf und ſpielte, ftatt des ihm obliegenden Reli- 
gionsunterrichts, den Kindern „religiöje Phantaſien“ vor. 
Als ein Elementarlehrer die Worte des zweiten Artikels 
im zweiten Hauptjtüd: „erlöjet von der Gewalt des Teu- 
tels” mit „beiftehen im Kampfe gegen das Böſe“ erklärte, 
trat Herr 9. dazwiſchen und belehrte die Kinder über den 
„perjönlihen Teufel“. 

Mitunter wurde ich mit Anklagen und jonftigen Maß— 
nahmen zugleih bedroht. Auch zu Herausforderungen 
griff. man wieder. Wegen einer Neußerung über ein 
Mitglied der Erften Kammer, das zugleih dem Straf: 
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gerichte angehörte, wurden Kartellträger und öffentlicher 
Ankläger auf ein Mal in Bewegung gejekt. 

Ich nahm daher Veranlafjung, an die Vorgänge von 
1849 und 1850 und an den damaligen Zweilampf zu 
erinnern. Um nugloje und ebenjo widerwärtige als zeit- 
raubende Verbandlungen abzuwenden, hatte ich mich da— 
mals veranlaßt gejehen, durch eine öffentliche Erklärung 
gegen fernere Zumuthungen die geeigneten Schranken zu 
ziehen. Auch jetzt wieder, am 16. Juli 1860, erließ ich 
eine Veröffentlichung folgenden Inhalts: 

„Ih werde feinen Zweikampf annehmen und jede 
deßhalbige Beredung von der Hand weiſen, jofern Der 
Anlaß der Herausforderung in einer Beſprechung öffent: 
liher Zuftände oder amtliher Thätigfeiten und 
dergl. gefunden wird. Wer in diefer Hinficht etwas zu 
erinnern bat, der trete mit der Feder oder vor Gericht 
gegen mich auf. Sollte mir’s begegnen können, daß ich 
dem Privatcharakter Jemandes zu nahe trete, jo werde 
ich ſtets aufrichtig bemüht fein, dem Verletzten Geredtig- 
feit widerfahren zu lafjen, ſoweit es nach Ehre und Sitte 
nur irgend von mir verlangt werden mag. Zu einem 
Duelle aber werde ih mid unter allen Umftänden nur 
in äußerſten Fällen verjtehen. Mein Leben it jeit 
Jahren dem Dienfte einer Sache gewidmet, die ich un— 
endlich höher ftelle, als jegliche8 andere irdiſche Gut 
und der zu Liebe ih auch noch zu dem Opfer bereit 
bin, dem ftärkiten aller Vorurtheile mich nicht unbe: 
dingt und nach der Willfür jedes Einzelnen zu fügen. 
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Das Urtheil der Gebildeten und Unbefangenen möge 
dann richten.” 

Am Ihlimmften ftand es für mid und die Morgen: 
zeitung, wenn eine Sade bis an das Dber-Appellations: 
gericht gelangte. Der alte glänzende Ruf diejes Gerichts 
war durch Haffenpflug längſt jehr beeinträchtigt worden. 
Schon während feiner eriten Minifterzeit hatte 9. bei 
Ernennungen und Berjegungen fich vielfadh durch poli- 
tiihe Rüdjichten leiten laffen. Zu Anfang der fünfziger 
Sahre nahm er vollends eine Reinigung des höchſten 
Gerihts, das nach der Berfaffung von 1831 zugleich 
Staatsgerihtshof war, vor. Und zwar gejchah dies auf 
gejegmwidrige Weiſe, indem ein 1848 erlafjenes Geſetz, 
wodurd der Landesvertretung ein Mitwirfungsrecht bei 
der Beſetzung des Gerichts eingeräumt worden war, ver: 
jafjungsmidrig befeitigt und von da an jede Ernennung 
einjeitig von der Staatsregierung bewirkt wurde. 

So konnte e8 nicht fehlen, daß, als ich die Her: 
ttellung der alten DVerfaffung und dann aud des er- 
wähnten Geſetzes betrieb, die Zuftände des Gerichtshofes 
und zugleih die Perfonenfragen vielfach mit herange- 
zogen werden mußten. Namentlich fühlte man fich be: 
leidigt, als ich einft die Fähigkeit und Tüchtigfeit einiger 
Mitglieder, gegenüber von folden Männern, welche bei 
der Bejegung der fraglichen Stellen übergangen oder 
jurücigefegt worden waren, in Frage gezogen hatte. 

IH griff nun auch hier zum Beweiſe der Wahrheit 
und da ſich's traf, daß gerade zwei Mitglieder entgegen: 
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gejegter Neigung vorhanden waren, von denen der Eine 
Nichts that und das Zimmer ftetS voller Rüdjtände hatte, 
der Andere aber vor der Endlofigfeit feiner „Relationen“ 
zu Nichts Fam, jo ſchlug ich Beide zu Zeugen vor, und 
zwar dergeftalt, daß fie fich gegenfeitig bezeugen jollten, 
der Eine, „daß der Herr Kollege nicht anzufangen 
wife”, der Andere, „daß der Herr Kollege nicht zu enden 
veritehe”. 

Zugleih benannte ih auch noch andere Mitglieder 
als Zeugen, unter ziemlich genauer Angabe der Zahl der 
Rückſtände, die mir zufällig befannt geworden war, und 
verbat mir dann die Mitwirkung Aller zur Entſcheidung 
von Anklagen gegen mich jelbft. 

Indeſſen kam's zu einer Bemweisaufnahme nicht ; das 
Gericht eriter Inſtanz umging dieſelbe durch fofortige 
Freiſprechung. 

Da nun auf ſolche Weile der verhaßten Zeitung mit 
erheblihem Erfolge nicht beizufommen war, jo verfuchte 
man's auf andere Art. 

Nah den damals in Wirkſamkeit befindlichen Bes 
ftimmungen konnten Drudereiconcejjionen auch im Ber: 
waltungswege entzogen werden. Der Druder der Mor: 
genzeitung, Herr Scheel, hatte ohnehin nur eine wider: 
ruflihe Geftattung. Zwar war er niemals verurtheilt 
oder auch nur verwarnt worden; allein das hinderte nicht, 
daß ihm im Juni 1860 ohne Weiteres die Drucderei: 
erlaubniß entzogen wurde. 

Er jtellte nun feine Druderei unter die Firma eines 
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Andern; dieſer aber verlangte natürlicher Weiſe Bürg— 
ſchaften. Sollte keine Unterbrechung entſtehen, ſo mußte 
ich ſelbſt in dieſer Beziehung eintreten und ich ſicherte 
dem Manne eine lebenslängliche eventuelle Entſchädigung 
von achthundert Thalern zu und die Sache hatte einſt— 
weilen ihren Fortgang. Aber bald ward auch dieſem 
Drucker die Conceſſion entzogen und ihm nur noch eine 
Abwickelung der Geſchäfte geſtattet. 

Dies Mal waren zwar formell die erforderlichen 
„Verwarnungen“ erfolgt; allein es fehlte an jeder rechts— 
fräftigen Berurtheilung ; ja wegen des lebten Verwar— 
nungspunktes wurde nicht einmal eine Anklage verfucht, 
obwohl ih ausdrüdlih darum bat und bei der Erfolg: 
lojigfeit meiner Bitte beim Generalftaatsprofurator Be: 
ihwerde darüber führte, daß man mich nicht anflagen 
wollte. Und doc verlangten die betreffenden Bundes- 
gejegbejtimmungen zur Concefjionsentziehung ausdrüdlich: 
„beharrlide Verbreitung von ftrafbaren Druck— 
ſchriften“. 

So ſetzte man ſich ſogar über klare Bundesvor— 
ſchriften hinweg. 

„Nun wird er keinen Drucker mehr bekommen,“ ſoll 
der Kurfürſt ausgerufen haben, als er die Nachricht von 
der zweiten Conceſſionsentziehung erhielt; „jetzt iſt's mit 
der Morgenzeitung vorbei!“ 

Indeſſen fand fih doch noch ein Druder, freilich 
unter den allervorfihtigiten Bedingungen. — Man ar: 
beitete einen Theil der Nacht Hindurh und am andern 
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Morgen erichien die „Morgenzeitung” zur gewohnten 
Stunde. 

Einer „der Söhne“ des Kurfürjten fonnte, wie erzählt 
wurde, jih das Vergnügen nicht verfagen, gleich mit dem 
eriten Abdrud, der ihm zu Geſicht fam, nah Wilhelms: 
höhe zu reiten, um doc feinem lieben Vater das Wieder: 
erſcheinen der geliebten Zeitung augenfällig darzuthun. 
Die gegenfeitige Freude und Begrüßung kann man fi 
leicht hinzudenken. 

un mußte jedes Wort vermieden werden, was auch 
nur einen jcheinbaren Anlaß zu einem Vorwurfe hätte 
abgeben fünnen. Dennoch erfolgte eine erfte Verwarnung 
und das Meſſer ſaß alfo jegt wirklich an der Kehle; ſelbſt 
der Hauch eines Schattens war jeßt zu vermeiden und 
ich mußte mir auf andere Weije zu helfen fuchen. 

Anfangs hegte ich) den Gedanken, durch gejchicte 
Zulammenjtellung von Ausſprüchen der Klaffifer und 
anderer Schriftiteller, jowie dur „Worte der heiligen 
Schrift” Dasjenige auszudrücden, was ich auf den Herzen 
hatte und bezwedte. So benußte ich folgende Stellen: 

„Wer wahrhaftig ift, der jagt frei, was recht iſt. 
Spr. Sal. 12, 17. 

„Das Recht ift zurüdgewichen und Gerechtigkeit ferne 


getreten; denn die Wahrheit fällt auf der Gafjen und das 
Recht kann nicht einhergehen. Jeſ. 59, 14. 15. Aber 


„Recht muß doch Recht bleiben und dem werden alle 
frommen Herzen zufallen. Pf. 94, 15. 
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„Ein König richtet das Land auf durd) das Recht. 
Spr. Sal. 29, 4. 


„Du ſollſt feinen falſchen Eid thun und jolljt Gott 
deinen Eid halten. Matth. 5, 33. Schwören aber heißt: 
‚sh rufe Gott an zum Zeugen, auf meine Seele.‘ 
2. Korinth. 1, 23. 

„Wenn Jemand dem Herrn einen Eid ſchwört, daß 
er jeine Seele verbindet, der jol fein Wort nicht Schwächen, 
jondern Alles thun, wie es zu jeinem Munde ijt ausge: 
gangen. 4. Mof. 30, 3. 


„Daß Ehre in unjerem Lande wohne, daß Güte und 
Treue einander begegnen, Gerechtigleit und Friede ſich 
füllen. Pſ. 85, 10. 11. 


„D Land, Land, Land, höre des Herrn Wort! 
Jerem. 22, 29.” wre 

Sch gab den Gedanken aber wieder auf, weil ich 
Mikdeutungen beforgte, und weil der Zwed ohnehin wohl 
faum erreicht worden wäre. Man würde fich nicht geſcheut 
haben, auch auf Bibeljtellen Anklagen und Verwarnungen 
zu ſtützen. 

Als einſt ein jehr gläubiger Geiftlicher ein Schreiben 
an mich richtete und unter Hervorhebung einiger Bibel: 
ſprüche ausführte, daß auch der Diener der Kirche „die 
allgemeinen Grundlagen des gefammten Staats: 
lebens” im Auge behalten müſſe, wenn er auch nicht be- 
rufen jei, fih an politifchen Agitationen zu betheiligen, 
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wurde auf den theilweifen Abdrud des Briefes eine An- 
ihuldigung wegen „Majejtätsbeleidigung” gegen mid 
gegründet. 

Ich wählte alfo ein anderes Mittel, nämlich die Ab: 
faffung von zahlreichen Eleinen Flugblättern, die An: 
fangs in Kafjel verbreitet bezw. der Morgenzeitung 
auf der Poſt beigelegt wurden, dann aber, als hiergegen 
ein Verbot erfolgte, von Frankfurt aus in zahlreichen 
Poftpadeten Verbreitung fanden, indem bejtimmte Ber: 
trauensperjonen die Austheilung an die Einzelnen über: 
nahmen. 

Sp bildete fih nad) und nad ein Net von einge: 
weihten und zuverläfjigen- Männern und Frauen über 
das ganze Land, das auch noch in anderer Beziehung, 
namentlich ſpäter bei den Wahlen, der Verfaſſungsſache 
die weſentlichſten Dienfte geleiitet hat. 

Die Flugblätter waren kurz, Elar, überzeugend ge 
ſchrieben, wurden unentgeltlich gegeben, und bildeten bald 
das allgemeine Berlangen und die allgemeine Richtjchnur 
unter den Barteigenofjen im Lande. Sie bezogen fid) 
vornehmlih auf die Berfaffungsheritellung, deren recht: 
liche und materielle Bedeutung wiederholt gejchildert 
wurde, ferner auf die Bejeitigung der unredhtmäßigen 
Geſetze und Einrichtungen von 1851 2c. zc. 

Ein Flugblatt aus „Nauheim, den 3. Dftober 1860” 
Datirt, beiprad) auch „den nächſten Weg zum Frieden“. 

Immer aber wurde die deutſche Sache oben an 
geftellt und vor allem Andern an’s Herz gelegt. Selbit 
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bei den SFeitlichkeiten, 3. B. bei dem dreißigjährigen Ju: 
biläum der Berfaffung, am 5. Januar 1861, wurde das 
nicht vergeffen. Sogar in den Liedern, melde gefungen 
wurden, und die, joweit fie unmittelbare Beziehungen 
zur Sade hatten, meiſt von mir ſelbſt herrührten, erhielt 
Deutſchland ſtets die erite Stelle. 

So wurden zum VBerfafjungsfeite von 1561 fol: 
gende Zeilen gedichtet und gejungen: 


Heil, deutſches Vaterland ! 
Eine dic ftarfer Hand! 
Einheit gibt Kraft. 
Unverzagt in Gefahr, 
Fröhlich kühn immerdar! 
Naht aud) der Feinde Schaar — 
Kampf Frieden Ichafft. 


Heil dir, Kurheſſenland! 

Kämpfe in Gottes Hand, 

Ringe mit Macht ! 
Immer drauf im Gefecht, 
Nimmer der Willkür Knecht, 
Haltet am guten Recht! 

Tag folgt der Nadır. 


Heil dir, o Baterftadt ! 

Was e8 an Segen hat, 

Bring’ uns das Jahr! 
Frieden in Gottes Hut, 
Friſches und Fröhlich Blut, 
Dürgerfinn, Bürgermuth, 

Heil immerdar! 

Sr. Detfer, Lebenserinnerungen. IL. 10 
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Zwei Jahre jpäter, als die Verfaſſung jchon her: 
geftellt war, fang man nad der Melodie: „Brüder reicht | 
die Hand zum Bunde“, folgendes: | 


„Brüder, fegnet diefe Stunde ! 
Heil zu dem erneuten Bunde! 
Jubel fteige himmelan ! 
Prei3 und Danf dem ew’gen Meifter, 
Der die Herzen lenft und Goeifter, 
Der ung ftarf den Steg gewann! 


Immer muthig, immer weiter, 
Nicht geraftet, wack're Streiter, 
Bis der letzte Feind verjagt ! 
Sehe Jeder, wie er fechte, 

Daß der Freiheit, daß dem Rechte 
Bald die volle Sonne tagt. 


Bringet Hülfe jedem Sehnen, 
Tröftung, wo ein Aug’ in Thränen, 
Rettung, wo Verderben droht! 
Raum ſei jeder Kraft gegeben, 
Edles Ringen, fröhlich Streben 
Ueberall bis in den Tod! 


Und dem ganzen lieben Heilen 
Reiches Glück! Doch nie vergejlen: 
Drang und Ziel muß höher fein; 
Braujend aller Orten ſchall e8: 
Deutihland ewig über Alles! 
Kämpft! und Gott wird Steg verleih'n.“ 


Ein Flugblatt vom 14. Auguft 1860, ſchon in Frank: 
furt bei W. Küchler gedrudt, trat noch mit ausdrüdlichen 
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Worten als „Ergänzung der heſſiſchen Morgenzettung” 
auf; jpäter mußten auch ſolche Bezeichnungen unter: 
bleiben, um jeden Anftoß fern zu halten, den Inhalt der 
Flugblätter auf Rechnung der Morgenzeitung zu jegen. 
Ich wählte deshalb befondere Titel und Ueberſchriften, 
wie: „Anlihten und Winke“, „Zum neuen Jahre und 
neuen Kampfe”, „Anſichten und Rathſchläge“, „Wünjche 
und Vorſchläge“ ꝛc. ac. 

Das Blatt vom 14. Auguft berührte auch die er- 
wähnte Anjchuldigung wegen Majejtätsbeleidigung und 
hob deren völlige Grundlofigfeit hervor, da der Landes: 
herr in dem fraglichen Auffage gar nicht einmal bezeichnet 
worden jei. Ohnehin dürfe auch ein „LZandesherr und 
jein Haus” an Recht und Gerechtigkeit erinnert werden. 
Enthalte doch jelbit das vorgejchriebene Kirchengebet eine 
Stelle, worin alljonntäglic gefleht werde: „Geleite fie 
auf ihrer Bahn, dag Recht und Gerechtigkeit von 
ihnen allen jtets geachtet werde!” 

Ueberhaupt juchte ich zur Hebung des Rechts und 
des Vertrauens im Lande wiederholt darzuthun, daß bie 
Wahrung und Wiedererfämpfung des Berfaflungsrechts 
jehr wohl auf dem Boden der Geſetze möglich jei, daß 
man jogar den drohenden Folgen der unrehtmäßigen 
Anordnungen ausweichen könne und daß ich jelber durch: 
aus nicht Darauf ausgehe, mich und Andere mit den Straf: 
gerichten ernftlic in Zwieſpalt zu bringen. Zur Darlegung 
meiner Anfichten über „Recht und Gewalt, Entwidelung 
und Umfturz” hieß es unter Anderm folgendermaßen: 

10* 


148 Der „rechte Mann“ an „rechter Stelle“. 


„SH bin ein Mann des Rechts, ein Freund des 
Fortſchritts vermöge ruhiger, jtetiger, gejeglicher Entwide: 
lung. Demgemäß fteht mein Streben niemals auf Ge: 
waltthat, noch auf Ummälzung oder Krieg. Allein Geihichte 
und Erfahrung lehren, daß dieſe nicht ausbleiben; es 
gelten auch hier die Worte der Schrift: „„Es muß Aergerniß 
fommen; doch wehe dem Menjchen, durch welchen Aer— 
gerniß kommt!” Kommt aber Aergerniß, herrſcht die 
Gewalt, tobt der Krieg und Umſturz, dann walten eben 
andere Mächte als die des bisherigen Rechts, und Sieger 
wird meilt Derjenige fein, welcher mit entjchlofjener Fauit 
drein zu Schlagen und zuzugreifen und feitzuhalten ver: 
iteht. Gebe Gott, daß an redter Stelle ein folder 
Mann nicht fehle, wenn das Berhängniß dem 
deutihen Vaterlande neue Tage des Krieges 
oder der Ummälzung bejhieden haben jollte!” 

Alle Welt weiß, daß wenige Jahre jpäter der rechte 
Augenblid gekommen war und der „rechte Mann” wirklich 
nicht fehlte. Ich darf jagen, daß ich von liberaler Seite 
der Erjte und lange Zeit der Einzige war, der den mäch— 
tigen ſchöpferiſchen Geiſt Bismard’s erfannte. 

Das Flugblatt fuhr fort: 

„Jetzt aber herrichen noch die Stunden des Friedens. 
Darum kann auch nur Redht und Gejeg die Richtſchnur 
des Handelns jein, überall, auf den Kleinen, wie auf den 
großen Gebieten des Ringens und Strebens. Selbit auf 
diejen Blättchen, die ich vom „Auslande” aus verbreiten 
muß, möge man nichts Anderes fuchen noch finden, als 
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was ſich mit dem jtrengiten Recht verträgt. Für Freund 
und Feind ſei es gejagt: ich denfe bei meinen Rath: 
ihlägen und Beitrebungen nicht an jtrafbare Auflehnung 
gegen das Beitehende; überall, auch wo ich es nicht be: 
ſonders bemerfen jollte, habe ich nur das Recht und jeine 
Geltendmahung, nur Entmidelung auf gejeglihem Wege 
im Auge.” 

Ein anderes Flugblatt, „Zum neuen Jahre und 
neuen Kampfe”, ſprach ſich über die „Wahlen“, über 
„Entziehung der Gewerbegeitattung”, über „Steuerver: 
jagung”, über den bevoritehenden „dreißigiten Jahrestag 
der Verfaſſung“ 2c. aus. In diefem legten Artikel, der 
von bejonders zündender Wirkung gemwejen fein jol, ward 
die hohe Bedeutung der redhtmäßigen VBerfaffung und ihr 
jegensreiher Einfluß auf das Land hervorgehoben. Er 
mag bier Pla finden: 

„Am 5. Januar 1861 werden es dreißig Jahre, daß 
Kurfürſt Wilhelm II. die Berfafjungsurfunde für den 
Kurſtaat vollzog. Drei Tage jpäter ward fie verfündigt 
und Jubel erſcholl durch's ganze Land; Feſte reihten ſich 
an Feſte, aller Orten ſtrömte das Volk zuſammen, den 
heiligen Vertrag zu beſchwören, und Jeder, auch der 
Niedrigſte, hatte das Bewußtſein oder die Ahnung, daß 
etwas Großes und Heilſames erreicht ſei. 

„Und in der That! wo lebt der Mann im ganzen 
Heſſenlande, der ſagen könnte, er habe nicht Theil gehabt 
an den Wohlthaten der neuen Vereinbarung, nicht Theil 
an den Segnungen der in ihr verheißenen, aus ihr her— 
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vorgegangenen Gejege und Einrichtungen? Durch fie 
wurde der Weg zur höheren Bildung frei, fie befeitigte 
die Vorrechte der Geburt und verfündigte die Gleichheit 
vor dem Geſetze; durch fie wurden die Ueberbleibfel der 
Leibeigenichaft getilgt, die Frohnden aufgehoben, die 
Dienfte geregelt, die Laften des Grundeigenthums geordnet 
und für ablösbar erklärt; fie gab den Gemeinden ſelbſt— 
ftändige Verwaltung, den Stiftungen Gewähr ihres Be- 
jtandes, den Unterrichtsanftalten und Kirchen Schuß, den 
Juden ftaatsbürgerlihe Rechte und Jedermann freie 
Religionsübung ; fie ordnete den Staatshaushalt und 
fiherte das Vermögen des Landes; fie gab regelmäßige 
Zandtage und jchuf eine bleibende Vertretung des Volks, 
fie fejtigte und mehrte die Bürgjchaften der Rechtspflege 
fie befreite die Strafgerihte von den Einwirkungen fürft: 
licher Gewalt, fie gewährte den Staatsdienern Sicherheit 
und den Offizieren die Rechte von Staatsdienern, fie 
tegelte und Fürzte den Heerdienft, ordnete die Landfolge, 
ſchirmte die perjönliche Freiheit, jicherte das Eigenthum 
und ehrte den Bürgersmann durd) Hebung in den Waffen; 
duch die Verfaffungsurfunde und ihren Ausbau wurden 
aus den Stäbdtern freie Bürger, aus gedrüdten Bauern 
freie Grundbefiger, aus feudalen Vafallen erſt wahrhafte 
Freiherren. Ja fo groß war die Segnung der neuen Grund» 
lage des Staats, daß ſelbſt nach deren Vernichtung der Segen 
nicht aufgehört hat ; denn was irgend Löbliches und Erſprieß— 
liches in den neueiten Anordnungen gefunden werden mag, 
es ift Nichts als ein Abklatſch der Satungen von 1331. 
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„Kein Wunder aljo, wenn das ganze Land am alten 
Grundvertrage feſthält und nach erneuerter Anerkennung 
und Befolgung defjelben fich jehnt! 

„Aber nicht die Wohlthaten und Vortheile allein find 
es, welde die Zahl der Verfafjungsfreunde jo groß ge: 
macht haben; aud die Freude am Errungenen, aud 
das Bemwußtjein des Rechts, auch das Gefühl für die 
Heiligkeit beſchworener Verträge und die Stimme der Ehre 
und der fittlihen Menſchenwürde haben immer neue Ber: 
ehrer und neue Streiter um das Kleinod des Heflenlandes 
gefammelt. Wohl ift ſchon Mancher heimgegangen von 
den alten Kämpfern für Freiheit und Recht; Schomburg 
der Edle iſt todt, Dedolph und Pfeiffer, die Braven, find 
nicht mehr, Wippermann und Eberhard, v. Urff und Hilde: 
brand, Eeidler und Schwarzenberg, fie alle, die im Jahre 
Fünfzig in den vorderiten Reihen geftanden, fie alle find 
dahin; aber dennoch haben die Glieder ſich wieder ge- 
ihloffen und niemals wird auch fünftig ein frijcher und 
röhlihmuthiger Nachwuchs fehlen. 

„Doch auch die Kämpfer nicht bloß, nicht Dieje- 
nigen allein, welche mit Ehren dafür geftritten, auch 
Jene, die ruhmvoll um fie gelitten haben, auch fie zählen 
zu den treueften Anhängern der Verfaflung. Jit es nöthig, 
an die Zeiten des Sammers und der Drangjale zu er: 
innern? Wer hat, nit von den Strafurtheilen gehört, 
die fremde Kriegsleute fällten? Wer weiß nicht von der 
Bedrängniß der Gewiſſen, von der Angjt gepreßter Herzen, 
von der Noth befümmerter Familienväter? Wer hätte 
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nicht Freunde unter den Vielen, die eingeferfert, gepeinigt, 
vertrieben wurden? Wer fennt nicht die Männer, die 
noch heute in Koburg und Gotha, in Weimar und Lübeck, 
in Bremen und Hamburg, in Ofdenburg und Schaffhaujen 
weilen, weil fie nicht untreu werden wollten ihrem Eid 
und ihrer heiligiten Ueberzeugung? 

„Wahrlich, wo jolher Werth, jolde Männer, ſolche 
Thaten Zeugniß und Bürgſchaft leilten, da kann man 
nicht zweifeln am endlichen Siege! Das Recht wird ge: 
wahrt, das Kleinod mwiedergewonnen werden. Taufende 
von Händen werden am Jubeltage jih erheben zum ewigen 
Gott der Gerechtigkeit, durch's ganze Land wird tie Er: 
neuerung des Gelübdes braujen: 

„Hoch und Heilig die Verfafjung von ein und 
dreißig!” 

Aber auch die deutſche Verfaffungsfrage ward nicht 
außer Acht gelafjen. Eine Beiprehung des am 4. Sep: 
tember 1860 von der eriten Generalverjammlung des 
Nazionalvereins über feine Aufgaben und insbejondere 
hinſichtlich des deutichen Verfaſſungswerks gefaßten Be: 
ſchluſſes enthielt folgende Betrachtung und Mahnung: 

„Zwölf lange Jahre find verftrichen, feit der Verſuch 
gemacht wurde, das zerriffene und durd feine Zerriſſen— 
heit ohnmächtige und fait zum Gejpött gewordene Vater: 
land unter dem Banner der Neichsverfaffung zu einigen 
und zu kräftigen. Der Verfuch mißlang, nicht allein durd 
die Schuld der Regierungen, jondern auch durch die 
Schuld des Volkes und feiner Vertreter, die unter un: 
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fruchtbarem Parteihader und Schulgezänf die beite Zeit 
verftreihen ließen. Das darf nicht zum zweiten Male 
geichehen! Vielmehr muß mit allem Eifer geftrebt werden, 
die Nazion geiltig zu einen, damit Fünftig die Ein- 
müthigfeit und Raſchheit des Handelns nicht fehle, 
wenn die Gelegenheit günftig wird. Und je weniger in 
diefer Beziehung von den meiſten deutichen Regierungen 
zu erwarten fteht, um fo lebendiger und nadhhaltiger muß 
das deutſche Volk die Sache in's Auge faſſen; je drohen: 
der die Gefahren, welche das Vaterland umgeben, um jo 
dringender die Mahnung, fi durch Verftändigung zu 
einigen und durch Einheit zu jtärfen und zu waffnen. 
„Daß eine jolche Einigung möglich it, darf mit Zus 
verficht angenommen werden. ... . Auch Kurhefjen wird 
nicht zurüditehen. Schon jegt werden unſere Zandsleute 
nicht zögern, fi freudig zu Anfichten und Gefinnungen, 
zu Wünjhen und Hoffnungen zu befennen, die von den 
wärmiten Vaterlandsfreunden getheilt werden und deren 
Bethätigung und Verwirklihung allein die Ausficht auf 
eine befjere Zukunft des Vaterlandes gewähren. Möge 
denn Niemand, der frei ift, von einer Kundgebung ſich 
fern halten, welche die Gefinnungen unjeres Kurheſſen— 
landes darthun jol! Möge Jeder in feinen Kreifen be: 
lehren, berathen, ermahnen! Möge Niemand es gering 
achten, daß er nur eine Meinung ausſpricht, daß er 
vielleicht nichts thun kann, als in glühender Liebe zum 
großen, Schönen Baterlande einem Wunſche fi inbrünitig 
anzujchließen, nach deſſen VBerwirklihung Taujende ringen! 
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Ein Wort, das von den Lippen eines gefammten Volks 
erihallt, ijt Fein bloßes Wort mehr; ein Verlangen, 
das Hunderttauſende nähren und Fundgeben, trägt bie 
Gewähr der Erfüllung, trägt die Gewißheit einjtiger That 
in ſich jelbit. Sind nur erft die Anfichten und Ueber: 
zeugungen in den wejentlichiten Stüden einig und all: 
gemein, da wird die Verwirklihung zur rechten Stunde 
und die rechte Stunde zur Verwirklichung ficher nicht 
ausbleiben.” 


Die Lage der heſſiſchen Verfaſſungsſache hatte fich 
jeit Haſſenpflug's Entlaffung und feinem Nachfolger 
Scheffer folgendermaßen geitaltet. 

Die beiden „Kammern“ in Kafjel hatten, nachdem 
durch wiederholte Gemwaltichritte der drohende Widerſtand 
der zweiten zum Theil gebrochen worden war, bejondere 
Ausſchüſſe zur Prüfung der „Verfaſſung“ niedergejekt, 
welde unterm 7. Sanuar und 12. Februar 1856 ihre 
Berichte eritatteten. Die Regierung gab darauf eine 
„Eröffnung“ und nad weiteren Verhandlungen kamen 
ichlieglih „Erklärungen“ beider Kammern vom 22. und 
30, Juni 1857 zu Stande, welche ald „übereinjtimmende“ 
bezeichnet wurden und auch in der That bis auf unbe: 
deutende Kleinigkeiten, namentlich in den Schlußerklärungen, 
gleichlautend waren und deßhalb jpäter als „gemeinfame” 
Erklärung, von welder eine Kammer nicht einfeitig 
abgehen fönne, angejehen wurden. 
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Die Regierung hatte diefe Erklärungen der Bundes: 
verfammlung zu überreihen. Sie würde wohl gethan 
haben, wenn fie fich denjelben im Wejentlihen ange: 
Ihloffen hätte; denn alsdann würde die Verfaſſungsan— 
gelegenheit in der Bundesverfammlung kurz zu erledigen 
und wahrſcheinlich völlig abgethan geweſen fein, als in 
Preußen der Umjchwung erfolgte. Allein der Kurfürft 
und jeine Räthe dachten anders. 

Es wurde eine weitläufige „Denkſchrift“ ausgear: 
beitet und am 15. Juli 1858 dem Bundestage überreicht, 
worin die Stände und ihre Begehren eine herbe Beur- 
theilung fanden; namentlicd; ward die erite Kammer als 
eine „ſelbſtſüchtige“ Genoſſenſchaft hingeſtellt, die ſich in 
„rückſichtsloſen Formen“ bewege ꝛc.; „das ſtändiſche Ge— 
bahren habe das trübe Bild conſtituirender Verſamm— 
lungen bis zur jüngſten Vergangenheit aufrecht erhalten 
und eine Verſtändigung mit der Regierung ſei zur Un— 
möglichkeit geworden“. Man habe daher, unter „engſtem 
Anſchluß an die zu Recht beſtehenden Vorſchriften“, „von 
jedem politiſchen Verſuche Abſtand nehmen müſſen“ 
und denke „behufs definitiver Erledigung der Verfaſſungs— 
angelegenheit“ die „beigefügten Geſetzentwürfe“, nämlich 
Verfaſſung, Wahlgeſetz und Geſchäftsordnung, zu verkün— 
den, die ſich im Weſentlichen natürlich an die Erlaſſe 
vom 13. April 1852 „anſchloſſen“. 

Das war mun doch jelbit für bundestägige Nerven 
etwas ſtark. Allein der hier und da aufgetauchte Unmille 
legte fih und unter'm 26. Juli 1859 eritattete der Bun: 
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destagsausihuß für die kurheſſiſche Angelegenheit einen 
Bericht, über welchen man in Kaffel und auf Wilhelms: 
höhe feine Freude haben konnte. 

Die Ausführung ging im Wejentlichen dahin, Die 
Wünſche der Stände unberüdiichtigt zu laffen, von „der 
im Sahre 1852 fejtgeitellten Grundlage in feiner Be: 
ziehung abzumeichen”, und der Regierung nur einige 
„Bemerkungen“ zu machen, mit dem Antrage, „die ver: 
trauensvolle Erwartung auszuſprechen, dab hochdieſelbe 
dieſe Bemerkungen bei definitiver Erledigung der Ber: 
faflungsangelegenheit berüdjichtigen werde, worauf io: 
dann die Ertheilung der Bundesgarantie für die hiernad) 
feitgeftellte Verfaffungsurfunde feinem Anjtande unter: 
liege”. 

Es konnte nicht wohl fehlen, daß mehr oder weniger 
genaue Nachrichten über diejen Antrag in die Oeffentlich— 
feit drangen und daß er, als die Beichlußnahme darüber 
näher rüdte, nicht bloß in amtlichen Denkjchriften, ſondern 
auch in der Preſſe vielfach erörtert wurde. 

Der Unwille über den Bundesausjhuß war groß. 
Nahm die Bundesverfammlung, wie zu befürdten ftand, 
den Antrag an, jo war die ganze Verfaffungsangelegen: 
beit der Willkür der kurheſſiſchen Regierung anheim- 
gegeben, da die fraglichen „Bemerkungen“ ziemlich nichts= 
jagend waren. 

Der Augenblit jchien nunmehr gefommen, wo 
Preußen eingreifen mußte, wenn es die Gunjt der Um: 
ftände, feine Stellung in Deutjchland zu verbeffern und 
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verihuldetes Unheil wieder gut zu machen, nicht unge: 
nügt vorbeigehen laſſen wollte *). \ 

Aber leider herrſchte in Berlin fein klarer und ent: 
Ihloffener Geift. Das auswärtige Amt ſteckte von der 


*) Ueber Breußens Verhalten in der kurheſſiſchen Verfaſſungs— 
angelegenheit während der Jahre 1852 — 1859 geben Poſchinger's 
Rublifationen aus den preuß. Staatsardiven die Shäßbarjten Auf: 
ſchlüſſe. „Es iſt unzweifelhaft,“ berichtet unter'm 5. Juli 1854 der 
Bundestagsgejandte v. Bismard, „daß der der Geſetzmäßigkeit wie 
der Offenheit in gleihem Maße entbehrende Charakter des Regi— 
ments in Kurheſſen einen Zuftand unbedingter Aufregung erhält, 
der heutzutage in feinem andern deutjchen Lande jeinesgleichen 
findet, — — Der Minifter Haflenpflug hat mir jelbft eingeräumt, 
dag er alle unabhängigen und achtbaren Elemente des Landes zu 
jeinen Gegnern zählt. — — So wenig es meines Erachtens im 
diesieitigen Intereſſe liegen kann, derartigen unficheren Zuftänden 
Vorſchub zu leiften, ebenfo wenig ift das Verhalten des Minifte- 
riums Hafienpflug bisher geeignet gewejen, demjelben Ansprüche 
auf ein dankbares Wohlwollen der Königlichen Regierung zu ver: 
ſchaffen.“ Publik. Bd.14, S. 36 „ch fürchte,“ heit es unterm 
22. März 1855 weiter, „dah wir auf die Dauer den Kürzern ziehen 
würden, wenn wir am Hofe von Kafjel uns auf einen Wettjtreit 
mit Defterreich in der Art einlaffen wollten, daß aud wir unjere 
Stellung zu der Berfaffungsfrage von dem Berhalten Heflens in 
der orientalifchen Sache abhängig machen wollten. Wir handeln 
nit nur rechtlicher, jondern auf die Dauer mehr zu unferem 
Vortheil, wenn wir uns auf ein derartiges Syſtem nicht einlajien, 
ſondern nach wie vor der furfürftlichen Regierung denjenigen loyalen 
Beiltand zufichern, welchen wir mit Rüdjicht auf die rechtliche Lage 
der Verfaffungsangelegenbeit zu leijten im Stande find.“ Publ. 
Bd. 14, S. 202. 

Im Uebrigen muß auf Pfaff, zur Erinnerung an Friedrid; 
Detter S. 50-66, verwieſen werden, deffen Darftellung, geitüß: 
auf Poſchinger's Publikationen die Mittheilungen in den Lebens: 
erinnerungen I. S. 355-361 und oben ©. 115 jlg. in trefflicher 
Weiſe ergänzt. 
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Thürjchwelle bis zur Dachfirſt voll von Unklarheiten und 
Bedenken. Daß man fich nicht dazu entjchließen fonnte, 
den Bundesbeihluß von 1852 einfach für nichtig zu er: 
klären und daraus die nöthigen Folgerungen zu ziehen, 
verfteht ſich von jelbit und läßt ſich immerhin entjchul- 
digen. Man jcheute aber auch davor zurüd, fih für 
Heffen einfah auf den verfaffungsmäßigen Rechtsboden 
zu ftellen; man mollte gar zu gern die 1848 und 1849 
zu Stande gekommenen Aenderungen, namentlich das ſog. 
Wahlgejeg vom 5. April 1849, das „einen Beitandtheil 
der Verfaffung“ bildete und au die Zufammenjegung 
der Landesvertretung beitinmte, bei Seite jchieben. 

Mit ſolchen „Errungenschaften“, meinte man, dürfe 
man doch dem Prinzen von Preußen nicht fommen. 

Und doch war jenes Wahlgejeg mit jeinem dreißig: 
jährigen Wähleralter und jeinen Ys Höchitbeiteuerten 
fonjervativer als viele andere Wahlgefege, ja jelbit als 
das preußijche. Allein, wer hatte davon Kenntniß? wer 
wußte überhaupt in Berlin etwas Genaueres von den 
kurheſſiſchen Staatsrechtöverhältniffen? Selbſt Dunder 
mußte fi) von dem Senator Pfeiffer in Bremen „ein 
Privatiſſimum“ leſen laſſen! 

Es fehlte nicht an angeſehenen und einflußreichen 
Männern, welche bereit waren, vom Wahlgeſetze ꝛc. ganz 
abzuſehen. Man hielt es für „politiſche“ Mäßigung und 
Klugheit, ſo zu verfahren und wollte das dem Volke klar 
und annehmlich zu machen ſuchen. 

Namentlich wirkte Nebelthau in dieſem Sinne auf 
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den Stadtrat und auf die Mitglieder der zweiten 
Kammer ein. 

Ich meines Theils, obwohl mitunter fait allein 
jtehend, fonnte mich von der Richtigkeit und Heilſamkeit 
eines jolchen Verfahrens nicht überzeugen. Ganz abge: 
jehen von der Rechtsfrage, die fih nit völlig zur Seite 
ihieben ließ, und abgejehen von dem großen inneren 
Werthe des Gejeges, ſchien mirs unmöglich, mit 
Klügeleien und Spipfindigfeiten auf das Volk einzumirken 

Bei der in Berlin herrſchenden Schlaffheit aber war 
es meiner Meinung nad) durchaus unerläßlid, die Maſſe 
des kurheſſiſchen Volks und zugleich die öffentliche Mei: 
nung Deutichlands auf's entjchiedenite in Anſpruch zu 
nehmen, wenn man über leere Redensarten hinauskommen 
wollte. Und das konnte nur durch Aufitellung von Klaren 
und einfachen Sägen, nicht aber durch diplomatische Düfte: 
leien gejchehen. 

In diefem Sinne war ich daher jowohl in der 
Morgenzeitung und in Flugblättern, als in aus: 
wärtigen Zeitiehriften thätig, trog endlojer Verjuche, mich 
umzujtimmen. 

Der erjte amtlihde Schritt geihah vom Stadtrath 
zu Kaſſel. Diejer, an defjen Spige mein Freund, der 
feitgefinnte Oberbürgermeiſter Hartwig ſtand, richtete 
unter'm 13. September 1859 eine Eingabe an den Kur: 
fürften, worin er die Verfafjungsnoth des Landes dar: 
ftellte und die Heberzeugung ausſprach, daß „die Verfaſſung 
von 1831 ala Rechtsgrundlage wieder anerkannt und was 
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darin den deutfchen Bundesgejegen etwa zumider fei, auf 
verfaffungsmäßigem Wege abgeändert werden müſſe“. 
Eine Erwähnung des Wahlgejeges war, wie H. verficherte, 
nicht dDurchzufegen. 

Einige Tage jpäter wurde in Frankfurt der Deutiche 
Nationalverein gegründet. Die Klugheits : Männer 
glaubten fih von diefem Unternehmen zurüdhalten zu 
müfjen, weil man „nicht ficher fei, wie fih Preußen dazu 
jtele und weil man joldyergeftalt durd) Theilnahme daran 
der Berfaffungsangelegenheit Schaden könne“. 

Ich meines Theils vermochte mich auch auf diefe 
Klügelei nicht einzulaffen. Immerhin ftand mir doch die 
deutfhe Frage noch höher, als die heſſiſche. An der 
vorausgegangenen Eiſenacher Berfammlung vom 14. Auguft 
und an der Aufftellung des „Programms“ vom jelben 
Tage hatte ich zwar zu meinem Leidwefen nicht Theil 
nehmen können; allein nad Frankfurt beſchloß ich zu 
geben, möge ic) auch, wie es wirklich faft der Fall mar, 
der einzige aus Kaſſel fein. 

Um mich indefjen des Nähern zu unterrichten, da ich 
bei meiner längeren Abmwejenheit von Deutſchland Man: 
chem fremd geblieben war, jehrieb ih an einige Freunde 
um Auskunft, namentlih an Profeſſor Biedermann und 
Heinrih von Gagern, den ich 1857 in Heidelberg wieder- 
gejehen hatte. 

Biedermann antwortete beifällig, Gagern aber ſchrieb 
mir unterm 26. Auguft jenen merkwürdigen Brief, der 
Ipäter unerwartet und ohne mein Zuthun im Nürn: 
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berger Kurier ftand und in ganz Deutſchland das größte 
Aufjehen erregte. 

Ich hatte mich nicht für ermächtigt gehalten, felbft 
Freunden gegenüber, daraus eingehende Mittheilungen zu 
madhen; Gagern aber mußte von der mir gejandten, 
mehrfach geänderten Urfchrift wohl eine Abjchrift behalten 
und dieje einem Freunde mitgetheilt haben, der fie dann 
mit oder ohne Zuftimmung un an die Deffentlich- 
feit gelangen ließ. 

Der Brief hatte bei mir das größte Staunen erregt. 
Am 31. März 1848 war ich Abends geraume Zeit Arm 
in Arm mit Gagern durch die wogenden Straßen Frank: 
jurts gewandelt; ich hatte damals, wie jo Viele, in ihm 
den „rechten Mann“ des Augenblids zu erkennen geglaubt. 
Bald genug war ich freilich von diejer Anficht zurüdge- 
fommen; allein ich hatte den feltenen Mann doch immer 
ſehr hoch gehalten und auf feine Anfichten den größten 
Werth gelegt. Jetzt aber wurde ich irre an ihm. Woher 
diefer völlige Umfhwung? Diefer Bruch mit der eigenen 
Vergangenheit? Denn gerade Gagern hatte ja die Grund: 
jäge über die Geftaltung Deutjchlands und fein Ber: 
hältniß zu Defterreih, die jpäter als das „Gagern’Iche 
Programm“ bezeichnet und fejtgehalten worden find, zuerft 
amtlich formulirt. Zwar war ſchon früher von P. A. 
Pfizer der Weg zur „Deutſchen Einheit“ gezeigt 
worden; zuerit 1831 im „Briefwechjel zweier Deut: 
ihen“, der im Cotta'ſchen Verlage erfchien, dann Harer 
und beftimmter 1842 in den „Gedanken über Recht, 


Fr. Detler, Lebenserinnerungen. II. 11 


162 Das Sagern’iche „Programm, 


Staat und Kirche“; allein das waren Privatanfichten 
und Aeußerungen. 

Am 18. December 1848 aber trug der Tags zuvor 
zum NReihsminifter ernannte Freiherr Heinrih von 
Gagern im Deutſchen Parlament zu Frankfurt die fünf 
Sätze vor, wonach Preußen und die fleineren Staaten 
fünftig einen Bundesjtaat bilden nd zu Defterreih in 
einem „unauflösliden Bundes verhältniſſe“ ſtehen jollten. 

Dies Programm wurde nach viertägiger Berathung 
am 13. Januar 1849 mit 261 gegen 224 Stimmen an 
genommen. Auch der alte Arndt jtimmte dafür, worauf 
ihm die Linke unter großer Aufregung der Verfammlung 
die Worte feines Liedes zurief: „Das ganze Deutichland 
jol es fein” — mas der Vorfigende Simfon „alles 
Ernſtes“ mit einem Ordnungsrufe rügte. 

. Von da an blieb das „Gagern’ihe Programm” im 
Wefentlihen die Grundlage aller Beitrebungen zur Löſung 
der deutjchen Frage, bis 1866 Herr von Bismard die— 
jelbe thatjächlich löjte und im Herbit 1879 das herzliche 
Freundſchaftsbündniß mit Defterreih ſchloß: die in Frank: 
furt beſchloſſene Reihsverfaffung war darauf geftügt, der 
Unionsgedanfe des Herrn von Radowitz ging davon aus, 
das Programm der Gothaer fußte darauf, und im Herbit 
1859 ging auch der Deutjche Nationalverein darauf zurüd. 

So ilt das Gagern'ſche Programm in’s Leben ge— 
treten, während Gagern jelbft dafjelbe vollftändig aufgab 
und feiner Ausführung ſeit der Stiftung des National- 
vereins lange entgegengemwirft hat. 
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Der Brief Gagern’s lautete wie folgt: 

„Auf Ihre Anfrage vom 23. d. M. erwidere ich er: 
gebenst, daß ich das Eifenadher Programm vom 16. d. M. 
nicht unterzeichnet habe, noch unterzeichnen werde; daß 
von meinen Freunden, wenn Sie darunter frühere Partei: 
Genoſſen veritehen, mehrere es unterzeichnet haben, andere 
nit. Die „Stalteniiche”, — vielmehr die Frage von 
deuticher Macht, hat unter den Gotha’ern, um mich der 
alten Partei:-Namen zu bedienen, Spaltung veranlaßt wie 
unter den Demokraten. 

„Mit dem Eifenader Programm bin ich mfofern 
einverftanden, daß Deutjchland von großen Gefahren be— 
droht ift, daß diefe Gefahren durch die ungenügende 
Geſammtverfaſſung Deutjchlands erhöht werden, daher 
eine Verbefjerung der legteren noth thue; daß eine ftarfe 
und bleibende Gentralregierung für Deutſchland das erite 
Bedürfniß jei, und daß nur, wenn neben der in fich 
einigen und ftarfen Gentralgewalt eine Nationalvertretu:g 
jteht, dann durch den zwingenden Einfluß der durchſchnitt- 
lihen Nationalgefinnung und des Nationalwillens, wie 
diefe in ſolchem Organismus ihren Ausdrud finden 
würden, die nachtheiligen Folgen. der ftaatlichen Zerjplit: 
terung Deutſchlands gemindert, wenn nicht befeitigt 
werden können. Sch bin aber nicht einverftanden, daß 
unter den gegenwärtigen Verhältnifjen die einleitenden 
Shritte zur GErreihung jener Ziele von Preußen aus: 
gehen müffen, und ich jtimme in diefem Punkte mit der 
ablehnenden Anſicht der preußiſchen Regierung überein. 

11* 
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„Dabei finde ih, daß es für Deiterreich belei: 
digend, aljo unverftändig ijt, wenn in einem Programm, 
welches fi) mit den Mitteln und Wegen bejchäftigt, zu 
einer Reform deutſcher Verfaffungszuftände zu gelangen, 
Defterreihs als eines Faktors gar nicht Erwähnung ge: 
ſchieht, gleihfam, als wäre es nit da; daraus, dab 
dies gejchehen Fonnte, jchließe ih, daß das Programm 
unter dem Einfluffe von Stimmen aufgeftellt worden it, 
deren Grundanfichten von den meinigen abweichen. 

„Sn Beziehung auf die Macht Defterreichs gibt es 
nämlich zwei Anjchauungen. Nach der einen, und das 
ift die meinige, ift Defterreich in feiner Machtſtellung nicht 
allein eine europäiſche Nothwendigfeit, jondern auch ein 
Hort Deutichlands. Es ijt diefe Anficht noch ftärker zum 
nationalen Bemwußtjein gefommen, ſeitdem die Gefahren 
näher gerüdt und mit Händen faßlich geworden find, mit 
denen bei etwa herannahender Auflöfung des türfifchen 
Reichs in Europa ein für diefen Fall nicht mehr zu be: 
zweifelndes franzöſiſch-ruſſiſches Bündniß Europa und 
Deutjchlands Unabhängigkeit bedroht. 

„Die Anhänger diefer Stimmung, welche Defterreich 
bei Deutjchland und Deutfchland bei Defterreih feithalten 
wollen und ein Deutſchland ohne Defterreich fich nicht 
denken fönnen, haben fich bisher nur bemüht, eine Löjung 
für das Sonderverhältnig Defterreihs zu Deutjchland 
zu finden, welches für den Fall des unerläßlihen Fort- 
ſchritts Deutſchlands in einheitlicher Entwidlung, wenig: 
ftens zu Zeiten, von Defterreich felbit, als durch die aus 
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jeinen inneren Zuftänden ſich ergebenden Nothwendigfeiten 
bedingt, angejprochen worden ilt. 

„Rah einer anderen Anjchauung aber ift Defterreich 
nur das große Hinderniß für die einheitliche Geftaltung 
Deutſchlands unter preußiicher Führung, und feine Auf: 
löjung, je früher je befjer, müjje willflommen geheißen 
werden. Daß das außeröfterreihiihe und unter diefer 
Vorausſetzung ohnehin nur ſchwach an einander gefittete 
Deutſchland zu Schwach fein könnte, die zwiſchen Fran: 
reih und Rußland zmijchenliegenden Staaten in ihrer 
Unabhängigkeit zu ſchützen, das macht ihnen eben jo wenig 
Sorge, als die Frage, was, nah Abſchwächung und all- 
mählicher Auflöfung Defterreichs, aus den weiten Donau» 
ländern, was aus Illyrien und aus der Verbindung zum 
Adriatiichen Meere werden fol. In ihren ertremiten Aus: 
wüchſen geht diefe Anjhauung dahin, daß es eigentlich 
befier wäre, den jüdlichen, vorherrichend Fatholifchen 
Ballaft, der ſich an die Ferſen des aufgeflärten und ftreb- 
jamen Nordens anhänge, ganz über Bord zu werfen und 
nur ein nördliches, vorherrſchend protejtantiihes Deutſch— 
land anzuftreben, unbefümmert um das Weitere. 

„sh habe auch diefe Anjchauung als eine nationale 
vertreten hören. 

„Daß eine von den bezeichneten Schattirungen diefer 
zweiten Anjchauung auf die Fafjung des Eiſenacher Pro: 
gramms eingewirkt habe, jcheint mir wahrſcheinlich, und 
die Blöße, die es fich dadurch gibt, war für mich ſchon 
entfcheidend, um es nicht zu unterzeichnen. Ich bin viel- 
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mehr der Meinung, daß jede Reform der deutjchen Ver: 
fafjungsverhältniffe, um jo mehr aljo eine ſo tief grei- 
fende, wie die vorgefchlagene und wirklich unerläßliche — 
wenn man nicht auf das Eintreten von Faktoren rechnen 
will, die fich jedem politischen Caleül entziehen — ein 
Einverftändniß darüber zwiſchen Defterreih und Preußen 
vorausfegt. Ein ſolches Einverſtändniß iſt nur denkbar, 
wenn die beabfichtigte Reform der Art ift, daß fie beiden 
Theilen Vortheile gewähren Fann. 

„Ich hatte es für möglich gehalten, daß Oeſterreich, 
wie e& feit lange den Ausbau des öſterreichiſchen Ein: 
heitsftaats für fein mefentlichftes Intereſſe — gleich: 
giltig, ob auf dem eingefchlagenen Wege mit Recht oder 
mit Unreht — erflärt hat, auch eine fein mögliches 
Verhältnig zu Gefammtdeutichland mwahrende Sonder: 
ttellung zu dem im parlamentarifchen Bundesitaat unter . 
preußijcher Führung geeinigten außeröfterreihifchen Deutſch— 
land dann annehmen und einnehmen fünne, wenn ihm 
das Zufammengehen Preußens und Deutſchlands mit ihm 
bei den großen internationalen Fragen gefihert würde, 
welche in einer nicht fehr entfernten Zukunft zu Friege: 
riihen Verwicklungen führen werden und wobei das 
öfterreichifche Intereſſe in erſter Linie betheiligt fein wird. 

„Erwägt man die von Dejterreich in der legten Krilis 
Preußen zugeltandene Initiative in der Bundesverſamm— 
lung und andere Indizien, welche eine Bereitwilligfeit 
Deiterreich8 andeuteten, Preußen Zugeſtändniſſe für jeine 
deutihe Stellung als Preis für feine Unterftügung zu 
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gewähren; erwägt man ferner, daß Dejterreih für eine 
nationale und fühne Politik der Unterftügung weit: 
aus der öffentlihen Meinung im außeröfterreichiichen 
Deutichland ſicher jein kann, wie fi) das auch im Beginn 
der legten Krifis bewährt hat, daß ihm aber dieje Unter: 
jtügung der öffentlihen Meinung nichts hilft, wenn jie 
niht im Gejammtparlament des außeröjterreichijchen 
Deutjchlands ihren organischen Ausdrud findet; erwägt 
man endlich, daß die franzöſiſch-ruſſiſche Alliance bei 
rüdfichtslofeiter Anwendung für ihre Zwecke der ſitten— 
(ojeften revolutionären Mittel mit jedem Tage bedrohen: 
der, namentlich für Defterreich wird, das leider jo vielen 
Revolutionsftoff trägt, der fich bei jedem Anlaß rührt 
und regt: erwägt man Alles dies, jo hatte jene Anſchauung, 
daß Defterreich einen engeren Bund des auferöjterreichi= 
ihen Deutſchlands als jeinen eigenen Intereſſen nicht 
immer widerjprechend finden werde, an Berechtigung jehr 
gewonnen. 

„Jene volle Sicherheit aber für die Verläſſigkeit 
Preußens und Deutſchlands, welche allein Defterreich zu 
ſolchen Conceſſionen bejtimmen darf, könnte es nur, nicht 
in der Treue und Energie der deutjchen Kabinette, jondern 
in der nationalen Gefinnung finden, welche ſich in einer, 
wenn auch nur von dem außeröſterreichiſchen Deutſchland 
beſchickten Nationalvertretung maßgebend ausſprechen 
würde. Nichts durfte gejchehen, wenn diefe Anſchauung 
in Defterreich allmählich Boden gewinnen jollte, was ein 
Vertrauen Defterreihs in den Willen Preußens, jolche 
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nationale Gefinnung gelten zu laffen, und in Ueberein- 
jftimmung mit demjelben zu handeln, vorweg unmöglich 
machte. 

„Run aber hat Preußen jomohl in dem Drienta= 
liſchen Krieg von 1854—55 als in dem eben beendigten 
Stalieniihen Kriege eine Politik der freien Hand und 
zulegt der bewaffneten Neutralität, nicht allein für jich 
befolgt, jondern dieſe auch dem übrigen Deutichland auf: 
gedrängt, es hat fich ODeſterreich volljtändig verjagt, die 
öſterreichiſche Politik desavouirt. 

„Die preußiſche Landesvertretung hat dieſe Politik 
ihrer Regierung nicht allein nicht getadelt, ſondern geſtützt, 
und die Unterſtellung gerechtfertigt, daß in einem Parla— 
ment des außeröſterreichiſchen Deutſchlands das Gewicht 
der preußiſchen Stimmen, welches natürlich ein ſehr be— 
deutendes ſein würde, auch bei dem beſten Rechte Oeſter— 
reichs in einem für Oeſterreich gehäſſigen, feindlichen 
Sinne, jeweilig würde in die Wagſchale geworfen werden. 

„Oeſterreich war von Seiten Piemonts ſeit Jahren, 
von Seiten Frankreichs ſeit Neujahr in ſeiner italieniſchen 
Machtſtellung der gehäſſigſten Aggreſſion, die ſich der 
ſchlechteſten Mittel bediente, ausgeſetzt, und hatte dieſe 
mit einer Langmuth ertragen, wie ſie kaum einem mäch— 
tigen Staate geziemt. Als es nun im Vertrauen auf 
ſein durch europäiſche Verträge garantirtes Recht — im 
Vertrauen auf ſeine natürlichen Bundesgenoſſen — im 
Vertrauen darauf, daß dieſe wenigſtens ſeine freie Hand 
bei der Modifikation jener Verträge, inſoweit dieſe noth— 
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wendig oder wünjchenswerth fein könnte, ſchützen würden; 
als Deiterreih endlich um feiner Ehre willen, die nicht 
verlegt werden fonnte, ohne daß Deutjchland fich verlegt 
fühlen mußte, losjhlug, um feiner Feinde fih zu er: 
wehren — in dieſer Krifis, in welcher Ehre und Geltung 
der Nation erfordert hätte, den Uebergriffen des franzö- 
fiiden Imperialismus gegenüber, die fich ſeitdem zu dem 
unerträglichiten Uebergewicht gefteigert haben, Deutfchland 
einig zu finden, in dieſer Krifis hat Preußen Eleinlich 
gemarftet, ſchien es nur darauf bedacht zu fein, feine 
eigene Wichtigkeit zu erhöhen, das nationale Rechts: und 
Machtgefühl abzufhwähen und der deutfchen Nation zu 
Gemüthe zu führen, daß fie ohne Preußen nichts vermöge 
und nichts fei, hat es jeder für Defterreich günftigen Ein: 
wirkung auf die öffentliche Meinung ſich enthalten, hat 
es dem Ausdrud des Hafles von Seiten eines ver: 
fnöcherten Preußenthums nicht etwa bloß gegen das öfter: 
reichiſche Regierungsfyiten, jondern gegen das Neich 
Oeſterreich jelbit, nicht die kleinſte Zurechtweifung ent: 
gegengejeßt, hat es der Selbitgefälligfeit des in Preußen 
noch jo jungen Xiberalismus den vollen, jo unzeitigen 
Triumph gewährt, hat es die öfterreichifche Machtitellung, 
ohne jich zu rechtzeitiger Gegenwehr entjchließen zu können, 
tief erjchüttern laſſen. 

„And in demjelben Augenblide faft, nachdem Preußen 
eben den Fundamentalforderungen einer Politik, die zu: 
gleih preußiſch und deutjch fein will, und den entjpre- 
henden Pflichten entgegengehandelt hat, der Forderung 
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nämlih, daß, was auch die Paragraphen der jchlechten 
Bundesverfafjung jagen mögen, die öfterreichiiche Macht: 
ftellung jo wenig wie die preußiſche angegriffen werden 
darf, ohne Deutjchland zu deren Vertheidigung entſchloſſen 
zu finden, weil die Macht Deutjchlands auf der gefammten 
Machtitellung jedes einzelnen der Staaten beruht, aus 
denen der Bund befteht; daß vor allem Andern, das Ein: 
verftändniß mit Defterreich für die Reform der deutjchen 
Verfaſſung zu ſuchen und diejes durch wejentliche Dejter: 
reich geleiftete Dienfte von Seiten ‚Preußens zu erfaufen 
jet, Dienite, die Preußen damit ohnehin fich ſelbſt und 
Deutichland leiſtet — ih ſage in demjelben Augenblide 
fajt, wo Preußen alle dem entgegen gehandelt hat, jtellt 
man ein Programm auf, welches bei dem Streben nad 
Reform der deutſchen Verfaſſungszuſtände Oeſterreich 
gänzlich unberückſichtigt läßt, was für Preußen ein Ver— 
trauensvotum enthält, welches dieſes unter ſeiner gegen— 
wärtigen miniſteriellen Führung durch ſeine Handlungen 
nicht verdient hat noch verdienen will. 

„Ich habe es als einen Akt der Selbſtverleugnung 
preiſen hören, wenn dieſes Vertrauensvotum für Preußen, 
trotz deſſen ſchlechter Politik, dargebracht würde, als 
einen Beweis des nationalen Fortſchritts in politiſcher 
Bildung. Es gebe keinen anderen Weg zur Reform, und 
daß es keinen andern gebe, davon müſſe man öffentlich 
Akt geben. Es werde um ſo mehr Eindruck machen, 
wenn das trotz allem dem und allem dem geſchehe. 

„Ich geſtehe, daß ich mich zur Höhe dieſer politiſchen 
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Anſchauung nit habe emporſchwingen fönnen. Politifche 
Bolksbildung muß mit dem fittlihen und nationalen 
Bewußtjein Hand in Hand gehen, und darf nicht davon 
abjehen. Dem fittliden Bemwußtjein widerſtrebt es aber, 
Demjenigen Lob, Lohn und Vertrauen zu ſchenken, der 
Tadel und Strafe verdient. Was nad) machhiavelliftiichen 
Srundjägen dem leitenden Staatsmann um großer Ziele 
willen an Immoralität von der richtenden Geſchichte nad)- 
gejehen werden mag und nur dann nachgejehen werden 
wird, wenn die großen Ziele erreicht wurden, das darf 
feine Doftrin für politiihe Volfserziehung fein und 
am mwenigften in einem Falle, wo die bloße Doktrin ohne 
allen wahrſcheinlichen praktiſchen Erfolg in ihrer unfitt: 
lichen Nacktheit ſich bloßſtellt. ch Halte es für unrecht 
zugleich und fiir nachtheilig, an einem Bekenntniſſe mich 
zu betheiligen, wodurch die Volfsbegriffe von Recht, Ver: 
dienft und Ehre mehr noch, je nach dem Gewicht der ſich 
dazu Belennenden, in Verwirrung gerathen fönnten. 

„Ich will die künftigen Thaten Preußens abwarten. 
Es ift zu Hoffen, daß es für Deutichlands Einheit und 
Macht künftig glücklicher operiren werde als bisher; ein 
Vertrauen dazu will ich aber in dem Augenblide nicht 
ausſprechen, wo es nad) meiner Anjicht, die mit meiner 
innerften Entrüftung gepaart ift, Intereffe, Macht und 
Ehre der Nation jchmählich verlegt hat. 

„Mit aufrichtiger Verehrung” ꝛc. 

Man fieht, allen Glauben an Preußens Beitimmung 
und Zukunft gab auch von Gagern noch nicht auf; er 
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wollte die „künftigen Thaten” abmwarten und „hoffte“, 
daß fie befriedigender ausfallen würden als bisher. Einft- 
weilen jedoch hielt er ſich grollend zurüd; und aus biefer 
Stellung ift er auch jpäter nicht mehr herausgetreten. 

Es hat begreifliher Weife niht an Bemühungen 
gefehlt, Gagern unjerer Sache wieder zu gewinnen; allein 
Alles blieb vergebens. 

Auf dem Abgeordnetentage in Weimar, am 28. Sep— 
tember 1862, führte er in längerer Rede feine umge: 
wandelten Anſchauungen weiter aus und war von da an 
für Deutfchland ein „todter Mann”. 

Nach der Gejchäftsordnung durfte jeder Redner nur 
zehn Minuten ſprechen; Gagern aber wurde wohl eine 
Stunde angehört — achtungsvoll, doch mit eifiger Kälte. 

Profeſſor Häuffer wollte ihm antworten und würde 
ihn fiher eine furchtbare Niederlage bereitet haben; allein 
zu Gagern’s Glüd ward ein bereits geftellter Schlup: 
antrag mit ſchwacher Majorität angenommen, und jo 
ftarb der einft jo gefeierte Mann in aller Stille dahin. 

Als er in Frankfurt dem „großdeutichen Reform: 
verein“ beitrat, widmete ihm H. in der Süddeutſchen 
Zeitung vom 8. November 1862 einen ſcharfen Nachruf. 
Bon da an ward Gagern — vergeflen. Als er in der 
Nacht vom 22, auf den 23. Mai 1880, über achtzig Jahre 
alt, ftarb, war er längft ein verjchollener Mann. Seine 
Wandlung bedarf noch in mehr als einer Beziehung der 
Aufhellung. 

Mich hatten natürlih die Ausführungen Gagern’s 
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von Anfang an in meinen Anſichten und Entjchließungen 
nicht ſchwankend gemacht. 

Um eine redneriſche Stütze in der Frankfurter Ver— 
ſammlung zu haben, telegraphirte ich an Dr. Pfaff in 
Schaffhauſen, und dieſer, den ich ſeit Brüſſel nicht wieder: 
gejehen hatte, war denn auch jofort zum Erjcheinen bereit 
und that fi) durch eine glänzende Rede hervor. 

Der Nazionalverein ward am 16. September ge: 
ftiftet; ih wurde furz darauf in den Ausſchuß gewählt, 
nachdem ich in Frankfurt abgelehnt und vergeblich Herrn 
Nebelthau vorgeſchlagen hatte, den ich auf ſolche Weije 
heranzuziehen und zu feſſeln gedachte. Auch blieb ich, troß 
aller gerichtlichen Verfolgung, bis zur Auflöfung im Jahre 
1867, eifriges Mitglied des Vereins und des Ausſchuſſes. 

Nebelthau hielt es für rathjamer, ſich nicht wejent: 
lic) zu betheiligen. „So lange unfere Sache am Bunde 
ſchwebt,“ jchrieb er mir unterm 25. Dftober, „halte 
ic) es für Pfliht, mit namentlicher Betheiligung zurüd: 
zuhalten.” 

Die kurheſſiſche Verfaffungsfrage warb von der 
Frankfurter Verfammlung mit einmüthiger Begeifterung 
für die nächte und dringendite Vereinsſache erklärt. In 
der Ausjchußfigung vom 12, December 1859 zu Koburg 
einigte man fich über folgende, von Reyjcher *) entworfene 
„Erklärung in der kurheſſiſchen Sache“: 

„In ihrer neunten Sigung vom Jahre 1852 beſchloß 


*) Näheres über Reyſcher's Thätigkeit findet man in deſſen 
„Erinnerungen aus alter und neuer Zeit“, 1854, ©. 265 ff. 


174 Erklärung des Nationalvereins in der kurheſſiſchen Sache. 


die deutjche Bundesverfammlung, die zwilchen der fur: 
fürftlih heſſiſchen Regierung und den dortigen Ständen 
am 5. Sanuar 1831 vereinbarte Verfaffung nebit den 
Erläuterungen und Nbänderungen aus den Sahren 1843 
und 1849 und dem Wahlgejege vom 5. April 1349 außer 
Wirkfamkeit zu jegen und die kurfürſtliche Regierung auf 
zufordern, an der Stelle derſelben eine zwiſchen der Re: 
gierung und den Bundeskommiſſären berathene revidirte 
Verfaffung ohne Zögerung als „Geſetz“ zu publiziren, 
jodann einer in Gemäßheit dieſer Verfaffung berufenen 
Ständeverfammlung zur Erklärung vorzulegen und von 
dem Ergebnifje der Verhandlungen fowie von der Been: 
digung des verhängten Kriegszuftandes der Bundesver: 
jammlung zum Zwede weiterer Entſchließung Mittheilung 
zu machen. — 

„Dieſer unfelige, fich jelbit widerſprechende Beſchluß 
war nur möglich unter einer völligen Entitellung der 
Thatjahen durd den befannten Minifter Haſſenpflug, 
welcher alsbald nach jeinem Wiedereintritt in das Mini: 
jterium zu Ende Februars 1849 darauf ausging, das 
ſtändiſche Recht der Steuerverwilligung zu vereiteln, indem 
er die Stände zuerſt dur Auflöjung in die Unmöglichkeit 
verjegte, die Beralhung des von dem früheren Minifte 
rium vorgelegten Budgets zu Ende zu führen und als: 
dann, jtatt dafjelbe wieder "einzubringen oder ein neues 
Budget vorzulegen, ihnen wiederholt Kredit: und Steuer: 
verwilligungen anjann, ohne irgend einen Nachweis des 
Bebürfnifjes zu geben; Forderungen, welde von den 
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Ständen nad) ihrer verfaffungsmäßigen Pflicht abgewieſen 
werden mußten, nachdem das Miniiterium bereits von der 
verfafjungsmäßigen Berechtigung zum Fortbezuge der 
früher bemilligten Steuern binnen der nächſten 6 Monate 
(l. Januar bis 1. Juli 1850) Gebrauch gemacht Hatte. 
„Die öffentlihe Meinung hat nicht fehlgegriffen, in: 
dem jie die gegen ein friedliches Land, wegen angeblichen 
„Aufruhrs“, mit bayerischen Truppen ausgeführte mili- 
tärijche Erefution und die Bedrängung feiner verfaffungs: 
treuen Stände, Magijtrate, Staatsdiener und Offiziere, 
welhe in jeltener Webereinftimmung den verfajjungs: 
widrigen Mafregeln des Minifteriums einen gejeglichen 
Widerjtand entgegenfegten, mit dem Auftreten des wieder 
hergeftellten deutjchen Bundes gegen die preußiſch-deutſche 
Union in Verbindung brachte: denn der bayerifhe Mi: 
nifter von der Pfordten Hat es auf dem bayeriichen 
Zandtag vom Jahre 1851 offen zugeitanden: „„Was 
wir in Hejjen gethban, haben wir nicht um der 
beijfijhen Frage willen gethan, auf dem heſſi— 
ſchen Boden ift die deutſche Frage zur Entjdei: 
dung gekommen.““ Mber die Vergewaltigung des 
unglüdlichen Zandes dauerte noch fort, nachdem der Ver: 
trag zu Bregenz bereits ausgeführt war. Ein perma— 
nentes Kriegsgericht, bejegt mit ausländiſchen Offizieren, 
war an der Stelle der ordentlichen Gerichte berufen, die 
Strafjuftiz auszuüben; „Bequartierungen“, Einkerferungen, 
willfürlihe Abjfegungen wurden benugt, um mißliebige 
öffentliche Diener zu entfernen, und der außerordentliche 
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Kriegszuftand wurde Jahre lang fortgejegt, nahdem längit 
Preußen mit den ihm verbundenen Staaten der alten 
Bundesordnung fich wieder gefügt hatte. 

„Wir wollen hier über den Ausgang der nationalen 
Bewegung der Jahre 1848 und 1849 nicht urtheilen, 
aber jo viel leuchtet Jedem ein, daß eine Verkennung 
bejtehender Verhältnifje und eine Mißachtung wohlerwor: 
bener Rechte, wie fie in Kurheſſen vorgefommen, nicht 
hätte ftattfinden fünnen, wäre der deutjchen Gentralgewalt 
eine nationale Vertretung und ein von den Einzelregier: 
ungen unabhängiges Bundesgeriht zur Seite geitanden, 
oder wären auch nur die Bundesverhandlungen nicht, wie 
dieß jeit 1849 der Fall, in den Schleier vollitändigen 
Geheimnifjes gehüllt gewejen. 

„Der Bundesbeihluß vom Sabre 1852 wurde auf 
das Bundesrecht geſtützt; es ift aber längjt in öffentlihen 
Schriften nachgewieſen, daß nicht bloß die thatjähliche 
Grundlage fehlte, worauf die Anwendung des wieder in 
Geltung gejegten Ausnahmegejeges vom 28. Suni 1832 
beruhte, fondern daß nad) den Grundgefegen des Bundes, 
namentlich dem Art. 56 der Wiener Schlußalte, dem Bun— 
destag überhaupt nicht die Befugniß zuftand, in die Strei- 
tigfeiten zwijchen einer Zandesregierung und den Ständen 
entjcheidend einzugreifen, am wenigjten aber eine jeit mebr 
als 20 Jahren unter den Augen des Bundes angemwen- 
dete Zandesverfaffung durch ein neues Verfafjungsgejek 
zu erfegen, während er ſelbſt diefes Gejeg nur im Allges 
meinen billigte und weitere definitive Beſchlußnahme über 
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daſſelbe fich vorbehielt. Der Beweis, daß die bisherige 
Verfaffung mit den Bundesgejegen und dem monarchiſchen 
Prinzip im Widerſpruch jtehe, ift auch in der neuen fur: 
heſſiſchen Denkſchrift nicht geführt; vielmehr ift von 
anderen Seiten nachgewieſen worden, daß die einzelnen 
in ihr beanjtandeten verfafjungsmäßigen Beitimmungen 
theils altftändiihe Rechte find, theils auch in anderen 
neueren deutſchen Berfaffungen jich finden, jogar jolchen, 
welche von dem Bunde jelbit ausdrüdlich gewährleiftet 
find, mit Ausnahme etwa der Beeidigung des Militärs 
auf die Verfaſſung, welche deren Urheber, der — 
Kurfürſt, ſelbſt angeordnet hat. ........ 

„Die Beſeitigung des ſogenannten Verfaſſungsgeſetzes 
vom Jahre 1852 iſt der einzige Weg, den Rechtszuſtand 
in Kurhejjen wieder herzuftellen, wenn auch nicht voll 
ſtändige Sühne für das tiefgefräntte Rechtsgefühl des 
beijfiichen Landes und des deutjchen Volkes überhaupt 
dadurch gegeben iſt. Im Intereſſe ſämmtlicher beutjcher 
Regierungen ſelbſt liegt es, daß das in Kurheſſen gegebene 
Beiſpiel baldmöglichſt beſeitigt wird; denn ſo lange eine 
ſolche Rechtloſigkeit und Willkür in einem einzelnen deut— 
ſchen Lande dauern, wird kein öffentlicher Rechtszuſtand 
in Deutſchland für geſichert gelten können. 

„Aber auch eine heilige Pflicht des deutſchen Volkes 
iſt es, bei den Leiden des kurheſſiſchen Landes, deſſen 
Bewohner eine ſo bewundernswerthe Ruhe und Ausdauer 
in dem langjährigen Kampfe um das verfaſſungsmäßige 
Recht an den Tag gelegt haben, nicht theilnahmlos und 
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unthätig zu bleiben. In diefem Sinne richten wir die 
beitimmte Aufforderung insbejondere an die Mitglieder 
unferes Vereins, allen gejeglihen Einfluß in ihren Kreijen, 
namentlih aber in der Preſſe und in der Landesver: 
tretung dahin auszuüben, daß dem ſchwergekränkten fur: 
heſſiſchen Wolfe endlich jeine Verfaffung vom 5. Januar 
1831 unverfürzt zurücigegeben werde, und daß zugleid 
die Bundesverhandlungen in diejer, wie in jeder anderen 
Angelegenheit, fih nicht länger der Deffentlichfeit ent: 
ziehen.“ 

Bei Gelegenheit der Stiftungsverhandlungen hatte 
ih nun aud am 17., 18. und 19. September mehrere 
eingehende Unterredungen mit Jasmund und dem preu: 
ßiſchen Bundestagsgefandten von Uſedom felbit. Sch habe 
furz darauf eine Niederjchrift darüber gemacht und Fann 
das Folgende als auf frifcheften Eindrüden beruhend be- 
traten: 

Ich entwidelte ausführlich die Lage der Sache und 
die perſönlichen Berhältniffe des Kurfürften ; ich ftellte den 
Sat auf, dab dem Streite und hoffentlich aud dem Siege 
eine wahrhaft deutſche und nationale Bedeutung ge 
geben und deßhalb daran feitgehalten werden müfje, dab 
es dem öffentlichen Rechte und der öffentlihen 
Moral widerjtreite, in anerkannter Wirkſamkeit beftehende 
Verfaſſungen auf andere als verfaflungsmäßige Weife zu 
ändern, 

Im Anſchluß daran zeigte ich, daß es unerläßlich jei, 
zum Wahlgejet von 1849 zurüdzufehren. 
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Lebhafteite Bedenken bei den Hörern; der Prinz von 
Preußen werde nicht wollen 20. Dabei das Beftreben, _ 
einen Weg aufzufinden, um das „Princip“, deſſen Rich— 
tigfeit ja nicht zu verfennen fei, zu retten, wenn auch 
„auf Koften einer jcharfen Jurisprudenz“. 

Man Tann denken, daß mich das Alles nicht fehr 
erbaute. Ich mußte mir jagen, Daß vor der Hand wenig 
Ausficht fei, das Wahlgeſetz zu retten. 

Und wiederum mußte ih mir Jagen, daß es immer: 
bin noch beſſer jei, vafjelbe aus Rechtsgründen als 
in völlig willfürlicher Weije bei Seite zu fchieben. Da 
man fortwährend von „Bundeswidrigkeiten“ ſprach, die 
ſich in den kurheſſiſchen Verfaſſungsgeſetzen finden jollten 
und deren Zahl v. Jasmund auf 6 bis 7 angab, und da 
man davon ausging, diefe von vornherein abzuthun, fo 
hatte ich wiederholt die Zuläſſigkeit einer jolden Map: 
nahme beftritten und behauptet, daß der Bundestag nad) 
Art. 56 nur bei „VBerfajjungsmwidrigfeiten“, nicht aber 
ohne Weiteres bei vorhandener Berfaffungsmäßigkeit wegen 
fog. „Bundesmwidrigfeiten” einjchreiten könne, indem hier 
zunächft der Weg einer verfafiungsmäßigen Befeitigung 
verjucht werden müſſe. 

Herr v. Jasmund griff dies auf, verichaffte fich Die 
kurheſſiſchen Landtagsverhandlungen und glaubte nun zu 
entdeden, daß das Wahlgeſetz wirklich nicht auf verfaſſungs— 
mäßigem Wege entitanden jei. 

Dies war zwar nicht richtig; aber es Fonnte doch 


nicht beftritten werden, daß 1848 und 1849 bei Berech— 
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nung der Dreiviertel-Stimmenmehrheit, die wiederholt 
erforderlih war, die äußerjten Grenzen rechtlicher Mög: 
lichkeit berührt worden waren. 

Indeſſen hatte man damals von feiner Seite Ver: 
wahrung eingelegt; die Regierung hatte das Geſetz ver- 
fündigt, eg war wiederholt darnach gewählt worden: kurz 
dafjelbe fonnte kurheſſiſcher Seits jchlechterdings nicht an- 
gefochten werden. 

63 ward daher nochmals verfuht, das MWahlgejet 
mit ducchzubringen. Zugleih aber fette jih Jasmund, 
der mit der Abfaffung einer Denkſchrift über die fur: 
heſſiſche Angelegenheit bejchäftigt zu fein ſchien, vor, even: 
tuell Gutachten über die Verfaſſungsmäßigkeit des Wahl: 
gejeßes einzuziehen. Er wählte, dazu zwei vormalige 
kurheſſiſche Obergerichtsräthe, die 1850 fortgemaßregelt 
worden waren, die Herren von Meibon und v. Haynau, 
von denen jener in Berlin, dieſer in Koburg wohnte, und 
welhe Beide eine lebhafte Theilnahme für Heritellung 
der Verfafjung an den Tag gelegt hatten. 

Es war eigenthümlih genug, daß fich Beide wegen 
genauerer Auskunft über die einſchlägigen Borgänge wieder 
an mich wandten. 

Allein noch auffallender fait: Beide ſprachen ſich für 
die Nichtigkeit des Wahlgefeges aus. Es hat mir das 
oft und viel zu denken gegeben, zumal mir Beide be- 
freundet waren und völlig äußerlich unbeeinflußt dajtanden. 

Meinerjeils aber, wie oft ich auch die Sache prüfte, 
id) fonnte zu gleichem-Ergebnifje nicht gelangen. Rechtlich 
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fonnte man 1848 und 1849 bei den Verhandlungen wohl 
Zweifel hegen; nachdem aber die Verfündigung des Ge- 
jeges unter allfeitiger Anerkennung der Verfafjungs- 
mäßigfeit erfolgt war, nicht mehr; und für die politijche 
Agitation ſchien mir’s geradezu unmöglich, den einfachen 
Rechtsſtandpunkt aufzugeben. Für Spikfindigfeiten ließ 
ich Niemand im Volke begeiftern; es bedurfte einer ein— 
fahen Elaren Stellung. 

Ich jegte das Alles dem Grafen Uſedom in einem 
ausführlichen Schreiben nochmals auseinander, und jagte 
mich von jedem Schwanken und jedem Aufgeben ent: 
ſchieden los. 

Unter'm 10. Oktober 1859 wurde in Berlin eine 
fleine Denkſchrift über die kurheſſiſche Frage genehmigt, 
welhe nur für die vertrauteften Kreife beitimmt mar, 
und weldhe auch mir, und zwar nur theilweije, auf ver: 
traulihem Wege befannt ward. Plötzlich aber, am 2. No: 
vember, jtand die ganze Denkſchrift wörtlich in den Hame 
burger Nachrichten und machte natürlich nicht geringes 
Aufjehen. 

Der Minifter von Schleinig war jehr empört oder 
that wenigftens jo; eine jofort eingeleitete Unterfuchung 
jol jehr ernft gemeint geweſen fein. Indeſſen kam der 
Uebelthäter nicht an den Tag und fchließlich. fonnte man 
mit dem Erfolge der ungehörigen Veröffentlihung recht 
wohl zufrieden fein. Ueberall entitand mehr Vertrauen, 
das öſterreichiſche und kurheſſiſche Gegendenkſchriften ver: 
gebens abzufchwächen beftrebt waren. 
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Indem die kurheſſiſche Regierung in ihrer Denkjchrift 
eine Kritif der Verfaſſung von 1831 zu geben verfuchte, 
machte fie nur von Neuem auf die großen Vorzüge diejes 
Geſetzes aufmerkjant. 

Auch zeichnete ſich die preußische Denkſchrift Durch 
jeltene Klarheit aus; während in den nädjitfolgenden 
Schriften jchon die alten Verworrenheiten, die Bundes: 
widrigfeiten und dergleichen wieder zum Vorſchein famen, 
hieß es in der Schrift vom 10. Oktober ziemlich forreft: 
man werde zu jehen haben, „ob vielleicht in den Zus 
jägen der Verfaffung aus den Jahren 1848 und 1849 
und dem MWahlgejege ſelbſt Verfaſſungswidrigkeiten 
enthalten feien, welche es möglich machten, dieſe von vorn 
herein außer Wirkſamkeit zu ſetzen“. 

In der zweiten Kammer in Kafjel war ein Antrag 
geitellt worden, den Kurfürjten um Heritellung der Ver— 
faffung von 1831 anzugehen. Die Stimmung hatte aber 
noch vielfach geſchwankt; jet hob fich auch hier der Muth; 
am 3. November ward der Bericht erftattet, und als der 
Kurfürit die Annahme der mit erhebliher Mehrheit am 
5. November bejchlofjenen Borjtellung verweigerte, ent: 
ſchied ih am 24. November eine an Einmüthigkeit gren- 
zende Mehrheit, die Adrefje der Bundesverfjammlung 
mitzutheilen. 

Aber vergebens waren alle Bemühungen, auch das 
Wahlgejeg gewahrt zu jehen; man vermied jogar die 
Ungewißheit des Ausdruds und jagte abjichtlid) ar, daß 
die Reviſion der Verfaffung einer „nach dem mit den 
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Bundesgejegen in Einklang ftehenden, auf zweifellos 
fonjervativer Grundlage ruhenden Wahlgejege vom 16. 
Februar 1831 zu berufenden Ständeverfammlung obliegen 
würde.” 

Die Rathgeber der Ständemehrheit, namentlich auch 
Nebelthau, hielten das für „jehr klug“; der einfache Bürger 
und Bauersmann aber begriff eine ſolche Beiſeiteſetzung 
des rechtmäßigen Wahlgejeges und die ſtillſchweigende 
Heritellung des 1849 aufgehobenen Gefeges durchaus 
nicht, um jo weniger als es jich nicht bloß um Wahlbe- 
ftimmungen, jondern zunächſt um die Zuſammenſetzung 
der Ständeverfammlung darin handelte. Das Verhalten 
der zweiten Kammer fand daher in diefer Richtung ent: 
ihieden Tadel. 


Während jo die zweite Kammer ihre frühere Stel: 
lung änderte und jogar die abgegebene „Erklärung“ über 
die vorgelegte Verfafjung, da die Regierung nicht darauf 
eingegangen jei, dur förmlichen Beſchluß zurüdnahm, 
hielt die erite Kammer an dem neuen, rechtswidrigen 
Zuſtand der Dinge fejt und beitritt jelbjt der zweiten das 
Recht, von der Erklärung einjeitig zurüdzutreten, da es 
fh um einen gemeinjamen Schritt handele. 

Das Alles führte natürlich zu vielfachen Erörterungen, 
an welchen ich mich auf's lebhaftejte betheiligte. Zugleich 
ſuchte ich die Stände zu Schritten für die hartverfolgte 
Preffe zu bewegen, mehr, um nachher die Verhandlungen 
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abdruden laffen zu können, als weil ich-einen materiellen 
Erfolg erwartet hätte. 

Bejonders aber 30g ich die erfte Kammer in Betracht. 
Ich redete ihr wiederholt in’s Gewiſſen und juchte fie 
namentlih dadurch für Theilnahme an der Verfafjungs: 
bewegung zu gewinnen, daß ich ihr vorftellte, wie fie jett 
noch — am 24. November — durch offenes Anjchließen 
an die allgemeinen Beitrebungen „den Dank des Vater: 
landes und den Ruhm einer ſchweren Selbjtüberwindung 
verdienen würde”, was ſpäter nicht mehr möglich fei. 

Allein die „felbitfüchtige Ritterfurie”, wie die Re— 
gierung felbft fie anflagend genannt hatte, wollte diejen 
Ruhm nicht gewinnen, woran ich fie fpäter zu erinnern 
nicht verfehlte, ala es fih 1863 um ihre Wiederaufnahme 
in den Zandtag handelte. 


Meine Thätigkeit im Winter 1859/60 und fpäter 
war eine ganz außerordentliche, fait „ungeheure“. Ich 
gönnte mir Tag und Nacht Feine Ruhe, indem ich nicht 
nur für die eigene Zeitung, fondern auch noch für mehr 
als ein Dugend ausmärtiger Blätter, 3.8. für die Köl— 
niſche, Süddeutſche, Allgemeine Zeitung ac. jchrieb, 
um die Sade überall in meinem Sinne dargeftellt zu 
jehen. Die Kajjeler Zeitung, das Blatt der Regie- 
rung, hatte daher nit jo ganz Unrecht, als fie einmal 
bemerkte, es nehme fich faft aus, als wenn Alles aus 
einer Feder gefommen fei. 
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Dabei war ich vielfach leidend und befand mich in 
fo niederbrüdenden und beengenden Berhältniffen, dab ich 
einmal im Gafthaufe Zuflucht juchen mußte und dann 
geraume Zeit eine jo Kleine Stube hatte, daß ein Offizier, 
der mic) fordern wollte, zu unferer beiderjeitigen Heiter: 
feit vom Sopha aus faum die Beine auszujtreden ver: 
mochte. 

BZugleih war mein Koffer, wie ſchon erwähnt, fort: 
während gepadt, jo daß ich jeden Augenblid eine „Sicher: 
beitsreife” anzutreten im Stande war. Auch hatte ich 
geheime Zufluchtsorte in der Stadt, die ih Tag und 
Nacht in aller Stille betreten fonnte und in denen ich 
auch wirklih ein paar Mal übernachtet habe. 

Keine Regierungshandlung, fein Satz des Regierungs: 
blattes blieb unbeſprochen. Als die Regierung ihre Gegen: 
denkſchrift vom Stapel ließ, unterwarf ich diejelbe nicht 
bloß in der Morgenzeitung, jondern aud in anderen 
Blättern der ſchärfſten Beurtheilung. In der Kölniſchen 
Zeitung vom 22. Januar 3. B. hieß es wie folgt: 

„Die kurheſſiſche Regierung hat fich veranlagt ge- 
jehen, in einer weitläufigen Denkſchrift ihren Stand: 
punkt darzulegen und zugleich den Bundes-Beſchluß vom 
27. März; 1852 zu vertheidigen. 

„Es ift nicht nöthig, auf alle Einzelheiten derjelben 
einzugehen. Erinnern wir uns nur kurz, auf welchem 
Wege und unter welden VBorausfegungen der Bundestag 
dahin gelangt ift, daß jein Ausihuß über Zmedmäßig: 
feiten und Wortfafjungen in Betreff der neuen Ber: 


186 Haſſenpflug-Uhden'ſche Argumentationen. 


faffung berathichlagen konnte, ftatt über die angeblichen 
Bundesmidrigfeiten der alten zu beridten. Auf den 
eriten Anblid jcheint das Feine Kleinigkeit gewejen zu 
jein; doch — Gejchwindigkeit iſt feine Hererei! Die Reihe 
der Mittelglieder ift folgende: 

„Nichtbewilligung von Steuern wegen mangelnder 
Budget:Vorlage ift „revolutionäre Steuer-Bermweigerung“ ; 
Nichtbefolgung verfafjungswidriger Steuer: Verordnungen 
it „Aufruhr“, Aufruhr kann nad) Artikel 26 und 61 der 
Wiener Schluß-Akte zum Einjchreiten des Bundestages 
führen; es ijt zwar fein Bundestag da, aber die Abge- 
jandten einiger Regierungen haben den Namen ange: 
nommen und ftellen „Bundeshülfe” in Ausſicht; Haſſenpflug 
verfichert, er fünne mit den Ständen nicht ausfonmen, 
die verfaffungsmäßigen Mittel gelten aljo für erjchöpft; 
Haflenpflug und Uhden behaupten, die ganze Schuld der 
heſſiſchen Vorgänge liege an der Verfaſſung, denn dieje 
jei in ihren weſentlichen Vorjchriften mit den Bundes: 
Grundgejegen nicht vereinbarlich, die Verfaſſung muß aljo 
geändert werden; man nimmt an, die Bundeswidrigfeiten 
jeien „von dem übrigen Inhalte nicht wohl zu trennen“, 
es wird aljo die ganze Verfafjung befeitigt, und da die 
ganze Verfaffung einmal abgethan it, jo hat man Die 
ihönfte Gelegenheit, ganz nach beliebigen Zwedmäßig: 
feits- Rüdfihten zu verfahren und ein Haſſenpflug— 
Uhden'ſches Muſterwerk auf: und auszuführen. Kann 
etwas klarer jein?! 

„Daß Haſſenpflug und feine Gefinnungsgenofjen einen 
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jolhen Weg einschlagen konnten, darüber wird man ji) 
nicht allzu fehr wundern; daß aber auch noch jetzt die 
öjterreichiiche Regierung das Verfahren der kurheſſiſchen 
Minifter und des Bundestags: Ausfchuffes billigen kann, 
das iſt nicht jo leicht zu faſſen. 

„Wir wollen es zwar gelten laffen, wenn die öjter: 
reihijhe Regierung „die hohe Pflicht, dem Rechtsbemußt- 
jein des Landes Genüge zu leilten“, anerkennt; aber wir 
müjjen bedauern, daß fie es mit der Erfüllung diejer 
Prliht jo ungemein leicht nimmt. 

„oder follte man wirflih in Wien von dem Rechts: 
bewußtjein des kurheſſiſchen Volkes eine jo geringe Mei: 
nung haben, daß man dort alles Ernites zu unteritellen 
wagt, dajjelbe werde in einigen vorgeblichen Unverein: 
barlichfeiten der alten Berfaffung3:Gejege mit dem Bun: 
desrechte jemals einen „Rechtstitel” zur Vernichtung 
des ganzen Berfafjungs-Zuftandes anerkennen? Die 
Kurhefien können genöthigt werden, Gewalt vor Recht 
ergehen zu lafjen, aber ſolche Winkelzüge für Recht an: 
zuerfennen und dauernd gelten zu lafjen, dazu werden jie 
ſich nimmer verjtehen. ...“ 

Im Februar 1860 ſetzte die zweite Kammer dur) 
Beihluß mit 30 gegen I Stimmen den Bundestag von 
der Zurüdnahme der früheren „Erklärung“ über die 
neue Verfaffung in Kenntniß und ftellte fich Dabei wieder: 
holt auf den Boden der Verfaſſung von 1831. 

Auch Preußen gab unterm 18. März mit Umgehung 
der Wahlgeſetzfrage die Erklärung ab, daß die Verfaffung 
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von 1831 noch zu Recht beftehe und nur thatjächlich 
„außer Wirkſamkeit“ gejegt worden ſei. Aber ſolche An— 
Ihauungen fanden bei der Mehrheit in der Eſchenheimer 
Gaſſe noch feinen Anklang; der Bundesbeihluß vom 
24. März betrachtete vielmehr die kurheſſiſche Verfaffung 
als endgültig aufgehoben. 

Preußen proteftirte gegen diejen Beichluß, da er Die 
Grenzen der bundestägigen Zuftändigfeiten überfchreite. 
Nah dem Antrag Oeſterreich's aber erklärte die Ber: 
jammlung alle Bundesregierungen zur Anerkennung des 
Mehrheitsbeichluffes für verpflichtet, während Preußen 
eine erneute Verwahrung gegen dieje Erklärung einlegte. 

Unter jolden Umftänden und bei dem Mangel an 
Entjehiedenheit in Berlin war nicht abzujehen, wie man 
weiter fommen ſolle. Ich faßte daher einen andern 
Gedanken in’s Auge, der jedoch theilweiſe nicht mir an— 
gehörte. 

Sollte nit dur eine gejhidte Unterhandlung 
ꝛc. von Berlin aus der Kurfürft zu Dem vermocht werden 
fönnen, was er fi dur Stände und Volk nicht abringen 
lajjen wollte? | 

Ich ſchrieb einen Artikel „Das einfachfte Mittel“, 
worin ich die Befugniß des Kurfürften betonte, Durch 
einfeitige Verordnung vorzugehen, die alten Stände 
zu berufen 2c.; was einfeitig gegen das Verfaffungsrecht 
geſchehen fei, das könne auch wieder einjeitig zur Neu: 
belebung des alten Rechts bejeitigt werben ꝛc. 

Indeſſen wiberftrebte mir der weitere Weg, wenn 
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ich mich auch im Intereſſe des Vaterlandes der Beiprehung 
nicht entziehen mochte; und ich war jchlieglich froh, ala 
wieder neuer Grund und neuer Boden zum. offenen 
Kampfe ſich ergab. 

Während ich in Berlin war, erſchien plöglich unterm 
30. Mai 1860 eine neue Verfaffungsurkunde, welche auf 
die „übereinftimmenden Erklärungen” der Stände „vom 
22. und bezw. 30. Juni 1857%, jowie auf den Bundes: 
beihluß vom 24. März 1860 fi fügte, und welche im 
Eingange hervorhob, daß fie „jomwohl die aus der Ver- 
fafjungsurfunde von 1852 beftehen bleibenden, als die 
nad) den Anträgen beider landftändiichen Kammern auf: 
genommenen und bundesgemäß befundenen Bejtimmungen 
umfaſſe“. Zugleih trat die Wahl und Einberufung der 
neuen Kammern in nahe Ausfiht. Da galt es aljo, eine 
klare und fejte Stellung zu nehmen. 

Am 6. Juli kehrte ich zurüd, am 7. erſchien folgen, 
der Leiter von mir in der Morgenzeitung, der von da an 
die Richtſchnur des Handelns wurde: 

„. + » Unjerer Meinung nad) find die Bunbesbe- 
ſchlüſſe vom 27. März 1852 und vom 24. März 1860, 
jowie die darauf geitügten kurheſſiſchen Erlaſſe vom 
13. April 1852 und 30. Mai 1860, nad den in Betracht 
fommenden Beftimmungen der Bundesgejege, insbejondere 
nah Art. 10 und 56 der Wiener Schlußafte, und in Ge: 
mäßheit des 8 153 der Verfaffungsurfunde von 1831, in 
jeder Richtung null und nichtig. Die alte Berfafjungs: 
urfunde und die darnad) erlaffenen Gejege, ſoweit fie nicht 
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unter Beobachtung der verfaffungsmäßigen Vorjchriften 
bis 1850 geändert worden find, beitehen zur Stunde noch 
in voller Rechtsgültigkeit; die darauf geleijteten Eide 
haben in civil: und ftrafredtliher Beziehung noch 
ihre ganze Kraft, und feine Macht der Erde hat die Be: 
fugniß, auf andere Weiſe, als durh Beobachtung der 
alten Verfaffungsvorihriften, davon zu entbinden. 

„Daran ändert aucd der Umstand nichts, daß Die 
neue Berfaffung im -Wejentlihen den Erklärungen der 
Stände von 1857 entjpricht. Denn abgejehen von dem 
ipätern Nücktritte der zweiten Kammer von jener früheren 
Erklärung, waren die Stände von 1857 in feiner Weife 
berechtigt, die Verfaffung des Landes zu ändern. Gie 
waren ſelbſt in ungefeglicher Weife eingejegt worden 
und konnten dem Lande nicht dad Geringite von feinen 
Rechten vergeben, eben weil fie nicht als verfaffungsmäßige 
Landesvertreter erjchienen. 

„So fteht es mit dem Rechtspunfte. 

„Es fragt ſich nun aber weiter: in welchem Umfange 
kann das materielle Recht gegenwärtig und in nächiter 
Zufunft gewahrt und zur Geltung und Anwendung ge: 
bradt werden? 

„Nach dem bisherigen Gerihtsgebrauhe läßt ſich 
nicht bezweifeln, daß der oberite Gerichtshof dee Landes 
die neue Verfaffungsurfunde als ein formell vollzieh: 
bares Gejeß anerkennen und vom 1. k. M. an darnad 
entfcheiden wird. Die übrigen Gerichte werden dafjelbe 
thbun. Damit ift denn aud für die jonftigen Behörden, 
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für die Gemeindevertretungen, für Körperjchaften, für 
Jedermann die Nothwendigfeit gegeben, das neue Staats: 
grundgeſetz vorkommenden Falles, jei es mit, jei es ohne 
NRechtsverwahrung, zu befolgen, wenn er nicht mit der 
Juſtiz in Zwieſpalt gerathen will. 

„Anders verhält fich jedoch die Sade mit den Fünf: 
tigen Ständen und ihren Wählern, alfo mit Denjenigen, 
welde zur Vertretung des Landes berufen fein jollen. 
Sie haben nad) unjerer Ueberzeugung nicht allein das 
Recht, jondern auch die Verpflichtung, das alte Verfaſſungs— 
recht zu wahren und nad Befinden zur Anerkennung zu 
bringen. Sie ftehen frei; weder der Bundestag noch die 
Regierung, noch die Gerichte fünnen ihnen vorfehreiben, 
wie fie zu handeln haben: fie find als von der Regierung 
berufene Landesvertreter nur der zu Recht beitehenden 
Verfaffung, nur den verfaffungsmäßigen Gejegen, nur 
Gott und ihrem Gewiſſen unterthan und verantwortlich. 
Und mie haben fie hiernach zu handeln, um das Recht 
und das Landeswohl zu wahren und zu fördern ? 

„Bir wollen feine Aufforderung, feinen Rath 
ausiprehen; aber wir werden jagen dürfen, was nad) 
unferer Anfiht Rechtens und rechtlich ftatthaft und 
erſprießlich iſt. Nun denn, nad) unjerer Meinung können 
Diejenigen, welche in den Regierungserlafjen als Wähler 
bezeichnet find, wählen und eine Rechtsverwahrung ein- 

legen, daß aus der Wahl fein Aufgeben der Verfafjung 
von 1831 gefolgert werden, vielmehr das deshalbige Recht 
vorbehalten bleiben folle; die Gewählten fönnen ihrer: 
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jeits mit gleichem Vorbehalte die Wahl annehmen, und 
die zufammentretende Kammer endlich kann mit derjelben 
Verwahrung den neuen Ständeeid, der feine ausdrückliche 
Erwähnung der Berfafjung enthält, ſchwören und einit- 
weilen eine Art Gejhäftsführung für die wirkliche, 
zu Recht beftehende Landesvertretung übernehmen, falls 
fie nicht vorzieht, fich jofort für unzuftändig zu er: 
flären und auseinander zu gehen. . .. 

„Beide Wege find rechtlich zuläflig; aber einer oder 
der andere fann politijch rathjamer fein. . . .“ 

Die als möglich Hingeitellte „Geſchäftsführung“ lieb 
ih bald wieder fallen. Ih hatte den Punkt aus über- 
großer Vorfiht aufgenommen, falls etwa die Wahlen Feine 
entjchiedene Mehrheit ergeben hätten und es der Regie: 
rung gelungen wäre, die materiellen Interejjen, 3.8. 
Eifenbahnbauten, mit Erfolg in den Vordergrund zu 
jchieben. Doch wurde mir bald Elar, daß bei gehöriger 
Aufmerkſamkeit eine verfaflungstreue Mehrheit zu erzielen 
jein werde. 

Die Kammer beitand aus 16 Städtern, 16 Land— 
leuten und 16 „Sroßgrundbefigern”. Wahlrecht und Wähl- 
barfeit waren auf's äußerſte eingeengt. Wähler waren 
die Gemeindevertretungen und etwa hundert Großgrund- 
befiger, die jämmtlich aus ihrer Mitte zu wählen hatten ıc. 
Gleichwohl Hegte ich die beiten Hoffnungen, namentlich in 
Betreff der Stäbter und Grundbefiter. 

Auf der andern Eeite ließ ich mid) auf den Ge: 
danken einer völligen Wahlenthaltung nicht ein. Es 
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fehlte natürlih nit an Schwärmern und Prinzipien: 
reitern, welche unter dem Hinmweife, daß nur auf diefem 
Wege der Berfaffung von 1831 die „volle Treue” be: 
wahrt werden fünne, die Wahlenthaltung empfahlen und 
mich wiederholt bejtürmten, diefen Weg einzufchlagen. Ich 
hatte aber die Meberzeugung, daß nur an wenigen Orten 
eine völlige Wahlenthaltung durchzufegen fein werde und 
daß die Regierung auch die ſchwächſten Minderheitswahlen 
gelten lajjen werde. Darum wurde „Wählen mit Vor: 
behalt” zum allgemeinen Feldgejchrei und die Formulirung 
der Rechtsvorbehalte für die verſchiedenen Fälle und Vor: 
ausfegungen genau vorgezeichnet. 

Zunädit aber ward lebhaft für eine Verwahrung 
gegen die neue Verfaſſung und Fefthaltung an der alten 
agitirt. Den Anfang machten wie billig der Stadtrath und 
der Bürgerausfhuß zu Kaffel, die unterm 9. Juni eine 
gemeinjame Erflärung an die Bundesverfammlung rich 
teten, wodurch das „mwohlerworbene und unvergängliche 
Recht auf die Verfaffung vom 5. Januar 1831 feierlichft 
verwahrt” wurde. — Eine Erwähnung des Wahlgejetes 
von 1849 war unter Nebelthau’s*) Einfluffe, wie Hartwig 
verficherte, wiederum nicht durchzuſetzen gemefen. 

Ich Tieß diefe Verwahrung in zahlreihen Eremplaren 
druden und ſchickte diefelben mit der Aufforderung um Bei- 
trittserflärung und Rückſendung an mic) durch's ganze Land. 


*) Das Wahlgeje war Nebelthau nie ſympathiſch geweſen, 
vgl. jhon feine Rede in der Ständeverfanmlung vom 24. Oktober 
1848 (Protokoll ©. 12, 13). 
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Da ftrömte es denn bald von allen Seiten herbei. 
Auch Nichtheſſen ſchloſſen ih an. Die Kafjeler Anmälte 
erhoben unterm 20. Juni eine bejondere Verwahrung, 
worin zugleich das Wahlgefeg von 1849 betont wurde 
und welcher andere Anwälte im Lande beitraten. Auch 
der Stadtrat) von Marburg hielt ausdrüdlid am Mahl: 
gejege feft und Andere folgten nad). 

Um dieje Anjhauung allgemeiner zur Geltung zu 
bringen, berief ih auf den 28. Juli 1860 eine Verſamm— 
lung von PBertrauensmännern nach Gießen und drang 
dort, während Nebelthau auf meinen Vorſchlag den Vorfik 
führte, mit meinen Gründen jo vollftändig dur, daß ein- 
müthig erklärt wurde und jelbit Nebelthau fi anſchloß: 
„Die Verfaffungsurfunde vom 5. Januar 1831 und die 
jpäteren Nenderungen, namentlih das Wahlgejeg dom 
5. April 1849 beſtehen nod in voller Rechtskraft; das 
Verfaffungsgejeg und das Wahlgejeg vom 30. Mai 1860 
find nichtig. . . Die demnächitige zweite Kammer hat 
beim Zufammentritt jofort zu erflären, daß fie auf die 
Landtagsgejchäfte nicht eingehen wolle und die Regierung 
dringend erjuche, alsbald eine Ständeverfammlung nad) 
dem Wablgejege von 1849 zu berufen...“ 

Das war von wejentliher Bedeutung für die fernere 
Haltung des Landes. Faſt überall, wenigftens in den 
Städten, fielen die Wahlmännerwahlen 2c. günftig aus. 

Von entjheidender Wichtigkeit blieb indeſſen 
noh immer der Ausfall der Wahl der fog. Groß: 
grundbejiger, melde ein volles Drittel der zweiten 
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Kammer zu wählen hatten, was zu Marburg in einem 
einzigen Akt bewerkitelligt werden mußte. Auf dieſen 
Gegenjtand war daher ganz bejonders mein Augenmerk 
gerichtet. 

Schon Tags vor der Wahl, am 27. September 1860, 
begab ih mich in aller Stille nah Marburg und jegte 
davon mehrere Wähler mit dem Bemerken vertraulich in 
Kenntniß, dab ich Abends während der VBorberathung in der 
Nähe bei einer befreundeten Familie mich aufhalten werde 
und daß man mich herbeirufen möge, falls der Verlauf 
der Verhandlungen eine bedenflihe Wendung nehmen 
follte. Das war denn bald genug eingetreten. Ein Herr 
v. Kutzleben hatte, obwohl er der in Gießen bejchlofjenen 
Erflärung beigetreten war, mit Hülfe eines Herrn Herr: 
lein aus dem Fuldaiſchen erfolgreich eine Kandidatenlijte 
vorgejchlagen, die zwar an der Verfaffung fefthalten wollte, 
aber das Wahlgeſetz gänzlich fallen lieh. 

Als ich hinzufam, entfernten fi Beide und fuchten 
ihre Anhänger mit fortzuziehen. Das gelang ihnen aber 
jo gut wie gar nit. Die meiften, die mich perjönlich 
noch nicht Fannten, blieben nun erjt recht, hörten meine 
furzen Erörterungen mit an und unterzeichneten, theils 
jogleich, theils jpäter, eine durch Herrn von Windler aus 
dem Fuldailhen gewandt niedergefchriebene Erklärung, 
wonah am 28. Eeptember 16 Abgeordnete unter Rechts: 
vorbehalt und mit der Verpflidtung, das Wahl: 
gejet zu wahren, gewählt wurden. 


Das war ein erheblicher Grundftod! Und auch die 
13* 
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übrigen Wahlen fielen, etwa die Hälfte der ländlichen 
Bezirke abgerechnet, fait in gleihem Sinne aus. 

So war denn alle Ausficht vorhanden, daß eine jo: 
fortige Unzuftändigfeitserflärung durchzufegen fein werde, 
und die anfängliche Zuverfiht der Regierung ward immer 
geringer. 

Man kann denken, in welcher Weife ih von der 
Regierung und ihren Freunden betrachtet und von ihren 
Organen behandelt wurde, zumal ich neben fachlichen 
Gründen auch mit beizender Lauge, oft auch mit bejter 
Laune ftritt. 

Deito lebhafter war die Anerkennung von anderer 
Seite. „Ich weiß nicht,” ſchrieb mir ſchon am 27. April 
1560 der obenerwähnte Klauhold, „ob ich) mehr den 
Heroismus oder den Humor bewundern joll, womit Sie 
in den beengenditen Schranken Ihren Zeitungsfampf 
durchfechten. Beiden möchte ih gern ein Denkmal 
ſetzen. ...“ 

Ich ſollte ihm hierzu „die nöthigen Data“ liefern. 
Allein ich lehnte dies ab. Nach den Erfahrungen, die ich 
jhon 1848 und 1850 gemacht hatte und die auch jetzt 
mir wieder vor die Augen traten, iſt es in Berhältniffen, 
wie fie Damals für mich beitanden, höchſt bedenklich, ſich 
irgendwie perfönlich feiern zu laffen ... ch erwiderte 
Daher, daß jchon „zuviel von mir gejprochen werde, was 
leicht der Sache ſchaden könne“ und daß der Freund deß— 
halb rein jahlich thätig fein möge. 

Bon anderen Seiten erfolgten ähnliche Zuichriften. 
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Man wollte auch mein Bild, meine Lebensgefchichte, ja 
Denkwürdigkeiten von mir haben u. j. w. u. f. w. 

Bon mehr öffentlicher Bedeutung war es, daß mir 
am 28. Auguſt 1860 etwa hundert Mitglieder des deut: 
ihen Juriſtentags in Berlin, darunter Männer wie 
Shering, von Wächter, Unger ıc. „für die bethätigte wür— 
dige und feite Vertheidigung des Nechts ihre Anerfen- 
nung” ſchriftlich ausſprachen. Einige Tage darauf erklärte 
der in Koburg verjammelte Nationalverein einftimmig 
mir jeinen „Dank für die Unerjchrodenheit, Ausdauer 
und Aufopferung“, mit welcher ich feit langen Jahren 
jür Recht und Geſetz in Kurheſſen gekämpft habe. Andere 
Anerfennungen, 3.8. ein Ehren-Doktor, ſollen angeregt, 
aber verhindert worden fein. 

Am 25. Dftober wurden die neuen Stände auf den 
12. November 1860 einberufen. Sch war natürlich nicht 
Mitglied, da ich weder als Großgrundbefiger gelten konnte, 
noh als Mitglied einer Gemeindevertretung hätte 
gewählt werden können. 

Als im März 1860 in Kafjel Gemeindbewahlen vor- 
zunehmen waren, wurde ich zwar abfichtlich in ſämmtlichen 
ſechs Bezirken aufgeftellt und bezw. gewählt, erhielt aber 
begreifliher Weife die damals erforderlihe „Beitätigung 
der Regierung“ nicht und blieb alſo für die zweite Kammer 
unmwählbar. Damals waren 2027 Bürger wahlberedhtigt ; 
davon — was unerhört war — hatten fi) 1821 zur Wahl 
eingefunden, und 1437 Stimmen wurden für mich ab- 
gegeben. 
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Man Ichien Anfangs zu ſchwanken, ob vor oder nad) 
der Wahl des Präjidenten zu einer Unzuftändigfeitser: 
Härung zu jchreiten jei. Dann wurde gar die Anficht 
geltend gemacht, man müfje zunächit eine Eingabe an den 
Kurfüriten richten 2. — Natürli immer mit geheimniß— 
vollen Hindeutungen auf Berlin und mit Beijeitefhiebung 
des Wahlgeſetzes. 

Um auf alle Fälle gerüftet zu jein, entwarf ich für 
jeden einzelnen Fall eine Erklärung, ließ dann Nebelthau 
ruhig zum Präfidenten wählen, jorgte aber durch zuver- 
läjlige Freunde dafür, daß Hartwig zum VBorfigenden des 
Verfaſſungsausſchuſſes in Vorſchlag gebracht und gewählt 
wurde, und ließ zugleih, am 30. November, durch Herrn 
von Windler, der ſich dabei mit großer Umſicht und Ent- 
jehiedenheit, namentlich Nebelthau gegenüber, benahm, 
Unterſchriften für jofortige und unzweideutige Inkom— 
petenzerflärung und Feithaltung am Mahlgejege von 1849 
jammeln; v. Windler und Hartwig ftanden an der Spitze 
und bald waren 18 Namen verzeichnet; darunter aud) 
NebelthHau und Rudolph, der Oberbürgermeijter von Mar: 
burg, nicht aber Ziegler von Hanau, der fonjt gewöhnlich 
wie N. handelte. 

Das war mir jofort verdächtig, nicht minder das 
ganz zwedloje Hinziehen der Sache; und meine Ahnung 
betrog mich nicht. Unter'm 29. November fam ein Antrag 
von Ziegler zum Vorſchein, der zunächſt auf Erlaß eines 
Gejuhs an den Landesherrn abzielte und bei dem das 
Wahlgejeg wiederum Hinter dem Ausdrude „Verfaffungs- 


Hartwig'3 Antrag. 199 


recht” verjtedt war. Der Antrag joll das Werk eines 
Rechtsanwalts unter N.'s Beirath geweſen fein und wurde 
als ein bejonders feiner Gedanke gepriejen. Er ftimmte 
allerdings mit einer Nachricht aus Berlin überein, wonach 
dort „in maßgebenden Kreijen eine Infompetenzerflärung“ 
nicht gewünjcht werde. Auch das preußiiche Wochenblatt 
hatte in diefem Sinne gejchrieben. 

Hartwig und ich aber waren nicht jehr erbaut und 
trafen in dem Gedanken zufammen, daß jekt jchleunigit 
aufs allerentſchiedenſte durchgegriffen werden müffe. 

Ich rieth Hartwig, defjen Ernennung zum Vorſitzen— 
den fi bewährte, ſelbſt die Berichterjtattung zu über: 
nehmen, entwarf ihm, da er leidend war, jofort den Bericht 
in höchſter Kürze und Eile, und ſchon am Ü. December 
ward dieſer verlejen und mit einigen Eleinen Aenderungen 
angenommen. Der Antrag lautete: 

„Die Berfammlung wolle: 

I. erklären: daß fie ſich nicht als rechtmäßige Landes: 
vertretung anzujehen vermöge und deßhalb auf 
Landtagsgejchäfte nicht eingehen könne; 

II. eine Vorſtellung an ©. 8. 9. den Kurfürften richten, 
in welcher gebeten werde, das bis zum Jahre 1850 
in anerkannter Wirkſamkeit bejtandene Verfafjungs: 
recht des Kurftaates thatſächlich alsbald wieder her: 
zuftellen und daran etwa vorzunehmende Abänder- 
ungen mit der auf Grund des Wahlgejeges vom 
5. April 1849 zu berufenden Landesvertretung ver: 
einbaren zu laſſen.“ 
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Herrn Ziegler aber heizte ih noch auf andere Weile 
ein. Schon im September waren auf meine Veranlaffung 
in Hanau ganz im Stillen mehrere hundert Unterjchriften 
zu einer jehr entjchiedenen, von der lauen Haltung der 
Bieglerihen Freunde ſtark abftechenden Erklärung ge 
jammelt worden. Darin wurde das Wahlgeſetz und ebenjo 
die Inkompetenzerklärung ganz unzmweideutig gefordert. 
Ich Hatte die Kundgebung, wohl ein Dugend Bogen, bis 
zu einer pafjenden Gelegenheit zurüdgelegt; jegt, am 
4. December, machte ich jie in der Zeitung befannt umd 
e3 blieb das nicht ohne Wirkung. 

Am 8. December ward der obige Antrag mit allen 
Stimmen gegen 7, welche ländlichen Abgeordneten ange- 
hörten, angenommen, und unmittelbar darauf die Stände- 
verfammlung aufgelöft. 

Damit war nun endlich eine Hare Grundlage gewon— 
nen; man fühlte fich förmlich erleichtert, viele Schwanfende 
meinten, e8 jei ihnen zu Muthe, als wäre ihnen ein Stein 
vom Herzen gefallen. 

Bon Außen ber regnete es Anerkennungsjchreiben, 
die meilt an — Nebelthau, als Präſidenten der Stände: 
verfammlung gerichtet wurden. Die deutfchen Kammern 
— die Volfsvertretungen von Nafjau, Sachſen 2c. waren 
bereits vorangegangen — famen mit zuftimmenden Be: 
Ihlüffen zu Hülfe und fuchten auf die Abftimmungen ihrer 
Regierungen am Bundestage zu wirken. In der württem: 
bergiſchen Kammer war Reyſcher mit befonderer Hin- 
gebung für die kurheſſiſche Sache thätig. 
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Von Koburg her hatte der geborene Kurheſſe K. 
Meyer ſchon im Voraus feine Anerkennung gefchrieben, 
und aud von Meibom und von Haynau ließen mir jet 
ihr Einverftändniß melden. Meibom hatte mir und wohl 
auch Nebelthau gegen den 10. November die Nachricht 
von Berlin zukommen laffen, daß die Anfiht in maß: 
gebenden Kreijen dahin gehe, „nicht zu einer Inkompe— 
tenzerflärung zu jchreiten, jondern den Kurfüriten in einer 
Adrefje um Wiederherjtellung der zu Recht bejtehenden 
Verfafjung von 1831 — ohne das Wahlgejek von 1849 
zu berühren — zu bitten und zu erwarten, was darauf 
geſchehe, einftweilen aber die nöthigen Ausgaben zu be— 
willigen und jonjtiges gänzlich Unaufjchiebbares vorzu: 
nehmen.” 

Ich glaube faum, daß v. M. perfönlich mit Diejer 
Anſchauung einverjtanden war; jeden Falles fand die 
jonderbare Idee bei mir feinen Anklang; ich antwortete, 
wie auf dem Briefe furz angemerkt ift, „derbablehnend“, 
und als mir Nehnliches in Kafjel mündlich vorgetragen 
wurde, bat ih, mic) „ein für alle Mal“ mit dergleichen 
zu verjchonen. 

Auch auf auswärtige, ſelbſt außerdeutjche Blätter 
dehnte ich meine Thätigfeit aus. 

Am 2. December, alfo gerade zu einer Zeit, wo die 
Augen bejonders nad Kafjel gerichtet waren, brachte die 
Independance Belge einen ausführliden, von mir ent= 
worfenen, von Dr. Faldenheiner überjegten Artikel über 
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die Eurhejliihe Frage. Dagegen rührte ein früher in den 
Times erjchienener Artikel nit von mir, jondern von 
Dr. Bähr her; eine Erörterung von mir ftieß auf Schwie: 
rigfeiten, wie es fcheint, Jhon unterwegs beim Ueberſetzer. 

Um jene Zeit ließ auch der vormalige Staatsminifter, 
Geheimratd Koh, unter dem Titel: „Eine mit Deutſch— 
lands Fürften es wohlmeinende Stimme aus Kurhejjen“ 
— ein Flugblatt erfcheinen, das er privatim an bejtimmte 
Adreſſen verbreitete und von dem er ſich erhebliche Wir: 
fungen verſprach. ch glaube jedoch nicht, daß die ge- 
begten Erwartungen auch nur halbwegs in Erfüllung 
gegangen find. 

Ich meinerjeits ließ, da der WMorgenzeitung jede 
Aeußerung über die Berfaffungsfrage unmöglich gemacht 
wurde, wieder mehrere Flugblätter erjcheinen, 3. B. eins 
im Monat December 1860, unter dem Titel: „Zum 
neuen Jahre und neuen Kampfe“, ein weiteres am 
20. Februar 1861: „Wünſche und Vorſchläge“. 

Ich fette darin die Bedeutung des Kammerbejchluffes 
vom 8. December auseinander; vor allen Dingen aber 
zeigte ich, welche Schritte nun weiter möglich und er: 
forderlich jeien. Auch theilte ic) die Vorſtellung an den 
Landesherrn mit, welche die zweite Kammer entworfen 
hatte, aber wegen der Auflöfung nicht mehr beſchließen 
konnte. 

Ueber die fünftigen Wahlen jprach ich mich folgen: 
dermaßen aus: 

„Sollte die Staatsregierung bei der Verordnung vom 
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8. December 1860 beharren und nochmals Wahlen nad) 
den Beitimmungen vom 30. Mai defjelben Jahres aus: 
ihreiben, jo wird Seitens der Wähler ungefähr in der: 
jelben Weije wie bei den vorigen Wahlen verfahren 
werden fönnen, falls nicht noch ganz unerwartete Anord— 
nungen erfolgen. In Hanau hat zwar, wie ein Bericht: 
eritatter des Frankfurter Sournals behauptet, die Anficht 
Anklang gefunden, da man gar nicht wählen jolle. 

„Alein das würde, wenn auc folgerichtig, doch 
immerhin jehr bedenklich jein, da nach 88 34 und 40 der 
neuen Wahlordnung bei der Wahl der Wahlmänner die 
relative Mehrheit der Theilnehmenden entjcheidet, mithin 
gar leiht Minderheitswahlen zu Stande kommen fönnten. 
Ein Artifel aus Marburg in derjelben Zeitung hat da: 
gegen vorgeichlagen, zwar die Wahlmänner zu wählen, 
nicht aber die Abgeordneten, jondern von Seiten jener 
eine Unzuftändigfeitserflärung abgeben zu laffen. Das 
wäre jchon eher durchzuführen, indem eine Eeinere Anzahl 
von Perjonen jich leichter vereinigt; allein es bliebe auch 
hierbei die Möglichkeit, wenn nicht die höchſte Wahr: 
jcheinlichfeit, daß eine bejchlußfähige zweite Kammer im 
Sinne der Regierung zu Stande käme. 

„Allerdings entjcheidet bei der Ernennung der Ab: 
geordneten nah 8 19 der vorgenannten Wahlordnung 
zunächſt die „abjolute Stimmenmehrheit der erſchie— 
nenen Wähler“, aber auch nur zunadft; kommt im 
zweiten Wahlgange feine abjolute Mehrheit zufammen, 
jo genügt im dritten „die relative und bei Stimmen: 
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gleichheit das Loos“. Könnten und wollten alfo auch Die 
„erihienenen Wähler” durch Stimmenvereinzelung oder 
dur Enthaltung von der Stimmgebung zwei Mal die 
Wahl vereiteln, beim dritten Gange würde eine joldhe zu 
Stande fommen, falls nicht einmüthige Enthaltung ftatt- 
fände. Wie ſchwer aber völlige Einhelligfeit fällt, leuchtet 
ein. Nach den bei den legten Wahlen gemachten Erfah: 
rungen würde eine ſolche wohl in Kafjel, Hanau, Hers— 
feld, Schmalkalden und einigen andern ftädtiihen Wahl- 
förperfchaften, auch wohl bei zwei oder drei ländlichen 
MWahlbezirken zu erwarten fein, feineswegs aber überall. 
Selbſt von den großen Grundbeſitzern fänden ſich leicht 
ein paar bereitwillige Wähler ein. Es wäre alfo immer 
mit höchfter Wahrfcheinlichkeit auf mehr als 32 Abgeord- 
neten: Wahlen zu rechnen, und dadurch würde offenbar 
eine beichlußfähige zweite Kammer erreichbar fein. 

„Darum erjcheint es nicht rathjam, jich der Wahl 
zu enthalten, fondern es muß umgefehrt mit dem grö— 
Beften und alljeitigiten Eifer daran Theil genommen 
werden, und zwar bei allen Wahlen, namentlich auch 
bei den Gemeindeausihußmwahlen, wo jolche noch vorzu— 
nehmen find.” 

Als ein weiteres Mittel, die Regierung zu drängen, 
faßte ich die Steuerfrage in’s Auge und jagte darüber 
Folgendes, theils um die Sache aufzuhellen, theils um 
vor übereilten Schritten zu bewahren: 

„Mit dem Ende des Jahres 1860 Läuft das Gejek 
über den Staatsbedarf nach 8 122 der neuen Berfafjungs- 
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urfunde ab, und es fragt ſich daher, weldhe Folgen damit 
verbunden find. Bei Beantwortung diejer Frage ergibt 
ih recht augenſcheinlich der große Unterfchied, welcher, 
wie in vielen andern Punkten, jo aud in Betreff des 
Staatshaushalts zwiſchen der alten und der neuen 
Verfajlung beſteht. 

„Der 8 146 der alten, welcher fich ſchon buchftäblich 
in dem Berfajjungsentwurfe von 1816 fand, bejtimmt 
nämlih: „„In den Ausjchreiben und Verordnungen, 
welhe Steuern und andere Abgaben betreffen, ſoll der 
landftändifhen Verwilligung bejonders erwähnt 
jein, ohne welche weder die Erheber zur Einforderung 
berechtigt, noh die Pilichtigen zur Entridtung 
ſchuldig find.” 

„Der 8 117 der Verfaffung vom 30. Mai 1860 da: 
gegen jagt: „„Die jegt (1852) beftehenden Steuern und 
Abgaben und jonitigen Einnahmen bedürfen zu ihrer Er- 
hebung Feiner ftändifhen Bewilligung. Dagegen 
haben die Stände das Bewilligungsrecht der Ausgaben, 
jedoch ſollen fie dafjelbe niemals in einer Art ausüben, 
daß fie die zur Fortführung der Regierung unabweislich 
notwendigen Ausgaben verweigern.”” 

„Hiernach ift aljo Elar, daß, während in Gemäßheit 
der alten Berfaffung die Steuererhebung aufhören würde, 
gegenwärtig alle Steuern und Abgaben fortlaufen, welche 
im Jahre 1852, alſo zur Zeit der Entwerfung der neuen 
Verfafjung, beitanden. 

„Zur Einführung neuer Steuern oder zur Erhöhung 
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der damals, im Jahre 1852, beftandenen iſt nach 8 118 
der Verfaffung von 1860 allerdings jedes Mal die Zu: 
ftimmung der Stände erforderlih: allein neue Steuern 
find feitdem nicht eingeführt worden, und zur Erhöhung, 
beziehungsweife anderweiten Veranlagung der vormaligen 
haben „die Stände“ von 1853 mirklih zugeftimmt. 
Unter’'m 15. September 1853 ift nämlid mit Einwilligung 
„der getreuen Landſtände“ ein Gejeß über die Gewerbe: 
ſteuer, unter'm 12. December in gleicher Weije ein ganz 
neues Stempelgeſetz, ebenfo unterm 15. December ein 
Grundfteuergejeg und ein erweiterndes Geſetz in Betreff 
der Einkommen: oder Klafjenfteuer erlaffen worden. Alle 
dieſe Gejeße haben erhebliche Nenderungen und Erhöhungen 
eingeführt; jo wird durch das Grundfteuergejeg die alt: 
beifiihe Veranlagungsmweife auf alle Gebietstheile aus— 
gedehnt; das Einkommenſteuergeſetz bat in $ 3 die früher 
ausdrüclich befreiten „Kapitalrenten Fremder“ zur Steuer 
herangezogen u. ſ. w. Mllein es fehlt aud, wie ſchon 
bemerkt, an der Zuftimmung jener Stände, welde Die 
Regierung als die wirklichen und wahren bezeichnete, 
nit. — 

„Run beftimmt zwar der vorhin angezogene 8 118 
weiter, daß „„neue Steuern nur eingeführt und beitehende 
nur erhöht werden fünnen, entweder auf die Dauer der 
Finanzperiode oder dergeftalt, daß nad Ablauf der 
FJinanzperiode der gewonnene Mehrbetrag als Ueber: 
ſchuß behandelt”“, d. h. nur mit ftändifcher Zuftimmung 
„„verwendet““ werden fol. Da jedoch alle erwähnten Ge- 
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ſetze von 1853 feine Zeitbeſchränkung enthalten, jo wird 
faum eine andere Deutung zuläffig ericheinen, als die, 
daß die Erhebung fortläuft, und nur die Verwendung 
von weiterer landitändiicher Genehmigung abhängig ilt. 

„Sofern man aljo jene Gelege von 1853 und zugleich 
die Verfaffungsurfunde vom 30. Mai 1860 felbft für 
formell gültige oder wenigitens für „vollziehbare” An: 
ordnungen hält, kann von einer zuläjfigen und wirkſamen 
Verfagung der Steuerzahlung nit die Rede jein, und 
zwar um jo weniger, als etwaige zweifelhafte Punkte 
von den dermaligen Gerichten ficher nicht im Sinne der 
Nichtzahler entjehieden werden würden. 

„Ganz anders geftaltet fich jedoch die Sache, jobald 
man fih auf den Rechtsboden von 1831 ftellt und nur 
die altverfaffungsmäßigen Gejege entjcheiden läßt. Dar: 
nach ift feine rechtliche Verbindlichkeit zur Steuerzahlung 
vorhanden. 

„Webrigens erjcheint auch nach den jpäteren Anord— 
nungen das bloße Nichtzahlen, fofern es nicht mit 
Beleidigungen oder Widerjeglichkeit 2c. verbunden iſt, 
durhaus nicht als eine jtrafbare Handlung; wer nicht 
zahlt, fann nur an Zahlung gemahnt und nöthigenfalls 
ausgepfändet, nicht aber gejtraft werden. Darauf 
gründete ſich der Rath, welcher unlängit in öffentlichen 
Blättern, unter andern auch in der Allgemeinen Zei: 
tung, zu lejen war und welcher mit dem Sate ſchloß: 
„„Ein ganzes Volk kann man nicht auspfänden.”” Das 
it gewiß richtig. Selbit eine ganze Stadt würde mit 
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Erfolg faum ausgepfändet werden fünnen, wenn nämlich 
der nöthige Gemeinfinn herrſchte. Aber das eben ift die 
Frage; läßt fich eine ganze Stadt, ein ganzes Land, mit 
Einfluß der Kleiderhändlerinnen und Schadherleute, 
unter einen Hut bringen? Wer Rath geben will, der 
muß vor allen Dingen auch bedenken, was durdhführbar 
it. Das mögen die Rathgeber nicht überfehen!” ... 

Das zmweitermähnte Flugblatt behandelte u. A. Die 
„Heritellung des Rechtszuftandes in Kurheſſen“ und trat 
namentlich dem oft vorgebradhten Einwande entgegen, die 
Rückehr zur Verfaffung von 1831 würde mit unüber: 
windlihen Schwierigkeiten und Bermwirrungen fonder 
gleihen verbunden fein. Sch zeigte, daß alles im Gegen 
theil höchſt einfach jei, wenn man nur guten Willen habe. 

Sodann beſprach ich die Lage des Nationalver- 
eins und die Schwierigkeiten, welche man in Kurheſſen 
der Theilnahme daran entgegengeftellt habe. Der weitere 
Inhalt war im Wejentlichen folgender: 

„Bisher war man ziemlich allgemein der Meinung, 
daß der Verein nirgends mehr Freunde zähle, als gerade 
im Kurftaate Heſſen. Erſt in den lebten Zeiten iſt in 
öffentlihen Blättern die Hinneigung unferer Landsleute 
und insbejondere der ehemaligen Demokraten zum Natio: 
nalverein beftritten worden, namentlich hat die Augsburger 
Allgemeine: und nad) ihr die Kaſſeler Zeitung, mehrere 
Artikel „aus Kurheſſen“ gebracht, worin beharrlich be- 
hauptet worden ift, daß mit wenigen Ausnahmen Die 
vormalige demokratiſche Partei dem Streben des National- 
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vereins entgegen jei. Es erjcheint daher an der Zeit, 
durch offene Kundgebungen jedem Zweifel in diefer 
Beziehung ein Ende zu machen. Es ift nicht nöthig, daß 
dies Durch Beitrittserflärungen oder durch Verpflich— 
tungen zu Geldzahlungen geſchehe. Denn wenn aud), 
wie die Heljen-Darmftädter ruhmvoll bewieſen haben, 
durch Mafjenbeitritt eine allgemeine Strafverfolgung ver: 
hindert werden kann, jo würden doch immerhin Einzelne 
unter Bielen zu befürchten haben, ihre Zeit vor Gericht 
oder im Gefängniſſe hinbringen zu müffen, die fie einſt— 
weilen noch befjer benugen fönnen. Dagegen erjcheint 
e8 ganz unbedenflih, feine Anjihten und Gefin- 
nungen in Betreff des nationalen Bundes offen fund 
zu geben; denn Anfichten und Gefinnungen können nie- 
mals von den Strafgerichten verfolgt werden, und bloße 
Meinungsäußerungen find jelbft nach der Verfaffung 
vom 30. Mai 1360 erlaubt. 

„Welches Ziel verfolgt nun der Nationalverein ? 
welhe Hauptgrundjäge ftellt er auf? welche Mittel und 
Wege empfiehlt er und wendet er an? 

„Der Verein will nad) den Satzungen vom 16. Sep: 
tember 1859 die „Einigung und freiheitliche Entwide- 
lung des großen gemeinfamen Baterlandes”; er ſucht 
die verjchiedenen freifinnigen Parteien zu einer großen 
„nationalen Partei“ zu verjchmelzen; er macht e8 fich zur 
Aufgabe, „für die patriotifchen Zwecke diefer Partei mit 
allen ihm zu Gebote ftehenden geſetzlichen Mitteln zu 
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Ziele und Mittel immer Elarer im Bollsbewußtjein her: 
vortreten zu lafjen“. 

„Sn der zahlreih beſuchten Generalverfammlung 
vom 4. September 1860 wurde das Ziel des Bereins, 
und insbefondere das Streben binfihtli der deutſchen 
VBerfafjungsfrage genauer feitgeftelt. Nah langen 
und eingehenden Verhandlungen wurden mit allen 
gegen fünf Stimmen folgende Sätze angenommen: 

„„Das deutſche Volk wird feinen Anſpruch auf 
bundesſtaatliche Einheit, welcher durch das Ge— 
ſammtorgan des Bundes und alle einzelnen deutſchen 
Regierungen anerkannt iſt und in der Reichsverfaſſung 
von 1849 ſeinen rechtlichen Ausdruck gefunden hat, 
nimmermehr aufgeben. 

„Hiernach erkennt es der Nationalverein für ſeinen 
Beruf, auf die Schaffung einer einheitlichen Cen— 
tralgewalt und eines deutſchen Parlaments 
mit allen geſetzlichen Mitteln hinzuwirken. Zu den 
Befugniſſen der Centralgewalt gehört vor Allem die 
militäriſche Obergewalt und die ausſchließliche 
Vertretung gegenüber dem Ausland. 

„„Der Nationalverein erwartet, daß jeder deutſche 
Volksſtamm willig die Opfer bringen werde, die zur 
Erreichung der Größe und Einheit Deutſchlands nöthig 
ſind. Das preußiſche Volk vor Allem muß darthun, 
daß es trotz ſeiner glänzenden Geſchichte und trotz der 
Großmachtſtellung des preußiſchen Staats ſich als Theil 
des deutſchen Volkes fühle und es gleich jedem andern 
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Staate Deutſchlands der deutfchen Gentralgewalt und 
Volksvertretung ſich unterordne. 

„„Wenn die preußijche Regierung die Intereſſen 
Deutjhlands nach jeder Richtung thatkräftig wahr: 
nimmt und die unerläßliden Schritte zur Her: 
jtellung der deutſchen Macht und Einheit thut, 
wird gewiß das deutjche Volk vertrauenspoll die Cen— 
tralgewalt dem Dberhaupt des größten rein: 
deutſchen Staates übertragen fehen. 

„„Der Nationalverein gibt feinen Theil des deut— 
ſchen Bundesgebiets auf. Er erkennt die deutſchen 
Provinzen Defterreihs als natürliche Bejtandtheile 
des DVaterlandes und wird mit Freuden den Augen» 
blid begrüßen, welcher den Anſchluß diejer Provinzen 
an das geeinigte Deutichland möglich macht. 

„„Die Gemeinfamkeit des Blutes, der Gejchichte, 
der Intereſſen weiſen auf die innigfte Verbindung mit 
ihnen Hin, auf eine durch Uebereinftimmung der poli- 
tiihen Inftitutionen und durch den ungehemmteften 
geiftigen und wirthihaftlihen Verkehr inniger als 
bisher gefnüpfte Verbindung. Der Verein wird aber 
auch, falls die Macht der Verhältniſſe und unbefieg- 
bare Hindernifje die deutfchen Theile ODeſterreichs vom 
gleichzeitigen Anſchluſſe an den deutſchen 
Bundesftaat abhalten, fi hierdurch nicht hindern 
lafien, die Einigung des übrigen Deutſchlands 
anzuftreben. 

un ie fih auch in der nächſten Zukunft das Ver: 

14* 
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hältniß diefer Provinzen zu dem übrigen Deutjhland 
geftalten mag, der Verein hält feſt an der Zuverficht, 
daß jener unvertilgbaren inneren Gemeinjhaft auch 
die rechte Form der äußeren politifden Einigung auf 
die Dauer nicht fehlen kann.““ 

„Durch diefen, von allen Vereinsgenofjen mit Beifall 
und Subel aufgenommenen Beihluß hat die nationale 
Partei eine feſte Grundlage und ein Far umjchriebenes 
Ziel für ihre „geiftige” Thätigfeit erlangt. Künftige 
Generalverfammlungen werden nicht ermangeln, die nad 
den Umſtänden erforderlich werdenden jpezielleren Be— 
ftimmungen hinzuzufügen. An allen wahren Vaterlands- 
freunden aber iſt es nun, die geiftige Arbeit mit zu 
übernehmen und überhaupt die Zwede bes Vereins in 
gejegliher Weife nah Kräften zu fördern. . ..“ 

Im März 1861 ftand in der zweiten bayeriichen 
Kammer in Folge eines Antrages vom Abg. Dr. Völk 
die Verhandlung der kurheſſiſchen Frage bevor. Da theilte 
mir Freund K. Brater unter'm 2. März „in großer Eile“ 
Folgendes mit: 

„Einige Würdenträger der Majorität haben fich Briefe 
aus Ihrem Lande jhreiben laſſen, worin verfichert wird, 
die ganze Agitation jei erfünjtelt, das Land zufrieden, 
der Steuerdrud gering, die Verwaltung gut. Sie finden 
gewiß Muße, Einiges zur Beleuchtung dieſer jchönen 
Redensarten aufzuzeichnen. ... Noch befjer wäre es, wenn 
wir unfererjeits den einen oder andern Brief eines nam: 
haften, der demofratiihen Richtung notoriſch fernſtehenden 


Schreiben dv. Vangerow's an Völk. 213 


Mannes, der zugleich Fein ausgeprägter „Gothaer“ fein 
dürfte, mit Nennung des Namens produziren könnten, 
einen Brief, worin die Verworfenheit des Haſſenpflug'⸗ 
Ichen Regiments, die Erbärmlichkeit des jegigen in Fräftigen 
Morten Fonftatirt und der NRectsftandpunft der aufge: 
löften Kammer entjchieden gebilligt wäre. Die ſchlagendſte 
Wirkung würde der Name Heinrichs von Gagern thun; 
auch der Bartifularift Stüve wäre eine wirkſame Auto— 
rität.” 

Das Alles Teuchtete mir jehr ein. Indeſſen Herrn 
Stüve fannte ich nicht perſönlich, und die Zeit war kurz 
bemefjen. Mit Gagern war ih, wie erzählt, in jtarfe 
Meinungsverfchiedenheiten gerathen und fühlte mid) daher 
nicht ficher, wie er fih zu der Sache ftellen würde. 

Dagegen war Brofefjor von VBangerow, der geborene 
aber längjt fernwohnende Kurheſſe, ein pafjender Mann. 
Ich ſchrieb an den alten Freund, und der Wadere war 
denn auch jofort bereit. Er richtete ein eben jo kluges, 
als entfchiedenes Schreiben *) nah Münden, das Völk 


*) „Mein verehrter Freund ! 

„So eben leſe ich, daß in den nächſten Tagen die kurheſſiſche 
Frage in Ihrer Kammer auf die Tagesordnung kommen wird. 
Ich brauche Ihnen nicht erjt befonders zu verfichern, wie jehr ich, 
ein geborner Kurheſſe, darauf geipannt bin. Zwar habe ich über 
den fchlieglichen Ausgang Ihrer Berhandlungen, aljo über den 
Ausfall der Abftimmung feinen ernftlichen Zweifel, denn es fcheint 
mir ſchlechthin undenkbar, daß die Majorität einer deutfchen 
Kammer da3 ſonnenklare Recht eines deutichen Bruderftammes 
niht anerkennen jollte; aber die Berliner Verhandlungen laſſen 
mich fürchten, daß in der Disfuffion auch bei Ihnen die Märchen 
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am Schluß der Debatte, am 16. März 1861, bervorzog 
und vorlas. „Meine Autorität,” fuhr Völk fort, „iſt feine 
unbefannte. Es ift mander der Herren als Schüler 
mit Ehrfurdt und Bewunderung zu feinen Füßen ge 


von der Zufriedenheit des Landes, von fünftlich erzeugter 
Agitation u. dgl. m, wieder aufgetifcht werden dürften, und dann 
bleiben denn immer, wenn nicht aldbaldiger energiſcher Widerſpruch 
erfolgt, einige Fleden zurüd, die auch durch eine noch jo glänzende 
Abftimmung nicht vollftändig verwilcht werden. Darım, mein 
verehrter Freund, wende ih mich mit der dringenden Bitte an 
Sie: Belämpfen Sie mit aller Entſchiedenheit derartige Verdäch— 
tigungen, wie fie auch in Ihren Berhandlungen wieder vorgebradt 
werden jollten. 

„Wenn ic auch ſchon 20 Zahre lang nicht mehr in meinem 
Geburtslande wohne, jo bin ich doch oft genug dort und bin über- 
dieß noch durch fo viele Fäden mit demfelben verfnüpft, dab ich 
mir über die Zuftände und die Stimmungen in demfelben ein 
ſicheres Urtheil zutrauen kann, und vielleicht ein fihereres und 
unbefangenered, ald wenn ih ihm noch vollitändig angehörte. 
Meine vollite Ueberzeugung ift nun die, daß die Unzufriedenheit 
und die Aufregung, welche unverkennbar im ganzen Lande herrſcht, 
wahrlich nicht eine künſtlich gemachte, fondern durch und durch eine 
naturwüchlige ift, und daß auch feine Ruhe in das mißhandelte 
unglüdliche Land zurüdkehrt, wenn ihm nicht fein Recht, jein volles 
ungefchmälertes Recht zu Theil wird. 

„Diejenigen, bie da fagen, daß in Kurheffen nur der Schein 
der Unzufriedenheit dur Fünftliche Agitation hervorgebracht jei, 
daß der eigentliche Kern des Volkes fich wenig um die Verfaſſungs— 
wirren kümmere, weil es vortrefflich regiert werde, wenig Steuern 
bezahle u. dgl. m., die jagen entweder abjichtlich die Unwahrheit, 
oder fie find in einer unbegreifliden Berblendung befangen. 

„Rad meinen Erfahrungen und Beobadhtungen ift das direkte 
Gegentheil begründet, und ich wüßte wahrlich auch nicht, welche 
vortrefflihen Regierungsmahßregeln es jein follten, die den Kern 
des Volkes über den offenen Rechtsbruch zu tröften im Stande 
wären... .* 
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ſeſſen. Es iſt Profejfor von Vangerow in Hei: 
delberg.” 

Die Wirkung fol eine wahrhaft jchlagende ge 
weſen ſein. 

Ich war darauf gefaßt, daß man zu einer Aenderung 
des Wahlgeſetzes vom 30. Mai 1860 ſchreiten werde. Doch 
geſchah das nicht. 

Die Regierung entſchloß ſich, von Neuem darnach 
wählen zu laſſen, obwohl der Erfolg vorauszuſehen war. 
Man ließ es an Mahnungen und Einwirkungen auf die 
Wähler nicht fehlen. 

Selbſt der Kurfürſt erließ am 6. März eine beſon— 
dere „landesherrliche Verkündigung“ an die „geliebten 
Unterthanen“, um ihnen dringend ſeine „wohlgemeinten 
Abſichten“ an's Herz zu legen. In Marburg griff ſogar 
der Polizeidirektor zur Feder und verbreitete eine gedruckte 
Ermahnung. Dabei wurden auch Rechtsgründe in's Feld 
zu führen geſucht: in der Annahme der Wahl „auf Grund 
des neuen Verfaſſungsgeſetzes“ liege eine Anerkennung 
des letzteren, die eine ſpätere Unzuſtändigkeitserklärung 
ausſchließe u. ſ. w. Es fehlte endlich auch an liſtigen und 
böswilligen Wahlumtrieben nicht. 

Allein die öffentlide Meinung jtand ſchon zu feit, 
die Wege waren zu klar gewiejen, als daß dergleichen 
noch hätte Erfolg haben können; die Wahlen mit Bor: 
behalten gingen fait wie eine regelrechte Sache von Statten, 
obne daß ich zu einer bejonders lebhaften Mitwirkung 
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meinerjeit3 Anlaß gefunden hätte. Nur die öffentlichen 
Kundgebungen blieben nicht unbeantwortet, indem ich 
theils in Flugblättern, theils in der Morgenzeitung, 
z. B. am 29. April, theils in der auswärtigen Preſſe 
Dagegen auftrat. 

Auch wäre ich zu einer Thätigfeit wie früher nicht 
wohl im Stande gemwejen. Sch hatte mir nämlich beim 
Wechſel der Wohnung im April 1861, namentlich beim: 
Aufitellen der Bücher, eine jtarfe Erkältung zugezogen, 
die, von mir und vom Arzt nicht gehörig beachtet, Die 
Zunge in Mitleidenschaft 309. Und auch dies blieb ge: 
raume Zeit unbemerkt. Als ein befreundeter Arzt, auf 
einem Spaziergange mir begegnend, mich auf das Be: 
denkliche meines Ausfehens aufmerkfjam madte, war es 
faft zu ſpät. Bei gänzlicher Verdauungsitörung ſchwanden 
die Kräfte jo jchnell, daß ich in Kürze die Heinjten Wege 
nicht mehr zu Fuße abzumachen vermochte. 

Zu jener Zeit war die ſchwediſche Heilgymnaftif in 
Kaſſel jehr im Schwunge. Da die Aerzte mir außer 
Aufenthalt in freier Luft wenig zu rathen vermochten, jo 
ließ ih mich einige Zeit von einem folchen Heilfünftler 
tüchtig und, wie es ſchien, nicht erfolglos bearbeiten. 

Zugleih verjchaffte mir der Kurfürft eine unmill 
fürliche Luftveränderung, die augenfällig ſehr wohlthätig 
wirkte. 

Es war Sr. Königlichen Hoheit nämlich der Gedanke 
gekommen, ob man mich, da mit den Gerichten weder 
gegen die Zeitung, noch gegen meine Perſon etwas Durch» 
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greifendes zu Wege zu bringen gemwejen war, nicht ohne 
Weiteres polizeilich oder durch die Gendarmerie in Sidher- 
beit bringen könne. 

Die Minijter waren, wie ſchon erwähnt, nicht geneigt, 
zu offenbarer Gewaltthat zu fchreiten. Auch der 
Bolizeidireftor hätte ſich zu dergleichen nicht verjtanden. 
Aber die Gendarmerie? ... Diefer konnte der Kurfürft 
faft unmittelbar Befehle ertheilen, und. der militärifche 
Gehorſam derjelben würde nicht gejhwankt haben. Der 
Gedanke des Landesvaters war daher nicht ganz ohne 
Bedeutung. Eines jchönen Mittags, als ich eben zu efjen 
verjuchte, erhielt ich plöglich die athemloje Nachricht, es 
werde im Augenblide beim Kurfürjten darüber verhandelt 
und beichloffen, mid) durch die Gendarmerie verhaften und 
in's Kaſtell bringen zu lafjen. 

Ich ſchwankte Anfangs, ob ich eine ſolche Gewalt- 
handlung, wenn jie wirklich in Abficht wäre, nicht ruhig 
über mich ergehen lafjen jolle; ich überlegte, während ich 
fortjpeilte, ob nicht gerade ein derartiger Vorgang einen 
Umſchwung herbeiführen könnte. Allein der Berliner 
Bummelgeiit ließ jo etwas ſchwerlich erwarten, und da 
ein paar umjfichtige Parteigenofjen, zumal mit Rücficht 
auf meinen Gejundheitszuftand, entjchieden zur Entfernung 
aus Kafjel riethen, jo machte ich mich reifefertig. Das 
war in wenigen Minuten gejhehen und ich befand mid) 
in fürzefter Zeit auf dem Wege nad Münden, von wo 
aus ich mit der Eijenbahn nah Braunjchweig weiter 309. 

Die Witterung war nicht eben günftig, Anftrengung 
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und Aufregung nicht ganz vermeidlih. Allein merkwürdig, 
während ich entſchieden eine Verſchlimmerung meines Zu: 
ftandes bejorgte, frühftücdte ich jchon andern Tages mit 
ungewohnten Wohlgefallen und es trat eine offenbare 
Wendung zum Befjern ein. Eine Reife nah Weimar ıc. 
erfriichte mich auf's Neue. Doc blieben die Aerzte ein: 
müthig dabei, daß ich den nächſten Winter „im Süden” 
zubringen müſſe. 

Das war aljo ein Umftand, der rücfichtlicd meiner 
Agitationen von jekt an in's Auge gefaßt werden mußte, 
und der in öffentlichen Blättern vielfach in diefem Sinne 
beſprochen wurde, während ich ſelber gar nicht geneigt 
war, mid für fo frank zu halten. Die „Zeit“ z. B. 
bradte am 18. Juli folgenden Artikel: 

„Der Gefundheitszuftand unferes Friedrich Detfer 
bat ſich in den legten Monaten derart verjchlimmert, daß 
er auf das Drängen der Aerzte und Nichtärzte ſich endlich 
entjchloffen hat, zur völligen Kräftigung feines leidenden 
Körpers auf mehrere Jahre in ein jüdliches Klima, nad) 
Süd-Frankreich und Italien, fih zu begeben. So viel 
Theilnahme diefe traurige Nothwendigfeit bei den zahl: 
reihen Freunden und den zahllojfen Verehrern Detfers 
hervorrufen wird, jo viel Bedauern wird dabei zugleich 
im Intereſſe unjeres Landes und feines guten Rechts 
laut werden. Der Troſt freilich liegt nahe: die Haupt: 
arbeit ift gethan, und bei der wunderbaren Einmüthigfeit 
und Entſchloſſenheit unferes Volks wird es dem abmwejen: 
den Führer unferer Bewegung ſelbſt ein angenehmes 
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Schauſpiel fein, fein Volk auch während feiner Abmwefen- 
beit beharrlih auf der Bahn fortichreiten zu jehen, die 
fein eiferner Wille und fein politiſches Geſchick ihm aller: 
erit erjchloffen. Der Troft bleibt endlich ebenſo unzwei— 
felhaft, daß aud von den Geftaden des Mittelmeers zur 
rechten Zeit fein guter treuer Rath und feine Erfahrung 
uns immer nahe fein werden, jo lange fein Hirn noch 
zu denken, feine Hand noch die Feder zu führen vermag. 
Hoffen wir deßhalb auf ein baldiges fröhliches Wieder: 
ſehen!“ 

Die Wahlen hatten ſich theilweiſe bis Ende Mai 
hingezogen. Auf den 6. Juni waren die neuen Kammern 
einberufen worden. Von der früheren Mehrheit vom 
8. December 1860 kehrten 34 Mitglieder zurück. Außer: 
dem waren 11 neue verfafjungstreue Mitglieder aus den 
Wahlen hervorgegangen. Nur drei ländliche Abgeordnete 
ftanden mehr oder weniger auf Seiten der Regierung. 
Die Ausfihten für diefe waren daher noch geringer als 
im December v. 3. 

Gleihmwohl fehlte es nicht an Verjuchen, eine aber: 
malige Unzuftändigfeitserflärung abzuwenden. Man ließ 
es jelbft an Drohungen, an Anklagen, bezw. Amtsſus— 
penfionen ꝛc. nicht fehlen. 

Viele hegten die Beſorgniß, man werde e& zu eigent- 
lihen Berhandlungen und Beihlußnahmen nicht fommen 
lafien, vielmehr im drohenden Augenblide zu einer Ver: 
tagung oder abermaligen Auflöfung ſchreiten. Ich wapp— 
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nete mich daher auch für diefen Fall mit dem Entwurf 
einer entjprechenden Erklärung; doch Fam es zu einer 
Verwendung defjelben nicht, denn man ließ der Sade 
auch dies Mal ihren gemefjenen Verlauf. 

Unter'm 21. Juni jtellte der Abgeordnete Ziegler den 
Antrag: „die hohe Verſammlung wolle den Beſchluß der 
vorigen zweiten Kammer vom 8. December v. J. auch 
zu dem ihrigen machen”. Hartwig, der wieder Vorftand 
des Verfaſſungsausſchuſſes war, berieth am 23. mit mir, 
berichtete am 24. über den Antrag, und am 1. Juli wurden 
die vorjährigen Beihlüffe mit 45 Stimmen wiederholt. 

Als der Landtagstommiffar v. Dehn-Rotfelſer die 
Gegenprobe verlangte, erhob ſich Niemand; die Drei 
übrigen Mitglieder waren theils nicht erfchienen, theils 
vor der Abjtimmung aus dem Saale entichwunden. 

Nun verfündigte der Regierungsvertreter die aber: 
malige Auflöfung der zweiten Kammer, und die zahl- 
reihen Zuhörer antworteten mit jtürmijchen Hochs auf 
die treuen Verfaflungsvertheidiger. 

Vebrigens war es auch dies Mal ohne alle Berfuche, 
das Wahlgejeg von 1849 bei Seite zu jchieben, nicht 
abgegangen. Diejes Geſetz lag nun einmal in Berlin, 
wie mir v. Meibom unterm 10. Mai jchrieb, „wie ein 
Alp auf den Geiltern”. Es hatte daher ein „hochgeitellter 
Staatsmann” den wunderlichen Gedanken ausgehedt, „mit 
den jet zujammentretenden Ständen die Hinfichtlich der 
Verfaffung von 1831 und des Wahlgeſetzes von 1849 
nöthigen Wenderungen als VBertrauensmännern zu 
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berathen und das daraus entjtehende Elaborat dann einer 
nad dem Wahlgejege von 1849 berufenen Verfammlung 
zur definitiven Beſchlußnahme vorzulegen” ꝛc. 

Meine Antwort war natürlich eine ablehnende. Auch 
ihienen die weiteren Verſuche in diefer Beziehung einen 
rechten Anklang gefimden zu haben. Zwar mußte ein 
Artifel der Wejerzeitung von geheimnißvollen Beredungen 
zu berichten ; allein Greifbares trat nicht hervor. Selbit 
Diejenigen, die früher entfchieden gegen das Wahlgejek 
gewejen waren, hielten es dies Mal nicht mehr für ge 
rathen, auf den alten Weg wieder einzulenfen. 

Bon anderer Seite wurde wiederholt damit zu 
ihreden geſucht, daß durch die von mir vorgejchlagene 
Löſung die größten VBerwirrungen und unübermwindliche 
Schwierigkeiten herbeigeführt werden würden. Es war 
dies aber eine handgreifliche Entitellung, indem ich bis 
auf alle Einzelnheiten ſchon dargethan hatte, daß umge: 
fehrt bei nur einigem guten Willen und Geſchick, Alles 
mit großer Einfachheit und Leichtigkeit zu bewerfitelligen 
jei, fo daß die nöthigen Umgeftaltungen „feine Klagen, 
fondern nur Freudigfeit und Segen im Gefolge haben 
würden”. ©. Flugblatt vom 20. Februar 1861 und 
Morgenzeitung vom 17. Mai 1861. 

Zu Denen, welde den von mir eingejchlagenen Weg 
nicht nur billigten, jondern auch für den allein richtigen 
hielten, gehörte insbefondere der Herzog Ernſt von Koburg; 
er ließ mich wiederholt durch feinen Oberhofprediger Karl 
Meyer des vollften Einverftändniffes verfihern. Auch die 
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badifche Regierung, wie ich zuverläffig erfuhr, billigte die 
Feithaltung des Wahlgefeges entjchieden. Aber leider 
waren alle diefe Freunde nur ſchwach. 

Am 21. Juli drüdte mir Karl Meyer brieflih den 
Wunſch aus, mich noch zu jehen und zu jprechen, ehe ich 
Deutichland verlaffe. Das fam mir gelegen, da ich gerade 
mit feiner Hülfe einigen Wanbdelbaren, ingbejondere Nebel: 
thau, vor meiner Reife die bejtimmteften Verficherungen 
abnehmen lafjen wollte, unter allen Umftänden an dem 
Wahlgejege feitzuhalten. 

Auch R. v. Bennigjen jagte mir noch eine Unter: 
redung zu, um für alle Eventualitäten das Geeignete in 
Betracht zu ziehen. Beide Freunde braten mir denn 
auch die Verjicherung, daß Nebelthau, defjen Einfluß mir 
für die Zeit meiner Abwejenheit die meiften Sorgen 
machte und deſſen Gejchidlichkeiten Freund Hartwig, wie 
er jeufzend befannte, nicht ſtets gewachſen war, die 
bündigften Zujagen in Betreff der Feithaltung am 
Wahlgejege gegeben habe. 

Nun erit war ich einigermaßen beruhigt. Doch wöllte 
ih vor meiner Abreife noch Zweierlei verfuchen: ich wollte 
jehen, wie weit ich bei einer perfönlichen Unterredung mit 
Herrn von Scleinig werde kommen fönnen, und dann, 
ob nit durch eine direkte Vorftellung an den König von 
Preußen zu wirken ſei. Ein Schritt der lektern Art war 
längit von Koburg aus empfohlen worden, hatte aber 
bei mir, da es fi doch immer um die Anrufung eines 
fremden Souveräns handelte, und die Angelegenheit 
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nicht lediglih eine deutjche Bedeutung hatte, feinen rechten 
Anklang gefunden. 

Auch erhoben die preußijchen Rathgeber felbit jofort 
die größten Bedenken. Einige hatten zwar gegen den 
Schritt an ſich nicht viel einzuwenden, nahmen aber Anftoß 
daran, daß die Unterzeichnung der Borftellung empfohlener 
Maaßen von den „Spigen“ der Bewegung gejchehen jolle. 
Dies war au mir zuwider. Kurz der Plan ward auf: 
gegeben. 

Dagegen fam mir der Gedanke, ob nicht ein Geſuch 
Hartwig’s allein, und zwar an den Kronprinzen, von 
Wirkung fein könne. Ich berieth mich darüber mit Herrn 
v. Jasmund, der ſich zuftimmend ausſprach. Auch Herr 
v. Ujedom und Mar Dunder waren nicht entgegen. Man 
empfahl aber höchſte Bertraulichkeit. Ich entwarf aljo 
ein jolhes Schreiben, berieth e8 mit den Freunden und 
lud den Oberbürgermeijter Hartwig zu einer Beſprechung 
nah Gießen ein. Der Treffliche antwortete fogleich be: 
reitwillig, erſchien pünktlih am 23. Dftober, obwohl das 
Wetter nicht das beite war, und wir wurden über das 
Weitere bald einig. ch habe jedoch niemals genau er: 
jahren, weldhe Aufnahme die Bittihrift gefunden und ob 
insbejondere der Kronprinz fich dazu verftanden hat, mit 
dem Könige über den Gegenftand zu reden, worauf ber 
Schritt wejentlih berechnet war. 

Mein Verſuch, mit Herrn von Schleinig zu einer 
Unterredung zu gelangen, war auch dies Mal fehlge- 
Ihlagen. Ich ſchrieb von Leipzig aus an ihn, ward aber 
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an Mar Dunder verwiejen und fam um fein Haar breit 
weiter. Wie ganz anders gingen die Dinge von Statten, 
als ih ein Jahr jpäter mit Herrn v. Bismard verhan- 
delte, der nicht im geringiten zauderte, mich augenblicklich 
perjönlich zu empfangen! 

Mit Dunder hatte ih am 6. Dftober eine lange 
Unterredung; er hörte Alles an, neigte oder jchüttelte 
das Haupt, und mir ward jo viel klar, daß er felbit gern 
mehr gethan hätte, daß aber höheren Orts feine Neigung 
war, irgend einen entſcheidenden Schritt zu thun, daß es 
mithin auch nicht gerathen erihien, in Heſſen über die 
bisher inne gehaltenen Grenzen hinauszugehen. 

Zunächſt mußte daher die Haupthoffnung auf den 
Grafen von Bernitorff, deſſen Eintritt in das auswärtige 
Amt erwartet wurde, gerichtet werden. Leider fügte ſich's 
aber, daß ich erſt im nächſten Frühjahr zu einer Unter- 
redung mit ihm gelangte. 

Sp fam ich nach vergeblihen Koften und erheblichen 
Zeitverluften am 21. Oktober in Frankfurt an. Auch hier 
wurde ich begreiflicher Weife nicht klüger. Herr v. as: 
mund, mit dem ich wiederholte Unterredungen hatte, war 
aller guten Wünſche und Bejtrebungen voll, konnte aber 
gleih mir nur Klagen. 

Defto friiher und belebender war der Eindrud, ben 
ih in Carlsruhe bei dem Minifter des Auswärtigen, 
Franz Freiheren von Roggenbad, empfing. Sowohl aus 
gejundheitlichen, wie aus andern Rüdfihten wünjchte ich 
möglichfte Stille. ... Roggenbach ließ mich deßhalb in 
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jeinem Wagen vom Bahnhofe, wo mid Profeffor Baum- 
garten, der vormalige Redakteur der Braunfchweiger 
Reihszeitung, empfing, abholen und in feiner eigenen 
Wohnung ein paar Tage der Ruhe und Erholung ge: 
nießen, deren ich dringend bedurfte. 

Da wurde denn auch die deutſche und heſſiſche Frage 
gründlich beſprochen und in jeder Hinfiht das vollite 
Einverjtändniß, joweit ſolches nicht längft beſtand, erzielt. 
Namentlid war Roggenbach rüdhaltslos für das Felt- 
halten am Wahlgejege und freute fich, als er vernahm, 
daß auch v. Bennigjen fich hierfür entjchieden hatte. 

Hinfihtlih der Erfolge unjerer Bemühungen freilich 
fonnte er jo wenig, wie wir Anderen, große Hoffnungen 
hegen; allein er zweifelte doch nicht am endlichen Siege 
und verſprach, mih nad Kräften auf dem Laufenden 
erhalten zu laſſen. 

Einen unlängit von Baden am Bundestage geitellten 
Antrag — zu erklären, daß die Beichlüffe von 1852 und 
1860 fein Hinderniß für die Heritellung der Verfaſſung 
von 1831 ſeien — betrachtete er jelbit nur als Ausfluß 
des Strebens, die Angelegenheit auf der Tagesordnung 
zu erhalten. 

Koggenbah mar damals erit 36 Jahre alt und 
machte in liebenswürdigiter Behäbigfeit den angenehmiten 
Eindrud. Eine Eigenthümlichfeit war es, daß er häufig 
die Wendung: „DVeritehen Sie mich) wohl” — einfließen 
fieß, was ich bei der Klarheit jeiner Darftellung leicht 
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Fr. Oetker, Lebenserinnerungen. IH, 15 


226 Eine Begegnung in Baden-Baden. 


Am 23. Oftober geleitete mich Noggenbad mit den 
beiten Wünſchen und Verfprehungen auf den Bahnhof 
und hat dieje treulich gehalten. 

Bon Dos aus machte ich einen kurzen Abftecher nad) 
Baden-Baden, das ich bisher faum flüchtig kennen gelernt 
hatte. In einen Kunftladen tretend, fand ich zwei Frauen 
mit der Mufterung einiger Bilder bejchäftigt, die aud 
meine Aufmerfjamfeit erregten. Die eine, von unge: 
wöhnliher Schönheit und Anmuth, 309 mich, den ihr 
völlig unbekannten Fremden, in’s Geſpräch über eine an: 
geregte Kunitfrage, und ih war nicht wenig eritaunt, 
nachher zu erfahren, daß es die Großherzogin von Baden 
gewejen war. 


Zu meinen treuejten Verfaſſungs- und Wahlgeſetz— 
anhängern gehörte der alte Leidensgenofje Profefjor Adam 
Pfaff in Schaffhaufen. Als er durch die Zeitungen von 
meinem Gejundheitszuftande und der Nothwendigfeit, den 
Winter im Süden zuzubringen, erfuhr, jagte er nicht nur 
jeine thätigite Mitwirkung für Die Morgenzeitung zu, 
fondern jtellte fich auch jonjt zur Verfügung Schon zu 
Anfang des Monats Auguft ſchrieb er mir einen jehr 
warmen und theilnahmsvollen Brief, der zugleich für Die 
frühere Haltung Anderer von fo ſprechender Bedeutung 
ilt, daß ich eine Stelle daraus mittheilen will. 

„Mit innigfter Freude und Bewunderung,“ jchrieb 
Pfaff, „bin ih den Wirkungen Ihrer Thätigfeit gefolgt 
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und wenn irgend Jemand im weiten Baterlande ift, der 
fih über die zwar jpäte, aber dafür dejto reinere und 
großartigere Anerkennung Ihrer, eben fo jehr, ja noch 
viel viel mehr freut, als wäre fie ihm ſelbſt zu Theil 
geworden, jo bin ich es; das dürfen Sie glauben. Ich 
erblide darin eine bejondere Satisfaktion für mich; denn 
wie oft habe ih mid ſchon damals, uls wir täglich 
zujammen lebten, über die hämiſche Sprödigkeit 
geärgert, ereifert und mit gemwilfen Leuten gezanft — 
über die Sprödigkeit, womit man es zu einer vollen 
Anerkennung Ihres allerdings nicht weltläufigen, für 
Manchen vielleiht unliebfamen Manneswerthes nicht 
fommen ließ. Sie haben aud darin gefiegt, im weiten 
Vaterlande, wie im engeren; Ihr Name ift mit der Sache 
des Baterlandes untrennbar verfnüpft” u. ſ. w. 

Der Schluß des Briefes enthielt die dringende Ein- 
ladung, auf dem Wege nah Süden auch Schaffhaufen 
zu bejuchen und dort eine kurze Raſt zu halten. 

Ich war Anfangs nicht abgeneigt, diefem Wunjche, 
den ich lebhaft theilte, zu willfahren. Indeſſen hatte fich 
die Reife jo jehr verzögert, und die legten Tage waren 
jo ungünftig für mich gemwejen, daß ich den Gedanken 
aufgab und mich beeilte, mein nächites Ziel, Montreur, 
zu erreichen. 


15* 
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Beim Eintritt in die Schweiz ftrömte mir gerade 
fein „ſüdlicher Hauch“ entgegen, vielnehr waren die ge 
heizten Defen in den Eifenbahnwagen eine angenehme 
Ueberrajchung. 

Im Uebrigen aber ſchien das Eifenbahnmefen der 
Kantone und Kantönli noch etwas im Argen zu liegen, 
was zum Theil auch noch 1873, als ich abermals nad) 
Süden mußte, der Fall war und troß des Bundesgejehes 
vom 23. December 1872 noch jet nicht ganz aufgehört 
bat. Bejonders war der häufige Wagenwechjel läftig und 
empfindlich. 

Die Bahn von Bern über Freiburg nach Lauſanne, 
welche 1861 noch im Bau war, gewährt bei hellem Wetter 
die prachtvollſten Ausſichten auf die Hochalpen. Bei jeder 
Biegung des Weges tauchen neue Schönheiten auf. Einzig 
und wahrhaft herrlich iſt das Schauſpiel, welches ſich 
beim Austritt des Zuges aus einem kleinen Tunnel ober— 
halb Vevay darbietet: dann glänzt plötzlich der Leman, 
von rieſigen Fels- und Schneegipfeln umragt, von Weilern 
und Weinbergen umkränzt, in ſeiner ganzen entzückenden 
Schönheit aus der Tiefe empor. 

Als einſt der heil. Bernhard, der berühmte Abt von 
Clairvaux, einen ganzen Tag lang am Geſtade des Genfer 
Sees hingezogen war und Abends die Gefährten entzückt 
über die Reize der Gegend ſich äußern hörte, fragte er 
verwundert, wo denn der ſchöne See ſich befinde, deſſen 
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Pracht fie jo jehr eingenommen habe? Der heilige Mann 
war jo vertieft und in innere Betrachtungen verfunfen 
geweſen, daß er von al’ den Wundern Nichts bemerkt 
hatte, die den flaren Wafferjpiegel des Leman umgeben. 

Auh Calvin und Bonnivard, die Streiter der Re: 
formationgzeit, jcheinen jo ausfchlieglih der Glaubens: 
und Gedankenwelt zugewandt gemwejen zu fein, daß fie 
feinen Blid oder wenigftens in ihren Werfen feinen 
Raum für die Herrlichkeiten der fie umgebenden Natur 
hatten. Heut zu Tage aber wird nicht leicht ein „Hei: 
liger” gefunden werden, der am geprieſenſten der jchweizer 
Seen vorübergezogen, ohne feiner Schönheiten gewahr 
geworden zu jein. Nur von einem Engländer wird erzählt, 
daß er in einem querfigigen Wagen von Genf bis Lau: 
fanne gefahren jei, und dem See beitändig den Rüden 
zugedreht habe. 

Es fehlt jedoh auch nicht an Nebeltagen, die weder 
die ewigen Schneegipfel noch auch die ragenden Felfen: 
jpigen der Alpenhörner jehen laffen, und wo felbft die 
fteilen Stufen der Weinberge jo wenig fonnig find, daß 
fie in der Halt und im Rauch der vorüberjaufenden 
Dampfwagen fat unbemerkt bleiben. 

Allein ſolche Tage find nicht von langer Dauer, und 
jelten werden die zahlreichen „Benfionen” am Wege eine 
jo geringe Anziehungskraft üben, daß nicht die Sonne 
darüber aufginge. 

Die befannteften und gejuchteften Orte am öſtlichen 
Geitade des Sees find Vevay, Glarens, Verner und 
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Montreur mit ihren alljährlich fih mehrenden Gaſt- und 
Fremdenhäuſern. 

Clarens iſt der Schauplatz der Nouvelle Heloise, 
die „Wiege der wahren Liebe”, wie Byron im Childe 
Harold fingt. 

Montreur ift eigentlich fein befonderer Ort, jondern 
der Name eines Kirchipiels, bildet aber gleihjam Die 
Gefammtbezeihnung für die Gegend, welche als „Elima= 
tiiher Kurort” betrachtet wird, und feit einer Neihe von 
Sahren bejonders deutſche Beſucher und deutſche und 
ruſſiſche Kranke angelodt hat. 

Ich fand zunächſt im Gafthofe zum Schwan in 
Berner und dann bei Viſinand in Montreux, oder rich: 
tiger in Sales, ein Unterfommten. 

Man kann gerade nicht jagen, daß das Klima von 
Montreur beſſer jei, als fein Ruf; im Gegentheil jcheinen 
viele Kranfe oder wenigitens deren Aerzte eine völlig 
übertrieben gute Meinung davon zu haben. Allein es iſt 
immerhin eigenthümlich genug, um eine mehr als ge: 
wöhnlihe Aufmerkjamkeit in Anspruch zu nehmen. 

Um fo auffallender war und ift es, daß noch Nie: 
mand genaue Beobadhtungen diejerhalb angejtellt hatte. 
Weder Pfarrer, noch Aerzte, noch ſonſtige Gebildete hatten 
es der Mühe werth geachtet oder Eifer und Ausdauer 
genug befeffen, um jahrelange Aufzeihnungen über Wind 
und Wetter oder auch nur von Barometer- und Thermo: 
meterftänden vorzunehmen. Niemand wußte die mittlere 
Jahres- oder Wintertemperatur anzugeben, gejchweige 
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denn, daß über Regenmenge, Windrichtung und Stärke, 
über Feuchtigkeit der Luft und dergl. Etwas feititände. 
Fragte man nad den Kälte: und Wärmeverhältnifien, jo 
wußten jelbit die Aerzte nichts als allgemeine Verficer: 
ungen zu geben: Schnee und Eis jei jelten, falte Winde 
fenne man fat gar nicht, im Ganzen jei das Winterklima 
um drei bis vier Grad milder als in Genf oder Bajel, 
und jelbit vor der Stadt Vevay habe Montreur und jeine 
nächte Umgebung noch einen bedeutenden Vorzug. Dabei 
wurde auf mancherlei jüblihe Gewächje im Freien, nament: 
ih auf Granat-, Lorbeer: und Feigenbäume 2c. aufmerkſam 
gemacht; jelbit Delbäume jeien früher gezogen worden ꝛc. 

Ich konnte nicht umhin, die Gleihgültigkeit in Betreff 
der MWitterungsverhältniffe zu rügen, namentlih auch in 
deutſchen Blättern. Im Ganzen jcheinen aber die Dinge 
jest noch eben fo zu liegen wie damals. Doch hat der 
Arzt Dr. Carrard feit 1864 Thermometer: und Baro— 
meterbeobadhtungen angeftellt, auch fonft einige Wahr: 
nehmungen angemerkt, wobei ihm 1873 und 1874, wie 
es hieß, ein „domestique“ half; allein Erſchöpfendes fehlt 
meines Willens noch immer. 

Ich meines Theils glaube nicht, daß die Elimatifchen 
Verhältniffe von der Art find, um Brujtleidenden, deren 
Uebel ſchon einen gewiſſen Grad erreicht Hat, Heilung 
oder auch nur eine erhebliche Linderung gewähren zu 
fönnen. Genf hat eine mittlere Jahreswärme von 8092 R., 
Bafel von 76. Die mittlere Wintertemperatur it in 
Balel = 11. 
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Die FJahrestemperatur von Bevay gibt Dr. Curdod 
— La cure des raisins, 1860 — im Mittel der Jahre 
1855 bis 1859 nad) Marimal- und Minimal-Ermittlung 
zu 9,78 C., alfo 7,6 R. an; die mittlere Wintertempe: 
ratur dafelbft betrug 2,9 R. Der Monat März hatte nur 
eine mittlere Wärme von 41 R, 

Für Montreur nimmt man nun zwar eine erheblich 
höhere Temperatur in Anſpruch. Allein wäre das auch 
richtig, könnte man etwa eine mittlere Wintermwärme 
von vier bis fünf Grad Reaumur annehmen, jo würde 
darin noch feine bejondere Yodung für einen Bruftfranfen 
liegen. Rom bat doch wenigftens 6,5, Neapel 6,9, Pa— 
lermo 9,1, während Algier fi einer mittleren Winter- 
wärme von 9,9, Cairo von 11,7 und Fundal auf Madeira 
fogar von 14,0 rühmen darf. 

Aber die Annahme von „4 bis 5 Grad“ ſchien mir 
Ichon 1861 bedeutend zu hoch gegriffen zu fein. In der 
Zeit vom 21. December bis 23. Januar, die allerdings 
die Fälteiten Winterwodhen umfaßt, fand ich bei drei— 
maliger täglicher Beobachtung nur ein Mittel von — 0,9. 
Darnad) und nad) Jonjtigen Angaben und Wahrnehmungen 
fonnte Die mittlere Winterwärme nur gegen 3 Grad be- 
tragen, alfo nur etwas höher fein, als die von Frankfurt. 

Und ſelbſt das hat ſich noch als zu hoch gegriffen 
erwiefen. Die Beobadhtungen Garrard’8 in 1864 bis 
1867 ergaben nur ein Mittel von etwa 2,5 C., alfo 20 R. 
und zwar bei dreimaliger täglicher Verzeihnung um 7 Uhr, 
1 Uhr und 9 Uhr. 
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Der Monat März hat einen Durchſchnitt von nur 
38 R., November von 4,7. Dabei ſchwanken die Jahre 
ziemlich bedeutend: März 1864 — 5,4; 1865 —= 1,3; 
die drei Wintermonate 1864 — 0,2 und 1868 — 41. 
Der ſtärkſte mittlere Minimaljtand war im Monat Februar 
1865 = — 9,1 R,, der höchſte mittlere Marimalftand im 
Auguft 1867 = 23,9 R. Die mittlere Jahrestemperatur 
betrug in 1864 bis 1869 — 8,T R. 

Am Winter 1873 auf 1874 blieb die Temperatur 
ſogar noch hinter obigem Mittel zurüd: December = 1,1; 
Sanuar = 1,7; Februar — 2,0, aljo durchſchnittlich nur 
— 1,6 R. Am 11. Februar, Morgens 7 Uhr, jtand das 
Thermometer nur — 7,5. 

Man wird zugeftehen müſſen, daß dieje Ergebnijje 
für einen „klimatiſchen Kurort“ nicht jonderlich befrie- 
digend Elingen. 

Indeſſen kommen doc einige Umftände in Betracht, 
welhe der Sache einen erheblich befjern Anftrih geben. 
Dahin gehört namentlih die windgeſchützte Lage der 
gejuchteiten Drtichaften, jo daß Oſt- und Nordmwinde, 
namentlich anhaltende, jelten oder niemals fühlbar werden. 
Der öftlihe Winfel des Genfer Sees, welchen das Kirch: 
ſpiel Montreur mit feinen zahlreihen Weilern und 
terrafjenförmigen Weinbergen umjchließt, ift gegen Dften 
und Norden von jo nahen und jo hohen Bergen um: 
geben, daß erhebliche Windftöße oder gar Stürme von 
dorther nicht möglich find. Selbſt nad dem jüdöftlich 
gelegenen Rhonethal gewährt der Mont D’Arvel noch einen 
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ſchirmenden Vorſprung, während die Gebirgszüge, zu 
denen die befannte, über 5000 Fuß hohe Dent de Jaman, 
und näher, bei Berner, der Eubly und andere Gipfel 
gehören, einen vollitändigen Abſchluß nah Oſten bilden. 

Nah Norden, woher die gefürchtete, namentlich auch 
in Genf jehr empfindliche Bije weht, find die Höhenzüge 
zwar weniger bedeutend und weniger jehirmend; allein 
fie bieten doch immerhin Schuß genug, um die Bucht 
von Montreur zu deden, jo daß jener Wind jelten anders 
als durch Rüdftoß und durch die Aufregung auf dem 
mweitlihen Theile des Sees und den fich fortpflanzenden 
Mellenlauf bemerkbar wird. 

Meiterhin, nad Nordmweiten, iſt das Land mehr 
geöffnet. Zwar erhebt fich dort der Sorat oder Joran, 
ein getrennter Seitenaft des Juragebirges; allein jeine 
Entfernung ift zu groß, als daß er noch erheblich wie 
ein Windjehirm dienen könnte. Im Gegentheil kommt 
von dorther zuweilen ein ziemlich empfindlicher Wind, der 
ebenfalls Joran genannt wird und falt wie eine Art 
Miitral, der im ſüdweſtlichen Frankreich als Nordweitwind 
verrufen ift, betrachtet werden Fann. 

Noch weiter hin, nad Weiten zu, dehnt ſich der See 
in feiner ganzen gebogenen Länge aus. Exit die Kette 
des Aura ſchließt dorthin den Gefichtsfreis ab. Die Ent: 
fernung ift aber jo bedeutend, daß bei nebligem Wetter 
der Leman wie ein Meerbujen fich ausnimmt, welder 
Anſchein noch dadurch befördert wird, daß fich oftmals 
Möven bier einitellen. Namentlih it im Herbft und 


Sonſtige Einflüffe auf das Klima. 235 


Winter das weftliche Gebirge nur jelten fihtbar. Sogar 
ein anjehnliher Theil der hart an das ſüdliche Gejtade 
des Sees herantretenden ſavoyer Alpen, welhe Montreur 
gegenüber die ſchöne Gruppe der Dents d'Oches bilden 
und weiterhin, über dem Rhonethal, als Dent du Midi, 
über 10,000 Fuß hoch, ferner als einer der Gipfel des 
großen Bernhard 2c. auftauchen, kann häufig vor Wolken 
und Nebel nicht gejehen werden. Ja ſelbſt die nächiten 
jenfeitigen Ortſchaften, das wallifer Boveret und das halb 
ſchweizeriſche, halb ſavoyiſch-franzöſiſche St. Gingolphe, 
find zumeilen ganz verdecdt, obwohl die Breite des Sees 
hier faum eine Stunde beträgt. 

Unter ſolchen Umijtänden ift es begreiflih, daß 
Montreur von falten Winden nur wenig oder gar nicht 
zu leiden bat und daß daher jelbft anhaltendes Froit: 
wetter in weit geringerem Grade empfunden wird, als 
anderswo. 

Ein zweiter Grund, warum das Klima jelbit an 
jolhen Tagen, wo das Thermometer einen niedrigen 
Stand zeigt, als weich und milde bezeichnet zu werden 
pflegt, mag in der Feuchtigkeit und in ſonſtigen Verhält: 
nifjen der Luft Liegen. Auch auf magnetische Strömungen 
hat man hingewiefen, um die ungewöhnlichen Witterungs: 
eriheinungen von Montreur zu erklären; namentlich ift 
dies von einem belgifchen Genie:-Offizier Namens Brüd 
geichehen. Indeſſen fehlt es in allen diefen Beziehungen 
noch an genauen und ausreichenden Beobachtungen. 

Bei der gewöhnlich ftattfindenden Windftille bringt 
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die Sonne, wenn fie auch nur kurze Zeit fcheint, an den 
MWeinbergterraffen und an fonftigen Widerjcheinsftellen 
eine jehr erheblide Wärme hervor. Beſonders bemer- 
fenswerth find in dieſer Beziehung die bededten, mit 
Glaswänden verjehenen „Galerieen”, die fih an den 
meilten Kofthäufern befinden. Ich weiß, daß wir mehrere 
Male bei einer Sonnenwärme von 18 bis 20 Grab zu 
Mittag jpeiften, während an der Nordfeite des Hauſes 
das Thermometer zwei bis drei Grad unter Null ftaıd. 

Bei Bruftleiden, die noch nicht weit vorgejchritten 
find, jowie als Uebergangsftation zu wärmeren Gegenden 
mag ſonach Montreur immerhin empfohlen werden. Wer 
dagegen an einem Lungenübel leidet, das jchon einen 
gewillen Grad erlangt hat, dem werben die Bejchwerden 
der Reife und namentlich die Erfältungen bei Wagen- 
wechjel und dergl. mehr ſchaden, als er den ganzen Winter 
über zu verwinden vermag. 

Auch Sole, denen es an Gelegenheit nicht fehlt, 
ih einen jonnigen, wohlgelüfteten Glasgang oder ſonſt 
ein windgeſchütztes Plätzchen im Widerjchein der Sonne 
zu bejchaffen, werden befjer thun, daheim zu bleiben. 

Dafjelbe ließe fich freilich auch Manchen jagen, die 
mit noch größeren Opfern und Beſchwerden nah Nizza, 
Mentone, Hyeres ꝛc. reifen. 

Tadelnswerth, ja mitunter wahrhaft gemwifjenslos 
erjcheint es jedenfalls, Kranke nach Montreur oder an 
ähnliche Orte zu jchiden, die einen höheren Wärmegrad 
gar nicht mehr entbehren können und daher fait immer 
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im Zimmer zubringen müſſen, ohne dabei nur irgend die 
Bequemlichkeiten und die Pflege zu finden, die fie daheim 
haben könnten. Ich bin wiederholt mit foldhen Zeidenden 
zufammengetroffen, deren Lage bei bejchränften Mitteln 
oft wahrhaft bejammernswerth war. 

Seit einer Reihe von Jahren, namentlih unter 
deutſchem Einfluffe, find allerdings in den meiften Pen: 
fionen die Feuerungseinrihtungen bedeutend verbeijert 
worden. Man bat fait überall Defen, ſtatt der ſonſt 
üblihen Kamine; auch werden die für den gemeinfamen 
Gebrauch beftimmten „Salons“ in der Regel, und wenn 
die Witterung nicht gar zu fchlecht ift, ziemlich gut geheizt. 
Allein für Kranke bleibt doch oft viel zu wünſchen übrig, 
namentlih in jolden Häufern, wo faft nur Gejunde 
wohnen, und insbejondere, wo die an Kaminfeuer und 
offene Thüren gemwöhnten Engländer vorherrichen. An 
eine gewiffe regelmäßige Wärme ift faum zu denken, 
theils wegen der Verjchiedenheit der Wünſche, theils wegen 
des Ungeſchicks und der Unachtjamkeit der Bedienung. 
Eine Aufwartung auf dem Zimmer aber wird begreif- 
liherweife nur höchſt ungern gewährt. Und jelbft im 
eigenen Zimmer fteht eine jo gleichmäßige Temperatur 
und ein jo regelmäßiger Luftwechjel doch nur jelten zu 
erreichen, als man daheim mit Leichtigkeit würde haben 
fönnen. Wer nicht ungewöhnliche Preiſe zahlen Tann, hat 
meiſt nur ein fleines Gemach, häufig nach Norden oder 
Weiten oder gar unterm Dad) gelegen. 

Auch die Preife der Feuerung fommen natürlich in 
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Betracht, da Heizung und Beleuchtung der Einzelzimmer 
in den täglichen Penſionsſätzen nicht mitbegriffen ſind. 

Das Waadtland hat zwar einige Kohlenwerke; allein 
zur Heizung wird die Steinkohle noch wenig oder gar 
nicht verwendet. Für einen „Korb“ voll Holz aber, halb 
tannen, halb buchen, zuſammen etwas über einen Kubik— 
fuß ausmachend, berechnete man zwei Franken, ſo daß 
an kalten Tagen, zumal bei Kaminfeuer, bequem für einen 
Thaler täglich verbrannt werden konnte. 

Bei längerem Aufenthalte läßt man ſich deßhalb 
größere Beträge bejorgen, etwa eine ganze oder halbe 
oder viertel Moule oder auch une petite mesure. Die 
Moule gejägten und gejpaltenen Buchen: oder Ulmen: 
holzes, theils in Scheitern, theils in Knüppeln, vier Fuß 
lang, ſechs Fuß breit und ſechs Fuß hoch, alfo 144 Kubif: 
fuß, fam 1861 mit dem Kleinmadhen auf 70 Franken zu 
jtehen; Tannenholz, das zur Erleichterung des Feuer: 
anmachens jtets mit in Vorfchlag gebracht wird, auf 36 
Sranfen. — Im Winter 1873 auf 1874 ward die Moule 
Buchenholz zu 90 Franken berechnet; die Heizung eines 
einzigen Zimmers Eoftete 121 Franken, ohne daß je eine 
Märme von 15 Grad R. erreicht wurde. Und bis Mitte 
Mai mußte geheizt werden, da das Thermometer faft jtets 
unter 12 Grad jtand. 

Sleihwohl Hat Montreur in diefer Hinficht noch 
Vorzüge vor anderen „klimatiſchen Kurorten”. Wenigitens 
wiſſen die Penfionsbeliger von zahlreichen Fällen zu er: 
zählen, wo mitten im Winter aus Nizza und anderen 
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Küftenplägen des Mittelmeers Fremde angekommen jeien, 
um befjeren Schuß gegen Kälte zu ſuchen. ch jelbjt habe 
aus Hyeres wiederholt Briefe erhalten, welche bitter 
Hagten und den Zimmern in Montreux entjchieden den 
Vorzug gaben. 

Am 7. Januar 1862 hatte man zu derjelben Mors 
genjtunde in Rom — 0,6, in Algier 3,2, in Nizza 5,6, 
in Zoulon und Hyeres 4,0 und in Berner-Montreur 45 R, 
Am 30. Januar ftand in Nizza das Thermometer auf 
Kul und in Toulon hatte man diejelbe Kälte wie in 
Berner, nämlich — 40. Berüdjichtigt man dabei, daß an 
allen diejen Orten die Heizungsporrichtungen weit mangel- 
hafter als in Montreur und die Fußböden obendrein mit 
Badfteinen belegt find, während in Montreur neben 
doppelten Fenjtern nur gedielte, häufig ſogar parkettirte 
vorkommen, jo läßt jich’s allerdings erklären, daß ſchon 
Mander aus Italien nah Montreur zurüdgefehrt it 
oder an das Geſtade des Leman ſich zurückgeſehnt hat. 

Zudem wurde in Algier über Staub und Schmutz, 
in Hyeres über Sturm und Rauch, in Laufanne über 
Wind und Wetter geklagt, während bei Berner fich Die 
durchſichtigen Fluthen des Sees kaum leife bewegten. 
Einem deutſchen Belannten, der von Montreur nad 
Hyeres gezogen war, wurde e8 im December erjt be: 
haglich, nachdem er ſich „einen Eleinen Kanonenofen“ 
hatte fommen lafjen, eine Freude, die aber gar bald durch 
den Miftral geftört wurde, indem es nun vor Naud) 
„nit auszuhalten” war. 
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Wenn von Montreur die Rede it, jo wird darunter, 
wie ſchon angedeutet wurde, bald ein ganzes Kirchfpiel, 
bald der nächſte Kreis von Häufern und Weilern in der 
Nähe der Kirche verftanden. Eine eigentlihe Ortsge— 
meinde, ein „Dorf“ oder einen „Flecken“ Montreur, wie 
von den Fremden meilt angenommen wird, gibt es gar 
nicht, am wenigſten eine commune Montreux, wie Manche 
gefhrieben haben. Montreur ift vielmehr der amtliche 
Name eines Kirchſpiels, welches zugleich einen Frie> 
densgerihtsfprengel bildet und aus drei Kommunen 
oder bürgerlihen Gemeinden mit zufammen etwa 
zwanzig Dörfern und Weilern befteht. 

Die drei Gemeinden, denen je ein Syndie vorfteht, 
heißen Chätelard, Les Planches und Beytaur. Die Grenzen 
werben durch Gebirgsbäde 2c. gebildet. Der Bach zwischen 
Chätelard — jo genannt von einer maleriſch gelegenen 
Burg aus der Feudalzeit — und Les Planches heißt Baie 
de Montreur und ftrömt, eine tiefe Schlucht bildend, mitten 
durch den Häuſerkreis, welcher wie ein zufammengehöriger 
Fleden fi) ausnimmt und von den Fremden meift Mont: 
reur, wobei an das Mustriacum der Römer erinnert 
worden ift, genannt wird. 

Der Theil links des Baches heißt Les Planches, 
der Theil rechts Sales; beide ftehen in feinerlei gemein: 
heitlihem VBerbande, wie auch die übrigen einzelnen Dörfer 
und Meiler nur in fofern etwas Gemeinfames haben, als 
etwa Wafferleitungen, Brunnenanlagen und dergl. auf 
gemeinſchaftliche Koften eingerichtet find. Als eigentliche 
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Körperihaften kommen nur die nach franzöfifcher Art 
gebildeten Kommunen in Betracht. 

Ueber die erwähnte Schlucht führt eine fteinerne, 
etwa achtzig Fuß hohe Brüde, oberhalb welcher der Ge- 
birgsbah, nachdem er ein paar am Felſen bängende, 
gebrechliche Mühlenräder getrieben, einen hübſchen Waſſer— 
fall bildet. Weiterhin treibt er noch ein Schmiede: und 
Hammerwerk und fällt dann, einige Minuten unterhalb 
der Brüde, in den See. 

Die Kirche liegt auf der linfen Seite des Baches, 
aljo innerhalb der Gemeinde Les Planches, und ift bis 
zur Spite des jchlanfen, weithin fichtbaren Thurmes aus 
Stein gebaut. Ihr Standort hat durch bedeutende Strebe- 
mauern geſchützt werden müſſen; der dadurch gebildete 
Kirchhof, mit einer kleinen Kapelle zur Seite, bietet eine 
der reizendften Ausfichten auf den Leman. 

Die etwas auffallende Lage des Gotteshaujes wird 
durch die daneben fprudelnde ftarfe Duelle, welche auch 
Sales mit Wafjer verfieht, erflärlich, indem wahrſcheinlich 
eine uralte Kapelle, und zwar im Anjchluffe an ein heid— 
niſches Heiligthum, an der Stelle fich befunden Hat. 

Uebrigens ift in neuerer Zeit noch ein zweites Gottes- 
haus, die jog. Eglise libre, erbaut worden, nachdem fich 
viele Pfarrangehörige von der unter dem Kantonalregis 
ment ftehenden „Nationalfirche” Tosgejagt hatten. Diefe 
neue Kapelle liegt unterhalb des Orts und wird auch von 
vielen Fremden beſucht. 

Der Platz der Pfarrkirche mag etwa zweihundert 
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Fuß höher liegen als der Spiegel des Seeds. Auch die 
meilten Häufer der beiden Drtsabtheilungen liegen be— 
deutend höher, während die Weiler Berner, Clarens, 
Territet tiefer, zum Theil an der großen Heeritraße ges 
legen find, melde von Vevay bis Villeneuve an den 
Buchten des Leman fich hinſchlängelt. 

Etwas höher als die Straße läuft die Eijenbahn 
von Lauſanne nah Sitten; fie hat der zahlreihen Frem— 
denhäufer wegen drei nahe gelegene Haltepläge, von denen 
der von Verner-Montreur der bedeutendfte iſt. In Berner, 
nahe beim Bahnhofe, befindet fich auch die Briefpojt und 
die Telegraphenitation. 

Für eine Reihe der neueiten Bauten und Garten: 
anlagen hat man das Terrain dem See durch Abdämmen 
und Ausfüllen abgewonnen. Die Lage derjelben, un: 
mittelbar am Waſſerſpiegel, zum Theil mit Vorrichtungen 
zum Baden, zu Bootsfahrten u. j. w. it daher eine jehr 
reizende. 

Auch behaupten Viele, daß es in Verner wärmer 
jei, als in den höher gelegenen Theilen von Montreur, 
wo die Sonne wegen der Berge eine volle Stunde jpäter 
aufgehe zc., was natürlich von den betreffenden Penſions— 
befigern — abgejehen vom Sonnenaufgange — aufs 
nahdrüdlichite beftritten und durch Hinweiſung auf ihre 
geihügtere Lage im Vergleiche zu dem „windigen und 
kothigen“ Berner auszugleichen gejucht wird. 

Noch mehr hat man gegen VBevay zu erinnern. Und 
fiher mit vollem Recht, während Vevay allerdings einer 
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größeren -Befreiung von „Nebeln“ ſich rühmen kann. 
Wenigſtens hebt Dr. Curchod, der Arzt in Vevay, wieder: 
holt hervor, daß der Ort „est exempt de brouillards; 
sils y paraissent, ce n’est que durant quelques heures 
et seulement deux ou trois fois par annede.“ 

Wo zwiihen VBerner und Montreur die Wahrheit 
liegt, muß jo lange unentjchieden bleiben, als nicht an- 
dauernde und gewijjenhafte Beobachtungen gemacht worden 
find. Für die Zeit meines Aufenthalts jedoch und zwar 
namentlih für die vier erſten Winterwochen kann ich 
nicht umhin, der Behauptung von Montreux, insbefondere 
der Penſion Viſinand, auf der rechten Bachjeite, beizu- 
pflihten, obwohl der Unterſchied allerdings nur ſehr un: 
bedeutend war. Eine gleichzeitig von mir und einem 
Freunde vorgenommene Beobadhtung ergab einen Unter: 
Ihied von Ys Grad zu Gunjten der Penſion Bifinand. 
An einzelnen Tagen, 3. B. am 1. und 2. Januar betrug 
derjelbe faſt 2 Grad, Schnee lag an beiden Orten ziemlich 
gleichmäßig, mitunter bis zu einem halben Fuß hoch. 

Im Winter 1873 auf 1874 fonnte ich eigene, genaue 
Beobachtungen nit machen. Aber es war zweifellos, 
daß die Witterung geraume Zeit kälter war, als an vielen 
Stellen Deutjchlande. Noh tief im März zeigte ich 
Schnee und Eis; am 10. war ein heftiger Schneefturm, 
am 11. balbfußhoher Schnee, am 12. helles Froitwetter, 
am 13. fußhoher Schnee, am 14. Froſt- und erit am 
16. Thaumetter. Noh im Mai jank das Thermometer 
bis auf 3 Grad Reaumur. Vom 30, April bis Mitte 
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Mai herrſchte fait unaufhörlihd mindiges und naßfaltes 
Wetter. 

Die erwähnte Penjion Pifinand gehörte 1861 zu 
den älteften der Gegend; fie war Die einzige, welde 
damals noch die alte Sitte, Wein à discretion zu geben, 
ohne dafür etwas Bejonderes zu berechnen, aufrecht erhielt. 
Ueberhaupt machte das ganze Hausweſen, von den diden 
Wänden und Weinfäflern und vom ſtrammen Hausherrn 
bis zum mohlbeleibten Fräulein Rofalie, den Eindrud 
mwohlbegründeter Feitigfeit und Fülle. 

Vifinand war zugleich Friedensrichter. Die Präfektur 
dagegen hatte in Vevay oder. Bivis, dem alten Vibiscum 
der Römer, ihren Sit. Die Hauptitabt des Kantons 
aber ift Lauſanne, die indefjen nicht unmittelbar am See 
liegt, fondern in Ouchy ihren Hafen hat. 

Das ſüdliche, jetzt zu Frankreich gehörige Ufer des 
Sees iſt wegen der jchroff herantretenden Gebirgsmaffen 
weit weniger bevölkert, als das nördlide. Doc hat es 
mehrere interefjante Punkte und ift an jchönen Herbſt— 
und Sommertagen das Ziel mancher Ausflüge. Zwiſchen 
Meillerie und dem jchon erwähnten St. Gingolphe, bei 
dem Weiler Bret, vermuthet man die Stelle, wo im 
Jahre 563 das alte Tauretunum durch einen furdtbaren 
Bergfturz vernichtet wurde. Gregor von Tours erzählt 
die Verwüftungen und das Entfegen, welche dadurch her: 
beigeführt wurden; der ganze See jcheint in Aufruhr 
gejegt worden zu fein, denn mehrere Dörfer wurden über: 
ſchwemmt und in Genf die Rhonebrüce weggeriffen. 
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Auch an jonftigen Naturereigniffen und geichichtlichen 
Erinnerungen fehlt e8 in der Nähe des Leman nicht. Von 
Diviko, der 107 vor Ehriftus im Rhonethal die Römer 
ſchlug, bis zu Neder und Frau von Stael, die in Coppet 
begraben liegen, hat fi gar Manches begeben, das der 
Aufbewahrung werth erjchienen ift und zu weiteren Nad): 
forfchungen veranlaßt hat. Man denke nur an die furdt- 
bare Reife, welche Kaifer Heinrich IV. mit feiner Ge: 
mahlin Bertha von Savoyen mitten im Winter von 1076 
auf 1077 durh das Rhonethal über den großen Bern: 
hard machte, um wie ein Büßer vor Gregor VII. zu 
erjcheinen! Ganz Deutſchland war Damals vom 26. Dftober 
bis 25. März mit Schnee bededt. Da die Gegner des 
Kaijers alle Alpenpäffe, bis auf den jchwierigiten, für 
unzugänglich gehaltenen, bejegt hatten, jo blieb dem be- 
drängten Herrfcher feine Wahl. Nachdem er fich von 
jeiner eigenen Schwiegermutter und jeinem Schwager, die 
er in Vevay traf, mit ſchweren Opfern den Durchzug 
erfauft hatte, wurde die mühjelige Bergreife angetreten 
und nah furdtbaren Anftrengungen, wobei mehrere 
Menſchen und die meiſten Saumthiere umfamen, Aoſta 
erreiht. Die Kaiferin fol in dem warmen Innern aus: 
geweideter Stiere fortgezogen worden fein. 

Don bejonderer Bedeutung it Jahrhunderte lang 
- bie Burg Chillon gewejen. Auf einem abgeriffenen Feljen 
im See, zwiſchen Montreur und Villeneuve,-an der Haupt: 
verbindung des Waadtlandes mit dem Rhonethale gelegen, 
mußte diefer Pla früherhin von außerordentliher Wich— 
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tigfeit jein. Auch haben die Grafen von Savoyen, die 
fih jeit Heinrihs IV. Zugeftändniffen, in der Gegend 
auszudehnen juchten, ftets eine beſondere Aufmerkſamkeit 
darauf gerichtet. Namentlih machte Peter von Savoyen, 
„fier, hardi et terrible comme un lion, si preux, qu’on 
Yappelait le second Charles Maygne“, in der eriten 
Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts die auf alten Trüm— 
mern erbaute Burg zum Stüßpunfte für feine Befigungen 
und zum Ausgangspunfte für neue Eroberungen. 

In jpäteren Zeiten wird das Schloß wiederholt als 
Aufenthaltsort wichtiger Staatsgefangener genannt. Auch 
hat man den abgerifjenen Feljen für den „weitentlegenen 
Ort” genommen, wohin unter Ludwig dem Frommen um 
830 der Abt von Corvei, Graf Wala, abgeführt wurde, 
um für den Rath zu büßen, den er in den Streitigfeiten 
der Söhne des Kaifers unter fih und mit dem Vater 
ertheilt hatte — in quädam, longissimo terrarum spatio, 
altissimä et artissimä specu, quo nullus erat accessus. 

Am befannteften ift Chillon durch die Gefangenſchaft 
Franz Bonnivard’s, eines der hauptſächlichſten politifchen 
und religiöfen Freiheitsmänner Genfs, geworden. Zur 
Zeit der Neformation, 1530, dur Treulofigfeit in die 
Hände des Herzogs von Savoyen gerathen, ward derjelbe 
jehs Jahre lang dafelbit in Haft gehalten, nachdem er 
jhon um 1520 zwei Jahre in den Feſſeln des Herzogs 
zugebradht hatte. In den eriten beiden Jahren der zweiten 
Gefangenschaft jheint er durch das Wohlmwollen des Be- 
fehlshabers eine milde und rüdjihtspole Behandlung 
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genofjen zu haben. Dann aber, nad) einem Bejuche des 
Herzogs auf der Befte, ward er in eins der unterirdifchen 
Gefängniſſe gejperrt. „Alors,“ jo erzählt er felbft, „le 
capitaine me fourra en une croctes, plus bas que le 
lac, oü je demeurais quatre ans... Je sais bien, que 
jais alors si bon loysir de me pourmener que j’em- 
preignis en la roche, qui &tait le pavement de l’eans, 
un vionnet, soit un petit sentier, comme si on l’eust 
fait avec un martel.“ 


Byron fingt: 
'T was trod, 
Until his very steps have left a trace, 
Worn, as if thy cold pavement were a sod, 
By Bonnivard! May none those marks efface! 
For they appeal from tyranny to God, 


Die Annahme, daß die Gefängnißgewölbe tiefer als 
der See gelegen, ift wahrjcheinlich nicht richtig ; wenigſtens 
haben neuere Mefjungen ergeben, daß der höchſte Waſſer— 
jtand des Leman, welcher dicht am Felfen die ungeheure 
Tiefe von anderthalbhundert Klaftern haben foll, noch 
acht Fuß unter dem Boden der Gewölbe bleibt. Allein 
der Aufenthaltsort des DBerfolgten war darum nicht 
minder jchauderhaft, wenn auch viele VBermuthungen und 
Erzählungen, welche den neugierigen Beſuchern in unjern 
Tagen aufgetiicht werden, wenig begründet jein mögen. 
Auch die Einzelheiten, womit Byron feinen 1816 im 
Anker zu Duchy gedichteten Prisoner of Chillon jo 
lebendig ausgeftattet hat, 3. B. die Mitgefangenfchaft und 
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das ergreifende Hinfterben der Brüder, entiprechen der 
Geſchichte nicht. 

Am 1. Februar 1536 jegten die Berner jechstaufend 
Mann in Bewegung, um den Genfern die oft angerufene 
Hülfe gegen den Herzog von Savoyen zu gewähren. In 
Genf vergaß man dabei den Gefangenen von Chillen 
nicht. Eine Flotte ward ausgerüftet, und das Volk rief 
beim Abjegeln: Allez et sauvez Bonnivard! 

Am Morgen des 29. März 1536 Donnerten die Ge- 
ſchütze der Genfer von der See- und die der Berner von 
der Landjeite, und ſchon Mittags übergab fich die Veſte. 
Man juchte nad) dem Gefangenen: „Bonnivard, tu es 
libre !“ 

„Et Geneve ?“ 

„L’est aussi!“ 

Bon der Zeit an waren die Herren von Bern zu: 
gleich die Herren des Waadtlandes, bis mit dem Einziehen 
der franzöfiichen „Freiheitsgedanfen” das ftolze Gebäude 
des mächtigen arijtofratijchen Berner Freiftaats zu ſchwan— 
fen begann. Zwar wurden die Bewegungsmänner von 
1792, Roſſet und Müller de la Mothe, ergriffen und in 
Chillon eingejperrt; man verurtheilte fie zu 25jähriger 
Haft, und ein Anderer ward jogar zum Tode verurtheilt; 
allein 1797 brach der mwaadtländer Aufitand mit mehr 
Erfolg aus. Montreur pflanzte den erſten Freiheitsbaum; 
Chillon ward erobert und Müller de la Mothe deſſen Be: 
fehlshaber, und unter dem Beiftande der franzöfifchen 
Heere ging das Ariftofratenregiment überall zu Ende. 
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Die rege Theilnahme der Bewohner von Montreur 
an den Zandesangelegenheiten hat fich, wie es fcheint, bis 
auf den heutigen Tag erhalten. Ueberhaupt muß in dem 
Kirchſpiel, wenn man den DVerfiherungen des früheren 
Pfarrers Ch. Wulliemoz glauben darf, ein eigenthümlicher 
Geift geherrſcht haben. 

„L’habitant de Montreux,“ jagt der Mann in einem 
1850 erſchienenen, etwas wunderlich hochtrabenden „Ab: 
ſchiedsworte“, „tient en quelque sorte A tous les pays 
du continent. Vous y trouvez la luxure et les de- 
bordements de la France parisienne, les froids et 
avares calculs de l’Allemagne et de la Chine, la fierte 
meprisante Anglo-Saxonne, les fureurs espagnoles et 
les trahisons d’Italie ... Les haines sont presque 
comme en Corse, elles survivent & la mort; les joies 
sont delirantes comme en Sicile, les prejuges tenaces 
comme le temps“ ... 

Außer Chillon und dem oben erwähnten Schlojje 
Chätelard finden fih in der Nähe von Montreur noch 
mancherlei Bauten und ſonſtige Weberbleibjel, welche an 
die Feudaßeit und an die Beziehungen zu Savoyen 
erinnern. 

Zu den bemerfenswertheften gehört die Burg Blonay 
unweit Vevay, welche nicht jelten das Ziel rüjtiger Spa: 
jiergänger ilt. Es fnüpft fich daran folgender, für Die 
legten Zeiten des mittelalterlihen Ritter: und Hoflebens 
ungemein bezeichnender Borgang. 

Bei einem Banket Herzogs Karl IIL ftritt man fich 
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über die Tapferkeit der BVerheiratheten und Unverhei- 
ratheten und über den größern Werth der Frauen oder 
der Sungfrauen. 

Simon von Blonay, weil oder obwohl vermählt, 
ſprach ſich laut für die Verheiratheten aus, erflärte les 
dames mariées aussi dignes de loz et de renom que 
l’etaient les demoiselles, und erbot fich, dies mit Lanze 
und Schwert zu bemweifen. 

Alsbald trat Sire de Corjant du Pays de Brefie 
für die Fräulein auf, und der Herzog geitattete den Kampf 
— deux courses de lances, au fer emoulu, et le jeu 
de l’epee, jusques au nombre de quinze coups. 

Der Beliegte hatte mehrere Bedingungen zu erfüllen, 
namentlih, wenn es Herr von Gorjant jein follte, die 
Gattin Blonay’s fniend um Vergebung zu bitten ac. 

Der Kampf fand am 12. Mai 1504 vor dem Schloſſe 
zu Turin Statt. Beim erjten Rennen zerfplitterten beide 
Lanzen, beim zweiten traf Herr de Blonay jo gut, daß 
e3 Vielen um den am Boden liegenden Gegner gethan 
zu jein ſchien; doch erhob ſich diefer ſogleich und griff 
zum Schwert. Blonay, plein de gräce et de noblesse, 
geitattete ihm wieder zu Pferd zu fteigen, und der Kampf 
ward nun jo higig fortgejeßt, daß der Herzog die Ritter 
endlich trennen ließ und Herrn de Blonay für den Sieger 
erklärte, aber zugleich ausfpradh, daß auch der Champion 
der Unvermäbhlten tapfer „ſeine Schuldigfeit” gethan habe. 

„Rah den Kampfbedingungen,” jagt der alte Er: 


zähler weiter, „Corsant, apres s’est un peu repose, seen 
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fust crier mercy à deux genouils, devant tr&s-redoutee 
madame de Savoie. Et fist de m@me, un genoul en 
terre, à toutes les autres dames mariees du palais.“ 

Dann fragte er, wo fih Frau von Blonay befinde. 
„Loyal et preux champion,“ ermwiderte der Gatte, „trop 
ne saurois bonnement vous dire, oü se trouve pour 
le present ma dame et amie, laquelle ai laissde en 
couches par delä les monts.“ „Aber entweder,” meinte 
er, „befindet fie fih im Chablais auf dem Schlofje Saint: 
Vol de Meillerie oder im Waadtlande auf der Burg 
Blonay.” 

Was war da zu thun? So weit und gefahrvoll der 
Meg erihien, Herr de Corſant beftieg jofort jein gutes 
Roß und ritt in aller Hajt über's Gebirge. 

BZuerft zog er nach Meillerie, auf dem jüdlichen Ge: 
ftade des Leman; allein „Dame Catherine” war nicht 
dort. Trotz anbredhender Naht und ftürmiichen Wetters 
nahm er ohne Verzug ein Boot und erreichte andern 
Morgens glüdlih Vevay. 

Bon da begab er fih, ohne auch nur auszuruhen, 
geradeswegs nad Blonay, ſank vor Katharine auf die 
Knie und rief: „Vergebung!” 

Man kann fi denken, wie die gute Dame — gerade 
allaictant son beau petit poupon — erjtaunt war. Aber 
fie wußte fich zu fallen und fagte mit liebliher Stimme: 
„Seigneur champion des non-marieces, loyal et france 
chevalyer, estes au demeurant et certes nul n’y con- 
tradıra.“ 
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Allein über Naht durfte er nicht bleiben, ſondern 
mußte nad) Vevay zurüd; „denn,“ meinte fie, „il ne con- 
vient ä dame sage et discrette, restee seulette en ma- 
noir, de vous hefberger.“ 

Andern Tags aber [ud Katharine die Freunde und 
Nachbarn, die Herren de Gryere, Aubonne, Chätelard ꝛc. 
zu einem prächtigen Mahle ein, woran auch Polande de 
Vilette, ihre Baſe, Theil nahm. 

Da erklärte Ritter Corjant, die Gejundheit der 
Schloßfrau ausbringend, daß ihm der Gedanke gekommen 
jei, fich zu verheirathen und fünftig die Sache der Ver: 
mäblten befjer als jegt die der Unvermäbhlten zu vertreten. 
„Et ce disant, se tournoit bellement vers Yolande de 
Vilette,“ welche, eine mittellofe Waife, für das Klojter 
beftimmt war; und „soudain que le chevalyer l’eust 
ung petit regardece, la pauvrette deving rouge 
comme escarlatte et ne dit rien que faire ung long 
soupir“ ... 

Kurz, es gab bald eine Hochzeit auf Schloß Blonay, 
und es iſt anzunehmen, daß Ritter von Corſant aud als 
Ehemann „jeine Schuldigfeit” gethan hat. 
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In Heffen und namentlich in Kaffel gingen, während 
ih in Montreur weilte, die Dinge den bisherigen Weg 
weiter; der Kurfürft dachte noch nicht daran nachzugeben. 
Sa er machte neben den gewöhnten Bemühungen feiner 
Käthe und Helfershelfer in eigener Perſon an mehreren 
Drien ganz ungewöhnliche Verfuche, die öffentliche Stimme 
für fi zu gewinnen. 

So bejudte er am 11. Oktober 1861 die Stadt 
Eſchwege, deren Bewohnern und Umgegend faft immer 
eine gewiſſe fonjervative Neigung zugetraut wurde, und 
hielt fich zur großen Freude feiner „getreuen Unterthanen” 
faft drei Tage dort auf. Er fol die Liebenswürdigfeit 
jelbft gewejen fein, wie er denn überhaupt jehr freundlich 
und ſelbſt drollig jein konnte, wenn’s ihm in feinen Kram 
zu paffen ſchien. Sogar bis zu einem „Fadelzuge” Tießen 
fih die guten Ejchweger durch ihre mwohlgemeinten „mo- 
narchiſchen Gefinnungen” hinreißen. 

Doh fand der Vorgang wenig Beifall und Nach: 
ahmung. Schon auf dem Marftplage zu Sontra „fehlte 
jeder feftliche Empfang“, und die Nachrichten aus ben 
ſüdlichen Zandestheilen Tauteten noch weniger ſchmeichel— 
haft. Eine überſchwengliche „Denkjchrift”, die unter dem 
Titel: „Eſchwege's Wonnetage” veröffentlicht wurde, hatte 
durhaus nicht den Erfolg, den man von ihr erwartet 
haben mochte. 

Auch unterließ ih nicht, noch von Frankfurt aus, 
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zur Verhütung von Mißgriffen ein paar Artikel zu ver: 
öffentlichen. Es wäre zu wünjchen, rief ich den Oberheſſen 
zu, „daß die Marburger und Frankenberger fich die Be 
deutung des „„Konitituzionalismus”“ etwas jchärfer ver: 
gegenmwärtigten, als die guten Eſchweger u. }. w. gethan 
zu haben jcheinen. Allerdings darf nicht im geringiten 
bezweifelt werden, daß die Wähler der Werragegend nad 
wie vor ihre Schuldigfeit thun und unmwandelbar an dem 
alten Berfaffungsrechte des Landes feithalten werden; 
auch ift es gewiß richtig, daß man, wie verjchiedene Be- 
rihte aus Eſchwege geltend gemacht haben, nach konſti— 
tutionellen Grundjägen zwiſchen der Perfon des Landes- 
herren und dem Regierungsſyſtem der verantwortlichen 
Minifter unterjcheiden fünne und müſſe; allein der Ber- 
faffungsgrundjag von der Heiligkeit und Unverleglichkeit 
des Fürften im Gegenjat zu den Miniftern geht nicht jo 
weit, daß er auch zum Jubiliren und Feſtiren berechtigt 
oder gar verpflichtet, werrn dazu fein wahrer Beweggrund 
vorhanden if. Mag ein Herriher die Rechte und den 
Willen des Volks noch jo jehr mißachten, mag er jeine 
Käthe noch jo übel wählen, nad) Eonftitutionellen Grund: 
fägen bleibt er gewiß unverantwortlid) und unverleglich; 
aber ift in ſolchen Fällen auch Grund zu bejfonderen 
Ehrenbezeugungen und Feitlichfeiten vorhanden? Müßte 
nicht vielmehr der Fürft durch dergleihen Vorgänge irre 
geführt und zu ganz falſchen Folgerungen verleitet 
werden? Geburtstagsfeierlichfeiten, Ehrenpforten, Jubel- 
lieder u. dgl. haben an fi mit dem Konjtituzionalismus 
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nichts zu jchaffen. Bei diefem handelt es ji nur um 
Rechte, um gefeglich fejtgeitellte Chrenbezeugungen ꝛc.; 
außerordentliche Feitlichfeiten dagegen find Sache des 
Beliebens, und follten niemals anders Statt haben, als 
wenn wirklich Berdienit und Werth fie fordern und wahre 
Neigung dazu treibt. „„Das Schweigen der Völker ijt 
das Geriht der Könige.” Will man aber nicht blos 
jchweigen, jondern auch reden, jo ift zu reden nad) Recht 
und Wahrheit. Warum riefen die Ejchweger nad) dem 
Hoch auf den Kurfüriten nicht auch: Hoc die Berfaffung 
von 1831? —“ 

Unter'm 2. November jchrieb die Regierung die neuen 
Wahlen, und zwar abermals nah dem Wahlgejege vom 
30. Mai 1860, aus. Abermals wurden mannidhfache Ein- 
wirfungen auf die Wähler verfuht. Und abermals ohne 
Erfolg. Eine anonyme Schrift: „Der kurheſſiſche Ver: 
fafjungsftreit, ein Wort aus dem Volk für das Volk“, 
die duch geihmadloje Kraftworte zu wirken juchte und 
unter Anderm von den „PBanduren des Nationalvereins” 
ſprach, fand eine treffende Entgegnung jeitens eines 
bäuerlihen Abgeordneten, des Bürgermeijters Knobel zu 
Ehlen. — 

Das Organ der Regierung, die Kafjeler Zeitung, 
ließ „entichiedene” Maßnahmen in Ausfiht ftehen; allein 
man bejchränfte fich darauf, den auf den 31. December 
einberufenen Ständen vor der Beftätigung der Präſi— 
dentenwahl eine Erklärung darüber abzufordern, daß die 
Verfammlung auf die Landtagsgejchäfte eingehen wolle. 
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Als dies verfagt wurde und die zweite Kammer in einer 
auf den 8. Januar anberaumten geheimen Situng mit 
42 gegen 2 Stimmen dabei beharrte, erfolgte abermalige 
Auflöfung und Anordnung von Neumahlen binnen jechs 
Monaten. Eine von der Kammer bejchlofjene Adreſſe an 
den Kurfürften wurde, da der Landtagsfommifjar ihre 
Annahme verweigerte, in den Zeitungen veröffentlicht. 

Zu Anfang der Wahlen gelangte die Nachricht über 
einen unerfreulihen Vorgang bis zu mir. Es hatte ſich 
plöglih das Gerücht verbreitet, der Oberbürgermeifter 
Hartwig - wolle eine Wiederwahl nicht annehmen. Auch 
erfhien im Frankfurter Journal ein Artikel vom 
24. November in diefem Sinne und zugleich mit ber 
Nachricht, daß an Hartwig’s Statt „Dr. RB... 9...., 
der Vertheidiger Detker’s, ein Mann, der unwandelbar an 
dem alten Verfaſſungsrecht des Landes fefthalten werde, 
am meilten Ausficht haben jolle, gewählt zu werden.” 

Ich konnte zwar nicht glauben, daß Hartwig irgend 
einen Grund habe, eine Wahl abzulehnen; indeſſen unter: 
ließ ich nicht, fofort an den Freund zu telegraphiren und 
für die Morgenzeitung das Nöthige anzuordnen. 

Am 14. November hatte die kurheſſiſche Regierung 
eine Erklärung in Betreff des badifhen Antrags am 
Bundestage abgegeben, worin eigentlih nur das Eine 
bemerfenswerth war, daß die Regierung den Anſpruch 
erhob, über „die Stimmung des Landes” „die genauefte 
und allein maßgebende Kenntniß zu befigen, weil fie dieſe 
Stimmung auf das forgfältigfte beobachtet habe.“ 
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Es war dies aber jo wenig richtig, daß fie vielmehr 
die Zahl und Bedeutung ihrer Anhänger völlig über: 
ihägte. Es ergab ſich dies deutlich genug, als gegen 
Ende des Jahres 1861 der „Heſſenverein“ geftiftet, bezw. 
vom Kurfürften beftätigt wurde, der nad) der Kaſſeler 
Zeitung den Zweck hatte, „im Gegenjaß zu dei deſtruk— 
tiven Bewegungen der jeßigen Zeit, Efonjervative Gefin- 
nung in Kurheflen zu fördern und zu ftärfen,.. und 
für die Verfaffung vom 30. Mai 1860 einzutreten”. Diejer 
Verein hatte faum mehr Anhalt im Bolfe, als vordem 
der „Treubund“, deifen Trümmer er mit einigen neuen 
Zuthaten einſchloß. 

Dagegen hatte die Zahl der Verfafjungsfreunde mit 
jeder Auflöjfung der Kammer zugenonmen, wie u. A. eine 
von Kafjel aus in’s Werk gejegte og. „Riejenpetition“ ergab. 

Das Einzige, das innerhalb der Verfafjungspartei 
als eine gewiſſe Schwäche betrachtet werben konnte, war 
das noch fortdauernde Schwanfen einer Reihe von Per: 
jonen, namentlich einiger höheren Staatsdiener, Hinfichtlic) 
des Wahlgejetes. 

Es zeigte fih bald genug, wie begründet meine Be: 
jorgniffe und wie nothwendig und nüglich meine Vorfichts: 
maßregeln bei meiner Abreife gewejen waren. 

Und was das Schlimmite war, gerade in den Kreijen 
einiger meiner genaueiten Freunde erhob fi, nachdem 
ih kaum den Rüden gewandt hatte, eine förmliche Auf: 
lehnung gegen das Feithalten an 1849; ficher in befter 
Abſicht. 
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Nahdem mir wiederholt allerlei ungewiſſe Andeut: 
ungen zugegangen waren, ſchrieb mir Dr. 8. Wippermann, 
welder die Redaktion der Morgenzeitung führte, unter'm 
6. März 1862 eine greifbare Nachricht. Mein Freund, 
Dbergerichtsrath B., hatte Wippermann jagen lafjen, er 
möge doch nicht alle Brüden hinter ſich abbrechen; es jei 
nah gewiſſen Nachrichten wahricheinlid, daß Oeſterreich 
und Preußen fi einigen würden, aber ficher nicht zu 
Gunſten des Wahlgeſetzes von 1849 u. |. w. 

Ich erkannte nun den Zujammenhang der Dinge. 
Der Urfprung des neuen Verſuchs führte ſich auf Berlin, 
bezw. auf den preußijchen Gefandten v. Sydow in Kaſſel, 
zurück. 

Herr v. Sydow hatte dem Regierungsrathe Wiegand 
ein Privatiffimum über die preußiſche Miniſter-Politik 
gelefen, und Wiegand hatte das mit einem Privatijfimum 
über das kurheſſiſche Verfaſſungsrecht vergolten. Beide 
waren fich dabei in dem Gedanken begegnet, daß das 
Wahlgeſetz von 1831 doch mwilllommener jei, als das von 
1849, und Wiegand wollte fich bereit finden laſſen, als 
Minifter die Ausführung zu übernehmen. 

Wiegand hatte dann mit B. und mit meinem Bruder 
geredet, und jeder wieder mit Anderen. 

Ob ih von W. abfihtli im Dunkeln gelaffen wurde, 
babe ich nicht beſtimmt ermitteln Fönnen. 

B. hatte fih, wenn auch ganz im Stillen, mit vieler 
Wärme der Verfaſſungsſache angeſchloſſen. 

Aber dem Wahlgefete ftand er von Anfang an feindlid 
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gegenüber, was um fo bemerfenämwerther erjchien, als er 
jonft ein jehr ftrenger Rechtsmann war. Er liebte den 
Inhalt des Gejeges nit und ſprach fich oft jehr weg: 
werfend darüber aus. Und doc läßt fih noch gegen: 
wärtig feine befjere Zufammenjegung einer heſſiſchen 
Landesvertretung ausfindig maden, als fie jenes Geſetz 
enthält, wie B. jpäter jelbit anerfannt hat. 

Die Hauptfache aber war, daß B. in dem Feithalten 
des Wahlgejeges eine Gefahr für die ganze Berfaffungs- 
angelegenheit erblidte. Und das war ja allerdings eine 
Auffafjung, der eine gewiſſe Berechtigung nicht abzu— 
ſprechen war. Sie ließ fich wohl beitreiten, aber nicht 
bündig widerlegen. 

Kurz B. jtellte ih an die Spike der Gegner des 
Wahlgejeges und trat damit entichieden gegen mein Streben 
auf. Auch meinen Bruder hatte Wiegand anſcheinend ge— 
wonnen; Männer wie Klauhold und Andere waren ohne: 
hin vollauf bereit; fogar Pfeiffer in Bremen trat eben- 
falls zunädjft auf B's Seite, mit dem er eng befreundet 
war x. 

Einer aber, auf welchen man am jicherjten gerechnet 
hatte, zeigte fich widerjpenftig: Nebelthau erklärte, daß 
fich über die Sache „gar nicht reden laſſe“, und Bennigjen, 
an den Pfeiffer jchrieb, ftellte feine entſchiedenſte Gegen: 
arbeit in Ausfiht. Das wirkte. 

Natürlich ließ ich's ſelbſt an Rührigkeit nicht fehlen. 
Auch an B. und Wiegand fchrieb ich mit Rückſicht auf die 
alte Freundihaft und bat um Aufſchluß von ihnen jelbit. 

17* 
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B. antwortete ſofort und mit ehrenwertheiter Offen: 
heit. Die Hauptitelen feines Briefes lauten wie folgt: 
„Unfere Sade jteht auf einem Punkte, wo leider unjere 
Anfichten nicht mehr zufanımengehen.“ 

Eben fo jchrieb mir furz darauf mein Bruder: „Unjere 
Ansichten fangen an auseinander zu gehen.“ 

In dem Briefe B.s hieß es weiter: „Ich will Feine 
Berufung des Landtags nad 1849, fondern alsbald nad) 
1831, weil das Wahlgejeg von 49 doch nicht bleiben fann, 
bundesmäßig verurtheilt it und ich hiernach in der Be: 
rufung eines Landtags nach 49 nur eine Formalität er- 
blide . . . Ich habe es niemals billigen können, daß man 
jtets auf dem Wahlgejeg von 1349 herumritt, wie es 
geichehen ; jett zeigen fih die Folgen... Die Sachlage 
it nun ungefähr die: Meine Freunde und id — es find 
eine Menge bejonnener Yeute, die meine Anficht 
theilen — werden allerdings dahin zu wirken juchen, daß 
mit Umgehung des Wahlgeleges von 49 alsbald eine 
Verfammlung nad 31 berufen werde und das Land jich 
dabei beruhige. Sie und Ihre Anhänger werden wahr: 
iheinlid auf das Gegentheil Hinarbeiten. Sie haben 
dabei entjchiedene Vortheile. Sie haben die herrſchende 
Meinung, alle Zeitungsorgane und die Fähigkeit für fich, 
für Ihre Anficht noch fortwährend Propaganda zu machen. 
Wir können nur ganz insgeheim auf eine Verftändigung 
binarbeiten, weil, wenn wir mit unjern Gründen offen 
hervortreten, wir dem Feind die Waffen jelbit in die Hand 
liefern würden. Wenn wir gleihwohl nicht alle Hoffnung 
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aufgeben, jo hoffen wir dabei auf die Schwerkraft — der 
gefunden Bernunft. Möglih, daß wir nicht durch— 
langen. Dann haben wir dur unfere Bemühungen 
Ihnen nichts geſchadet. Mag dann das müde Schiff, 
ftatt, wie wir wollen, in den Hafen einzulaufen, nochmals 
auf das wilde Meer der politiichen Zerfahrenheit hinaus: 
jteuern und jein Glück verſuchen. Es joll uns freuen, 
wenn es dann doc) noch endlich zum Ziele gelangt. Wenn 
es aber Schiffbruch leidet, fo tragen Sie und Ihre 
Freunde die Verantwortung.” 

Alſo man betrachtete fih ſchon als eine fürmliche 
Gegenpartei und war bereit, den Kampf gegen mich und 
die Mehrheit dreier Ständeverjammlungen aufzunehmen! 

Dabei berief man ſich „auf die gejunde Vernunft” 
und beklagte meine Abmwejenheit. „Wären Sie hier,” 
ihrieb B., „jo würden wir, ich und meine Anjichtsge: 
noſſen, nicht verzweifeln, unjerer Anficht bei Ihnen Ein: 
gang zu verichaffen.” 

Das würde nun zwar gewiß nicht der Fall geweſen 
jein, jo wenig, dab ich nad allen Nachrichten, welche ich 
aus und über Berlin erhalten hatte, der „gejunden Ber: 
nunft” gegenüber das Wort „Unſinn“ an den Rand fchrieb ; 
allein eine kurze Anweſenheit in Kaffel würde mir doch 
jehr erwünſcht geweien fein. Faſt alle Briefichreiber 
drüdten, wie B., ihr Bedauern über meine Abweſenheit 
aus, wenn aud aus anderen Gründen; es fehlt an „ge: 
böriger Leitung“, ſagten ie. Und das war richtig! 

Wiegand ließ mid) länger auf Antwort warten, als B. 
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Sein Verhalten war mir um jo peinlicher, als ich ihn 
jelber früher wie Andere als die paflendfte Minifter: 
perjönlichfeit bezeichnet hatte und nun von Frankfurt und 
Carlsruhe aus ſehr verwunderte Anfragen erhielt. 

Wiegand war von Haus aus Juriſt und zwar kein 
ſchlechter. Eine frühe Verlobung veranlaßte ihn, als 
Regierungs-Sekretär zur Verwaltung überzugehen, wo er 
ein raſcheres Fortkommen in Ausſicht hatte. Auf meine 
Empfehlung nahm ihn Eberhard 1848 zum vortragenden 
Rath in's Miniſterium des Innern. Nach dem Umſchwunge 
unter Haſſenpflug ward er verſchiedentlich verwendet. 
1862 mar er in Kaſſel und galt ohne Widerſpruch für 
‚einen der befähigtiten Werwaltungsbeamten des Landes. 

Ich Hatte ihn längft als Minifter in’s Auge gefaßt 
und es daher nicht ungern gejehen, daß er jede eigene 
DBetheiligung an den Beitrebungen für Herftellung der 
Verfaffung von der Hand mies, denn auf jolde Weije 
blieb er dem Kurfürften unverbächtig. 

Als nun in den eriten Monaten 1862 von mehreren 
Seiten die Aufforderung bei mir einlief, Liſten von geeig: 
neten Perſonen zu neuen Miniſtern aufzuitellen, trug ich 
fein Bedenken, meinen alten Freund überall an die Spite 
zu jegen. Daneben nannte ich den früheren Minifter des 
Auswärtigen von Winpingerode in Weimar und neben 
diefem auch deffen Freund Dr. R. Harnier und Andere, 

Man war daher in Garlsruhe und an andern be: 
freundeten Stellen nicht wenig erftaunt, ale plößlich von 
Berlin her die vertraulihe Nachricht einlief, die Herren 
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v. Sydow und Wiegand machten in Kafjel Propaganda 
für das Wahlgejet von 1831. 

Vollends arg wurde die Sache, als eine Berliner 
Denkſchrift, „Bemerkungen über die Ausführbarkeit des 
kurheſſiſchen Wahlgejeges vom 5. April 1849”, anlangte, 
worin nachgewieſen werden jollte, daß das Wahlgejek 
ohne neue Oftroyirungen gar nicht mehr ausführbar 
jei. Zur Bornahme der Wahlen bedürfe es der leitenden 
Mitwirkung von „Bezirksräthen”; dieſe Bezirksräthe aber 
beitänden gar nicht mehr, und könnten auch nicht herge— 
ttellt werden, da ein Wahlgejet dafür vor dem Umſturz 
von 1850 und 1851 nicht erlaffen worden jei. Da wäre 
e8 aljo offenbar befjer, lieber gleich das ganze Kameel 
„Wahlgejeg” zu verſchlucken, als erſt die Müden zur 
Wiederbeſchaffung von „Bezirksräthen” zu jeihen. 

Die Freunde waren natürlich nicht wenig betroffen 
und wandten ſich fogleih an mid. Nun war ed zwar 
leicht, diejen unerwarteten Einwand zu bejeitigen, allein 
die Leichtfertigfeit, welche dabei obmwaltete, empörte mich 
doch bis auf’s äußerite. 

Die Abfjaffung der Denkihrift, die allen Bundes: 
regierungen mitgetheilt wurde, ſoll allerdings nicht in 
Kaſſel ftattgefunden haben; von glaubwürdigjter Seite ift 
mir jpäter verfichert worden, daß ein Herr N. fie bear- 
beitet habe, während das Material dazu ohne allen Zweifel 
aus Kaſſel jtammte. ... 

Derjelbe Gewährsmann aber, dem der Mangel der 
Bezirksräthe und der Ablauf des eriten Wahlgejeges dafür 
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befannt war, der wußte doch ſicher au, daß unterm 
14. März 1850, und zwar Jon unter Hafjenpflua, ein 
neues Wahlgejeg wirklich gegeben worden war! ... 

Das ging mir denn doch über den Spaß. An B. 
hatte ich noch jehr verfühnlich gejchrieben, weil mich feine 
Offenheit, ſoweit er felbjt in Betracht fam, freute. Ja 
id war jo gutmüthig gewejen, daran zu erinnern, daß 
die Freunde fich mindeftens vorfehen möchten, nicht blos 
als Uebergangs- und Ueberleitungsminifter mißbraucht zu 
werben! 

Zum Schluß freilih Hatte ich ihm die Geneigtheit, 
mir im Fall des Mißlingens alle Schuld und Verant: 
wortlichfeit zuzufchieben, doch nicht ganz Schenken können. 
Ich hob hervor, daß ich mir meiner vollen VBerantwort- 
lichkeit jehr wohl bewußt und fie zu tragen bereit jei; daß 
man aber, wenn man meine Bahnen mit eigenen 
Plänen durdfreuze, dann auch gefälligjt die Verant— 
wortlichfeit auf ji nehmen möge Ich ſchloß mit der 
Mahnung: Nur feine Kirhthurmspolitit aus Eleiniten 
Sonderintereſſen! 

Jetzt jedoch wurde mir das Treiben zu bunt und zu 
bedenklich. Sogar der Redakteur der Morgenzeitung war 
in ſofern umgeſtimmt, daß er ſeine „Entlaſſung“ ver— 
langte, wenn ich darauf beſtehe, in derſelben gegen das 
Treiben „der Staatsdiener“ noch weiter vorzugehen. Da 
mir ein neuer Gehülfe nicht ſofort zu Gebote ſtand, ſo 
entſchloß ich mich, von der Morgenzeitung abzuſehen und 
auswärts vorzugehen und zwar, wenn es nöthig ſein 
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jollte, mit aller Schärfe. Schon waren eine Reihe von 
Briefen und Artikeln unterwegs, da fam ein Brief von 
Wiegand, am 8. April. 

Auch er meinte: „Wäreft Du bier, jo würde viel 
Unkluges (?) unterblieben fein. Mündlic hätten wir uns, 
ich bin’s überzeugt, in einer Stunde veritändigt. Schrift- 
liche Mittheilungen jcheue ich und habe Grund dazu...“ 

Das war nur eine Ausrede, die mit der alten Freund- 
ihaft, die er anrief, und auch mit den fonjtigen Um: 
ſtänden nid,. in Einklang jtand. So gut, wie er diejen, 
drei Bogen jtarfen Brief gejchrieben und über Frankfurt 
mir ficher zugeſchickt hatte, eben jo gut fonnte er früher 
und zwar auf die ficherite Weiſe jchreiben und mir feine 
Gedanken und Pläne mittheilen. Ganz abgejehen von 
unjerer Freundſchaft, waren folche Mittheilungen fchon 
wegen meiner PBarteiltellung geboten. Statt daß id num 
erſt über Berlin von der „angezettelten Intrigue“ Kunde 
erhielt, und von anderer Seite mir vorhalten laſſen mußte, 
daß „verfaflungstreue Kurheſſen“ jelbit das Wahlgeſetz 
von 1849 nicht wollten, hätte ich dann wenigitens bei 
Zeiten und durch die „Freunde“ felber das Richtige er: 
jahren und darnadı handeln Können. 

Uebrigens war der Wiegand’she Brief mit großer 
Klugheit und Ueberlegung abgefaßt. Freundjchaftserinner: 
ungen und Vorwürfe und Entjchuldigungen mifchten fich 
auf das geſchickteſte. Er that, als wenn er mir nad): 
träglich fein ganzes Herz ausschütte; aber ich wußte ſchon 
jeit Wochen durd andere Nachrichten, daß er mir doc) 
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bei weitem nicht Alles ſagte, vielmehr das Befte noch 
vorenthielt. Er leugnete, daß man mir und meinem Ans 
hange gegenüber trete, und doch lag es in der Sache, und 
B. hatte es längſt offenherzig zugeftanden. Ferner ftellte 
er jede „Agitazion“ in Abrede; das Gerede in öffentlichen 
Blättern fei durch uns jelbit entjtanden; es handelte fi 
aber noch nicht um eine öffentliche Agitazion, fondern 
eben um eine jtille Propaganda, die B. ebenfalls zuge: 
itanden hatte. Das jtarre Feithalten am Wahlgefege von 
1849, meinte er jodann (und dafjelbe hatte auch B. ge 
meint), werde zu einem Zweikammerſyſtem 2c. führen; das 
war mir am allerwenigften einleuchtend und in Carlsruhe 
lachte man darüber. Kurz, die ganze lange politiihe Vor: 
lefung, die Wiegand mir hielt, machte nicht den geringiten 
Eindrud auf mid. 

Aber die alten Töne langjähriger Freundſchaft ver: 
fehlten doch die beabfichtigte Wirkung nicht ganz; ich 308 
die gegebenen Weifungen und Artikel mit großen Koften 
telegraphiih zurüd, wozu es eben noch Zeit war, und 
begnügte mi mit einer ernften Antwort, um jo mebr, 
als ich andermeite Nachrichten erhalten hatte, die nicht 
ungünftig erjchienen. 

Als ich fpäter mit Wiegand perfönlich zufammentraf 
und ihm das Widerjprechende in den verfchiedenen Mit 
theilungen zu Gemüthe führte, rief er endlich lachend: 
„x. ift ein guter Kerl, aber der ungejchidtefte Menſch von 
der Welt!“ 

Uebrigens enthielt der Brief Wiegand’s eine Bes 
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merfung meines Bruders: „Gelejfen und einverftanden; 
morgen ausführlicher”. Dieſe ausführlicheren Mittheil: 
ungen ergaben indeß, daß er keineswegs in allen Stüden 
einveritanden war. 

Kurz mein Entſchluß ftand feiter, als je, von 1849 
nicht abzugeben. Eben fo entichloffen war v. Roggenbad). 
„Wir werden unfererjeits,“ jchrieb er mir am 2, April, 
„ganz teljenfeit am entjcheidenden Punkte halten,” und 
v. Bennigjen erflärte es für „thöricht und ſchimpflich“, 
das Wahlgeſetz im jegigen Augenblice zu opfern. 

Während ich jo auf Abwehr alter und neuer Gegner 
bedacht war, hatte ich auch jeit Monden die Frage er: 
mwogen, wie die Sache überhaupt weiter gebracht und wie 
namentlich die preußiſche Regierung zu einem Schritte 
vorwärts gedrängt werden könne. 

Nah Allem, was ih aus und über Berlin und Wien 
erfuhr, jchöpfte ich die Meberzeugung, daß man auf feiner 
Seite den Wunsch hege ſich zu entzweien, mobei bie 
. Verhältniffe in Italien und Schleswig-Holſtein wohl die 
Hauptgrundlage abgeben mochten. Graf Rechberg wünjchte 
nicht, daß Preußen in Kurheſſen einfchreite und hätte 
daher unendlich gern die kurheſſiſche Frage erledigt ge: 
jehen; Graf Bernftorff jeinerjeit3 wollte Defterreich nicht 
ohne Noth erzürnen und fuchte nach einem Grunde, um 
den Kollegen Rehberg zum Mitthun zu bewegen. In 
diejer Beziehung, jo ſchloß ich weiter, mußte ihm jedes 
Ereigniß mwillflommen fein, was ihm den augenſcheinlichen 
Anlaß gab, in Wien die Nothwendigfeit eines Ein- 
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ihreitens ar zu machen Ich fahte daher die ſchon 
früher zur Sprache gebrachte Verſagung der Steuerzab: 
lung Seitens der einzelnen Staatsbürger von Neuem ins 
Auge und fuchte diefelbe zunächſt in Hanau und Kafiel 
einzuleiten. Daß dabei fein Uebermaß zu beforgen war, 
dafür bürgte die Aengitlichkeit der Bürger und meiner 
eigenen „lieben Freunde” zur Genüge; auch braten in 
der That alle Mahnungen die Sache in Kajjel nidt 
vom led, während in Hanau bemerfenswerthe Anfänge 
gemacht wurden. 

Dagegen wurde ich in der Nichtigkeit meiner Vermuth— 
ungen durch einen Borfall ganz unerwarteter Art beftärft. 

Im Februar 1862 hatte fih der Redakteur Junger: 
mann, ein geborener Kurheſſe, von Frankfurt nah Berlin 
begeben, um fich dort umzuhören und über Manches Auf: 
Ichluß zu erlangen. Durch Vermittlung Faucher's, der in 
London beim Grafen Bernſtorff eingeführt geweien war, 
hatte er eine Audienz bei dem Grafen erlangt und wollte 
nun von dieſem jehr bemerfenswerthe Neußerungen und 
Wünſche, ja Aufforderungen vernommen haben. Er 
eilte ſpornſtreichs nach Kafjel, berief dort am 25. Februar 
und an den folgenden Tagen ntehrere vertrauliche 
Verſammlungen, in denen er fich aber-jehr offenherzig 
ausließ, ja, wie ein Berichteritatter es ausdrückte, Sich 
geradezu wie „ein Agent” Bernitorff’3 benahm. Insbe— 
jondere empfahl er dringend allgemeine Steuervermweiger: 
ung; ja er ließ bei Vertrauten noch weit Ernfteres durch: 
bliden. 


Jungermann's Vorgehen. 269 


Das ganze Auftreten Jungermann’s in Kaſſel muß 
nad) mehreren Nachrichten nicht ſehr gewinnend gewejen 
jein; wenigſtens verfehlte er jeinen Zwed fait ganz. Er 
hatte ji) gewillermaßen an die Spite der Bewegung 
ttellen wollen und das war doch „nicht Jedem genehm“. 
Dabei behaupteten Wiegand und feine Freunde, Junger: 
mann jei gar nicht bei Bernftorff geweſen; Alles jei 
unrichtig ꝛc. 

Unter ſolchen Umſtänden fand ich mich veranlaßt, 
Jungermann ſelbſt um einen Bericht über den Vorgang 
zu bitten. Er entſprach auch meinem Wunſche ſofort. 
Seine Darſtellung klang zwar etwas anders, als die 
Schilderung Anderer; aber jeden Falles gewann ich die 
Ueberzeugung, daß er, obwohl ſich Bernſtorff über die 
undiplomatiſche Auffaſſung und Anwendung ſeiner An— 
deutungen nicht gefreut haben mochte, doch bei dem Mi— 
niſter des Auswärtigen geweſen war und dieſer ein 
großes Intereſſe hatte, ſich auf Vorgänge der 
wachſenden Unzufriedenheit in Heſſen berufen zu 
fönnen. 

Die Richtigkeit meiner Auffafjung betätigte fich ſpäter, 
als ich felbft eine lange Unterredung mit dem Grafen 
Bernitorff hatte. Der Minifter leugnete nicht, Herrn 
Jungermann empfangen zu haben, beflagte ſich aber über 
„indisfretes Benehmen“, jo daß er habe „Desavouiren” 
müflen; ein gewiſſer Kern von Wahrheit blieb jedoch Hin: 
ihtlih der „Steuerverweigerung” augenscheinlich, ja zwei- 
tellos beitehen. 
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Ueber alles Hin: und Hergerede war mir viel Zeit 
verloren gegangen; erit zu Anfang März konnte ich ein 
von Verner:Montreur aus datirtes Flugblatt, „Winke 
aus der Ferne“, erlaffen, das hauptjählid die Frage 
behandelte: „Was iſt nun zu thun?“ — und zwar nad) 
dein Grundgedanken: Preußen wird augenblicklich nicht 
zwingend helfen, wird aber auch Gewalt gegen uns nidt 
zulaffen, aljo: „jelbit ift der Mann!“ 

„Andere meinen,” hieß es dann weiter, „die Staats: 
diener müßten jegt für das alte Verfaſſungsrecht auf: 
treten. Dagegen ijt jedoch erinnert worden, daß es nidt 
Sade der öffentlichen Beamten jei, an politiichen Partei: 
bewegungen thätig Antheil zu nehmen; die Staatsdiener 
hätten 1850 in ehrenwertheſter Weije ihre Schuldigfeit 
getan, fie würden aud jetzt noch nach Recht und 
Pflicht handeln, fofern ihre amtlihe Stellung dazu Anlaß 
biete u. j. w. | 

„Freilich war das Berhalten der Beamten von 1850 
des höchſten Lobes werth, aber man fol ſich auch nicht 
alzufehr mehr auf eine Tugend berufen, die vor elf 
Jahren geübt worden iſt. Jeder Tag hat jeine eigene 
Aufgabe, und die Aufgabe von heute iſt wahrlich feine 
geringere als die von damals. Allerdings jollen Staats: 
diener nicht „agitiren” noch „demonftriren”, eben jo wenig, 
wie fi dergleichen für die „Diener am Worte Gottes“ 
ziemt; aber etwas Anderes iſt es, politiihe Parteibe— 
wegung machen, und etwas Anderes, in außerordentlichen 
Zeitläuften mit Bitte und Zeugniß vor den Landesherrn 
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treten, um die wahre Lage und Stimmung des Landes 
zu fchildern und vor „Schaden zu warnen“. 

„Andere behaupten, das Oberappellationsgericht müſſe 
auf feine Beihlüffe von 1850 und 1851 zurüdtommen 
es müſſe jet von Neuem die Vollmachten der damaligen 
Kommifjäre, die Berechtigung des neuen Bundestages zc. 
prüfen und in Folge deſſen die jeit 1855 ergangenen 
verfaffungswidrigen Erlafje nicht länger für „vollziehbar“ 
anjehen. Jeden Falles müſſe auf die im Früjahr 1851 
vom bleibenden Ständeausschuffe gegen Haflenpflug wegen 
Kichteinberufung der Stände erhobene Anklage nod) 
ichleunigit erfannt und dabei die Unverbindlichkeit der 
damaligen Maßregeln ausgefprochen werden. — Aller: 
dings würden derartige Beſchlüſſe des höchiten Gerichts: 
hofes von großer Bedeutung fein, ja ala ein wahrer 
Heilungsprozeß von Innen heraus und zugleich als eine 
Sühne oder eine Berichtigung betradptet werden fünnen: 
allein nach dem dermaligen Beſtande defjelben ift auf jo 
etwas nicht zu hoffen ... . 

„Rod Andere richten ihr Augenmerk auf den bleiben: 
den Ständeausihuß und meinen, diefer müfje ſich gegen 
die Steuerzahlung ausjpreden, die Entjcheidung des 
Staatsgerichtshofs in Erinnerung bringen 2c.; noch Andere 
haben wieder andere Anſichten und Pläne. 

„SH verfolge jedoh alle diefe Meinungen und 
Wünſche nicht weiter, fondern halte dafür, daß die 
Kraft des Landes und der Schirm unferes guten 
Rechts nicht in den Beamten, fondern in ber 
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Maſſe der freien, jelbitbewußten, wohlgejinnten 
Bürger in Stadt und Land liegt und zu ſuchen 
iſt. Was können aber diefe Bürger thun ? 

„Sie haben nah meiner ÜUeberzeugung das 
Recht, aus den obigen Grundſätzen die Folger- 
ungen zu ziehen und thatjählid nad Möglichkeit 
zu verwirfliden; fie fünnen mit andern Worten jich 
ganz auf den Boden des Berfajfungsredts von 
1331 stellen und darnach handeln. Sind die alten Ver: 
faſſungs- und Geſetzesvorſchriften noch in Gültigkeit, jo 
it Sedermann befugt, darnach vorfommenden Falles zu 
verfahren; und find die feit 1851 ohne verfaffungsmäßige 
Stände- Mitwirkung ergangenen Anordnungen nichtig, To 
beiteht feine Rechts verbindlichkeit, fie zu befolgen. 

„Es ift jedoch wohl zu unterjheiden zwilchen dem 
Recht und der Durchführbarkeit deſſelben, und in letz— 
ıerer Beziehung wiederum zwijchen gerichtlichen Hinder— 
niffen und Zmwangsmaßregeln der jonitigen Staatsge— 
walt. Da die Gerichte gegenwärtig noch die neuen 
Verfaffungsbeftimmungen 2c. für formell vollziebbar an— 
jehen, jo würden fie jede Anwendung der damit in 
Widerſpruch ftehenden Rechtsvorſchriften verwerfen, es 
unter Umſtänden ſogar ahnden. Wer dies vermeiden will, 
muß derartigen Konflikten ausweichen. In Betreff der 
übrigen Behörden und Gewalten aber wird die Rechts— 
frage zugleich zu einer Machtfrage. Es läßt fih das am 
beiten an der Steuerangelegenheit erörtern. 

„Schon in dem Flugblatte „„Zum neuen Jahre 
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und neuen Kampfe“ vom 28. December 1860 habe 
ich ausführlich dargethan, daß die jeit 1853 bejtehenden 
Steuern zwar wohl nad) der Verfafjung von 1860, nicht 
aber nach der von 1831 forterhoben werden fünnen. Der 
8 146 der PVerfaffungsurfunde von 1831, welder fich 
Ihon in dem Entwurfe eines Staatsgrundgejeges von 
1816 fand, lautet: „„In den Ausjchreiben und Verord- 
nungen, welde Steuern und andere Abgaben betreffen 
fol der landſtändiſchen DVermwilligung bejonders 
erwähnt jein, ohne welche weder die Erheber zur Ein: 
forderung beredtigt, noch die Pflichtigen zur Entrid: 
tung jehuldig find.” Da nun jeit 1850 feine ver- 
faffungsmäßige Steuerverwilligung erfolgt iſt, ja jeit dem 
1. Januar 1861 nicht einmal eine Bewilligung Seitens 
der neuen Stände vorliegt, jo ergibt ſich Far, daß von 
Rechtswegen weder Steuern zu zahlen find, noch ge— 
fordert werden dürfen. Das Einfordern erjcheint nad) 
dem Recht von 1831 als eine ftrafbare Verfaſſungsver— 
legung, das Nichtzahlen aber ift nicht nur nad der 
alten Berfafjung volllommen gerechtfertigt, jondern kann 
auch, jofern es nit mit Widerjeglichfeit, Belei- 
digung oder dergleihen verbunden it, jelbit nad den 
neueren Beitimmungen durchaus nicht als eine ftrafbare 
Handlung angejehen werden. Wer nicht zahlt, jet ſich 
der Mahnung und Auspfändung aus, nicht aber einer 
ftrafgerichtlihen Ahndung. Dabei ift es feine Wider: 
feglichfeit, wenn Jemand vor dem Einjchreiten des 
öffentlichen Dieners Geld oder Geldeswerth bei Seite 


Fr. Detter, Lebenserinnerungen. IIL 18 


2714 Gemeindeverhältnijie. 


Schafft, wenn er fich weigert, Thüren und Schlöſſer zu 
öffnen, Schlüffel herauszugeben, den Ort zu bezeichnen, 
wo fi) Geld befinde u. ſ. w.; der Begriff von Wider: 
feglichfeit erfordert vielmehr ein thätlihes Handeln, 
wodurch der öffentliche Diener in der Ausübung feiner 
Amtsthätigfeit gehindert wird. 

„Die Beantwortung der weitern Frage: hat die 
Regierung die Macht und Möglichkeit, alle Nichtzah— 
lenden auszupfänden und alle gepfändeten Sachen aufzu— 
bewahren und zu Verkauf zu bringen und zu jedem 
Berfaufe auch Käufer herbeizufchaffen? wird offenbar von 
der Einmüthigfeit und von dem Ehrgefühle ab- 
hängen, welche fih im Lande und namentlich in den 
größern Städten in diefer Hinficht zeigen werden. 

„Ein anderes Feld, auf welchem das Verfaſſungsrecht 
bedeutjam geltend gemacht werden kann, bilden die Ge: 
meindeverhältnijje. Bekanntlich bat die Gemeinde: 
ordnung von 1834 mehrfach, namentlih im Jahre 1853, 
Aenderungen erfahren, welche nah Form und Inhalt 
dem alten Verfaſſungsrechte nicht entiprechen ; insbeſondere 
hat man die Wahlen der Gemeindebehörden beeinträdtigt, 
jo daß gegenwärtig wohl fein einziger Bürgerausſchuß 
beiteht, welcher in altordnungsmäßiger Weife gewählt 
mworden iſt. Es liegt daher auf der Hand, dab alle ſolche 
Gemeindebehörden nicht als verfaffungsmäßige Gemeindes 
vertretungen betrachtet werden können, daß ihre bisherige 
Thätigkeit mithin nicht als eine den Gejegen entfprechende, 
jondern nur als eine Art Gejhäftsführung anzu» 
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jehen if. Daraus folgt denn meiter, daß die Gemeinde: 
ausihüfe im vollen Rechte fein würden, wenn fie fich 
für unzuftändig erklärten ıc. 

„Aehnliche Gefichtspunfte laſſen ſich auch hinſichtlich 
der Bezirksräthe aufſtellen. 

„Ueberhaupt verſtößt Derjenige nicht gegen das 
Recht, welcher die Befolgung oder Ausführung 
einer verfaſſungswidrigen Anordnung ver— 
weigert. 

„Aber wenn man das Recht hat — iſt weiter ge— 
fragt worden — verfaſſungswidrige Beſtimmungen unbe— 
folgt zu laſſen, hat man dann nicht auch die Befugniß, 
deßhalbigen Zwangsanwendungen thätlichen Wider— 
ſtand entgegenzuſetzen, z. B. Auspfändungen gewaltſam 
zu hindern? Ueberhaupt: hat ein Volk das Recht, ſeine 
rechtswidrig beeinträchtigte Verfaſſung im Wege thatſäch— 
licher Selbſthülfe aufrecht zu erhalten? — 

„Dieſe Frage iſt eine ſchwerwiegende. Ich erinnere 
mich, in Vilmar's Volksfreunde von 1851 geleſen zu 
haben, daß auch der Geringſte das Recht habe, „„Gewalt— 
that mit Gewaltthat abzutreiben““; allein die Sache hat 
ſicher ihre Bedenken, und ich enthalte mich vor der Hand 
einer Antwort um ſo mehr, als die Frage jetzt nicht 
praktiſch iſt. Wie die Verhältniſſe liegen, kann nicht leicht 
ein beſonnener Vaterlandsfreund, mögen ſeine Anſichten 
im Uebrigen ſein, welche ſie wollen, den Rath ertheilen, 
ſich mit den Gewaltmitteln, über welche die Miniſter zu 
gebieten haben, zu meſſen; wenigſtens empfehle ich meiner 
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Seits, fih jeder Widerſetzlichkeit und Gemaltthätigkeit zu 
enthalten. 

„Dagegen bin ich der Anficht, daß es rechtlich zu— 
läſſig, daß es nützlich und ehrenhaft it, die Steuern 
zurüdzubalten, Schlöffer nit aufzumachen, gepfändete 
Saden nicht zu Faufen, überhaupt jo viel als möglich 
Alles zu unterlafen, was dem alten Verfaffungsrechte 
nicht entſpricht“ ... 

Die „Zeit“ meinte (18. März): „Die Flugſchrift 
iſt vielleicht wie keine zweite von Oetker dem heſſiſchen 
Volke ſo zur rechten Zeit gekommen und wird ſicherlich 
ſowohl nach ihrem innern Werth wie nach der Perſön— 
lichkeit des Verfaſſers nicht verfehlen, eine bedeutende 
Rückwirkung auf das Verhalten der Kurheſſen zu äußern.“ 

In Kaſſel dagegen machten mir die Klugſch— wätzer 
noch Schwierigkeiten wegen „Vertheilung“ meines Flug— 
blattes, dem ſelbſt die Berliner Politik Nichts vorzuwerfen 
hatte, als daß es faſt zu ſpät gekommen. 

Es war nämlich dem Grafen Bernſtorff bereits 
gelungen, eine Verſtändigungsformel mit dem Grafen 
Rechberg zu finden. Am 8. März ftellten die beiden Groß: 
mächte beim Bundestage den Antrag: 

„sn der Erwägung: daß die hohe Bundesverjamm- 
lung ſich ihre jchließlihe Erklärung über die Erledigung 
der Verfafjungsangelegenheit des Kurfürſtenthums Helen 
vorbehalten hat; daß auf der Grundlage der Verfaffungs: 
urfunden vom 13. April 1852 und 30. Mai 1860 ein 
Einverftändniß zwiſchen der furfürftlihen Regierung und 
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dem Lande nicht hat erzielt werden können; daß der 
Bundesbejhluß vom 27. März 1852, wenngleich er die 
bundeswidrigen Beftimmungen der früheren Verfaſſungs— 
gejege nicht im Einzelnen bezeichnet hat, grundjäglich 
doch nur eine Revifion diefer Geſetze nach bundesrecht- 
lihen Gefichtspunften bezwedte; daß die endliche Her: 
ftellung eines geficherten und alljeitig anerfannten Rechts: 
zuftandes in Kurhefjen im dringenden Intereſſe des Landes 
und des gefammten Deutjchlands liegt — tragen Deiter- 
reich und Preußen darauf an, die hohe Bundesverſamm— 
lung möge die furfürftliche Regierung auffordern: „„unter 
Berückſichtigung der bundesrehtlih verbürgten Stand: 
Schaftsrechte der Mebdiatifirten und der Neichsritterichaft 
geeignete Einleitung zu treffen, damit die im Jahr 1852 
außer Wirkſamkeit gefegte Verfaſſung vom 5. Januar 1331, 
vorbehaltlih der zunächſt auf verfaffungsmäßigem Wege 
zu vereinbarenden Nbänderungen, welche zur Heritellung 
der Hebereinjtimmung mit den Bundesgejegen erforderlich 
find, wieder in Wirkſamkeit trete.”” | 

Diefer Antrag, der des Wahlgejeges nicht ausdrücklich 
gedachte, hatte eine wahre Fluth von Erftaunen, Freuden: 
bezeugungen, Unwillen, Angriffen und Erörterungen aller 
Art in der Preſſe zur Folge. 

Henkel in feiner geſchmacklos überſchwenglichen Art 
rief jogar, als der Antrag zur Annahme gelangte, öffentlich 
aus: „Fallet nieder auf die Kniee!“ u. ſ. w. 

Roggenbah und ich begegneten uns fofort in dem 
Gedanken, daß der Antrag bei aller Gejchraubtheit, richtig 
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ausgelegt, der Sache vollitändig entiprehe, und daß 
aljo jegt Alles darauf anfomme, im Bundesausihufe zc- 
eine ſolche Erläuterung herbeizuführen, daß die Regierung 
in Kaſſel die nöthige Zügelung erhalte. 

Die badifche Regierung hatte in diejer Beziehung 
gewiſſermaßen jchon vorgearbeitet. Bereits im Februar 
hatte jie eine trefflihe Staatsſchrift über die heſſiſche 
Angelegenheit verbreitet. Der Berfaffer war nicht genannt; 
man wußte aber zur Genüge, dab man ihn in dem Bun— 
destagsgefandten Robert von Mohl zu ſuchen hatte. 

Ich konnte der Ausführung zwar jtaatsrehtlich 
nicht überall beipflihten und Mohl jelber geitand mir, 
daß ihm Einiges bedenklich geblieben ſei. Namentlich 
hatte er eine Reihe von „Bundeswidrigfeiten” gelten 
lafjen, die ih nicht anerkennen konnte. 

Und am wenigften vermochte ich dem Sate (©. 31) 
zuzuftimmen, daß die „Ausmärzung” der dem Bundes 
rechte zumiderlaufenden Beltimmungen „nicht von dem 
Willen der Stände abhängen, ſondern einfah vom 
Bunde beſchloſſen werden könne“. Das veritich nad 
m. A. geradezu gegen den Art. 56 der Wiener Schluß— 
afte, und der preußifch-öjterreichiiche Antrag, der für die 
Ausmärzung „zunächſt“ den verfafiungsmäßigen Weg 
vorbehielt, war daher um Vieles „Eorrefter”. 

Der Bund Eonnte durch feine Beſchlüſſe Landesgeſetze 
weder aufheben noch abändern, vielmehr dem Charakter 
des Bundesrechts als Vertragsrechts entiprechend nur 
eine vertragsmäßige Verpflichtung der Negierung des 
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betreffenden Glieditaats begründen, bundeswidrige Bes 
ftimmungen des Landesrechts auf Iandesverfafjungsmäßi- 
gem Wege zu bejeitigen. 

Immerhin war politifch und für die ſchwankenden 
Bundesglieder die Denkſchrift eine höchſt wichtige Er- 
jcheinung, deren Eindrud dur eine Gegenſchrift der kur— 
beiftichen Regierung wenig beeinträchtigt wurde. 

Die mittelftaatlihen Regierungen, die jog. Würz— 
burger, einſchließlich Kurheſſens, ſchienen zunächſt auf eine 
„Erläuterung“ des Antrags vom 8. März hinwirken zu 
wollen, und ſelbſt die liberalen Kleinſtaaten waren dem 
nicht entgegen. Natürlich wollte Jeder eine Erläuterung 
in jeinem Sinne. 

Roggenbad arbeitete auf ausdrüdliche Erwähnung 
des Wahlgeſetzes hin und hoffte mit Sicherheit auf Erfolg. 
Die Großmäcdhte, meinte er zuverfichtlich, werden fich das- 
ſelbe ſchon gefallen laſſen, jobald nur erft die von Sydow 
2c. „in Kaſſel angezettelte Intrigue” abgethan ift. 

Es war mir aud aus zuverläffigiter Duelle längſt 
befannt, daß dem Grafen Rechberg das Wahlgejek von 
1849 jehr gleichgültig ſei; Defterreih, hieß es, fünne 
nur nicht für dafjelbe auftreten, wegen Ungarns 2c. Und 
die Mittelftaaten hatten vollends fein Intereſſe, noch uns 
populärer zu jcheinen, als fie fchon waren, wenn fie doch 
einmal in den jauern Apfel der Wiederheritellung der 
Berfaffung von 1831 beißen mußten, und zwar lediglich 
im Sclepptau der Großmächte. Baiern insbefondere 
hatte noch ſchwer genug an dem Ruhme zu tragen, feine 
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Truppen zu Haflenpflug’ihen „Strafbaiern” bergegeben 
zu haben. Ich hatte’ (z. B. in der Münchener Süddeutſchen 
Zeitung 2c.) Sorge getragen, daß ein Ausiprud des Herrn 
v.d. Pfordten vom Herbit 1850: „Man jagt, die Truppen, 
welche in Kurheſſen einrüden würden, jeien lediglich be: 
jtimmt, das Regiment des Herrn Hafjenpflug in Kurheſſen 
zu ftügen und die kurheſſiſche Verfaffung umzuftürzen; 
wir müſſen ſolche Verdächtigungen auf's Entſchiedenſte 
zurückweiſen“, nicht in Vergeſſenheit gerieth. 

Zur Unterſtützung der Neigungen für 1849 hatte ich 
längſt eine Vorſtellung an den Bundestag angeregt und 
ſogleich einen vollftändigen Entwurf nad Kaſſel gejandt. 
Der Gedanke fand auch Beifall, nicht aber überall der 
Entwurf. „Natürlich,“ bemerfte dazu einer meiner Be: 
richterftatter unter'm 4. April, „es war ja der Ihrige.“ 
Ein anderer Vorſchlag dagegen ward angenommen und 
jagte der Sache nad) etwa dafjelbe, was mir vollfommen 
genügte. 

Sodann erörterte ich wiederholt in der Morgen: 
zeitung (Nr. 831, 832) den Sat, daß der Antrag vom 
8. März nur richtig aufgefaßt und ausgeführt zu werden 
brauche, um dem Rechte volllommen Genüge zu leiften. 

Auh Nebelthau ward jett feiter und .feiter. Als 
Präfidenten der Stände gingen ihm nod fortwährend 
anerfennende Zufchriften zu. Auf eine jolde Zufchrift 
aus Gießen antwortete er, daß „nicht ein einziger für die 
Öffentliche Meinung dahier in Betracht fommender Mann 
daran denke, das geringfte Titelchen unjerer gerechten 
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Forderungen nachzugeben, insbejondere vom verfafjungs- 
mäßigen Wege auch nur um eines Zolles Breite abzu— 
weichen; diejer aber führe geradeaus in eine nad) dem 
MWahlgefege von 1849 zu berufende Verfammlung der 
Landitände”. Sa, auf eine Zufchrift aus dem Wupper: 
thale ermwiderte er: „Unjer Schidjal ift zu jehr an den 
Gang der großen Nationalfrage gebunden, als daß 
ih auch nur einen Augenblid hiervon abjehen könnte“ ... 
Was fonnte man mehr verlangen? 

An Wiegand richtete ich ſchriftlich Fehr dringende 
Mahnungen; insbejondere forderte ih ihn auf, ein voll- 
ftändiges Programm zu entwerfen und mir mitzutheilen; 
nad) meiner Anficht müſſe alles Wefentlihe in eine 
einzige Verordnung zujammengefaßt werden, denn auf 
wiederholte Gunft des Augenblids und des Geſchicks werde 
nicht zu rechnen ein. 

Es ſchien mir nämlich, daß ſowohl bei Wiegand, wie 
bei Mehreren in Frankfurt und Berlin zu viel Gewicht 
auf ein „liberales Minifterium” in Kafjel gelegt werde, 
während mir mehr auf den jahlihen Umſchwung ankam. 
Und zwar bielt ich dafür, daß jofort im erften Anlauf 
miglihit Viel, ja im Weſentlichen Alles erreicht werden 
mu”, weil ich die wandelbare Natur des Kurfüriten zur 
Genüge fannte. Der Erfolg hat mir leider nur zu jehr 
recht gegeben. 

Die kurfürſtliche Regierung hatte inzwijchen einen 
vierten Landtag vorbereitet und zwar wollten die Minifter 
dies Mal mit ungewöhnlichem Nahdrud vorgehen. 
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Unter'm 26. April 1862 erſchien eine landesherrliche 
Verordnung, wodurch man fiher zum Ziel zu kommen 
gedachte. Nah 8 31 follte jeder Wähler und Wahlmann 
„vor der Wahl” die Erklärung abgeben, „daß er die 
Wahl... ohne irgend einen Vorbehalt vornehmen, be: 
ziehungsmweije .... die geihäftsordnungsmäßige Erfüllung 
des durch die Berfaffungs-Urfunde vom 30. Mai 1860 
vorgezeichneten landſtändiſchen Berufs Seitens der Abge- 
ordnneten gewahrt wiſſen wolle.” 

Dieſe Erklärung follte von den wahlleitenden Bürger: 
meiltern 2c. nad) 82 vor der „Wahlhandlung“ protofollirt 
werden. Im Weigerungsfalle jchrieb 8 3 Nichtzulaffung 
vor und beim Zumwiderhandeln für die Wahlleiter 
eine Strafe von 30 bis 50 Thalern. 

Da war nun guter Rath theuer! Und man fuchte 
ſolchen wirflih aud bei mir. — Die Gefahr lag in den 
zu befürchtenden Minderheitswahlen, wofür die Fleinjten 
Zahlen ausreihten; denn eine gänzliche Wahlenthaltung 
ließ ſich ſchwerlich überall durchführen und die Strafen 
hatten bei der großen Zahl von Bürgermeiftern auch ihre 
Bedenken. Ach rieth deßhalb, dat jeder Bürgermeifter, 
namentlich) da, wo feine völlige Wahlenthaltung möglich) 
jei, in feiner Eigenjchaft als Wähler die Erklärung ver: 
weigern, in jeiner Eigenjhaft als Wahlleiter aber thun 
jolle was jeines Amts jei, d. h. vor allen Dingen die 
Wahlkommiſſion einrichten, und dieſe dann, deren 
Handlungen mit Strafen nit bedroht waren, durch 
Mehrheit beihliegen und gegen den Willen des Bür— 
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germeijters vorgehen. möge. Einige waren von biejem 
Auswege entzücdt, und Oberbürgermeijter Hartwig erklärte: 
„ſo mad’ ich's.“ 

Andere waren abweichender Meinung. Man ſchlug 
vor: die Erklärung abzugeben und dann als erzwungen 
zu widerrufen. Nebelthau und mein Bruder neigten dem 
zu. Ich konnte mich aber nicht dazu verſtehen, und Einer 
meiner Berichterſtatter ſchrieb mir mit Recht, daß „der 
ehrliche einfache Bürgersmann und Bauer“ von ſolchen 
Dingen nichts wiſſen wolle. 

Eine Reihe von Wahlmännerwahlen wurden in der 
That gänzlich vereitelt; an einigen Orten erichien oder 
blieb nur der Bürgermeifter allein und wählte fih dann 
ſelbſt. — 

Bald aber trat ein Ereignik ein, das der ganzen 
Ungewißheit ein Ende made. | 

Die preußiiche Regierung drang auf Eingebung Wie: 
gand’s mit Deiterreih auf eine vorläufige Bundesver: 
fügung, damit die Sadhlage in Hefjen bis zum Bundes— 
bejchlufje nicht verändert werde; diefe Verfügung wurde 
am 13. Mai wirklich beſchloſſen, und die kurheſſiſche Re: 
gierung gab am 18. Mai den Wahlen Anftand und fam 
auf ihr Wert — niemals zurüd. Die Verordnung ift 
vom 22. Mai datirt und von allen Miniftern unterzeichnet. 
Die dadurch bewirkte Zurücknahme der frühern Verordnung 
aber joll auf Wilhelmshöhe die furchtbariten Scenen ver: 
anlaßt haben; denn der Kurfürft hatte fich, wie verfichert 
ward, lange geweigert, jene Verordnung zu vollziehen 
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und ließ nun die Minifter ihre Dummheit gehörig em: 
pfinden. 

Ueberhaupt mag feine Zaune in diefen Tagen nicht 
eben rofig geweſen jein. 

Seit dem 12. Mai befand fih der General von 
Williſen in Kaffel, um dem Kurfürften ein Handjchreiben 
des Königs von Preußen zu überbringen. Anfangs ſoll 
der Kurfürft die erbetene Audienz ganz verjagt, dann bie: 
jelbe zwar in Gegenwart zweier Minifter gewährt, das 
ihm eingehändigte königliche Schreiben aber uneröffnet 
in einer Weife bei Seite gelegt haben, die dem General 
nicht angemefjen erfchien und ihn zur jofortigen Bericht: 
erftattung nad) Berlin veranlaßte. 

Das Genauere ift eigentlih nie befannt geworden. 
Als unrichtig kann jedoch das, aud in der Kölniſchen 
Zeitung berichtete, Gerücht betrachtet werden, daß ber 
Kurfürft das Schreiben auf die Erde geworfen und mit 
Füßen getreten habe. 

Wie dem auch fei, jedenfalls kann man ſich denfen, 
wie wiltommen das Vorgefallene in Berlin erſchien; man 
erfannte in ihm eine folhe Wichtigkeit, daß Willifen Ge: 
nugthuung und Entlaffung des Minifteriums Abee binnen 
24 Stunden verlangen, und als dies nicht gewährt wurde, 
Kafjel verlaffen mußte. 

Am 17. erfolgte dann das „Ultimatum“: Entlafjung 
der Minifter binnen 48 Stunden. 

Das Buch über den „Fürften Bismard“ von Ludwig 
Hahn, Bd. I, ©. 73 flg. gibt den Inhalt einer preußiichen 
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Note vom 13. Mai, wie folgt, an: „Der General habe 
Kaffel verlaffen müſſen, ohne daß der Kurfürſt ſich be— 
mwogen gefunden hätte, ihn nohmals zu empfangen... 
Der officiell vorbereitete Empfang des mit einer perſön— 
lihen Sendung beauftragten Generals, und die Gegen: 
wart von zwei Minijterialvorjtänden bei bemjelben haben 
diejem Verfahren den Charakter eines Afts aufgeprägt, 
für welchen das geſammte Minifterium die Verantwortung 
trage” ... Der König wollte daher „in der jofortigen 
Entlafjung der verantwortlichen Rathgeber eine ent: 
ſprechende Genugthuung erbliden“. 

Am 19. antwortete der Kurfürft, daß er fich „nicht 
bewogen finden könne, dem Verlangen des Königs von 
Preußen zu entiprechen“, worauf der Gejandte v. Sydow 
am 20. Mai Kafjel verließ. 

Deiterreih und Sachſen machten zwar gegen das 
einfeitige Vorgehen Preußens in Berlin Borftellungen ; 
allein Graf Bernftorff ließ ſich nicht irre führen und hörte 
auf den Rath Wiegand’s mehr, als auf die Mahnungen 
des Verbündeten in Wien. Es wurden zwei Armeelorps 
nah den heſſiſchen Grenzen gerichtet*) und weitere gute 
Rathſchläge fehlten nicht. 


*) v. Goeddaeus, „aus dem Leben des Kurfürften Friedrich 
Wilhelm von Heffen*, Kaſſel 1883, berichtet ©. 41, der Kurfürft 
habe auf die Nachricht, daß preußifche Truppen bei Warburg und 
Mühlhaufen zufammengezogen würden, auf Anrathen des Kriegd- 
minifterialvorftandes (v. Ende) vorübergehend die Abficht gehabt, 
fi) mit feiner Armee auf Hannoverifches Gebiet zurüdzu- 
ziehen !! 
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Unterdefjen war ıh am Genfer See unter mancherlei 
Wechſelfällen und Kranfenlagern jo weit wieder gefräftigt 
worden, daß ich in den erſten Maitagen an die Abreife 
denken fonnte. Auf Roggenbach's Einladung nahm id 
meinen Meg wieder über Garlsruhe, bejprach mit den 
Freunden Alles ausführlid und reifte dann nach Fran: 
furt weiter. 

„But daß Sie fommen,” fagte v. Mohl, „da habe 
ich eben „„jon’en anonymen Wiſch““ über die Wahlgeſetz— 
frage befommen ; wollen Sie fich das Ding mal anjehen?“ 

Es war ein „als Manuffript gedrudtes” Flugblatt: 
„Betradhtungen zur Mahlgefegfrage in Kurheſſen“, und 
ſprach fi) gegen einen unmittelbaren Rüdgriff auf das 
Wahlgeſetz von 1831 und für Berufung einer Wolfsver- 
tretung nach dem Gejege von 1849 behufs Aufhebung 
dejjelben und Herftellung bezw. Aenderung des Gejeges 
von 1831 aus. 

Ich erkannte fofort ein Werk 9.3, der dieſen Zeit: 
punkt für paſſend gehalten hatte, Aenderungen am 
Wahlgeſetz von 1849 in Vorfchlag zu bringen. Er war 
nah Frankfurt gereift und hatte fein Werk in zahlreichen 
Abdrücken gehörigen Orts unterbringen laſſen. Selbſt neun 
Abgeordnete „der Ritterfchaft” 2c. wollte er unter einigen 
Aenderungen der Wahlbejtimmungen wieder zulaffen. 

Auh wurde mir faft gleichzeitig von Kaffel aus, 
namentlid) dur Wippermann, mitgetheilt, daß ich ab: 
fihtlih von H. in Unkenntniß über fein Vorhaben gelaffen 
worden ſei, weil ich nicht „hineinreden“ folle. 
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Man jhien darüber etwas empört zu fein. Ich er: 
widerte aber in bejter Laune, daß ich gleichfalls Hinter 
dem Rüden 9.3 gehandelt habe, indem ich ihn ohne fein 
Vorwiſſen als Minifter in Vorſchlag gebracht habe, wie 
er das inzwiſchen wohl erfahren haben werde. 

In Frankfurt ſah ih H. nicht; in Kafjel aber war 
er der Erite, der mich beſuchte. ch vermied indefjen 
jeden Streit, ja jede Erörterung, was ich jpäter als einen 
politiſchen Fehler erfannte. 

Man Hatte mir eine Menge Warnungen zugeihidt, 
Kafjel noch zu meiden; allein ich konnte mich dadurch 
nicht abhalten laffen, jelbft zu jehen und zu hören, zumal 
mir Wiegand eine ihm vorgejhlagene Zufammenkunft in 
Gießen wiederholt verjagte. 

Allerdings war die Stimmung des Kurfürften und 
der Minijter gegen mich während meiner Abweſenheit 
nicht befjer geworden; auch hatten die Anklagen nicht 
aufgehört; jelbit das legte Flugblatt jollte Gott weiß was 
für Verbrechen enthalten; allein, abgejehen von einem 
etwaigen erneuten Plan der Verhaftung durch Gen: 
darmerie, war doch jchwerlich für meine perfönlide Frei- 
beit etwas zu fürchten. Jeden Falles konnte ih auf 
Ungewißheiten feine Rüdficht nehmen, fo wüthend aud) 
der Kurfürſt war. | 

Am Abend des 21. Mai traf ich mit Wiegand und 
B. bei meinem Bruder zufammen. Es fam dabei zu den 
beftigften und bitterften Auftritten, die ich je erlebt habe. 
Am ftillften hielt ſich mein Bruder; er war in legter Zeit 
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durh meine Mittheilungen und vertraulichen Winfe in 
jeinen anjcheinend durh Wiegand beeinflußten An: 
Ihauungen mehr als bedenklich geworden; am lauteiten, 
ja wüthendften war Wiegand, am biſſigſten B. 

Anfangs juchte Wiegand mit feinen „Beziehungen“ 
zu wirken. Als ich ruhig bemerkte, daß ich die fenne und 
deren eben jo gute habe, ftußte er etwas und hob dann 
das Vaterland auf den Schild; ich werde Alles verderben; 
er aber könne nicht ruhig zujehen oder mitwirken, dag 
Heffen „zum Verfuchsfaninhen des Nazionalvereins“ 
gemacht werde. 

Ich bemerkte, daß mir die deutjche Frage über 
Alles gehe und jelbit ein Unterliegen in Heſſen für den 
Augenblid beſſer jei, als ein halber Sieg mit preisge- 
gebenem Recht. 

„Dein formelles Recht wirft Du vielleicht erhalten, 
aber zwei Kammern darnach,“ rief er; „was dann?” 

„Dann werden wir uns für unzujtändig erklären, 
wie bisher,” erwiderte ich. 

„Ja, ja, das Verſuchskaninchen!“ ... 

B. verſuchte meinen Widerſtand lediglich als Eigen— 
ſinn zu behandeln und mich auf ſolche Weiſe zum Nach— 
geben zu bewegen. „Weil ich's einmal geſagt habe, darum 
bleibe ich dabei” — rief er ein über das andere Mal. 

Natürlich konnte mich auch der Hohn nicht irre 
machen. Meine Ueberzeugung und meine Stellung zur 
Sache ruhte ſeit Jahren auf den allerreiflichſten Ueber— 
legungen, die lange Statt gefunden, ehe die Freunde nur 
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an die Sache gedacht hatten, ganz abgejehen von dem 
Einflange, in welchem ich mich mit den deutfchen Mit: 
ftreitern befand. 

Als ich meinerfeits fragte, wie man denn die Sache 
im Uebrigen zu behandeln gedenfe, ob Wiegand ein Pro: 
gramm aufgeitellt Habe, erwiderte er, das Programm ftehe 
erit in jeinem Kopfe. „Das aber fteht feit,“ rief er weiter 
und wiederholt, daß faft die Fenfter zitterten, „wenn ein 
Landtag nad) dem Geſetze von 1849 berufen werden muß, 
und ich jehe ein, daß der Unfinn nöthig fein kann, dann 
fommt nur ein einziges Gejeg zur Vorlage und nur ein 
Paragraph, paragraphus unicus: „„Das Wahlgejeg von 
1831 wird hergeſtellt““ ... 

„Paragraphus unica,“ forrigirte mein Bruder lächelnd, 
während ich bat, den Schlaf der Nachbarn zu fchonen. 

„Es madt mir aber Vergnügen jo” ... rief der 
Zufunftsminifter humoriftifh, und wir trennten uns um 
Mitternaht — ohne Ergebnif. 

Am nächſten Abend ging der Lärm von Neuem an. 

Wiegand gab nun unummunden zu, daß der Durch: 
gang durch 1849 unvermeidlich jei, nachdem jelbit die 
Südjtaaten, insbefondere Württemberg, fich Dafür ausge: 
ſprochen hätten. Dagegen müfje er darauf beftehen, „die 
Beitimmungen von 1831 einfach herzuftellen ; daher Ge— 
jegoorlage mit einem einzigen Paragraphen, weil Anderes 
unmöglich jei.“ Ferner erklärte er jetzt, „daß er unter 
feiner Bedingung die Bildung eines Minifteriums über: 
nehmen werde, wenn ich nicht meine Unterftügung zujage.” 

Br. Detter, Lebenserinnerungen. II. 19 
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Man denke: dieſe Nothwendigkeit erkannte er jeßt 
an; und doch war er jever Berathung aus dem Wege 
gegangen, offenbar in der Unterftellung, daß mein Patrio- 
tismus gutmüthig oder zaghaft genug fein werde, ſchließlich 
nachzugeben. 

Auf die einfache Heritellung des Wahlgejeges von 
1831, alfo auf die volle Heritellung der bevorrechteten 
Ritterfchaften 2c. konnte ich mich ſchlechthin nicht einlaffen. 
Es ward jet auch dem blödeiten Auge Ear, daß es nicht 
bloß der formelle Ummeg und etwa das allgemeinere 
direfte Wahlreht war, was Anjtoß erregt hatte, ſondern 
daß man die Vorrecdhte der Nitterjchaften 2c. wiederher- 
jtellen wollte, wozu der Bundesantrag nicht den mindeiten 
Anlaß bot. 

Ich meinerjeits fonnte dazu die Hand nicht bieten; 
ih fand in der Zuſammenſetzung des Landtags nad 
dem Gefete vom 5. April 1849 die beſte Art der Ver: 
tretung, die für Heſſen aufzufinden mar. 

Es wurde daher auch an diefem Abend eine Ber: 
ftändigung nicht erreicht. 

Am andern Morgen fam Wiegand allein. Er war 
um Vieles mittheilfamer, milder ..... und dies Mal fand 
eine Berjtändigung dahin Statt, daß ich zujagte, „im Fall 
der Nothwendigfeit, d.h. der äußern Nöthigung, auf 
1831 einfach zurüdzufehren“, meinerjeits auf Einjtimmig- 
feit der Stände hinzuwirken. Ich behielt aber die „je- 
weilige Beurtheilung der Nothwendigkeitsfrage” aus: 
drücdlih mir jelbit vor. Wiegand war nämlich bei der 
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Behauptung geblieben, daß eine ſolche Rückkehr „durchaus 
nothwendig” jei, wenn er mir auch vor der Hand nichts 
Näheres dieferhalb jagen dürfe. 

Am 24. Mai wurde der preußifch-öfterreichifche Antrag 
von der Bundesverfammlung zum Beſchluß erhoben; am 
jelben Tage reifte ich über Frankfurt und Weimar nad 
Berlin, um mid überall perjönlich über den Stand der 
Dinge zu vergewillern und namentlich die „Nothwendig- 
keitstrage” Elar zu ftellen. 

Da erkannte ich denn bald, mas ich längit voraus- 
gelegt hatte, daß die Haupttriebfeder für die einfache 
Rücdkehr zum Wahlgejeg von 1831 in Wiegand und feinen 
wenigen Anhängern felbit lag, und nicht in der preußi- 
ihen Regierung. Am 30. ſchon mußte ich das ſchwerſte 
Ürtheil über ®. fällen. Am 31. mahnte ich meinen Bruder: 
„Erinnere W. an Programm und Verordnung und jchide 
mir die Entwürfe!” Am 3. Juni jchrieb ih: „Wiegand’s 
Beziehungen find mir nun vollftändig befannt . . Mag 
er nur von jet an ehrlich Stand halten und nicht mehr 
opfern als nöthig, ſonſt fommen wir noch jchwer an 
einander.” 

Indefjen es fam fein Programm, fein Berordnungs: 
Entwurf. DVergebens rief ich den Herren zu: „Saden! 
Saden! nicht bloß Perſonen!“ Und dabei hatte man in 
leichtfertigfter oder Furzfichtigiter Weife vom Kurfürften 
niht etwa „Ernennung eines verfaffungstreuen Miniſte— 
riums“, jondern nur „Entlafjung der Minifter” ver: 


langt! Und das wollten „Staatsmänner” jein! 
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Am 7. Juni hatte ich eine einftündige eingehende 
Beiprehung mit dem Grafen von Bernitorff, deren Er- 
gebniß ich Furz darauf niedergejchrieben habe und hier im 
Weſentlichen wörtlich mittheilen will. Zunächft entjchul- 
dDigte fih der Graf, daß er wegen Krankheit mich nicht 
jchon eher habe empfangen können. Ich bemerkte in Der 
That, daß er, Schon in vorgerüdteren Jahren jtehend, ſehr 
angegriffen ausfah. Im Uebrigen machte er mir den 
Eindrud eines erniten, geraden Weſens ... Meine Auf: 
zeichnung lautet: 

„Preußen, verficherte Graf v. Bernftorff, werde unter 
allen Umftänden — jelbit mit Waffengewalt und bis zur 
Bundesiprengung — die Ausführung des Bundesbeichluffes, 
nämlich die „„volle Rechtsherftelung”” durch ein ver: 
faffungstreues liberales Minifterium (2) herbeiführen und 
fich den öjterreichiihen abweichenden Auffaffungen wider: 
jegen; mit einem jcheinliberalen Würzburger (mittelitaat: 
lihen) Minifterium werde man fich nicht abfinden laſſen, 
jondern auf gründlicher Erledigung in preußiihem Sinne 
und Intereſſe beitehen. — Gegen das Wahlgejeg von 
1849 habe man Nichts. Er habe dieje offene Frage 
„„ſo geerbt““; die Anwendung und Abänderung jenes 
Gejeges fei innere Sache Kurheffens. Man habe ji 
nicht ausdrüdli dafür erklärt, weil man jonit eine Ver: 
ftändigung mit Defterreih nicht würde haben erzielen 
fönnen; gehe ein liberales Minifterium im Cinverjtänd- 
nifje mit dem Lande darauf zurüd, jo werde man Nichts 
Dagegen einwenden, fondern die Minifter dabei möglichit 
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unterftügen. Dafjelbe gelte in Betreff des Maßes der 
Abänderungen. 

Ich: Alfo ih kann mit Zuverficht annehmen, daß 
die preußiiche Regierung die demnächſtigen Minilter hin— 
jichtlid) der Anwendung und möglichſten Beibehaltung der 
Beitimmungen von 1849 moralijch unterftügen wird ? 

Antwort: Darauf können Sie fich feit verlafien ... 
(Hierauf theilte ih dem Grafen meine Nenderungsvor- 
Ihläge vom 20. Februar 1861 mit, welche ihm, „jo viel 
er augenblidlih zu überjehen vermöge”, „ſehr zujagen 
würden“) 

Ich: Preußen würde alfo feinerlei Nöthigung üben, 
das Wahlgejeg — mit Ausnahme der bundesrechtlichen 
Punkte — in einem beftimmten Sinne zu ändern? 

Er: „„Nein; ich betrachte das als einen innern 
Gegenitand”” ... 

Ih: Warum denn noch vor einiger Zeit verlangt 
worden jei, das Wahlgeſetz von 1849 aufzugeben? 

Bernitorff: Das ſei ja gar nicht verlangt worden! 

Ich: In Hefien fei behauptet worden, Preußen be: 
gehre eine Rückehr zu den Beltimmungen von 31... 

B.: Niemals habe er dergleichen verlangt oder zu 
jolhen Unterftellungen irgend Anlaß gegeben. (Mit un: 
williger Geberde und Stimme): „„Ich bin ja doc der 
Minifter und müßte es wiſſen!““ ... 

In Betreff der Bundesmwidrigfeiten hätten zunächit 
die fünftigen Minifter zu urtheilen, und die „„wenigen”” 
Beitimmungen fuspendirt zu laſſen ... 
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Frage: Was Preußen thun würde, wenn Feſtſtel— 
lung der Punkte verlangt werde und die Würzburger 
darauf eingingen? wenn ferner die Wahlgejetfrage vor 
den Bundestag gezogen würde ? 

B. Schnell und heftig: Das werde Preußen nicht zu: 
geben. Es jei eine verkehrte Auffafjung, wenn behauptet 
werde, Breußen habe jegt die Bundes-Rompetenz zu Der: 
gleihen Schritten anerkannt, das habe man nicht gethan 
und das werde man nie thun.” 

Shlieflih gab mir Graf B. noch eine bejondere 
Adrefje für vertraulihe Mittheilungen, um welche er bat, 
und ich jchied mit dem Eindrude, von einem Manne 
ernften und graden Wejens die aufrichtigiten Eröffnungen 
erhalten zu haben. 

Mit melden Bliden ih dagegen nach Kafjel jah, 
braucht nicht erit hervorgehoben zu werden. 

Inzwischen hatte ich auch mit den Freunden im preußi- 
ſchen Abgeordnetenhaufe verkehrt, wo eben über eine Ant: 
wort auf die Thronrede verhandelt wurde. Man Eonnte 
ſich dort lange Zeit nicht einigen, ob dabei der kurheſſiſchen 
Angelegenheit gedacht werden jolle oder nicht. Ich meines 
Theild vermochte auf die Frage wenig Gewicht zu legen 
und erklärte einfah, was man auch thue, wir in Hefjen 
würden unter allen Umſtänden am Rechte feithalten. 

Auf der Rüdreije nad) Kafjel traf ich mit Wiegand 
in Neudietendorf zufammen. Er hatte in Weimar eine 
Unterredung mit dem Minijter von Wingingerode, dem 
ehemaligen kurheſſiſchen Minifterialvoritande gehabt. Diejer 
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war nämlich (nach meiner eigenen, früher erwähnten 
Miniſterliſte) zum künftigen Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten in Heſſen auserſehen, während Wiegand 
Miniſter des Innern werden ſollte. — 

Das Miniſterium des Innern galt von jeher in 
Kurheſſen für das wichtigſte, weil es den umfaſſendſten 
und ſchwierigſten Geſchäftskreis hatte. Das nominelle 
Haupt des neuen Miniſteriums ſollte aber doch nicht 
Wiegand, ſondern ein Herr von Loßberg, einer der Ad— 
jutanten des Kurfürſten werden, der ſich eines beſondern 
Wohlwollens und Vertrauens deſſelben zu erfreuen ſchien. 
Dieſer führte deshalb auch die Unterhandlungen mit dem 
Kurfürſten und hatte am 5. Juni den förmlichen Auftrag 
zur Bildung eines neuen Miniſteriums erhalten, während 
Wiegand mit Loßberg und den übrigen Miniſterkandidaten 
verhandelte. 

Da ich noch eine Beſorgung in N. hatte und einen 
andern Zug wählen mußte, lud ich Wiegand auf den 
Abend zu meinem Bruder ein. Er kam aber nicht. Da— 
gegen fand am 10. Juni Morgens eine lange Unterredung 
zwiſchen uns ſtatt. 

Wiegand gab nun mit der unbefangenſten Miene 
von der Welt zu, daß eine Nöthigung hinſichtlich der 
preußiſchen Regierung nicht beſtehe, ſtellte aber jetzt ſein 
„Verlangen als eine Ueberzeugungs- und Gewiſſensſache, 
als eine geſchichtliche Forderung“ dar; endlich verſicherte 
er, daß er als „Staatsmann“ jo handeln müſſe. 

Es fehlte wenig, daß ich nicht in lautes Gelächter 
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ausgebrochen wäre; allein ich bezwang meinen Unmillen, 
ih erfannte, wie ficher fih W. Ihon dünkte, und ich ver- 
gegenwärtigte mir ſchweigend, wie bedenklich es jein fönne, 
jegt, noch ehe es fi um beitimmte Vorlagen handelte, 
ftörend in den Gang der Dinge einzugreifen. 

Auch Hinfichtlih der Haſſenpflug'ſchen, verfafjungs: 
widrig erlaffenen Verordnungen und „proviforiichen Ge— 
jege” 2c., ergab fich eine Meinungsverjchiedenheit zwilchen 
W. und mir. Zum Berftändniß .diejer und ähnlicher 
Fragen ift ein etwas näheres Eingehen auf das Hafen: 
pflug'ſche Regiment in den erften fünfziger Sahren über: 
haupt nöthig. 

Noch ehe die alte rechtmäßige Verfaſſung von 1831 
vom Bundestage außer Wirkſamkeit gejegt worden und 
eine neue an die Stelle getreten war, hatte Hafjenpflug 
mit Hülfe der preußifchen und öfterreihifhen Bundes: 
fommifjare eine ganze Reihe von „Proviſoriſchen Geſetzen“ 
erlafjen, durch melde das gefammte Gerichts: und Ber: 
waltungswejen des Landes von Grund aus umgeftaltet 
wurde. 

Sodann erjchienen „Geſetze“, zu welchen die neuen 
verfafjungswidrigen Stände ihre Zuftimmung gegeben 
hatten, um einzelnen Mißſtänden abzuhelfen oder aud 
noch ärgere Maßnahmen Hafjenpflugs zu verhüten. Endlich) 
wurden, wenn Hafjenpflug nicht anders vorwärts oder viel: 
mehr rückwärts konnte, zahlreiche landesherrliche Verord— 
nungen, welche die eingreifendften Veränderungen herbei- 
führten, erlaffen, darunter ſogar ſolche, welche in das 
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Privatrecht verlegend eingriffen und die ſelbſt nach der 
eigenen Berfafjung Hafjenpflugs unzuläffig waren. So 
ward z. B. 1854 eine Verordnung über die Wieberher- 
ftellung abgelöfter Jagdgerechtfame verfündigt und aus: 
geführt u. ſ. w. 

Alle dieje rechtswidrigen Vorſchriften mußten nun 
bejeitigt, oder, joweit fie an fich zwedmäßig waren, in 
verfaſſungsmäßiger Weiſe bekräftigt werden. 

Aber mehr no: auf Grund der verfafjungswidrigen 
Erlafje waren dauernde Einrichtungen entjtanden, 4. B. 
bejondere Anftalten, Behörden, Strafgerichte 2c., und dieſe 
rechtswidrigen Gerichte hatten Urtheile 2c. erlaffen, mit 
noch fortdauernden Folgen für die Betroffenen, 3. B. Ehr: 
lojigkeit, Nichtwählbarfeit u. ſ. w. 

Was hatte nun da zu geſchehen? Daß folche rechts: 
widrige Zuftände nach hergejtellter Verfaffung nicht ſämmt— 
lich beftehen bleiben konnten, darüber war eigentlich alle 
Welt einig; aber wo waren die Grenzen? welches mußten 
die leitenden Gefichtspunfte jein ? 

Ich jelbit hatte die Sache, meiner Gemohnheit gemäß, 
Ihon vor Jahr und Tag durchdacht und fonnte jeden 
Augenblid auf jede einzelne Frage Nede und Antwort 
geben. Anders jtand es mit Wiegand: er hatte früher 
an den Erfolg unferer Agitation gar nicht geglaubt und 
war noch weniger geneigt gewejen, der etwaigen Rückkehr 
zur alten Verfafjung weitgehende Folgerungen in Betreff 
der Zwijchenzeit zuzugeitehen. So widerſprach er denn 
auch jest, als ich ihm meine Anjchauungen vorlegte, und 
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redete von chaotiſchen Zuftänden und dergl., obwohl in 
Wahrheit jolche bei nur halbwegs gutem Willen und bei 
einiger Klarheit gar nicht zu bejorgen waren. 

Da die unrehtmäßigen Erlaſſe feit Jahren that: 
jählih in Wirkſamkeit getreten und von den Gerichten 
anerfannt und für „vollziehbar” erklärt worden waren, 
jo mußte es dabei, dem Privatleben gegenüber, fein 
Bewenden haben; alle wohlerworbenen Rechte, alle Ver: 
hältnifje des Perfonenitandes zc., alle Ehen, alle Richter: 
ſprüche in Einzelfahen, mußten unantaftbar jein. Anders 
aber verhielt es Sich hinfichtlich der Dinge des öffent: 
lihen Rechts: die verfaffungswidrigen Staatseinridt- 
ungen und die fich daran fnüpfenden dauernden Zuftände 
erjchienen der rechtmäßigen Landesvertretung gegen: 
über null und nichtig; dieſe fonnte und mußte die that: 
jächliche Befeitigung derjelben und aller darauf geitügten 
Einrihtungen 3. B. der verfafjungsmidrigen Strafgerichte, 
jo weit fie nicht nachträgliche Genehmigung eintreten laſſen 
wollte, verlangen. 

Dabei erſchien mir’s zweifellos, dab die durch ver: 
faſſungswidrige Anordnung gejchaffenen Zuftände aud 
wieder auf gleiche Weife befeitigt werden fönnten, während 
umgefehrt Wiegand dies bei den verfafjungsmwidrigen fog. 
Gejegen und Verordnungen der Zwijchenzeit nicht für zu: 
läſſig hielt, fondern eine Mitwirkung der rehtmäßigen 
Stände verlangte. 

Der Hauptgegenitand des Zwieſpalts, bezw. meiner 
Unzufriedenheit blieb indeilen die Art des Vorgehens. 
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Auf meine Frage nad) dem Programm ꝛc. erfolgte wieder 
die alte Antwort. Es jchien mir jekt, als werde ab - 
Jichtlich gezögert, mir Näheres mitzutheilen. ch gab 
Daher unzmweideutig zu verftehen, daß ich es als etwas 
völlig Selbitverftändliches betrachte, daß ich Programm 
und Berordnungsentwurf zeitig mitgetheilt erhalte,- wenn 
von einem Zufammenwirfen die Rede fein jolle. 

Ich rieth dabei nochmals aufs dringendite, alles 
Weſentliche in eine einzige, jofort zu vollziehende Verord— 
nung zu bringen ac. 

Es verlief aber wieder ein Tag nad) dem andern, 
ohne daß ich Etwas erhielt oder auch nur den zukünftigen 
Minijter zu Gelichte befam, bis ich endlich mit Erftaunen 
erfuhr, daß jchon am 14. Juni dem Kurfürften das Pro: 
gramm vorgelegt worden fei, nachdem derjelbe die von 
Herrn v. Lohberg entworfene Miniterlifte genehmigt habe. 

Der Freund hatte mich aljo wirklich hinter's Licht 
geführt und wich mir offenbar nun fortwährend aus. 

Ich ließ ihn deßhalb durch meinen Bruder willen, 
Daß ih mid) von jett an als vollitändig frei von jeder 
Verpflihtung gegen ihn betrachte und nunmehr einfach 
nad Lage der Umftände und meinem eigenen Ermefjen 
handeln werde ... 

Kurze Zeit bewegte mich ein Gedanke, den ich nicht 
verſchweigen will, obwohl nichts zu deſſen Ausführung 
gefchehen iſt. Ein paar gejcheidte, aber etwas jelbitjüch- 
tige Seelen, mit denen ich darüber ſprach, waren förmlich 
entzückt davon und drangen ſtürmiſch auf Ichleunigite Aus: 
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führung, indem fie nicht im Mindeften am vollftänbigiten 
Erfolge zweifelten. 

Wie, wenn dem Kurfüriten, dachte ich mir, im Augen: 
lie der höchften Noth ein Weg gezeigt würde, der gleich 
ſehr geeignet wäre, feinem Aerger und Unwillen, wie dem 
Mohle des Landes genug zu thun? ... Der Kurfürft ift 
wüthend über den Bundestag, wüthend über Preußen, 
voll Unmillen über die alten Minifter und vol Mißtrauen 
und Abneigung gegen die neuen; am Maße bes Ein: 
lenfens, an etwas mehr oder weniger Nachgiebigfeit, kann 
ihm jegt Nichts liegen, nachdem er gejehen hat, daß er 
überhaupt nachgeben muß, wohl aber würde ihm daran 
liegen, jeine Selbjtherrlichkeit zu zeigen und ſich Vortheile 
zu verſchaffen. Wie, wenn ihm nun, wo ihm das Meſſer 
an der Kehle figt, gejagt würde: Königlihe Hoheit! 
laden Sie doch Allen zugleich in’s Geficht! erklären Sie ' 
den Bundesgenoffen in Frankfurt: ihr habt mir Nichts 
zu befehlen! ich jelbit bin Herr in meinem Lande, und 
werde thun, was mir als das Richtige erſcheint; ihr habt 
mehr gegen das Necht verftoßen als ich, und nur den 
ſchlechten Rathſchlägen aus Wien und Berlin verdanfe 
ih meine jeßige Lage ... Den alten Miniftern aber, 
föniglihe Hoheit, jagen Sie: Ihr habt mid jchlecht be 
rathen! und den neuen: Euer Rath ift ungenügend und 
binterliftig! ich aber will nicht blos die alte Verfaffung, 
fondern auch die übrigen Geſetze heritellen, will ben 
ganzen Haſſenpflug'ſchen Kram abthun u. f. w. 

Ob ein ſolcher Plan hätte gelingen können? namentlich 
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wenn materielle leicht einzufleidende Bortheile in Aus: 
jicht geftellt worden wären? ... 

Wer weiß es! Und wer weiß, wie fich dann die 
Zufunft, wie der Vorgang von 1866 geitaltet haben 
würde ... 

Doch — — wurde der Gedanke nicht weiter verfolgt! 
Ih wußte Niemanden, der fih zur Ausführung recht 
geeignet hätte. Und vor allen Dingen hielt mich der 
Hinblid auf Preußen, auf die deutſche Sache von 
Weiterem zurüd. 

Am 16. Juni Abends fam Wiegand zu meinem 
Bruder; es gejchah dies ohne mein Vorwiſſen, denn ich 
würde in feine Unterredung mehr gewilligt haben. Er 
ſprach, während ich mich ſchweigend zur Seite jegte, von 
Kränklichkeit, Ueberbürdetjein, Mißgeſchick, von der Un: 
fähigfeit der Einen und von der Läſſigkeit der Anderen, 
furz, er jpielte ein „Sammerbild von Geplagtheit”. „Ich 
wollte,“ rief er dann faft weinend, „dab die ganze Ge- 
Ihichte taufend Klafter tief unter dem Blodsberge läge! 
Ya, ich danke Dir recht jehr, daß Du das über mich und 
meine Familie gebracht haft! Läßt Du mich jet im 
Stich, fo fie ich feit und weiß nicht, was werden ſoll!“ 

Ernit oder Komödie? dachte ich anfangs. Dann über: 
mannte mich doch, jo ärgerliher Verjtimmung ih auch 
war, die Laune und ich jchlug ein helles Gelächter auf, 
in welches W. ſchließlich mit einjtimmte. 

Wer nun aber glauben jollte, daß jet endlich meinem 
Verlangen genügt worden wäre, ja daß ich nur münd— 
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liche Aufſchlüſſe der allernothdürftigſten Art erhalten hätte, 
der würde ſich ſehr irren. 

Nur durch B. erfuhr ich Einiges, und das war uner— 
baulich genug. ch befürchtete in der That das Schlimmite. 

Am 18. Juni jchrieb ich beſorgnißvoll an den Grafen 
Bernftorff. An demjelben Tage, jpät Abends, machte ich 
einen Verfuh, W. unverfehens in jeinem Gartenhaufe zu 
treffen, fand aber nur die Gattin. Dieſe wollte nichts 
Näheres willen. Da ich aber annehmen fonnte, daß fie 
ihrem Gatten meine Neußerungen nicht vorenthalten würde, 
jo ſprach ich meinen Unmillen und insbefondere auch die 
Befürchtungen aus, welche mich ſchon jeit mehreren Tagen 
erfüllten. Ich hatte auf vertrautem Wege erfahren, daß 
der Kurfürft geheime Beiprechungen gepflogen. „Der Kur: 
fürſt,“ erklärte ih der Frau Wiegand, „wird Eduards 
Vorschläge ſchon annehmen, daran zweifle ich gar nit; 
aber er wird Andere berufen, fie auszuführen, und dafür 
bat fie Wiegand ficher nicht berechnet.” 

Und nur zu bald zeigte es fich, wie richtig ich den 
alten Schlaufopf beurtheilt hatte. 

Es vergingen noch mehrere Tage in ſchwüler Be- 
jorgniß und Erwartung. 

Manche hielten den Kurfürften in dieſen Tagen, 
während die preußijchen Truppen an den Grenzen jtanden, 
zu den „tolliten Streihen” für fähig, wenn er gerade ein 
willfähriges Werkzeug fände. So ſchlimm jah ich nun 
zwar die Dinge nit an; allein zu einiger Vorficht ließ 
ih mich doch bereden. Am Sonnabend den 21. juchte ich 
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wirklich einen der geheimen Schlupfwinfel auf, in denen 
ih mitunter übernadtete. 

Hier erhielt ih am Sonntag Morgen eine flüchtig: 
verjtohlene Abſchrift von den widtigiten Beitimmungen 
einer furfürftlihen Verordnung. Ich erkannte jofort den 
Geift MWiegands, eine Arbeit, wie ich fie längit gefürchtet 
hatte, ein Werf der abgefeimteften Berehnung und Schlau: 
‚beit, dergeftalt, daß alles Wefentliche — außer der eigent- 
lihen Verfaſſungs-Herſtellung — zwar zugefichert zu fein 
ichien, in Wahrheit aber Alles dem Gutfinden der Re: 
gierung oder vielmehr des Minifters vorbehalten war. 
Als ih ſpäter einmal den alten Freund auf fein Werf 
hinwies, meinte er lahend: „ja ich hatte das ja nicht für 
Andere erdaht!” womit denn freilich die ärgſte Verur— 
theilung des Erlafjes ausgeſprochen war. 

Der Kurfürft hatte die Abficht Wiegands nur zu 
gut erfannt und wußte deſſen Gedanken vortrefflih aus: 
zunußen. 

Die weiteren Vorgänge in Betracht des Furfürftlichen 
Erlafjes entwidelten fi, jo viel ich habe feititellen können, 
wie folgt: 

Am 21. Juni, Nachmittags 2" Uhr, gab die preu— 
ßiſche Regierung Befehl zur Truppenconcentrirung an der 
Grenze; gegen 4 Uhr fand in Kaffel die Bildung eines 
neuen Minijteriums jtatt. Dies wurde in Berlin gegen 
6 Uhr befannt. 

Zur Unterzeihnung der Verordnung konnte fich aber 
der Kurfürft noch immer nicht entjchließen; die „Schweiß: 
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tropfen ftanden ihm fortwährend auf der Stirn”. Abends 
7 Uhr war die Unterzeichnung noch nicht erfolgt. 

Die erjten Abdrüde der Heritellungsverordnung im 
Gejegblatte, die von der Polizei in die Wirthshäujer 
gebracht wurden, find vom 22. Juni 1862 datirt. Dann 
aber ward das Datum geändert und der 21. Juni gejeßt. 
Am 23. brachte der „amtliche Theil“ der Kaſſeler Zei: 
tung mit der Verordnung zugleih die Kunde von dem 
neuen Minijterium, nachdem ſchon Tags zuvor, am Sonn: 
tag, ein Ertrablatt darüber erjchienen war. Der General: 
jtaatsprofurator von Dehn-Rotfelfer, der Schwager Abée's, 
war Minifterialvorjtand des Auswärtigen und der Finan— 
zen, Regierungsrath von Stiernberg Boritand des Innern, 
der vortragende Rath im Juftizminifterium, Karl Pfeiffer 
— zur Unterfheidung von den vielen Uebrigen in Kaſſel, 
welche den Namen Pfeiffer führen, gewöhnlih „Dreck— 
Pfeiffer” genannt — Vorſtand der Juſtiz ꝛc. 

Volmar, der bisherige Miniſter des Innern, ließ ſich 
penſioniren; Abée, der letzte Miniſter des Aeußern, und 
die Uebrigen warteten die Dinge ab, die da kommen ſollten. 

Der Eindruck, den dieſe Vorgänge in Kaſſel und im 
Lande machten, iſt ſchwer zu beſchreiben. Es war ein 
wunderliches Gemiſch von Enttäuſchung und Befriedigung, 
von Wuth und Freude, was die Leute erfüllte. 

Anfangs überwog entſchieden die Wuth. Der Schwa— 
ger Abée's, der faſt eben ſo politiſch verhaßt war, wie 
dieſer ſelbſt, an deſſen Stelle geſetzt. Das erſchien ge— 
radezu wie ein unerträglicher Hohn! Und zu welchen 
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Bemerkungen Monfieur Dred: Pfeiffere, wie einit ein fran- 
zöjifcher Vertreter gejagt haben fol, Anlaß gab, braucht 
nicht erſt angedeutet zu werden. 

Almählih indeſſen drang doch die Meberzeugung 
durch, daß mit der Herftellung der Verfaffung von 1831 
und des Wahlgejeßes von 1849, ſammt der fich daran 
ihließenden fihern und unbeeinflußten Rechtspflege, ein 
ganz außerordentlicher Erfolg errungen jei, gegen den die 
PVerjonenfrage Klein und unbedeutend erſchien; mwenigftens 
war dies die vorherrjchende Stimmung, als ich Kaffel 
verließ und von Berlin aus eine Anſprache an das Land 
richtete. Daß in den „Broviforiichen Geſetzen“ und ver: 
fafjungsmwidrigen Berordnungen ein gräulicher Mipftand 
übrig geblieben war, daran dachten die Meiften zu— 
nächft nicht. 

Natürlich hatte Graf Bernftorff durch mich und Andere 
fofort Nachricht von den Vorgängen in Kaſſel erhalten. 
Sch ſelbſt reifte jchleunig nad) Berlin ab. Sogar Wiegand 
drängte jeßt dazu, war aber noch immer nicht zu bewegen, 
mir das Concept feines Programms mitzutheilen, jo daß 
ich über Vieles noch fortwährend im Dunkeln blieb. Als 
ih ihn durch meinen Bruder wiederholt mahnen ließ, 
meinte er: ich möge mich „hauptiächli an die Perjonen- 
jrage”, an „das Formelle” halten; aus jeiner Verordnung 
jeten mehrere Aufhebungen von verfafjungswidrigen Er- 
laſſen mweggeblieben, 3. B. in Betreff des Staatsdienftge- 
jeßes, binfichtlich des breißigjährigen Alters der Zunft 
meifter, wegen Wiederverfaufs von Grundeigenthum u. |. w. 
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Ich mußte fait lachen, als ich dies Verzeichniß meift 
nichtsfagender, bedeutungslofer Dinge las. 

Dagegen wurde mir klar, daß man alle bedeut— 
famen Rathſchläge Wiegands nur zu treulich befolgt 
hatte. Dem Kurfürften waren die begangenen ſchweren 
Fehler nicht entgangen und er wußte fie vortrefflich aus: 
zubeuten. Er fühlte jeßt wieder feiten Boden unter den 
Füßen und lachte zu allen nachträglichen Ausbrücden von 
Herger und Enttäufhung. 

Was Fonnte man ihm jegt noch anhaben? Es war 
die „Entlaffung der Minifter” verlangt worden; dem 
batte er willfahrt. Man hatte die Heritellung der Ver— 
faffung begehrt; das war geſchehen. Sa mehr no: er 
hatte auch das MWahlgeje wieder in Wirkſamkeit gejegt, 
was der Bundesbeſchluß nit einmal ausdrüdlih er: 
heiſchte. Und außerdem hatte er eine Reihe von Zu: 
fiherungen gegeben, gerade wie das „liberale Programm“ 
fie formulirte, was fonnte man mehr verlangen? War 
es feine Schuld, daß die betreffenden Paragraphen zwei: 
deutig und völlig ungenügend waren? 

In Berlin wurde auf den 23. große Minifterbe- 
rathung unter dem Borfige des Königs anberaumt. Auch 
der Bundestagsgefandte Graf v. Uſedom ward dazu ent- 
boten. Er ließ mid am 22. mit dem Erfuchen davon 
in Kenntniß jeßen, ihm über die obmwaltenden Zuftände, 
Anfihten und Abfihten nach, Berlin zu ſchreiben. Ich 
erhielt aber den Brief erft in Berlin, wo ih am Morgen 
des 23. angelommen war und alsbald den Grafen Bern: 
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ftorff davon in Kenntniß gejegt hatte. Diefer fchrieb am 
jelben Tage, daß er mih am 24. Juni elf Uhr Morgens 
„mit Bergnügen empfangen” werde. Hätte er mich Abends 
oder gar Morgens zuvor empfangen — jelbjt ohne Ber: 
gnügen —, jo würde mir das ein befjeres Zeichen ges 
weſen fein. | 

Allein, was hätte ich nach den begangenen Fehlern 
noch rathen können? ... 

Ich ſah unſer Schickſal voraus: es war ein unab— 
ſehbarer Kampf! ... 

Der Beharrlichſte und der Entſchiedenſte bei der Be— 
rathung vom 23. Juni ſoll der König ſelbſt geweſen ſein. 
Sein gerader Sinn ahnte ſicherlich, daß noch etwas Faules 
vorliege; er wollte, daß in Heſſen eingerückt werde ꝛc. 

Aber die Minifter faßten die Sahe anders auf 
und jchienen dabei auch das Abgeordnetenhaus vor 
Augen zu haben, dem mit einer Geldbewilligungsanfor: 
derung zu jfommen man fich vielleicht nicht bequemen 
modte. 

Graf Bernftorff empfing mich jehr artig. Er fagte 
mir allerlei Freundliches über Aufmerkſamkeit, Boraus: 
ficht, ruhig-politiſche Auffaffung ꝛc. Allein, welchen Troſt 
konnte mir das gewähren? Er könne ſich meine Auf— 
faffung und meine Wünfche denken, jagte er; er jelbit 
jei bei Empfang der erften Nachrichten, namentlich meines 
Briefes vom 21. empört geweſen; ich werde aber doch 
zugeben müffen, daß etwas Tüchtiges erreicht ſei. Bei 
ruhiger Ueberlegung habe er fich jagen müſſen, daß man 

20 * 
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einen Souverän nicht nöthigen könne, ein beftimmtes 
Minijterium, beftimmte einzelne Perſonen zu nehmen. 
Der englifhe Gejandte z. B. habe ſchon das bisherige 
Verlangen ein ganz ungewöhnliches genannt. Alles, 
was Preußen verlangt habe, ſei ja geihehen! Ya, wenn 
erheblide Forderungen, bezw. Vorſchläge der 
Herren v. Loßberg und Wiegand unbeadhtet ge: 
blieben, da wäre es etwas Anderes gemefen; aber 
jo... Den politiihen Ruf von Dehn’s zum Vorwande 
eines neuen Verlangens zu machen, das jei Doc gar zu 
bedentlih! ... 

Ich bemerkte, daß ich mir das Ergebniß der Be 
rathung vom 23. jehr wohl erklären könne, falls fein 
weiteres Ziel obgemwaltet habe; ich müfje aber doch auf 
die Natur des neuen Minifteriums aufmerkſam machen 
und dringend wünfchen, daß Preußen die Sache dauernd 
im Auge behalte und der Berfajlungspartei auch ferner 
jeine moraliſche Stüße angedeihen laſſe. 

„Verlaſſen Sie fi darauf, das wird gejchehen,” er 
widerte Graf B. mit Wärme. Ein weiter gehender Plan 
babe in der That nicht vorgelegen. 

Ich entwidelte nun fofort, was noch geſchehen müfle, 
3. B. wegen des Oberappellationsgerihts, der provifori- 
ſchen Gejege 2c. Faft überall war der Graf völlig ein: 
verftanden und nur bei einem Punkte bemerkte er mit 
einiger Zurüdhaltung, daß „es jo gehen möge“. 

Gleich darauf ſprach ich auch den Grafen v. Uſedom. 
Der meinte mit einer gewiflen ironischen Heiterfeit: „Aa, 
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wenn die Thüre offen ift, kann man fie doch nicht nad) 
einrennen wollen!” Man müſſe aber die Thür offen 
halten, über Alles „Buch führen” u. |. w. 

Die Stimmen der öffentlichen Blätter über die legten 
Vorgänge klangen ſehr verichieden. Viele waren ärgerlich 
genug. Ein Leiter der Kölnifhen Zeitung meinte aber 
doch, obwohl das Blatt eigentlich empfohlen hatte, gegen 
den Kurfürjten zu verfahren, „wie unter Metternich gegen 
den Herzog von Braunjchweig”: „Sollten die Preußen 
wirklich in Kurheſſen einrüden, jo dürfte jelbft der viel- 
gewandte Herr Abeken einigermaßen in Verlegenheit fein, 
die Note, in welcher Grund und Abſicht dieſes Schritts 
entwickelt wird, zu ſtiliſiren.“ 

In Kaſſel war man noch lange „wie im Fieber“. 

Am 24. beſprach die amtliche Kaſſeler Zeitung 
die Verfaſſungsherſtellung. Sie rühmte dabei mit Recht, 
daß die „Vieldeutigkeit des Bundesbeſchluſſes“ nicht aus⸗ 
gebeutet worden jei, ſondern daß man „ein rüdhaltslojes 
Eingehen auf den entgegengejegten Standpunkt einem 
Amalgam vorgezogen” habe. In der That verdiente Herr 
von Dehn-Rotfeljer, der überhaupt weit mehr ein ges 
müthlicher, einfichtsvoller Xebemann war, als ein Fana— 
tifer gleich Vilmar und zum Theil auch Abee, die vollſte 
Anerkennung, daß er viel Elarer und entjchiedener auftrat, 
als Mancher erwartet hatte. 

Wäre Wiegand rücdfichtlih der „proviforifchen Ge: 
jege” und der fonftigen verfaffungswidrigen Erlaſſe mit 
offener klarer Entjchlojjenheit vorgegangen, jo würde ihm 
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v. Dehn auch darin gefolgt jein, wie derſelbe mir jpäter 
jelbft verfichert hat. 

Nicht dem Kurfürften, nicht den neuen Minijtern, 
jondern einfah und allein dem Verhalten Wiegands und 
jeiner Genofjen ift es zuzufchreiben, daß das Ziel des 
langen Kampfes nicht volljtändig erreiht wurde. Sekt 
hieß es leider nicht einfach: Sieg !, fondern meine nächſte 
Anſprache lautete: „Sieg und neuer Kampf!“ 

Und diefer Kampf dauerte fort bis 1866, bis — zur 
Einverleibung! Und die Klagen über die „proviforifchen 
Gefege” hörten auch dann noch nicht auf! Eines der ver: 
werflichſten derjelben befteht ſogar noch bis auf den heu— 
tigen Tag; die einmüthigen, wiederholten Anregungen 
der heſſiſchen Abgeordneten find bis jet nicht im Stande 
gemwejen, dafjelbe aus der Welt zu fchaffen. 

Am heiterften war der Kurfürjt. Er hatte fein wohl: 
verdientes Vergnügen, alle Welt hinter’s Licht geführt zu 
haben *), hielt wiederholt große Tafel und befahl Herrn 


*) Meding (Gregor Samaromw) führt in feinem Buche „Mes 
moiren zur Zeitgefchichte" Bd. I (Leipzig 1881) ©. 215 flg. den 
Entihluß des Kurfürjten zur Berufung des Miniſteriums Dehn- 
Rotfelfer auf hannoveriſchen Einfluß zurüd. 

„Die preußifche Regierung,“ heißt e8 ©. 216, „welche durch 
die Armeeorganifation und den erhöhten Militäretat die lebhaftefte 
Dppofition im eigenen Lande hervorgerufen hatte und nicht die 
innere Kraft befaß, derjelben Herr zu werden, juchte ihre faſt ver- 
ihwundene Popularität wieder zu beleben, indem fie zu Guniten 
der heſſiſchen Oppofition ihre Macht gegen den Kurfürften aufbot. 
Das 4. und 7. preußifche Armeeforp waren mobilifirt, und als 
der Kurfürſt auch die Miffion des Generals Williſen jchroff zu— 
rüchwies, drohten die Dinge auf die äußerſte Spitze getrieben zu 
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von Loßberg zum Dienſt, als wenn nicht das Geringſte 
vorgefallen wäre. Als ſich Loßberg einſt über die erfah— 


werden.“ Dad preußiſche Miniſterium babe alles daran ge— 
ſetzt, „um ſich durch einen Erfolg nach außen zu ſtärken und in 
Heſſen ein ganz gothaiſch geſinntes Kabinet einzuſetzen.“ In der 
erſten Hälfte des Juni ſei nun in Hannover das Gerücht aufge— 
taucht, der Kurfürſt beabſichtige, ſich, erbittert über die Haltung 
des öſterreichiſchen Kabinets, ganz und gar Preußen in die Arme 
zu werfen.“ Auch die Miniſterliſte v. Loßberg, Wiegand u. ſ. w., 
welche den unbedingteſten preußiſchen Einfluß in Kaſſel inaugurirt 
haben würde, ſei bekannt geworden. Man habe ferner in Han— 
nover gewußt, daß mit Herrn v. Bismarck bereits Verhandlungen 
wegen demnächjtiger Uebernahme des preußiſchen Minifterpräfi- 
diums ftattfanden. „Ein Erfolg in der kurheſſiſchen Frage hätte 
nur den Eintritt eines conjervativen Minifteriums in Preußen 
verzögern können, und es fam daher alles darauf an, denfelben 
zu verhindern“, ©. 219. „Am 18. Juni,“ heißt es weiter ©. 220, 
„erfolgte ein preußifches Ultimatum in Kafjel, welches auf die 
Bildung eine neuen Minifteriumd und Neactivirung der Vers 
fafjung von 1831 drängte, und man mußte jeden Augenblid die 
Verkündigung der genannten Meinifterlijte erwarten. Da wurde 
ih am 19. zum Könige gerufen, der mir befahl, ſogleich — — — 
nad) Kafjel zu gehen und um jeden Preis die Einjeßung des in 
Ausfiht genommenen Minifteriums zu verhindern. — — — Es 
fam darauf an, den Kurfürjten zu überzeugen, daß bei der nun 
einmal vorhandenen Lage gegen den Bundesbeihluß nichts zu 
machen jei, daß aber die Ausführung dejjelben in confervativ feite 
Hände gelegt werden müſſe, um nicht die innere Verfaſſungsange— 
legenheit zu einem unwiderjtehlichen Hebel der gothaiſchen Politik 
zu machen. — — — Zugleich galt e8 auch auf Herrn dv. Dehn— 
Rotfelfer aufmerfjam zu machen, in dejjen Händen allen, die ihn 
fannten, die Neugeftaltung des heſſiſchen Verfafjungslebens am 
beiten aufgehoben fein würde. Diefe ganz geheime und auch nie 
mals befannt gewordene Miſſion fand wie im Sturm ftatt, alles 
ging im Fluge, — — am nädjten Tage jhon war ich wieder in 
Hannover und am 21. Juni wurde das neue Minifterium officiell 
verfündigt.“ 
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rene binterhaltige Behandlung bejchwerte, joll er mit 
lähhelnder Miene erwidert haben: „Ach! wenn Coup 
machen will, nicht vorher Alles jagen können.“ 

Am 25. Juni ſprachen die Mitglieder des Kafleler 
Stadtraths und Bürgerausſchuſſes in einer an den Kurfürften 
gerichteten Vorftellung ihr „Mißtrauen“ gegen das neue 


Herr Meding jchlägt feine diplomatiiche Gemwandtheit nicht 
gering an: er fam, jah, ſiegte; in feiner Darftellung aber hat er 
die Hauptjache vergeflen: den Nachweis eines urjahlihen Zu— 
fammenhangs zwifchen feiner Miffton und der Berufung des con- 
jfervativen Minifteriums. 

Es iſt möglich, daß der Kurfürft in feiner Abficht, die Herren 
von Lohberg, Wiegand zc. zu düpiren und ein Minifterium nad 
eigenem Gefhmad zu wählen, von Hannover aus beftärft worden 
iſt. Diefe Idee felbit aber war offenbar Eigenthbum des Kurfürften. 
Das ergibt fich deutlich au3 dem doppelten Umftande, daß Detler 
bereit3 am 18. Juni, alfo vor Meding's Sendung, nad) feiner 
gründlichen Kenntniß des Kurfürften den Ausgang der Minifter: 
frijis richtig vorausfagte und daß der Kurfürst jelbit jich nach— 
träglihd Herren von Lohberg gegenüber feines „Coups“ rühmte. 
Freiherr v. Roggenbad hatte jogar bereits am 1. Juni an Detfer 
geſchrieben: „ich glaube fejt, da wir bei einem Minifterium von 
Wiürzburgern ankommen, und plöglich ein böjes Siebengejtirn in 
Kaſſel aufgehen wird.” 

Sedenfalls kann Herr Meding, der auf fehr ungenügenden that- 
jählihen Grundlagen mit großer Kühnbeit zu combiniren verfteht, 
nicht als claffischer Zeuge angefehen werden. Ein Verſtändniß des 
preußijchen Vorgehens in Kurheſſen war von ihm nicht zu erwarten: 
er führt alles auf Bopularitätshafcherei des Minijteriums Bernjtorff 
zurüd. Diefer Auffaſſung gegenüber mag an die Worte erinnert wer: 
den, die König Wilhelm ald Prinz von Preußen am 8. November 
1358 an das neue Minijterium richtete: „Die Welt muß wiſſen, 
daß Preußen überall das Recht zu ſchützen bereit iſt.“ 

Geradezu fomijch wirkt es endlich, daß Herr Meding ©. 219 
ed als einen Erfolg der hannoverifchen Bolitif rühmt, den Eintritt 
des Minifteriums Bismard befchleunigt zu haben. 
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Minifterium aus, was natürlich in der Kaffeler Zeitung 
getadelt wurde und auch ſicher troß alles berechtigten Un- 
willens jeine Bedenken hatte. 

Ueberhaupt gingen nad allen Nachrichten die An- 
fihten und Beitrebungen im wildeſten Wirrwarr durdj” 
einander. Sch beeilte mich daher, in der Morgenzeitung 
vom 26. folgenden Artikel erſcheinen zu laffen: 


„Sieg und Kampf. 


Eine landesherrlihe „VBerfündigung” vom 21. Juni 
1862 jeßt die Verfaffungsurfunde vom 5. Sanuar 1831 
mit den dazu gehörigen Gefegen, insbejfondere mit Der 
landftändiihen Gejchäftsordnung von 1848 und mit dem 
Wahlgejege von 1849, wieder „in Wirkjamteit” ; die og. 
Verfaſſung vom 30. Mai 1860 nebft der Wahlordnung 
vom jelben Tage iſt „aufgehoben“; es jollen alsbald 
Wahlen nad) dem erwähnten Geſetze von 1849 vorge: 
nommen werden. 

In diefen wenigen Zeilen liegt ein Creigniß, eine 
Errungenjhaft von fo eigenthümlicher und jo ſchwer 
wiegender Bedeutjamfeit ausgefprochen, daß damit faum 
ein Vorgang der kurheffiichen, ja der gefammten deutjchen 
Gejchichte der legten Zeit verglichen und gleichgeitellt 
werden kann. Mit freudigem Herzen und gerechtem Stolze 
dürfen wir jagen: ein herrlicher Sieg it errungen! ein 
Sieg des Rechts und der öffentlichen Moral! 

Bornehmlih find es zwei große Süße, welde für 
ganz Deutichland und insbejondere für uns jelbit fieg: 
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reich durchgefochten und zur Geltung gebracht worden find; 

ein Mal: 
daß die in anerfannter Wirkjamfeit ftehenden 
Verfaffungen nicht anders als auf verfafjungs- 
mäßigem Wege geändert werden fönnen, 

und dann: 
daß der Rechtsboden und der Redhtszufammen- 
bang gewahrt werden muß, wenn bie Rechts: 
ficherheit überhaupt gewahrt werben joll. 

Der erite Sa entipriht dem Art. 56 der Wiener 
Schlußakte; feine Durchführung bei uns hebt alle Zweifel 
und ſophiſtiſchen Auslegungen, welche binfichtlich diejes 
Artikels jo oft vorgebradht worden find. Insbeſondere 
fteht jegt feit, daß felbft „anerfannte Bundesmwidrig: 
feiten” in den einzelnen Zandesverfaffungen rechtlich 
nur auf landesverfaffungsmäßigem Wege aufgehoben 
werden können. 

Der zweite Sa hat hauptſächlich durch die beharr- 
liche Feithaltung des Wahlgefeges von 1849, allen äußeren 
und inneren Einflüfterungen und Einwirkungen zum Trog, 
feine are Würdigung und praktiſche Durhführung ges 
funden. Kurz, das Recht im Ganzen und Großen ijt bei 
uns wieder vollitändig zur Geltung gefommen, und in 
jofern fönnen wir freudig und mit dankbarem Herzen 
gegen alle Diejenigen, melde uns ihren mächtigen Bei: 
ftand und ihre beredte Fürfpradhe geliehen haben, insbe: 
jondere gegen die Regierungen von Preußen und Baden, 
ausrufen: der Sieg ift errungen! 
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Aber der Sieg ift noch fein ruhiger Friede. Es bleibt 
noch Vieles zu thun übrig, wenn die Herftellung des alten 
Rechts nicht ein bloßes Wort, nicht ein leerer Schein und 
Schall fein ſoll. Noch beftehen die „proviforifchen Gejete” 
des Jahres 1851 und die „Gejege” und Berordnungen 
der jpäteren Zeit, jomweit fie nicht durch die Verfaſſungs— 
berftellung mittelbar aufgehoben find, in ungeänderter 
Wirkſamkeit; noch find die allerwichtigften Gejege, wo— 
runter, wie es jcheint, dasjenige über die Bejetung des 
höchſten Gerichtshofes von 1848, nicht wieder in Anwen: 
dung getreten; noch muß über die angeblichen „Bundes- 
mwidrigfeiten” und über die bundesrechtlichen Anjprüche 
der ehemaligen Reichsunmittelbaren entjchieden und an 
die Stelle des Wegfallenden Neues gejegt werben; noch 
find zahlreihe Schäden und Mängel aller Art zu bejei- 
tigen: kurz, es jtehen noch die mwichtigften Arbeiten und 
vermuthlih auch — die fchweriten Kämpfe bevor. 

Stünden unter der Verordnung vom 21. Juni (oder 
wie andere Abdrüde lauten, vom 22. uni) die Namen 
Wiegand und Zuſchlag u. ſ. w., fo bebürfte ihr Inhalt 
und der Geilt, wie die Art und Weife, worin fie zur 
Ausführung gelangen joll, feiner Erläuterung; ftatt deren 
aber hat das ftaunende Land plöglich die Namen v. Stiern— 
berg und v. Dehn:Rotfelfer gelefen, und was das jagen 
will, was namentlich der letzte Name bedeutet, das bedarf 
nah) den Erfahrungen der legten Jahre feiner Erörterung. 

Gleichwohl wollen wir uns den freudigen Rückblick 
auf die Vergangenheit und den zuverfichtlichen Hinblick 
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auf die Zukunft nicht trüben noch verfümmern laſſen: 
Freuen wir uns aljo des Sieges! aber gewärtigen wir 
auch, wenn e3 jein muß, muthvoll des weitern Kampfes! 
Seien wir ohne Unterlaß wahjam, bejonnen, bewußt, 
damit uns jeder Augenblid wohlgerüftet finde! — 
Das ift der Weisheit letter Schluß : 
Nur Der gewinnt fi Freiheit wie das Yeben, 
Der täglich fie erobern muß! 


Berlin, 24. Juni 1862. Fr. Detfer.“ 


Folgenden Tages ließ ich diefem Artikel einen wet: 
teren mit der Ueberſchrift „Kampf und Verſöhnlichkeit“ 
folgen. Ich erkannte darin das Vorgehen der Regierung 
und der Kafjeler Zeitung an, verſprach die „Bemweg: 
gründe“ nicht unterfuchen zu wollen, ja ich gab jelbit die 
Verfiherung, „daß Perjonen und Sachen möglichſt 
unterfchieden werden jollten und daß wir aufridtig 
beitrebt fein würden, den Unmillen und Widermwillen, den 
die erfteren dem Lande bisher einflößten, auf die von 
ihnen ergriffenen Maßnahmen nicht ohne Grund zu über: 
tragen.“ 

„Aber weiter fünnen wir für den Augenblid nicht 
gehen. Wir werden in behutfamiter und mißtrauijd: 
ter Aufmerkſamkeit erft weitere Thaten abwarten und 
nur Thaten, nicht aber bloße Zufiherungen oder allge: 
meine Redensarten von „rüdhaltslojem Eingehen“ u. dergl. 
entjcheiden laffen; während die Namen Wiegand und Zus 
ſchlag eine Bürgſchaft gewejen wären für deren Fünftige 
Handlungen, bedürfen die Herren von Stiernberg und 
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von Dehn:Rotfelfer der Thaten, um ſtets den Verdacht, 
der fih an ihre Vergangenheit fnüpft, zu entfräften. 

„Als ein Töbliher Anfang ericheint es in diefer Be: 
ziehung, daß dem Landſyndikus Dirds bereits jeine Dienit- 
wohnung im Ständehaufe wieder eingeräumt worden ift, 
mit der Weiſung „die Landiyndifatsgejchäfte bis auf 
Weiteres zu übernehmen”. Doch fieht man nicht recht 
ein, was mit diefem Zuſatze: „bis auf Weiteres“ gemeint 
jein joll. Herr Dirds ift von den’ Landftänden zum Land: 
ſyndikus beftellt worden; dieſe Beitellung iſt nad $ 103 
der Verfaflungsurfunde von 1831 eine lebenslänglide; 
eine Dienitthätigfeit hat fih nach 8 104 ber Ber: 
fafjung, ſowie nad) der von den Landſtänden ertheilten 
„Dienſtanweiſung“ zu richten. Alfo nur auf diefe Be: 
jtimmungen fommt es an; feine Regierungsmeifung Tann 
daran etwas ändern. Was will und kann demnach der 
obige Zujat bezweden ? 

„Insbeſondere it der Landſyndikus „Confulent des 
landſtändiſchen Ausſchuſſes“. Es wird daher feine erſte 
Sorge fein müſſen, als folcher alsbald wieder in Thätig- 
feit zu treten. Aber auch bier erhebt fich fofort ein 
Bedenken. In der Iandesherrlihen Verkündigung vom 
22. Juni d. 3, wird bemerkt, daß der bleibende Stände- 
ausſchuß „zur Zeit nicht vorhanden“ jei und daß hin- 
ficätlih der ihm bei der vorläufigen Wahlprüfung ob- 
liegenden Geſchäfte anderweite geeignete Fürforge getroffen 
werben jolle. Wie ift Das zu verftehen und mit dem Recht 
zu vereinigen? Dffenbar kann es nur fo aufgefaßt werden 
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und nur in jo weit Billigung verdienen, als der 1850 
beftellte Ständeausfhuß im Jahre 1851 durch den fog. 
Bundesfommiffar, jo wie durch Friegsgerichtlihe Verfol— 
gung thatſächlich außer Thätigkeit gejegt worden ift 
und als bisher noch nicht befannt war, daß der Ausſchuß 
noch bejtehe und wieder in Thätigfeit treten werde. Dies 
fann aber nicht nur, jondern dies muß ſogar gejchehen, 
wenn dem Rechte vollitändig genügt werden fol. 

„Rah 8 102 der Verfaffungsurfunde ift vor jeder 
Beendigung eines Landtages ein Ständeausihuß zu be: 
jtelen, der „bis zum nächſten Landtage“ das land: 
ſtändiſche Intereſſe wahrzunehmen hat und der fich jelbft 
„aus der Zahl der Mitglieder der legten Ständeverfamm: 
lung“ ergänzt, falls Ausjcheidungen ftattfinden. Aller: 
dings ijt nun der verfaffungsmäßige Gang der Zandtage 
unterbroden und der 1850 beftellte Ausfhuß ſuspen— 
dirt worden; allein dem Lande und der rechtmäßigen 
Landesvertretung gegenüber hat dies feine recdht- 
lihe Kraft; der bleibende Ständeausſchuß mit feiner 
Selbitergänzungsbefugniß und mit dem Recht, andermweite 
Mitglieder des legten Landtags berathend zuzuziehen, war 
inzwijchen die rechtmäßige Landesvertretung und iſt es 
auch noch jegt. Sobald derjelbe durch feinen Vorſtand 
wieder in Thätigkeit tritt und Davon Anzeige macht, hat 
die Regierung dies anzuerkennen; fie darf ihm namentlich 
diejenigen Verrichtungen nicht entziehen, wozu ihn die 
88 1 bis 4 der landitändifchen Geſchäftsordnung von 
1848 beredtigen und verpflichten. 
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„Es wird dies ſofort ein Prüfſtein fein, in wie weit 
die neuen Minifter das Recht und den Rechtszufammen- 
bang anzuerkennen und zu wahren gejonnen find.“ 

Weiter fonnte in der That öffentlich vor der Hand 
nicht gegangen werden. Manche murrten ohnehin ſchon 
darüber. 

Im Stillen aber hätte ich mehr thun können. ch 
erfannte es fpäter für einen Fehler, daß ich mich nicht, 
wie die Dinge einmal lagen, mit Herrn v. Dehn-Rotfeljer 
jofort in vertrauliche Beziehung gejett hatte. Es würde 
dann Manches glatter von Statten gegangen fein. Auch 
wäre eine ſolche Beziehung, wie ich jpäter wahrnehmen 
fonnte, auf der andern Seite nicht unwilllommen ge: 
weſen; zumal wir längft perjönlid mit einander befannt 
waren. 

Herr v. Dehn war in der Jugend ein ſtarker Lebe: 
mann gemwejen, wurde in Kafjel der Schwager Abee’s, 
wobei ihm auch etwas Frömmigkeit mit anflog, und hatte 
leider die Schwädhe, 1847 eine Stelle im Oberappella: 
tionsgericht anzunehmen, wozu ihn die Alters: und Dienit: 
verhältnifje noch nicht beriefen. Das machte ihn mipliebig, 
und namentlich hörten auch die Beziehungen auf, die er 
zu mir und anderen jüngeren Zeuten, die wir ein ſog. 
franzöfiiches Kränzchen bildeten, Jahre lang gehabt hatte. 

Indeſſen wandte er fih in den Märztagen 1848 
wieder vertrauensvoll an mich, und ich juchte ihm auch 
wirklich zu nützen, jomweit ich's vermochte. 

Sp hätte auch jegt wohl ein Benehmen mit einander 


320 Verſäumte Verftändigung. 


Statt finden und ficherlich förderlich jein fünnen; allein 
der erite Schritt unterblieb leider — von beiden Seiten. 

Nach 1866 juchte mich v. Dehn-Rotfeljer wiederholt 
in Berlin auf und erzählte und verficherte mir Manches, 
was meine früheren Bermuthungen bejtätigte. 

Indeſſen, das vielleiht Mögliche war verjäumt 
worden; ein langes Ringen wurde nothwendig, um Das— 
jenige noch wieder zu erfämpfen, was das Land ſich nicht 
dauernd nehmen und vorenthalten laſſen durfte. 





IH. 
Die lebten Iahre des Kurfürſtenthums. 


—ñ NA u 


Die nächſte Aufmerkſamkeit war jetzt auf die Wahlen 
zum Landtäge und auf den bleibenden Ständeaus— 
ſchuß, dem die vorläufige Prüfung der Wahlen geſetzlich 
oblag, zu richten. 

Ich hatte den letzten Bunft ſchon feit Jahr und Tag 
in's Auge gefaßt und war über die einzunehmende Haltung 
längit mit mir im Reinen. 

Der Ausfhuß war eine wichtige Eigenthümlichkeit 
der kurheſſiſchen Verfaffung; nur in Württemberg beftand 
eine ähnliche Einrihtung. Er konnte aus drei bis fünf 
Mitgliedern beitehen und hatte das Recht, beim Wegfall 
eines: Mitgliedes : fih aus: den Angehörigen der lebten 
Ständeverfammlung zu ergänzen. Daß hiernach bei drei 
Mitgliedern ‚ zwei zur Selbitergänzung berechtigt waren, 
litt gar feinen Zweifel. Warum hätte aber nicht auch 
ein übrig :gebliebenes Mitglied, 3. B. bei zwei plöglichen 
Tobesfällen,: eine Ergänzung vornehmen jollen, zumal es 
ih nicht um freie Wahl, fondern nur um Zuziehung von 
alten: Ständemitgliedern handelte ? 


Br. Detter, Lebenderinnerungen. IH. 2 
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Sm Jahr 1850 waren nun 5 Mitglieder gewählt 
worden; davon war eins geftorben, ein anderes Durch 
Eintritt in fremden Dienft ausgejchieden, und zwei, Kellner 
und Bayrhoffer, waren nad) Amerika ausgewandert, Rechts- 
anwalt Henkel allein noch in Kaffe. Bon Jenen, wenig: 
ftens von Dr. Bayrhoffer, ließ fih annehmen, daß die 
kurheſſiſche Staatsangehörigkeit noch beftehe, da feine 
Entlaſſung Statt gefunden hatte. 

Im Sommer 1860 jchrieb ih an ihn, ob er nicht 
geneigt jei, fih mit Henkel und Kellner über die Heran- 
ziehung von zwei andern Mitgliedern zu verjtändigen und 
dann auszujcheiden. Allein wider Verhoffen lehnte er 
durh Schreiben vom 7. Dftober 1860 jede Mitwirkung 
ab, weil er „dem Kurfürſten von Hefjen in Amerifa ab- 
geihmworen habe, jegt amerifanijcher Staatsbürger fei und 
aus Diejen Gründen fein Mitglied jenes bleibenden Aus- 
jchuffes mehr zu fein glaube, alſo auch feinen Akt des- 
jelben mehr vornehmen könne“. In ſolche Bedenken war 
der alte Revolutionär verfallen! — 

Kellner’s Aufenthaltsort war mir nicht befannt und 
vermuthlich hätte er feinem alten Genofjen beigeftimmt, 
der übrigens meine Aufforderung gar nicht weiter beför: 
dert hatte, obwohl er den Ausſchuß als „rechtlich noch 
fortbeftehend“ anſah. 

Ich wandte mich daher an Henkel allein, und biefer 
ging auch auf den Gedanken ein, verfhob aber die Aus: 
führung. 


Die Sache war nit unwichtig; fie konnte wenigftens 
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unter Umſtänden von großer Wichtigfeit werden. Auch) 
hätte nach Lage der Dinge nur auf dem Wege der 
Dftroyirung für den Ausihuß ein Erſatz beichafft 
werden fünnen. Einige, 3. B. NRegierungsrath Wiegand, 
jpotteten zwar über die Ergänzung; allein jehr umfichtige 
Männer, 3. B. Minifter von Wingingerode in Weimar, 
waren entjchieden anderer Meinung. Auch der Miniiter: 
präfident Graf Bernftorff in Berlin meinte verwundert: 
„ich begreife nicht, was da zu bedenken ift; man muß 
fein Inftrument wegwerfen, das möglicher Weiſe noch 
dienlich jein fann.” In Kaffel aber erflang, als ich im 
Laufe des Sommers 1862 wiederholt das alsbaldige 
Selbftergänzen des Ausſchuſſes verlangte, ſofort die alte 
Leier: „Abwarten“, „Konfliltvermeiden” u.f. w. Dr. R. 
Harnier beitritt jogar das Fortbeitehen des Ausfchuffes 
überhaupt, und Wiegand nannte die Selbitergänzung 
jpottend eine generatio aequivoca *). 


*) Man könnte, da der landftändiiche Ausſchuß nad $ 102 
der Berfafiung von 1831 eine Collegialbehörde war, an ich 
Bedenken tragen, ob ein einzelnes Mitglied nach dem freimwil- 
ligen bedingungslojen Austritt der übrigen zur Cooptation 
befugt gewejen wäre. Es fam aber im Falle des Tertes m. €. 
weder hierauf noch auf die weitere Frage an, ob die faktiſch aus— 
gejhiedenen Mitglieder im Sommer 1862 noch als kurheſſiſche 
Staatsangehörige zu betrachten waren. Kellner, Bayrhoffer und 
Gräfe (vergl. über das Thatfählihe Bd. II ©. 219 der Lebens 
erinnerungen) find aus Heſſen zu einer Zeit ausgewandert, in der 
dem Ausſchuſſe die Fortführung feiner verfaſſungsmäßigen Thätig- 
keit durch rechtäwidrige Gewalt unmöglid gemadt war, Kellner 
und Bayrhoffer insbejondere auf der Ylucht vor den jog. Kriegd- 
gerichten. Wenn man nun auch in diefem Verhalten einen Aus— 


21* 
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Allein Henkel ließ fich nicht irre machen; er hielt es 
dies Mal mit mir; wenigftens gejellte er fich zunächit die 
Herren Nebelthau und Loth zu. 


tritt aus dem Ausſchuß erblidt, fo ift doch für die juriftiiche Beur- 
theilung davon auszugehen, daß diefe drei Mitglieder des Ausſchuſſes 
ohne die rehtswidrigen Gewaltalte der Jahre 1850 und 
1851 entweder überhaupt nicht oder doch nur nad vorgängiger 
Ausübung ihres Cooptationsrechtes aus dem Collegium ausge— 
jchieden fein würden. 

Für die Ausübung des Ergänzungsrechtes aber gab es neben 
der gemeinfamen Vornahme des Wahlaktes durd alle Mitglieder 
den Weg der compromiflarifchen Mebertragung der Wahlbefugniß 
auf einzelne Mitglieder. Dieſer letztere Modus fteht gemeinrechtlid 
(im Tanonifhen Recht ausdrüdlich anerlannt) dem erfteren gleich 
und war in der Berfaffungsurfunde nicht ausgeſchloſſen. Die Wahl 
ſeitens des Einzelmitgliedes gilt in diefem Falle als eine vom 
Eollegium ausgehende Wahl. 

Da der rechtswidrigen Gewalt niemals eine den Rechtszu— 
ftand verändernde Bedeutung zugejchrieben werden fann, jo war 
das Ausscheiden von Kellner, Bayrhoffer und Gräfe juriftifch in 
einer Weife zu deuten, die den Fortbeitand des Ausſchuſſes er- 
mögliche. 

E3 war demgemäß zu unterftellen, daß dieſe Mitglieder nad 
vorgängiger Uebertragung des Cooptationsrechts auf die zurüd- 
bleibenden Eollegen ausgejchieden jeien. 

Sonach waren nunmehr die leßteren, d. 5. Schwarzenberg 
und Henkel die Alleininhaber des Ergänzungsrechts. Da der Aus 
ſchuß verfafjungsmäßig aus 3 bis 5 Mitgliedern zu beftehen hatte, 
fo würden Schwarzenberg und Henkel, wenn nicht die rechtswidrige 
Behinderung in der Ausübung ihrer Befugniß fortgedauert hätte, 
alsbald zur Eooptation gefchritten fein. 

Bei Schwarzenberg’8 Ableben war der Rechtszuſtand nod 
nicht wieder hergeftellt, eine gemeinfame Ausübung der Wahlbe- 
fugniß bis dahin nicht möglich geweſen. 

Auch in diefem Falle tonnte der rehtömwidrigen Gewalt. nicht, 
die Bedeutung einer rechtsaufhebenden Thatfache beigelegt werden 
und es war demgemäß anzunehmen, daß vor dem Ableben Schwar⸗ 
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Der Einfluß Nebelthau’s war dann aber doch wieder 
groß genug, um ihn zum Schwanfen zu bringen; man 
beichloß, erſt Weiteres abzuwarten. Da ſich indeß nichts 
Weiteres begab, fo geſchah ſchließlich nach langem Gerede, 
was gleich gefchehen konnte: es wurden noch zwei Mit: 
glieder, darunter auch ich, Hinzugewählt, das Recht der 
Stände ward gewahrt, und die Regierung fam dadurch) 
weiterem Streit zuvor, daß fie zur Bornahme der vor- 
läufigen Wahlprüfungen gemwiffermaßen eine bejonbere 
Kommilfion ernannte, nämlih neben dem Landtags: 
fommifjar diefelben fünf Mitglieder, welche den Ausſchuß 
bildeten. 

Hinfihtlih der Wahlen ftellte ih den Sat auf, daß 
die als verfafjungstreu bewährten Mitglieder der früheren 
zweiten Kammern miederzumählen jeien. Das erregte 
zwar bier und da Mißfallen; denn mit der Heritellung 
der Verfaffung und der dadurch mwiedergefehrten größeren 
Rechtsſicherheit tauchten plöglich gar zahlreiche „Batrioten” 
auf, die auf einmal Alles beifer wußten, den Mund jehr 
weit aufthaten und vor allen Dingen ſelbſt gewählt fein 
wollten. Indeſſen Hatte im Ganzen meine Anfchauung 





zenberg'3 die Ausübung der Ergänzungsbefugniß durd) Compromiß 
auf Henfel allein übergegangen jei. 

Das revid. Grundgejeh von Sachjen-Weimar (15. Dft. 1850) 
erfennt — beiläufig bemertt — im $ 16 ausdrüdlicd die Möglich— 
feit an, daß ein permanenter landſtändiſcher Ausſchuß vorüber— 
gehend aus nur einem Abgeordneten beftehen fünne („Sollten 2 
Mitglieder des Borftandes in der Zmwifchenzeit der Landtage aus— 
icheiden, jo vereinigt fi) die ganze Amtsthätigfeit in dem nod) 
allein Gebliebenen“). 
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leichtes Spiel zum Siege. Ja ich hätte bei einiger Mühe 
die gefammten Wahlen leiten fönnen; menigitens wäre 
gegen meinen offenen Rath nicht leicht Jemand gewählt 
worden. 

Und vielleicht hätte ich wohl gethan, wenn ich zwei 
oder drei von der erften Verſammlung fern gehalten 
hätte, damit erft die Wahlgefeßfrage erledigt worden wäre. 

Snsbejondere war Wiegand in dieſer und anderer 
Beziehung von Uebel. Gar oft ftanden ihm fein eigenes 
Programm und jeine eigene Verordnung im Wege, ob: 
wohl er fich mitunter dreift genug davon losſagte. Na: 
mentlih wollte er nach jener die Heritellung des Wahl- 
gejeges von 1831 und vor Allem die Wiedereinfügung 
der Ritterichaften. Es hätte nur eines Winks von meiner 
Seite bedurft, um die Hanauer Höchftbeiteuerten, die ihn 
wählten, jofort auf andere Gedanken zu bringen. 

Nahezu dafjelbe galt von H. Auch er wollte die 
BZulaffung von ritterfchaftlihen Abgeordneten, und der ge- 
drudte Beweis war in meinen Händen. Dazu beftritt er 
die Rechtsbeftändigfeit des bleibenden Ausjchuffes. Auch 
in anderen Punkten wich er von der vorherrjchenden An: 
Ihauung ab. 

Gleichwohl konnte er es nicht über fich gewinnen, 
fih vor der Hand fern zu halten. Alle Hebel wurden 
vielmehr in Bewegung gejegt. Mir gab man ſogar ſchuld, 
daß ich gegen die Wahl meines „Vertheidigers“ gemejen. 
Dies war nun allerdings unwahr; ich hatte mich aus den 
bemerften Gründen nur nit für ihn ausgeſprochen, 


Meine Vorſchläge zur Aenderung des Wahlgejehed. 327 


wohl aber gutmüthiggenug feine abweichenden Anſchauungen 
verſchwiegen; ja ich war entſchloſſen, für die nächften 
Zandtage, bezw. nad) Erledigung der Wahlgeſetzfrage feine 
Wahl entſchieden zu betreiben, weil feine Arbeitsfähigfeit 
eine außergewöhnlihe war. Schließlich jedoch ließ ich 
mich doch „breit ſchlagen“ und förderte fchon dies Mal 
die Wahl. 

Auch Wiegand’s Sünden verjchwieg ih. Ja, ich hatte 
Laune und Selbftüberwindung genug, einmal ſchweigend 
mit anzuhören, wie er die Rettung des Wahlgefeges fich 
gutjchrieb. 

Es waren das zwei politifhe Fehler, die mir feinen 
Dank braten und bei der jpätern Behandlung der Wahl- 
gejeßfrage jehr nachtheilig wurden. 

Sch Telbit hatte Shon vor Jahr und Tag in meinen 
Flugblättern einige Nenderungen hervorgehoben, welche 
demnächſt an dem Wahlgejete, unbefchadet deſſen weſent— 
liher Bedeutung, vorgenommen werden fönnten, um 
damals die Gegner defjelben zu bejchwichtigen. Dieſe 
Vorſchläge, gegen welche fich einjt faum eine leife Stimme 
erhoben hatte, wiederholte ich jet in der Morgen: 
zeitung als Gegengewicht gegen jo weitgehende Be- 
itrebungen, wie fie bei Anderen zu Tage getreten waren. 

Sofort fielen nun die demofratifhen Stimmen über 
die Morgenzeitung her. Am ärgften geberdeten fich 
gerade Solche, welche ich 1860 vergebens gemahnt hatte, 
für das Wahlgefet von 1849 überhaupt in die Schranfen 
zu treten. 
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Natürlich wurde ihnen das jegt nicht geſchenkt. Ich 
ging fogar nach Ablauf der erften Plänfeleien abſichtlich 
darauf aus, den Streit zu nähren und in die Länge zu 
ziehen. 

Es war mir nämlich Far geworden, daß gerade die 
Angriffe der Demokraten meinen eigenen Plänen und 
insbefondere dem Plane, vom Wahlgejege von 1849 
möglichit viel zu retten, den beiten Vorſchub Teifteten, wie 
fie denn auch im Herbft 1862 feinen üblen Empfehlungs: 
brief bei — Bismard abgaben. 

Eine weitere Sorge bereiteten mir die jog. „Bundes: 
widrigfeiten”. Herr v. Mohl war in diejer Beziehung 
viel zu nachgiebig geweſen. Es fam daher zunächſt darauf 
an, eine Gegen-Autorität zu gewinnen. Sch war lange 
Ihwanfend, an wen ich mid am erfolgreichiten wenden 
fönne. Da erfuhr ih, daß Profeffor Zahariae von Göt- 
tingen eine Kur in Ems gebraudhe. Sofort wandte ich 
mich auch dorthin, tranf wieder einmal Kränden, und 
tränfte dabei dem berühmten und wohlgefinnten Staats- 
vechtslehrer die Ueberzeugung ein, wie durchaus noth: 
wendig es fei, daß er dem leichtfinnigen Herrn v. Mohl 
entgegentrete. Das wurde denn auch anerfannt, und da 
Zachariae ohnehin vollftändig anderer Meinung war, jo 
ſprach er dieſe im nächſten Bande feiner „deutfchen Ver: 
fafjungsgefege” ©. 82 flg. entſchieden aus und fandte mir 
den Bogen am 11. November 1862 zur fofortigen Benup- 
ung für die Morgenzeitung zu. 

Zachariae ließ nur eine Bundeswidrigfeit gelten: 
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die Nichtberückſichtigung der bundesrechtlich verbürgten 
Standſchaftsrechte der Mebdiatifirten und der Reichsritter- 
Ihaft im Wahlgeſetz von 1849, 

Außer Zachariae lernte ih in Ems auch den vor: 
maligen Berliner Profefjor, Freiheren Karl von Richt: 
bofen auf Damsdorf in Schlefien und feine Familie kennen 
und blieb mit derjelben lange Zeit in der freundfchaft: 
lichſten Verbindung. 

Eine andere Freundſchaft knüpft fich ebenfalld an 
Ems, nämlich die mit dem Geheimen Juſtizrath, jegigen 
Auftizminifter Dr. Friedberg zu Berlin, der mich zugleich 
bei einer liebenswürdigen Wienerin, Frau von Wehli, der 
ſpäteren Schwiegermutter Hans Hopfen’s, einführte. 

Sm September hielt ich mich zur Nachkur in Nau: 
heim auf und beſchäftigte mich hauptſächlich mit der Frage, 
wie die Bejeitigung der „proviſoriſchen“ und verfafjungs: 
widrigen Erlafje von 1851 zu behandeln und zu erreichen 
jei. Das Endergebnig meiner Erwägungen und Beipred: 
ungen mit Frankfurter 2c. Freunden war wiederum, daß 
verſucht werden müſſe, das noch Fehlende, von Wiegand 
verfäumte, in einem einzigen Schlage und Erlafje zu er: 
reihen und daß hierzu die preußifche Regierung mit: 
wirfen müſſe. 

Mein Gedanfengang war dabei folgender: Die Re: 
gierung wird fih an das Wiegand'ſche Programm halten. 
Sie wird daher nur das Wahlgejeß vorlegen und die 
Erledigung diejer Frage vor jeder andern verlangen, jelbit 
vor der Feititellung des Staatshaushalts. Dies und das 
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Beitreben, das Wahlgeſetz über die „Bundeswidrigfeiten“ 
hinaus zu ändern, führt nothwendig zu Zwieipalt und 
gibt Preußen Gelegenheit, von Neuem drein zu reden. 
Preußen aber wird gern reden; ſchon Bernftorff wird 
dies thun, noch mehr aber das im Anzuge begriffene 
Minifterium Bismard. Und dann iſt die Gelegenheit da, 
gleichzeitig die „proviſoriſchen Gejege” 2c. abzuthun. 
Aber mit einem Schlage muß dies gejchehen. 

Ih entwarf daher einen Antrag, deſſen jofortige 
Einbringung und bejchleunigte Annahme dies möglich 
machen jollte. 

Bei der Beurtheilung der dur den Staatsjtreich 
von 1850 und 1851 und in Folge defjen erlaffenen 
Geſetze und getroffenen Einrichtungen wich ich, wie jchon 
angedeutet, von Andern ab. Mande jagten: es muß 
damit gehalten werden, wie mit der ſog. Zwiſchen— 
regierung, nad) einfacher Kriegsbejegung ohne Friedens: 
ſchluß. Die von der unrehtmäßigen Regierung inzwijchen 
vorgenommenen Handlungen find gültig und müſſen an- 
erfannt werden. 

Bekanntlich hat gerade Kurhefjen, beziehungsweije das 
Königreich Weftphalen für diefen Abjchnitt des Staats: 
rechts die Veranlaſſung abgegeben. Jetzt war es wie- 
derum Kurheſſen, welches einen neuen Abjchnitt begründen 
mußte; denn einen frühern Fall gab es nicht und die 
Gleichhaltung mit der weſtphäliſchen „Zwiſchenregierung“ 
paßte meines Erachtens durchaus nicht. 

Ein von einem Fürſten begangener Verfaſſungsbruch 
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bat feine Analogie mit einem völferrechtlichen Kriegs: 
zuftand und deffen Folgen, die Annahme eines Kriegszuges 
des Landesherrn gegen jeine Unterthanen ift eine Unge- 
heuerlichkeit. Im Falle der Zwiſchenherrſchaft handelt es 
ih um das völferrehtliche Verhältniß eines Landes 
zu einer fremden fiegenden Kriegsmacht, im Falle des 
Verfaflungsbruhes um das ftaatsrechtlihe Verhältniß 
eines Fürften zu feinem eigenen Bolfe. 

Bei der franzöfiichen Kriegsbejegung 1806 war der 
Zandesherr geflüchtet, und das ganze Land hatte ſich er: 
geben und die neue Herrſchaft über fich ergehen laffen. 
Es entſprach aljo durhaus dem Recht, daß Sedermann, 
namentlich) auch die Stände, das während der Zwiſchen— 
berrihaft Gejchehene anerkennen mußte, wenn es aud 
natürlich der Nenderung im Wege weiterer Gefeßgebung, 
joweit nicht wohlerworbene Einzelrechte in Betracht famen, 
unterlag. 

Anders aber waren jetzt die Dinge gejtalte. Der 
einjeitige Staatsftrei von 1850 und 1851 war geglüdt, 
die Gerichte hatten fich fügen müffen, in fofern lag zwar 
Gleichheit vor; aber die Landesvertretung hatte fi) 
nicht beruhigt, ihr Recht war unerlofchen, ihr gegenüber 
erichienen die verfaflungsmwidrigen Erlaſſe ungefeglich und 
fie konnte deren einfache Bejeitigung verlangen. Dafjelbe 
galt von den dadurch] gegründeten! öffentlihen Ein- 
rihtungen und Anftalten, während natürlih alle in 
der Zwijchenzeit erworbenen Einzel: und Privatredte 
vollen Beitand haben mußten. 
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In diefem Sinne begründete ich meinen Antrag, 
zählte die jämmtlichen Erlaffe, weldhe, ohne Verwirrung 
anzurichten, jofort wegfallen fonnten, auf und verlangte 
im Uebrigen eine Gejeßvorlage, um „die dauernde oder 
einftweilige Beibehaltung der fonftigen feit 1851 erlaffenen 
Vorſchriften verfaffungsmäßig feitzuftellen“. 

Am 13. September beſprach ih die Angelegenheit 
mit v. Jasmund. Gegen die Sache hatte er Nichts ein- 
zuwenden; aber hinfichtlich der Perſonen in Berlin ſchüt— 
telte er das Haupt. Ich fann, wen ich wohl noch weiter 
in's Vertrauen ziehen Fönne. 

Auf den 28.—30. September war ein „Abgeordneten: 
tag“ nad Weimar berufen, „um in Ermangelung eines 
deutſchen Parlaments über wichtige Fragen gemeinfamen 
Intereſſes zu berathen“. 

Damals bielt Heinrih von Gagern feine berühmte 
oder berüchtigte Rede ... 

Für fernere Einberufungen des „Abgeordnetentags“ 
ward ein ftändiger Ausihuß niedergejegt, zu dem auch 
id gewählt wurde. 

Diefe Gelegenheit benugte ih, um meinen Plan noch 
mit Anderen zu beſprechen. Namentlich zog ich K. Brater, 
das federgewandtefte und zugleich ruhiggemefjenfte Mit: 
alied des Nazionalvereins-Ausfhuffes in volles Vertrauen. 
Insbeſondere theilte ich ihm auch meine Abficht mit, mich 
mit Herrn v. Bismard in’d Vernehmen zu ſetzen, jobald 
er in Thätigfeit getreten fein werde. 

Brater hörte mich ftaunend an; dann ging er lange 
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ihmeigend. auf und nieder; endlich ſagte er in. feiner 
gewöhnlihden Ruhe: „der Plan it Fühn, aber er kann 
gelingen, verjuhen Sie's! Ohne Bismard fommen wir 
nit ab... Freilich werden die Liberalen Sie moraliſch 
jteinigen, menn die Sache befannt wird.” 

Als ich ihm mittheilte, daß und weßhalb ich den 
Zorn der Demokraten ſchon abſichtlich genährt habe, 
lächelte er behaglich 

Ich ſchrieb zunächſt an Bernftorff und bat um Nach— 
riht nah Dresden. Er wies mid „bei der Nähe feines 
Abgangs“ an Herrn v. Sydow. Am 11. Dftober hatte 
ih. mit diefem, braven, aber ſchwachherzigen Manne eine 
lange Beiprehung, die in vielen Punkten, 3. B. Beeilung 
der Ständeeinberufung, vollftändigfter Durchführung der 
| Verkündigung vom 21. Suni ꝛc. volles Einverftändniß zeigte. 
Bon. guter Vorbedeutung war mir’s auch, daß Sydow 
betheuerte, der Berliner Miniftermwechjel werde auf die 
Behandlung der Furheffiihen Frage „Leinen Einfluß“ 
hahen.. 

Diejelbe Anficht ſchien auch in Carlsruhe zu herrfchen. 
Unterm. 8, Oktober ſchrieb mir der Staatsrath Jolly, 
Roggenbach's Freund und rechte Hand, Bismard ſchmeichle 
ſich, im Innern. einen Ausgleich zu Stande zu bringen; 
„dig einzig mögliche Politik in Kurheſſen ſei die, unabs 
änderlich das ftrenge Recht feftzuhalten”. Auch theile v.R, 
ganz. meine Auffaflung, dab. man „der Prinzipienfrage, 
auch mern, dieſelbe bei. ungünftiger „Gelegenheit. geſtellt 
werhe, nicht ‚aus. dem, Wege gehen könne“. 
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Am 13. Oktober wurden in Heffen die Stände auf 
den 27. Dftober einberufen. 

Am 15. Dftober 1862 hatte ich meine erjte Unter: 
redung mit Bismard, die weit über eine Stunde dauerte. 

Man kann fich vorftellen, mit welchen Gedanfen und 
mit welcher Zurüdhaltung ic) mich dem Manne näherte, 
der damals Tiberalerfeits als der wahre ariftofratifch- 
feudale Unhold angefehen wurde. Serviler Landjunfer, 
eingefleifchter Ariftofrat, Jagdbummler, Teichtfinniger 
Spieler ıc. 2c., das waren fo etwa die Bezeichnungen, 
mit denen man den neuen erjten Minifter Preußens be— 
dachte. Und ich jelbft, wenn ich auch mein Urtheil weit 
freier gehalten hatte, ftand doch unter dem Eindrude der 
allgemeinen Meinung. 

Wie war ich daher erftaunt, in wenig Minuten ein 
ganz anderes Bild in der Seele zu haben, als womit ic) 
das Zimmer des Minifters betreten hatte. Keine Spur 
von ariſtokratiſchem Uebermuth, bornirtem Junkerthum, 
feudaler Einſeitigkeit, prinzipieller Verranntheit, diploma— 
tiſcher Zurückhaltung! ... 

Eine hohe, ſtarke, aber geſchmeidige Kraftgeſtalt kam 
mir freundlichſt bis an die Thür entgegen, reichte mir 
die Hand, rückte mir einen Seſſel zurecht und ſagte mit 
dem gewinnendſten Lächeln: „Na, Sie werden ja auch 
ſchon mißliebig bei den Demokraten!“ 

Ich habe damals das Hauptſächlichſte aus der Unter— 
redung ſofort aufgezeichnet; Anderes, namentlich der Ge— 
ſammteindruck und eine Reihe von Nebendingen, ſind mir, 
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gleihwie bei ſpätern Beiprechungen jo lebendig vor der 
Seele geblieben, daß ich im Ganzen mit ziemlicher Treue 
berichten zu können glaube. 

Gleich aus feinen erjten Neußerungen entnahm ic) 
— und natürlich zu meiner großen Freude — daß Herr 
v. Bismard die deutjchen Angelegenheiten noch um viele 
Grade höher ftellte, als jeine Vorgänger. Bon einem 
beitimmten Plane freilih war noch Nichts zu bemerken; 
aber defto mehr von einer entjchlofjenen Thatkraft: man 
muß die Dinge ftets fallen, wie fie eben laufen! 

Bismard wartete nicht auf die Mittheilung meines 
Anliegens. Er begann fofort, mir feine Anfichten und 
Beitrebungen in Betreff des Handelsvertrags mit Frank: 
reih und des deutjchen Zollvereing zu entwideln. Man 
jei feſt entjchloffen, auf jede Folge hin, auch auf die einer 
„vollftändigen Sfolirung” am Handelsvertrag mit Frank: 
reich, der ohne Mitwirkung der andern Zollvereinsftaaten 
abgejhloffen war, feitzuhalten und eine Umbildung der 
Derfafjung des Zollvereins zu eritreben, damit das Veto 
der Einzelnen hinwegfalle. Dabei folle eine „Vertretung 
der Bevölkerung” Statt finden, woraus „mit der Zeit, 
mit den Jahren — denn auf ein Mal laſſe fich jo Etwas 
nicht erzwingen” — eine bedeutungsvolle politiihe Kon= 
jequenz hervorgehen könne. Die Souveränetät der Fürften 
fomme Dabei nicht allzu empfindlich in Betracht, indem 
jolde nur dur Verträge, die auf Kündigung ftänden, 
beſchränkt werde. Ob alsbald eine Geſammtgeſetzgebung 
für alle Vereinsftaaten in Hanbelsangelegenheiten und 


336 Stellung Preußens zur beffiichen Berfafjungsfrage. 


ähnlichen Dingen erzielt werden könne, lafje er vorläufig 
dahin geitellt jein. — Sehr wichtig bei diefem Plane jei 
natürlich Kurhefjen. Nach jeinen Nachrichten habe Cramer, 
ein Defterreiher mit Haut und Haar, fich gegen den Han- 
delsvertrag, Wiegand aber gründlich dafür ausgeſprochen. 
Wie ich darüber denfe, und wie ſich die Stände verhalten 
würden ? 

Ich bemerkte, daß ich in diefem Punkte mit meinem 
Freunde Wiegand ganz übereinftimme und daß ich dafür 
einftehen zu können glaube, daß eine an Einjtimmigfeit 
grenzende Mehrheit des Landtags, wenn nicht volle Ein- 
belligfeit (die nachgehends wirfli erzielt wurde) für 
Preußen fi ausfprechen werde, falls dies nur, wie das 
ja wohl zu erwarten fei, in der Verfaffungsangelegenbeit 
fich, fernerhin des Rechts annehme. 

Die Stellung Preußens zu diejer Angelegenheit, be— 
merkte B., der über meine Zufage fichtlich jehr erfreut 
war, werde unverändert bleiben; „im Gegentheil, beab: 
fihtige er noch einen verjtärkten Drud zu üben“, und. 
zwar „von Frankfurt aus”. 

Ich fragte, ob es ihm nicht rathſam erjcheine, daß 
Preußen wieder in Kafjel vertreten werde. Meines-Er- 
achtens ſei dies von großer Bedeutung ; vielleicht empfehle 
e8 ‚fih, menigftens einen gewandten außerordentlichen 
Bevollmächtigten zu jenden, mit welchem ich jtete Fühlung 
zu ‚behalten wünfchen müſſe. 

Bismard machte mir nuneine eingehende Mittheilung 
über diefen Gegenftond; die Abneigung des Königs: ftehe: 
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noch im Wege. Aber eine befondere Sendung werde fich 
machen lafjen. Graf Eulenburg fei dazu ganz der Mann; 
furz nah oder vor Eröffnung der Stände werde ein 
pafjender Augenblid dafür fich ergeben. 

Ich mar derfelben Meinung und bradte nun die 
„proviſoriſchen Gejege” 2c., jowie den Entwurf meines 
Antrags zur Sprade und zum Vorſchein. Bismard 
begriff ſchnell die Sachlage, verſprach, nad) Kräften dahin 
zu wirken, daß. überall dem Rechte gemäß mit Bereit- 
willigfeit und Ehrlichkeit gehandelt werde. „Die Einzel: 
heiten,” fügte er am Schluß der Unterredung Tächelnd 
Hinzu, „verftehe ich natürlich nicht; aber ich finde, Sie 
find ein befonnener Mann; erfüllen Sie den Bundesbe- 
ſchluß und im Uebrigen handeln Sie nad) beitem Ermefjen. 
Graf Eulenburg jol fi fofort mit Ihnen in vertrauliche 
Verbindung fegen; thun Sie nur das Shrige, er wird 
ſchon das Seinige thun! ... Bittelmann wird Ihnen 
noch eine befondere Adrefje geben.” 

Inzwiſchen waren ſchon mehrere Anmeldungen er: 
folgt; darunter Herr von Sydow und U. Ich hatte mich 
bereits erhoben; aber Herr v. Bismard hielt mich noch 
zurüd, er hatte augenfcheinlich noch Etwas auf dem Herzen, 
worauf er Werth legte. Es werde mich doch intereffiren, 
fuhr er fort, aud Etwas über die innere Frage in 
Preußen zu vernehmen, was aber nicht für die Deffent- 
lichkeit fei. Er habe der Sache die jegt vorliegende Richt: 
ung 2c. gegeben, um vorläufig einen gewiſſen Abſchluß 
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folhe gewejen, daß eine Verftändigung jekt unmöglid 
erſcheine. Die Zeit werde helfen. Er denfe nicht daran, 
den Konflift zu jchärfen.... er bege vielmehr die fefte 
Hoffnung, daß fih in wenigen Monaten ein Weg zur 
Ausgleihung werde eröffnen laſſen. 

Als ich meinerjeits auf eine Mittelzahl in Betreff 
der drei- bezw. zweijährigen Dienjtzeit hinwies, entgegnete 
Bismard lebhaft: „Das ift der Henkel, an dem ſich die 
Sade wird faſſen laſſen; es bedarf aber einiger Zeit” ... 

Dann klagte Bismard, daß jo viel Verfehrtes in die 
Deffentlichkeit fomme. So habe Freſe feine Neußerungen 
vielfach entitellt veröffentlicht, namentlih aud den Zu: 
ſammenhang geftört, in dem er von „Eifen und Blut“ ge 
ſprochen habe; „Blut“ ſei — Soldaten gebraucht worden *). 

Ich ſchob bier ein, daß ich jelbft ganz der Anficht fei, 
daß wir ohne „Eifen und Blut“, viel Blut jogar, nicht 
an’s Ziel gelangen würden, was B. wie in Gedanken ver: 
loren anhörte. 

Dann fuhr er fort: er fei der junge Menjch nicht 
mehr, der fich 1848 „den Barrifaden gegenüber geftellt 
babe” ... Jedem hänge feine Erziehung an . . . Aber in 
Frankfurt jeien ihm die Augen aufgegangen ... 


*) Bismard fagte nach der National-Zeitung vom 1, Oltober 
1862 in einer Abendfigung der Budgetlommiffion vom 830. Sep- 
tember 1862: „Die deutjchen Zuftände und Verfafjungsverhältnifie 
zu verbeflern, ift wünfchenswerth und nothwendig, was jedoch nicht 
durch Majoritätsbejhlüffe, Reden zc., jondern nur durch Blut und 
Eijen bewirkt werden fann“. So findet fich die Aeußerung auch 
bei Büchmann, geflügelte Worte, 13. Aufl., S. 400, 401. 
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Uebrigens habe er das Minifterium übernommen 
gerade um Exrtremes zu verhüten; die Herren von der 
Oppofition irrten fi, wenn fie an ein liberales Mini- 
fterium dächten, nah ihm würden vielmehr die Herren 
v. M. u. ſ. w. fommen und die Sache könne dann leicht 
mit „Karlsbader Beihlüffen” enden. 

Ih ſchob abermals eine Bemerkung ein, etwa dahin: 
daß ih eine ähnliche Auffaffung gehegt habe und daß ich 
ihm feine Pläne „im Sinne der Kreuzzeitung” zus 
trauen könne. 

Worauf Bismard in höchiter Lebhaftigkeit: „OD Gott 
bewahre!” ... 

Dann folgten Ausdrüde über die Kreuzzeitung, fo 
Schwer und jo wegwerfend, wie ich fie felbft noch niemals 
in den Mund oder in die Feder genommen hatte. 

Schließlich kam B. nochmals auf den Konflikt zurück. 
Er ftrebe aufrichtig nad) Ausgleihung; es müffe ein Weg 
gefunden werden. Denn wenn ein Budget nicht zu Stande 
fomme, jo liege — wie man auch über die „Lücke“ in der 
Verfaſſung denken möge — jedenfalls ein thatſächlicher 
Zuftand vor, der in der Verfafjung nicht erwähnt werde 
und wobei das Geſetz nicht fage, wer nachgeben müffe ... 

Dann begleitete mich der riefige Mann mit freund: 
lichſtem Gruße und Händedrud bis zur Thüre, und Re— 
gierungsrath Zittelmann lief mir noch nach wegen der 
geheimen Adreſſe. 

Es wirbelte mir im Kopfe, als ih auf die Straße, 
in mein Zimmer trat ... Das war alfo der eingefleifchte 
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„Landjunker“? ... Nicht doch! Wie Vieles auch berechnet 
jein mochte — bier war eine ganz außergewöhnliche, groß: 
artige Erſcheinung! — 

Und diefe Ueberzeugung mehrte ſich fpäter bei jeber 
Unterredung. 

Aber vergebens war es, auch Andere davon zu über: 
zeugen! Da wuchs nur Wuth und Widerwille! Man blieb 
ungläubig und hielt dafür, daß id von Bismard bethört 
fei und angeführt werde. Ganze Artikel, die für die Mor: 
genzeitung beftimmt waren, mußte ich ftreichen oder um: 
arbeiten; gegen die Mitte der jechziger Jahre war id) 
mit den preußiſchen Freunden, die ich vergebens mahnte 
endlid „aus der Negation” fich frei zu machen, im volliten 
Meinungszwieipalt, und Frau Dr. Löwe: Calbe ver: 
fündigte laut: ich führe Reden, die „eines Braß würdig 
jeien”. 

Ich war der beiten Hoffnung voll, als ich nach Kaffel 
zurücfehrte, und Niemand ahnte, bei welchem Bundes- 
genoſſen ich gewejen war. Vielleicht war ich zu „discret“; 
aber wie Vielen konnte ich volles Vertrauen ſchenken? 
Nur Wenigen machte ich einige Mittheilungen. 

Bismard aber hielt Wort. Er hatte mir noch die 
Zufiderung gemadt, daß „jofort heute” eine Mahnung 
nad Frankfurt abgehen jolle. Schon nad wenigen Tagen 
erhielt ich durch Herren v. Mohl eine Abjchrift der Note 
vom 15. Dftober, worin die „vollftändige und rückhalts— 
lofe Erfüllung aller in der Verordnung vom 21. Juni 
gemachten Zufagen“ betont wurde. 
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Dann aber ward ic wiederholt durch widrige, 
zum Theil jehr traurige Vorgänge in meinen Plänen 
geſtört. 

Es kam Vieles darauf an, daß der von mir vorbe— 
reitete Antrag ſo ſchnell als möglich zur Verhandlung 
und Annahme gelangte. Zu dem Ende ſollte Hartwig 
wieder das wichtige Amt eines Borfigenden des Ber: 
faffungsausschuffes erhalten, während Nebelthau Präfident 
des Landtags würde. Mein Bruder follte Berichteritatter 
werden und ſich ſchon im Voraus an die Arbeit machen. 
Hartwig, vollflommen zuverläflig, war einverjtanden, 
der Landtag warb am 30. Dftober eröffnet, kurz Alles 
ging nah Wunſch, als plöglid mein alter Freund 
— er war längft den fiebenzigen nahe — körperlich 
und geiltig jo hinfällig wurde, daß ich auf’s ärgſte be= 
jorgt ward. 

Zwar wollte H. jelber das Bedenkliche feines Zu: 
ftandes nicht eingejtehen und juchte e8 Anderen zu ver: 
hehlen. Allein das war vergebens. Ich konnte den Ein- 
wendungen, welche begierig von den perjönlichen Gegnern 
des Trefflihen erhoben wurden, Nichts entgegenitellen, 
als die vage Möglichkeit baldiger Beſſerung, und damit 
wollte man fich nicht begnügen. 

Nun würde es nicht jchwer geweſen fein, mich jelbit 
zum Vorſtand erwählen zu laffen; allein das vermochte 
ih nicht über mid zu gewinnen. Hartwig würde das 
als eine bittere Kränfung empfunden haben, noch jchwerer 
als er die num erfolgende Wahl des vorherigen Minifters, 


342 BVernadhläffigung meines Antrags. Hartwig's Tod. 


Geheimeraths von Schend, empfand, obwohl er fi alle 
Mühe gab, feinen Unwillen zu verbeißen. 

Herr von Schend aber, der ſich während des ganzen 
Kampfes jehr ftil verhalten hatte, war den Einflüffen 
Nebelthau's 2c. auf's äußerfte zugänglich. Dennoch wäre 
vielleiht Alles gut gegangen, hätte ich nicht ſelbſt Wochen 
lang das Bett hüten müſſen. So blieb mein Antrag, 
troß aller Mahnungen, erft liegen; dann ward Nebelthau 
Berichterftatter und machte einen völlig unzulänglichen 
Vorſchlag, als längſt der günftige Augenblid vorüber war 
und — niemals wiederfehrte. 

Hartwig aber, der edle, unvergeßliche, der jelbft wenn 
er irrte und feft an der einmal gefaßten Anficht hielt, 
goldreinen Herzens war, ftarb am 1. März 1863. Ge: 
boren war er am 29. December 1793. Ein Ertrablatt 
der Morgenzeitung bradte der Stadt und dem Lande 
die Trauerfunde. 

Die Eröffnungsrede der Regierung war kurz; fie 
ſprach, ganz wie ich erwartet hatte, nur von der Aender: 
ung des Wahlgejeges ꝛc, indem „vor Allem eine ander: 
weite Zufanmenjegung der Ständeverfammlung“ eritrebt 
werden müſſe. Zugleih ward, ganz im Wiegand’ichen 
Geſchmack, ein kurzer, jedoch aus drei 88 beitehender 
Gefegentwurf vorgelegt, wonach unter geringen Aender: 
ungen die 1848 und 1849 aufgehobenen Verfaffungs: und 
Wahlgejegbeftimmungen wieder hergeitellt werden jollten. 

Sch hielt eine Antwort auf die Eröffnungsrede nicht 
für nöthig, ſondern wollte fofort mit meinem Antrage 
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wegen des Rechtszuftandes und mit einem Antrage auf 
Vorlage bes Staatshaushalt3 vorgehen. Allein 
Andere waren anderer Anficht, und ich felbft hatte gegen 
die Ironie des Schicjals nicht viel zu erinnern, daß Wie: 
gand auserjehen wurde, mit mir die Antwort auf eine 
ſolche Thronrede zu entwerfen. 

Der Antrag aber auf Bubdgetvorlage ward von 
meinem Bruder am 19. November geitellt und vom Ber: 
faſſungsausſchuſſe jofort genehmigt. Zwölf Jahre hindurch 
waren die Steuern und Abgaben ohne verfaffungsmäßige 
ſtändiſche Vermilligung forterhoben worden. Diejem Zu: 
ftande mußte ein alsbaldiges Ende bereitet werden. Der 
Antrag follte am 20. November berathen werben und 
würde ficher einftimmig oder doch mit großer Mehr- 
beit angenommen worden fein, wenn nicht der Kurfürft 
am jelben Tage die Ständeverfjammlung zuvor ver: 
tagt hätte. 

Es muß jedoch noch eines Vorgangs in Betreff ber 
Wahlprüfungen erwähnt werden, binfichtlich deſſen ich 
perfönlid ſchon vor Wochen in Anſpruch genommen 
worden war. 

In Hanau hatte man einen Herrn A. Trabert zum 
zweiten Abgeordneten der Stadt gewählt, der, wie jo Viele, 
1848 jehr radikal geweſen war und 1850 und 1851 mit den 
Kriegsgerichten zu jchaffen gehabt Hatte. Er war wegen 
Zumiderhandelns gegen die Septemberverordnungen zu 
ichs Jahren Feftungsftrafe unter Aberkennung der Na- 
tionalfofarde verurtheilt worden. Dieſes Erfenntniß hatte 
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das Generalauditorat am 22. December 1851 beftätigt, 
jedoh mit Herabjegung der Strafe auf 324 Jahre. 

Die Feftungsftrafe mit Aberfennung der National: 
fofarde 2c. wurde nun von der Regierung als eine 
„peinlie Strafe” betrachtet und deßhalb die Wahl nad 
8 3 des Wahlgejeges vom 5. April 1849 für unzuläffig 
gehalten. 

Die Hanauer hätten zweifellos politiſch klüger ge- 
handelt, wenn fie Herrn Trabert, der ſich nur Durch hohle 
Redensarten und WortheldenthHum auszeichnete, aber jeder 
praktiſchen Tüchtigfeit entbehrte, nicht gewählt hätten; die 
Ständeverfammlung würde dadurch vor einer großen Ber: 
legenheit bewahrt worden fein. Jedoch Herr Trabert, der 
neuerdings für die Nafjauer Liberalen unter Lang's Lei: 
tung eine Zeitung redigirt hatte, wußte jeine Wahl wirklich 
durchzuſetzen. 

Eines ſchönen Tages, als ich in Frankfurt vor dem 
Taunusthore ging, liefen und riefen plötzlich mehrere 
Hanauer nebſt Herrn Trabert hinter mir her, theilten 
mir aufgeregt mit, daß Herr Henkel als Mitglied des 
bleibenden Ausſchuſſes die Wahl Trabert's für unzuläfiig 
halten jolle und fragten, weldher Meinung ich ſei. Da 
ih mir die äußert jpigig zulaufende Rechtsfrage längſt 
überlegt hatte, jo nahm ich feinen Anjtand, zu erflären, 
daß ich zwar Henkels Anficht und Gründe noch nicht kenne, 
daß ich aber meines Theils die Wählbarkeit, wenn aud 
für bejtreitbar, jo doch für zuläffig halte und daß mir 
vermuthlich die Mehrheit des Ausſchuſſes beitreten werde. 


Gültigerflärung. Die Rechtsfrage. 345 


Sp geihah’s denn auch. Eben jo ſprach ſich der 
Legitimationsausfhuß aus, als die Regierung die Wahl 
anfocht, und die Ständeverfanmlung desgleihen. Aller: 
dings aber war der Bericht des Ausſchuſſes, vom Abg. 
Zuſchlag verfaßt, eine leichtfertige Arbeit. Man jah es 
ihm an, daß Keiner Gefallen an der Sadje hatte, und 
daß, wenn nur ein namhaftes Mitglied fi gegen die 
Zuläſſigkeit ausgeſprochen hätte, REN. Alle * 
beigefallen wären. 

Die Kaſſeler Zeitung und eine anonyme Druck— 
ſchrift „die kurheſſiſche Ständeverſammlung und die Selbft- 
ftändigfeit des Richteramtes“ Hatten daher leichtes Spiel, 
als fie den Ausſchußbericht unbarmberzig zerzaufeten. In— 
defjen wurde das Mangelnde durch meinen Bruder und 
durch mich ergänzt, von jenem bei der Verhandlung in 
der Ständeverfjammlung, von mir in der Morgen: 
zeitung. Aber freilich ging die Grenze zwiſchen Ja und 
Nein auf der Schneide eines Scheermefjers her. Die er: 
forderlihe Strafe war vorhanden; aud war das General: 
auditorat ein verfafjungsmäßiges Gericht. Allein das 
Urtheil war auf verfaffungswidrige Verordnungen geſtützt 
worden. Die Folgen diefes Urtheils mußten, ſoweit das 
noch möglich war, für die. Zufunft bejeitigt werden; und 
da es hier in’ der Macht ber Ständeverfammlung lag, 
dies in einem einzelnen Falle jelbft zu thun, jo durfte fie 
fig dem nicht wiehen 9 


Die Ausführung des Tertes iheint das Bedenken nicht zu 
erfedigen, daß die Nichtigkeit des auf verfaflungswidrige Verord- 
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So lag das ftrenge Recht. Politiſch aber fam noch 
in Betracht, daß die Maſſe der Bevölkerung für die jurifti- 


nungen geftüßten Urtheild durch die Rechtskraft geheilt wurde. 
Der Legitimationsausfhuß und die Ständeperfammlung hatten 
eine freie Prüfungsbefugniß nur gegenüber dem Wahlvorgang — 
bier trug die Enticheidung der parlamentarischen Körperichaft einen 
urtheilsähnlihen Charakter an ſich und begründete ein Präjudiz 
des Öffentlihen Rechtes — nicht aber gegenüber den gejeglichen 
Borausfegungen der Wählbarkeit (Laband, deutſches Reichsſtaatsrecht, 
Bd. I, ©. 524, 525, 529, nimmt auch in leßterer Hinficht eine freie 
parlamentariihe Prüfungsbefugniß an). Die brieflih (an Detfer) 
geäußerte Anſicht Robert v. Mohl's, daß alle auf verfaflungs- 
widrige Verordnungen geftüßte Urtheile unheilbar nichtig jeien, 
geht zu weit. Auch das auf ein Nichtgejek gegründete Urtheil 
fann rechtsfräftig werden. 

Dagegen wird nie rechtöfräftig die Enifheidung eines Nicht- 
geriht3 und diefer Fall war bei Trabert degeben. Das og. 
Kriegsgeriht, das ihn in erfter Inſtanz verurtheilt hatte, war 
verfaffungswidrig beftellt und willfürlich zufammengejeßt und folge- 
weiſe nicht ein Gericht, fondern ein Collegium von Privatperjonen, 
das fich den Namen eines Gerichte nur anmaßte. 

Aber auch das Generalauditorat war, foweit es feine Zu— 
ftändigfeit auf verfafjungsmwidrige Verordnungen ftüßte, ein 
Nichtgericht. Es ift wohl zu unterfcheiden, ob nur der Urtheils- 
inhalt oder auch die Competenz auf Nichtgejege geitügt wird. 

Freilih macht nicht jede Kompetenzüberjchreitung eines Ge- 
richts die außerhalb der gefeglihen Zuftändigkeitsiphäre handeln- 
den Gerichtäperfonen injoweit zu einem Nichtgericht. Eine ſolche 
Annahme würde bei der vielfachen Zweifelhaftigleit der Compe— 
tenzfragen jede Rechtsficherheit ausjchließen. 

Die unrihtige Beurtheilung des Competenzpunftes wird 
durch die Rechtskraft geheilt, wenn die Annahme der Zuftändigfeit 
auf unzutreffender Anwendung eines Rechtsſatzes Geſetz, rechts— 
gültige Verordnung ac.) berubt. Stüßt fich aber die Behauptung 
der Eompetenz auf ein Nichtgefeg, eine verfaflungswidrige Ver— 
ordnung, jo wird (wenn nicht etwa die Competenz durd ein von 
den Richtern überjehenes Geſetz wirklich begründet ift) inſoweit 
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Shen Feinheiten feinen Sinn hatte und es nicht begriffen 
haben würde, wenn man fich durch die verhaßten Friegs- 
gerichtlihen Vorgänge hätte Teiten laſſen wollen. 

Kurz, Herr Trabert ward zugelaffen und hatte dann 
wiederholt Gelegenheit, mit gewaltigen Redensarten um 
fih zu werfen. Auch verſchmähte er es nicht, jpäter 
meinen Bruder und mid aufs gröblichite zu verun— 
glimpfen. 

Anfangs hielt er e8 noch für gerathen, mich gelten 
zu lafjen. Er fam jogar vor der Präfidentenwahl zu 
mir und meinte, ih müſſe durchaus gewählt werden, wenn 
auch nur mit alsbaldigem Verzicht, „der Demonftration 
wegen“. Da ih bei fteter Heijerfeit den Vorfig nicht 
übernehmen fonnte, jo erklärte ich, daß mir ein ſolches 


das angebliche Gericht zu einem Nihtgericht, mögen immerhin 
die betreffenden Perſonen in anderer Hinficht ein Gericht wirklich 
bilden. Wer das beftreitet, muß die juriftifche Möglichkeit gelten 
laſſen, daß das Gericht höchſter Inftanz, deſſen Ausſprüche im 
Prozeßwege nicht mehr reformirbar find, beliebige „Geſetze“ erfin- 
ben, auf dieje fingirten Rechtsfäge geſtützt außerhalb der gefeglichen 
Zuftändigfeitsgrenzen jih eine Competenz anmaßen und redht3- 
fräftige Urtheile erlaffen könnte. 

Das Prinzip der Rechtskraft hat feine beftimmten Grenzen. 
Es bezieht fih nicht auf die Entfcheidungen von Nichtgerichten. 
Die Eigenschaft des richtenden Collegiums als eines Gerichts, die 
nur auf einem Geſetz, nicht auf einem Nichtgefege beruhen kann, 
it unumgänglide Prozeß- und Urtheildvorausjegung. 
Ohne fie ift das Verfahren fein „Prozeß“, die Entfcheidung fein 
„Urtheil”. 

Die Ständeverfammlung hat demnah, da ein Urtheil im 
Rechtsſinne gegen Trabert gar nicht ergangen war, denjelben 
mit vollem Rechte als legitimirt erachtet. 
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„Manöver“, in dem Nebelthau mit Recht eine Kränfung 
erbliden würde, nicht zufage. 

Schon diefe Zurüdweifung ließ einen leifen Stachel 
in dem eitelen Herzen Trabert's zurüd. Ein ftärkerer lag 
darin, daß ih ihm die Führung der ländlichen Mitglieder 
des Landtags, nach ber er ftrebte, nicht gewährte. Die: 
jelbe fiel meinem ungleich befähigteren und gemäßigteren 
Bruder zu. Ferner ſchien er fich gekränkt zu fühlen, daß 
jein Bericht über eine Preßgefegvorlage, deſſen Erftattung 
ih ihm jelbft zugewandt hatte, weil ich dachte, daß bier 
doch einmal ein Gegenftand vorliege, dem er vielleicht 
gewachſen fei, zumal offenbar nur die völlige Ablehnung 
des ganzen Gejeßes zu beantragen war, daß diejer Bericht 
dennoh für unbraudbar erfannt, eine weitere Bericht: 
erftattung beliebt und dieſe leider eben mir zugetbeilt 
wurde. Am unbehaglichſten aber ſchien er ſich dadurd 
zu fühlen, daß er in fteter Sorge ſchwebte, es könnte ihn 
Jemand an Freifinnigfeit übertreffen, was mitunter 
höchſt ergöglich war. Ein Antrag von äußerfter Kühnheit 
war daber meift in Bereitfehaft, und bei Abjtimmungen 
ftand Herr Trabert häufig allein. 

Da er zugleih Berichterftatter mehrerer demofra- 
tiſcher Zeitungen war, jo verfehlte er nicht, bejonders 
die Meinung und unerjhütterliche Ueberzeugungstreue 
des Abgeordneten Trabert in das gehörige Licht zu ſtellen 
und die Uebrigen daneben nad Gebühr zu würdigen. 

Bei dem Umſchwunge der Dinge 1866 ftand er 
natürlih auf Seiten der Gegner Preußens und gerieth 
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ſchließlich in das Lager des Kurfürften und der Welfen *) 
in Prag und Wien, nahdem er feinem Groll in den 
„Zodtengräbern” **) Luft gemacht hatte. 


Die Vertagung der Ständeverfammlung auf unbe: 
ftimmte Zeit wurde natürlich jofort in Berlin befannt. 
In Wien nicht minder, wo fie auf’3 unangenehmite be- 
rührte. Bismard, getreu feinem Verjprechen, entwarf eine 
Note der jchärfiten Art, und da Graf Eulenburg noch 
nicht reijefertig zu machen gewejen war und man in Wien 
mit der Sendung eines Generals zuvorzulommen drohte, 
jo wurde ein „Feldjäger“ an Herrn v. Dehn-Rotfelſer 
geſchickt, derſelbe Feldjäger, der in der Gejchichte der 
Diplomatie jo berühmt geworden it. Zugleich veröffent: 
lichte die halbamtliche Berliner Sternzeitung dieje Note 
vom 24. November ſchon wenige Tage darauf. Sie lautete, 
wie folgt: 


*) Ein welfiiher Agent fchreibt im Auguft 1872 (vgl. die im 
DOftober 1884 in der Norddeutichen Allgemeinen Zeitung veröffent- 
lichte Briefferie): „Im März 1868 wurden in Kafjel die Redakteure 
der Heſſiſchen Volkszeitung, Trabert und Plaut, verhaftet und auch 
gegen mich ein Berhaftsbefehl erlaffen, weil man bei Plaut ein 
Schreiben von mir vorfand, welches nachwies, daß die Heſſiſche 
Volkszeitung dur mich 400 Thaler Beitrag x. erhalten Hatte“. 

**) Trabert’3 Bamphlet war längjt der verdienten Vergeſſen— 
heit anheimgefallen, al3 unmittelbar nad Detler’3 Tode in einem 
Kafieler Liberalen Blatte unter dem Vorgeben eines Nekrologs 
eine Charakteriftit Detler’3 veröffentlicht wurde, die wörtlid und 
ohne Quellenangabe aus Trabert’3 Schmähjchrift entlehnt war! 
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„Da in Folge des von meinem Herrn Amtsvorgänger 
unter bem 26. September c. an Ew. Hochwohlgeboren 
gerichteten Schreibens von St. Königl. Hoheit dem Kur- 
fürften Schritte zur Wiederherftellung regelmäßiger diplo— 
matifcher Beziehungen mit Preußen noch nicht beliebt 
worden find, fo wähle ich den Weg einer unmittelbaren 
ſchriftlichen Mittheilung, um das Folgende zur Kenntnif 
der furfürftlihen Regierung zu bringen. | 

In dem Em. Hodhmohlgeboren befannten Erlafje an 
den Föniglichen Bundestagsgefandten vom 15. v. M. ſprach 
die föniglide Regierung Wunſch und Hoffnung aus, daß 
der Zufammentritt der damals einberufenen kurheſſiſchen 
Ständeverfammlung, bei Erfüllung aller in der kurfürſt 
lihen Verordnung vom 21. Juni d. 3. gemachten Zujagen 
und gemäßigter Haltung des Landtages jelbit, zu einer 
Erledigung des Berfaffungsftreites führen werde. 

Die königliche Regierung gab hiervon ihren deutſchen 
Bundesgenofjen Kenntniß, und es wurde unmittelbar 
darauf von dem Faiferlich öfterreichifchen Kabinet eine der 
diefjeitigen ganz entjprechende Aeußerung nach Kafjel ge: 
richtet, von den übrigen deutſchen Regierungen uns aber 
das vollite Einverftändniß zu erfennen gegeben. 

Daß unfer wohlmeinender Rath eine gleiche Auf 
nahme an der entjcheidenden Stelle in Kurheffen nicht 
gefunden hat, ergeben leider die Thatſachen. 

Bon der jetzt vertagten Ständeverfammlung ift ſichtlich 
ein großes Maß von Bereitwilligfeit zur Beendigung 
des vieljährigen Haders und zur Herftellung eines dauern⸗ 
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den Friedens an den Tag gelegt, aber nicht durch Ent: 
gegenkommen der furfürftlichen Regierung erwidert worden. 

Die vorhandenen Schwierigkeiten find durch Zögern 
und Hinhalten gejteigert, und es bejteht die Gefahr un- 
abjehbarer Verlängerung des Streites, deſſen Beilegung 
das in der furfüritlihen Verordnung vom 21. Juni d. J. 
gegebene Wort bejtimmt erwarten ließ. 

Die königliche Regierung kann jedoch zwiſchen ihren 
Provinzen, inmitten von Deutfchland, einen Heerd von 
ji ftets erneuernder Aufregung und Unruhe ſchon 
in ihrem eigenen Intereſſe nicht fortbeftehen laſſen. 

Deshalb mwiederhole ich ergebenft durch Das gegen- 
mwärtige Schreiben die dringende Aufforderung, daß endlich 
für die Herjtelung eines geficherten und alljeitig aner: 
fannten Rechtszuftandes in Kurhefjen, wie der Bundes: 
beihluß vom 24. Mai d. 3. denjelben verlangt, das 
Geeignete gejhehen und in diefem Sinne mit dem Land: 
tage im Geiſte wirklicher Verſöhnlichkeit verhandelt werden 
möge. 

Sollte dieje Aufforderung fich wider Verhoffen als 
erfolglos erweiſen, jo würde die Fönigliche Regierung die 
Abhülfe zwar zunächſt durch Vermittelung des Deutſchen 
Bundes juhen. In jo fern aber auf ſolchem Wege fich 
eine Remedur nicht jo vollitändig und jo ſchnell er: 
reihen läßt, als die königl. Regierung diejelbe verlangen 
muß, ift es die, auch jeit dem Frühjahr diejes Jahres 
unverändert gebliebene Abfiht Sr. Majeftät des Königs, 
das dabei von dem Intereſſe Kurheſſens und Deutſchlands 
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nicht verſchiedene eigene Intereſſe durch eigene Mittel 
zu wahren und hierbei zu beharren, bis, unter Zu— 
ziehung der Agnaten St. Rönigl. Hoheit des Kurfüriten, 
dauernde Bürgihaften gegen die Wiederkehr ähnlicher 
Mipftände als die jegigen gewonnen find. 

Empfangen Ew. Hohmohlgeboren die Verfiherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Der königlich preußiihe Minifter- Präfident und 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
(gez.) v. Bismard.” 

Durch Minifterialausfchreiben vom 27. November 
ward die Etändeverfammlung auf den 4. December wieder 
einberufen. 

Die Kaffeler Zeitung gab nun die Berufung auf 
das Miegand’ihe Programm auf; die Vorlage des Bub- 
gets erfolgte; aber der Gegenftand meines Antrags kam 
auf die lange Bank, da bei dem Zaubern des Ausſchuſſes 
für Bismarck ꝛc. in dieſer Beziehung nichts Faßbares 
vorgelegen hatte. 

Geftügt durch die Unflarheit und Unentſchloſſenheit 
Vieler, ſprach jogar der Regierungskommiſſar am 5. De 
cember von den beillofen Folgen, welche ein „Aufrollen“ 
des ganzen Rechtszuftandes jeit 1851 haben müſſe. Selbit 
„die zarten Sprößlinge der ſeit 1853 gejchloffenen Ehen” 
wurden in lächerlichfter Uebertreibung oder mit beifpiel- 
lofem Unverſtand herangezogen. 

Ein ſolches Gebahren veranlaßte mich, obwohl noch 
bettlägerig, mit Bleifeder eine Reihe von Auffägen über 


Aufjäge üb. den Nechtszuftand jeit 1850. Zu fpäte Belehrung x. 353 


den „Rechtszuftand feit 1850” zu fjchreiben und in der 
Morgenzeitung vom 19. December bis 1. Januar 1863 
zu veröffentlichen. 

Da ſchien denn Vielen ein befjeres Licht aufzugeben; 
jelbjt ein jo ausgezeichneter Jurift, wie D. Bähr, trat mir 
nun im Wejentlihen, wenn auch zum Theil aus andern 
Erwägungen, bei, und theilte mir mit, daß er Herrn 
Wiegand erklärt habe, feine bisherige Meinung fei nicht 
haltbar. 

Aber freilih, der günftige Augenblid war vorüber; 
es konnte jegt nur noch in einzelnen Richtungen gewirkt 
werden, und eine lange ſchwere Arbeit ftand vor uns. 


Am 5. Januar 1863 ward im ganzen Lande das 
Verfaffungsfeit mit ungewöhnlichem Eifer gefeiert. Daß 
dabei auch meiner überall gedacht wurde, iſt begreiflich; 
zahlreiche Telegramme liefen ein, wohl nirgends fehlte 
ein Trinfjpruh auf mid. — Von Dauer war dergleichen 
freilich nicht, von innerm Werth meift noch weniger. Schon 
im nächſten Jahre wußten es, jelbit in Kafjel, neidiſche 
Manöver dahin zu bringen, daß ich zurüdgedrängt wurde. 
Dagegen find mir einige Eleinere Orte Heſſens und Die 
Grafihaft Schaumburg, mein Heimathland, ftets in un— 
wandelbarer Treue ergeben gemwejen. 


Fr. Detler, 2ebenserinnerungen. TIL, 
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Beſonders erfolgreih waren meine ferneren Beſtreb— 
ungen in Betreff des Jagdgeſetzes, mwodurd 1848 bie 
Jagdrechte auf fremdem Grund und Boden aufgehoben, 
bezw. gegen Entjhädigung für ablösbar erflärt worden 
waren. Haſſenpflug hatte dies Geſetz durch eine bloße 
Verordnung, mit Verlegung feiner eigenen Verfaſſung 
von 1852, aufgehoben, um dadurd die Ritter für jeine 
Pläne zu gewinnen. Dabei berief er fih auf den Bun 
desbeihluß vom 23. Auguft 1851, der alle deutſchen Re: 
gierungen zu einer den „Bundeszwecken“ entiprechenden 
Revifion der in den Einzelftaaten etwa eingeführten Be: 
ftimmungen der deutihen Grundrechte verpflichtete, 
obwohl das Jagdgeſetz im Widerfprud mit 8 37 der 
Grundredte Die Jagdgerechtigkeit nur gegen Entſchä— 
digung aufhob, der freie Jagdzug des Gutsheren über 
die Felder der Bauern gewiß nicht zu den „Bundes: 
zweden“ gehörte und jedenfalls eine vom Bund ausge: 
Iprodhene Verpflichtung der Regierungen nur auf landes: 
gejeglihem Wege eingelöft werden konnte. 

Als nun die Verfaffung von 1831 bergeftellt und 
damit der Rechtsweg wieder zuläffig geworben war, ver: 
anlaßte ich nach einander zwei Gutsbefiter, auf Jagd: 
freiheit zu Klagen, indem ich mich natürlich verbindlich 
machte, im Falle des Verluftes der Prozeſſe alle Koſten 
jelbit zu tragen. Mein Bruder wurde von den Klägern 
zum Anmwalte bejtellt, und der Verſuch glüdte — felbft 
gegen die Erwartungen vieler Rechtsfreunde; auch die 
Mehrheit des von Haflenpflug in rechtswidriger und ten: 
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denziöjer Weiſe bejegten Oberappellationsgerichts konnte 
fih der NRechtsflarheit nicht entziehen und erflärte die 
Haffenpflug’she Verordnung für unverbindlih *). Das 
war der erite Triumph der Rechtspflege nad Tangen 
Sahren! 

Mären die übrigen Anordnungen eben jo nach der 
Verfafjung von 1852 rechtswidrig geweſen, jo hätten wir 
feichtes Spiel gehabt; aber fie verftießen nur gegen die 
Verfaffung von 1831, und leider hatte Wiegand feine 
Verordnung jo eingerichtet, daß die Gerichte noch auf 
unbeftimmte Zeit darnad erkennen zu müfjen glaubten. 

Die Wahlgefepfrage wurde unter Harnier’s Bericht: 
erftattung jo erledigt, wie es faum anders zu erwarten 
war. Die Regierung fannte ja Wiegand’3 Anfichten, 
Harnier’3 Neigungen und Nebelthauw’s und feiner An— 
hänger Nachgiebigfeiten. Warum hätte fie diefelben nicht 
ausbeuten jollen ? 

Doch wurde wenigftens jo viel erreicht, daß die Wahl: 
berechtigung der einzelnen „Ritterjchaften” als folder 
aufgehoben blieb, und nur. die Ritter mit einem gewiſſen 
Grundbefig als Wähler zugelaffen wurden. 

Das Gefeh ward mit Einjtimmigfeit angenommen, 
damit es fofort als verfaffungsmäßige Nenderung des 
Wahlgejeges verfündigt werden konnte. Ich bedauere aber 
noch jeßt, dies nicht verhindert zu haben; ich hätte mich 
der Mattherzigfeit und Kurzfichtigkeit nicht fügen jollen. 

*) Martin’ Schrift über die Rechtsverbindlichkeit Tandesherr- 


fiher Verordnungen knüpfte an diefen Nechtöftreit an. 
23* 
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Der damalige Fehler wirkt bis auf den heutigen Tag, 
wie wir ſpäter ſehen werden. 

Hinſichtlich der Gemeindeordnung, in welche Haſſen— 
pflug ſehr empfindlich eingegriffen hatte, gelang es, den 
alten Zuſtand mit geringer Aenderung herzuſtellen. 

Auch die Rechtspflegegeſetze, wobei Bähr die Regie— 
rung berieth, wurden unter Harnier's Berichterſtattung 
in ziemlich befriedigender Weiſe erledigt. Ein Mal traf 
ſich's dabei, daß eine von Bähr gewünſchte und von mir 
gebilligte Aenderung gegen die Stimmen aller anderen 
Juriſten, von mir und den Bauern ꝛc. durchgeſetzt wurde. 

Am beiten und leichteiten ward die Staatsdienit: 
gefegfrage gelöft; denn dabei waren viele Herren jelbit 
betheiligt. Wiegand hatte die Heritellung der alten Be- 
ftimmungen jogar in feine, ſonſt jo nichtsnugige Verord— 
nung mit aufgenommen. 

Viele Verhandlungen Fojtete Dagegen das am 17. Juni 
1848 erlafjene Oberappellationsgerichtsgejeß, welches den 
Ständen ein Mitwirkungsrecht bei der Bejegung des 
höchiten Gerichtshofs, der zugleich Staatsgerichtshof war, 
zuficherte und natürlih von Haffenpflug (durch proviſo— 
riſches Gejeg vom 29. Juni 1851) befeitigt worden war. 
Jenes Gejeß, deſſen Inhalt nicht etwa in einem Streben 
nach Erweiterung der landjtändiichen Befugnifje, ſondern 
in Erfahrungen der ſchlimmſten Art, die jeit 18332 gemacht 
worden waren, jeine unmittelbare Veranlafjung und voll: 
jtändige Erklärung fand, beſtimmte im Einklanoe mit einem 
Plenarbeſchluſſe des Dberappellationsgerichts, daß zu jeder 
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bei diefem Gerichte erledigten Stelle nad) vorgängiger 
Aeußerung des Gerichts über die Tüchtigfeit der Vorzu— 
ſchlagenden von den Zandftänden drei Kandidaten in Vor: 
ichlag gebracht werden follten, aus denen der Landesherr 
binnen bejtimmter Zeit das Mitglied zu ernennen hatte. 
Nach Behauptung der Regierung verlegte diefe Präfen: 
tationsbefugniß das „monardifche Prinzip”, deffen Inhalt 
man ſich zu diefem Zwecke willfürlich fo zurechtlegte, daß 
das Vorjchlagsredht der Stände von vornherein ausge: 
ſchloſſen war. Der fernere Hinweis auf die Möglichkeit 
eines Mißbrauchs der landſtändiſchen Befugniß hatte um 
jo weniger zu bedeuten, als mit dem freien Ernennungs- 
rechte des Landesherrn lange Jahre hindurch der ärgite 
Mißbrauch wirklich getrieben worden mar. 

Vergebens verlangten die Stände wiederholt die Be- 
jeitigung des proviforifchen Gejeges. Die Minifter legten 
endlich mehrere vermittelnde Gejegentwürfe vor, worüber 
die Berichterftattung meinem Bruder aufgetragen ward, 
allein es konnte feine Einigung mit der Regierung erzielt 
werden. Diejelbe ſtand mit ihrer Auffaffung in der 
Ständeverfammlung allein, jogar die prinzlichen und 
ftandesherrlichen Vertreter ftimmten mit der Verfaſſungs— 
partei. 

Auch der Verſuch, durch gedrudte Belehrungen auf 
die Stände einzumirfen, ſchlug fehl. Nachdem mehrere 
anonyme Ausführungen („der oberjte Gerichtshof”, „Das 
Recht zur Bejegung der Staatsämter”, Kafjel 1863) nichts 
verfangen hatten, unterzog ſich Profeffor v. Kaltenborn 
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zu Königsberg in feiner Schrift „die Volksvertretung und 
die Beſetzung der Gerichte”, Leipzig 1864, der Aufgabe, 
die Stände von ihrem Unrechte zu überzeugen. Herr 
von Kaltenborn wurde zwar alsbald mit einem Orden 
belohnt, allein feine Schrift fand in der Ständefammer 
die härtejte Verurtheilung. 

Um den jchreienden Mipftänden gegenüber feinen 
Verſuch der Abhülfe zu unterlaffen, entſchloß ich mid 
endlih, an die legte Vorlage der Regierung mit Ver: 
befferungen anzufnüpfen. Diefelbe ward nad meinen 
Vorſchlägen mit großer Mäßigung und unter Verwand— 
lung des Vorfchlags: in ein bloßes Vermerfungsrecht ab— 
geändert und dann nach einer gründlichen Verhandlung 
in der Ständeverfammlung am 14. Juni 1864 mit jehr 
bedeutender Mehrheit angenommen, natürlih gegen die 
Stimme Trabert’s. Die Regierung aber beitand hart: 
nädig auf ihrem Entmwurfe. 

Dann faßte ich den gejchichtlichen Verlauf und die 
landftändifchen Verhandlungen zc. in einer befondern Bro: 
jhüre zufammen, gab über die von Haflenpflug rechts: 
widrig ernannten Mitglieder einige Aufihlüffe und ver: 
fiherte mich des vollftändigften Einverjtändnifjes in Berlin. 
Darauf ſollte ein günftiger Augenblid zu weiterem Vor: 
gehen erwartet werden. Ein ſolcher wollte ſich jedoch 
lange nicht zeigen, bis endlich, wie wir jpäter jehen werden, 
zu einer Minifteranklage gejchritten werden fonnte. 

Der Herbit 1863 brachte den Frankfurter Fürftentag, 
wobei der Kurfürft mit feinem fchönen „Sjabellengefpann“ 
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nicht geringes Auffehen erregte. Auch foll er, wie mir 
in Frankfurt verfichert wurde, einmal den Berjucd gemacht 
haben, zu reden, und zwar wollte er für Nein jprechen. 
Er ftieß aber jeiner Gewohnheit gemäß jo oft und jo 
ftodend an, daß endlich der vorfigende Kaiſer von Defter: 
reich erklärte, er entnehme aus dem gründlichen VBortrage 
Sr. fönigl. Hoheit mit Vergnügen, daß der Kurfürft voll- 
fommen einverjtanden jei. 

Bu derjelben Zeit ward der „Deutjche PBroteftanten- 
verein” in Frankfurt geitiftet. Ich wurde in den engeren 
Ausſchuß gewählt und bin darin verblieben, obwohl fich 
in Hefjen feine rege Betheiligung an dem Verein erzielen 
ließ, Pfarrer Ebert in Kaflel, der an der Stiftung Theil 
nahm, jogar jpäter wieder austrat und von Herrn von 
Mühler, dem der Berein zumider war, als Nichtvereinler 
mir gegenüber jehr gelobt wurde, was ich natürlich mit 
heiterem Stillſchweigen anhörte. 


— — — — 


Mit dem 31. Oktober 1863 lief die Landtagsperiode 
ab. Es mußte daher bis dahin verfaſſungsmäßig ein 
Landtagsabſchied zu Stande kommen. 

Das war ein ſchweres Stück Arbeit, wobei mir die 
Berichterſtattung zufiel. Die gehörige Erwähnung der 
noch zu beſeitigenden Anordnungen und der noch zu 
erlaſſenden Geſetze war eine ſchwierige Aufgabe. Endlich 
ward ich mit den Miniſtern einig und die Stände geneh— 
migten meine Vorſchläge. 
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Da wollte der Kurfürft nicht unterfchreiben. — Die 
Minifter gaben ihre Entlaffung, die dem Kurfürften in’s 
Theater gemeldet werden mußte. Sereniffimus ließ fi 
aber nicht ftören; erft gegen Mitternacht langten die voll- 
zogenen Urfunden im Ständehaufe an, die nun auch nad) 
altüberfommenem Brauh von ſämmtlichen Ständemit: 
gliedern unterzeichnet und befiegelt wurden. Das dauerte 
bis in den neuen Tag hinein; aber Alle waren erfreut, 
daß wieder, nah langer Zeit, eine fÄrmlihe „Berein- 
barung”, ein rechter „Landtagsabſchied“ zu Stande ge: 
fommen war. Sogar Wiegand reichte mir glüdwünjchend 
die Hand; „ein Anderer,” meinte er, „hätte e8 nicht durch— 
geſetzt.“ 

Als ich nach Hauſe kam, legte ich mich erkältet und 
fiebernd zu Bett und lag lange Wochen. 


In den nächſten Jahren beſchränkte ſich der Kurfürſt 
meiſt auf's Vertagen. Ueber ein halb Dutzend Mal wurden 
die neugewählten Stände berufen und ſofort oder nach 
kurzer Zeit wieder vertagt. 

Der Kurfürſt hatte inzwiſchen gemerkt, daß man in 
Berlin auf feine Stimme beim Handelsvertrage und in 
der Schleswig-Holſtein'ſchen Sache Werth legen mußte, 
und das wußte er gehörig zu benugen. Die diploma: 
tiihen Beziehungen wurden wieder bergeitellt, und als 
Friedrih Wilhelm doch noch fpröde blieb, benugte man 
eine jeiner Hauptleidenjchaften, d. h. der preußiſche Ge 
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fandte, Fürft Reuß, „ließ ihn,“ wie Bismard es aus- 
drüdte, „in einen goldenen Becher jehen“, und nun 
ging's, bezw. die kurheſſiſche Gefeggebung und Regierung 
ging nicht mehr. 


Sm Herbit 1863 bejuchte ich auf dem Rückwege von 
Berlin Herrn Sammer in Gotha. Ich fragte ihn, ob man 
denn auf einen etwaigen plöglihen Todesfall Friedrich’ 
VI. von Dänemarf gehörig vorbereitet ſei? ... „Herr 
Gott, da haben Sie Recht!” erwiderte er... Kurz darauf 
ftarb der König, und nun war man wirklich jo vorbereitet, 
daß zum allgemeinen Erftaunen faft unmittelbar auf die 
Todesnachricht die Regierungsantrittsverfündigung des 
Herzogs Friedrich erfolgte. 

Ich nahm an der Entwidelung diefer Angelegenheit 
den allerlebhafteften Antheil, wovon die Leitartikel in den 
Nm. 1425, 1437, 1443, 1462, 1463 ac. 2c. der Morgen: 
zeitung Zeugniß ablegen; ich gab und rieth und that, was 
ih hatte und fonnte; ih war mehrere Male in Kiel, bei 
Sammer, bei Francke, bei dem Herzog ſelbſt ... ich be: 
ſuchte mit Klaus Groth die Kampfitätten von Düppel 
und Alfen und ward in Rendsburg feierlich begrüßt; ich 
war Mitglied des „Sechsunddreißiger Ausſchuſſes“ für 
Schleswig-Holjtein; ich ſprach wiederholt mit Bismard, 
der dem preußenfreundlicden Sinn des Herzogs gerade jo 
lange traute, „bis er im Sattel fie” u. ſ. w. u. ſ. w. 

Allein ih mußte bald erfennen, daß die jchleswig: 
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bolfteinifche Bewegung politiich „auf dem Holzwege“ war. 
As man am 14. Januar 1864 in der Eſchenheimer 
Gaſſe die Unflugheit beging, nicht in Schleswig einrüden 
zu wollen, da ftand ich ganz auf Bismard’s Seite, unter- 
ſchrieb die einfchlägigen Beſchlüſſe der Kafjeler Verfamm- 
fung und des Ausſchuſſes nicht mehr und fonnte jpäter, 
den Angriffen der Gegner gegenüber, die das unbemerkt 
gelaffen Hatten, mit großer Genugthuung darauf Hin= 
weiſen. 

Auch die Morgenzeitung mußte eine zurückhaltende 
Stellung einnehmen. 

Die Abſtimmung Kurheſſens für den öſterreichiſch— 
preußiſchen, auf Inpfandnahme Schleswigs gerichteten 
Antrag vom 11. Januar hatte meine volle Billigung. 
Ohne mein Vorwiſſen und ſehr gegen meinen Wunſch 
wurde mein Name unter eine Adreſſe geſetzt, die am 
17. Sanuar der Kaſſeler „Ausſchuß für Schleswig-Hol— 
ſtein“ dem Miniſterium überreichte und in der jene Ab— 
ftimmung mit ſcharfen Worten getadelt wurde. 

In der Ständeverfammlung fehlte die ſchleswig— 
holſteinſche Sache natürlih au nit. Sch war Vor: 
figender des betreffenden Ausſchuſſes und hatte als ſolcher 
einft das Vergnügen, meinen alten Freund Abee, der in— 
zwiſchen wieder Minifter des Auswärtigen geworden war, 
nachdem fein Schwager fi mit den Finanzen allein be- 
gnügt hatte, zu einer Konferenz im Ausjchußzimmer zu 
mpfangen. Der ehemalige Genoß zog ih gut genug 
aus der Verlegenheit. Als ich ihm privatim von Bayr- 
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offer erzählte, trug er mir fogar einen „herzlichen Gruß“ 
an den alten Freund auf. 

Uebrigens war Abee ein warmer Freund der jchleswig- 
holſtein'ſchen Sache und es kam ihm wirklich von Herzen, 
als er einft erflärte: Leider, meine Herren, fünnen wir 
Nichts thun, als uns „an die Ferfen der Großmächte 
hängen“, und wenn die nicht wollen, jo ift die Sade 
„perbumfeit”! — 

Ich rieth Herrn Sammer dringend zur Annahme der 
jog. Februar» Bedingungen, die mir für Preußen uner: 
läßlih und für das Geſchick der andern deutjchen Staaten 
vorbildlih erjchienen (Nr. 1918 der Morgenzeitung vom 
30. März 1865), und hatte zu dem Ende eine Bejprech- 
ung mit ©. in Altona. | 

„Sogleich,“ meinte er, „wenn es Herrn v. Bismard 
nur Ernſt damit wäre!” 

„Iſt es ihm fein Ernft,“ erwiderte ich, „dann würde 
ich erjt recht zugreifen und ihn feftzuhalten ſuchen; welche 
Gefahr laufen Sie dann dabei?” ... 





Die weitere Entwidelung der jchleswig-holftein’schen 
Angelegenheit ift bekannt. Für mich war und blieb die 
Hauptſache nicht ſowohl der Erbanſpruch des Herzogs von 
Auguftenburg, als die gänzlihe Trennung der Her: 
zogthbümer von Dänemark und ihre feite Verbin: 
dung mit Deutjhland*. Für die Errichtung eines 


*) In diefer Auffafjung begegnete ſich Detfer mit Bluntfchli, 
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neuen fouveränen Kleinftaats an der Elbe vermochte ich 
mich nicht zu begeiftern. Daß es jchließlich zur Annerion 
der Herzogthümer durch Preußen kam, ein Ausgang, den 
ih in Nr. 2148 der Morgenzeitung vom 17. November 
1865 bereits deutlich vorausgefagt hatte, mar die eigene 
Schuld des Herzogs Friedrih, der jein dynaſtiſches In— 
tereſſe über die Anforderungen der nationalen Einheit ftellte. 


Meine politifchen Beftrebungen nahmen nicht bloß 
Zeit und Kräfte, jondern vielfah auch erhebliche Geld: 
aufwendungen in Anfprud. Geraume Zeit beftritt ich 
dieſe aus eigenen Mitteln ; insbefondere habe ich zu Reife: 
fojten und dergleihen Ausgaben niemals irgend eine Bei- 
hülfe verlangt, noch je angenommen. Selbſt als Mitglied 
des Nationalvereinsausfchufles, des ftändigen Ausſchuſſes 
des Abgeordnetentags, des ſchleswig-holſtein'ſchen Sechs: 
unddreißigerausfchuffes u. |. mw. habe ich weder die üblichen 
Tagegelder noch Reifekoften liquidirt. Als aber die An— 
forderungen des Verfaſſungskampfes wuchſen, als nament- 
ih für die früher und fpäter verfolgten Staatsdiener 
und für die Wittwen und Waifen von jolhen gejorgt 
werden mußte, da reichten doch meine Mittel, auch bei 
der größten perjönlihen Einſchränkung, nit aus, um 
allen Anfprüchen zu genügen. Ich ftiftete alfo im Anſchluß 
an die Sammlungen für den Nationalverein und für 


vergl. deſſen Dentwürdigfeiten, herausgegeben von Dr. Rudolf 
Seyerlen, Bd. III, ©. 74 flg. 





Die „Vaterlandskaſſe“. 365 


ähnliche Zwede eine bejondere Kaffe, weldhe unter dem 
Namen „Baterlandskafje” viele Jahre wirkſam geweſen iſt. 

Schon 1850 und 1851 war zur Unterftügung von 
Civilftaatsdienern und Offizieren, welche durch den Ver: 
fafjungsfampf brodlos geworden waren, ein anjehnlicher 
Fonds gejfammelt worden. Er wurde der Sicherheit wegen 
ausmwärts angelegt und zulegt hauptjählic von Frankfurt 
aus verwaltet. Obwohl nun die Aufwendungen aus dem 
jelben ſich alljährlich vermindert hatten, da die meiften 
Unterftügten nad) und nad) wieder Erwerb fanden, fo 
ging doc) der Grunditod allmählich auf die Neige; bereits 
in den eriten jechziger Jahren wurden mir Bejorgnifje 
wegen einer vorzeitigen Erſchöpfung mitgetheilt; es mußte 
daher um jo mehr die nöthige Vorjorge getroffen werden, 
als die Ausfiht wuchs, daß vielleicht neue Bedürfniſſe 
binzutreten und zu deden jein würden. 

Auch mir waren nun 1852 aus jenem Fonds mehrere 
hundert Thaler nach Helgoland übermittelt worden. Da 
fih indefjen Zweifel erhoben hatten, ob ih als „Ober: 
gerihtsanwalt” zu den „Staatsdienern” gerechnet werden 
fönne, für melde die Gelder gejammelt und bejtimmt 
waren, und da mich ohnehin die Art der Zuftellung nicht 
anſprach, insbefondere mir nicht Har geworden war, ob 
nicht noch dringendere Bebürfniffe als die meinigen zu 
decken wären, fo lehnte ich die Gabe ab und erfuchte um 
andermweite Verfügung darüber. Da indefjen eine folche 
nicht erfolgte, jo verwendete ich fchließlih den Betrag 
meinerfeitö zum Theil zu politifhen Unterftügungen und 
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übergab den Reit zur „Vaterlandskaſſe“. Ebenjo mies ich 
einige Anerbietungen aus Hamburg und andern Orten zu 
Gunſten fchlesmwig-holftein’scher Unterſtützungskaſſen zurüd. 

Einen andern namhaften Beitrag erhielt die Vater: 
landskaſſe dadurch, daß von Seiten der Morgenzeitima 
erhebliche Beiträge eingezahlt wurden. Als nämlich mehrere 
Anklagen gegen mich wegen angeblicher Preßvergehen mit 
Verurtheilungen zu Gelditrafen endeten, wurden mir un: 
aufgefordert von mehreren Seiten Beiträge zur Dedung 
derjelben zugeitellt. 

Ale diefe Beträge wurden, namentlich als die finan: 
zielle Lage der Morgenzeitung fich befierte, der Vater: 
landsfajje zugewandt. 

Einen weitern Zufhuß erhielt die Kaffe dadurch, daß 
ih derjelben einen erheblichen Theil meiner Tagegelder 
als Abgeordneter zufließen Tief. Da ich mehrfach krank 
war, bezw. in den Situngen fehlte, zumal wenn die Ver: 
bandlungen minder erheblich waren, in jolden Fällen aber 
die Tagegelder fortgezahlt zu werden pflegten und mir 
der Bezug derjelben unter den obwaltenden Umftänden 
anjtößig erfchien, jo nahm ich die angebotenen Zahlungen 
zwar an, ließ fie aber alsbald in die Vaterlandskaſſe 
wandern, 

Endlich wurden, neben zahlreihen, wenn auch häufig 
nur geringfügigen Einzelgaben geraume Zeit ftändige 
Beiträge von einer Anzahl Vaterlandsfreunden gezahlt, 
jo daß immerhin ein Fonds entftand, ber zur Beftreitung 
der nothwendigften Bebürfniffe ausreichte. 
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In den eriten Sahren ftand die Kaffe unter meiner 
alleinigen Leitung und Verfügung. Dann aber bewirkte 
ich die Beftellung eines befonderen Berwaltungsausfchuffes, 
der aus fünf Mitgliedern beftand und fich bei Ausſchei— 
dungen jelbft ergänzte. So war unter Andern der Ober: 
bürgermeifter Nebelthau Mitglied. Nach feinem am 31. Juli 
1875 erfolgten Tode traten Oberfinanzrath Zufchlag und 
Andere ein*). 

Neben der Vaterlandskaſſe ftanden mir * noch 
andere Mittel zur Erreichung oder Förderung öffent— 
licher Zwecke zu Gebote. 

Im Jahr 1861 war in aller Stille, ich weiß nicht 
genau, auf weſſen Veranlaſſung, vermuthlich aber auf 
Antrieb auswärtiger Kurheſſen, eine Summe von etwas 
über 6000 Thaler zuſammengebracht worden, welche mir 
als eine Ehrengabe für „erlittene Verluſte“ ꝛc. übergeben 
werden ſollte. Ich war von dem Anerbieten, das mir 
durch Vermittlung des Rechtsanwalts Dr. R. Harnier in 
Kaſſel gemacht wurde, wirklich vollſtändig überraſcht und 
zwar in gewiſſem Sinne höchſt angenehm. Ich hatte ſeit 
Jahren im öffentlichen und im Parteiintereſſe weit größere 
Opfer, ſelbſt an baarem Gelde, gebracht, als die ange— 
botene Summe ausmachte, und war nach Stellung der 


*) Beim Tode Oetker's war noch ein Beſtand von etwa 900 
Thalern vorhanden. Diefer Betrag wurde durch die dafür einge- 
jegte Verwaltung zu öffentlichen Zwecken überwieſen, 3. Thl. für die 
nationalliberale Bartei an deren Gentralwahlausihuß, 3. Thl. für 
andere gemeinnügige Zwecke nad) Unordnung Karl Oetker's. Die 
Kaſſe befteht alfo gegenwärtig nicht mehr. 
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Zeitungsfaution nahezu mittellos; dazu fam ein ſchweres 
Leiden, jo daß ein längerer Aufenthalt in einem füblichen 
Klima für durhaus nöthig gehalten wurde; auch hatte ich 
mir längft ſchon eine Meine Gartenwohnung gewünſcht: 
wie hätte mir aljo jene Gabe als „Erſatz“ nicht will 
fommen jein jollen ?! 

Und dennoch konnte ich mich nicht entjchließen, fie 
anzunehmen. Früher war mir wohl mitunter, wenn ich 
in Bebrängniß gemwejen, der Gedanke gefommen, ob es 
nit ganz anjtändig geweſen jein würde, mir die Tau: 
jende, welche ich im Parteüntereſſe z. B. bei der Neuen 
Heffifhen Zeitung zugefegt hatte, zu vergüten. Aber 
eben jo ojt hatte ich mir Doch jagen müſſen, daß es nur 
eine jelbftgemählte Aufgabe gewejen war, der meine 
Thätigkeit und meine Aufwendungen gegolten hatten. 

Sept num vollends! Was hätte mich irgend bewegen 
fönnen, eine Vergütung oder Entſchädigung zu ver: 
langen? In der That war mir niemals ein jolder Ge: 
danke gefommen. ‘Ja, eine Geldzahlung hatte jogar etwas 
ſehr Widriges für mih*). Wäre mir ein Garten mit 
Gartenwohnung verehrt worden, jo hätte ich mich weit 
eher, wie mir jehien, zur Annahme oder wenigftens zur 
Benugung verftehen können; allein die Art des Geld: 
anerbietens machte mir geradezu einen verlegenden Ein- 
drud. Dazu fam der Umftand, daß ich die Geber nicht 


*) Am Rande des Briefe, der Detler von ber Sammlung 
in Kenntniß jeßte, findet ſich die Bleiftiftbemerfung: „Wie hätte 
man mein Gefühl wohl noch empfindlicher treffen fönnen ? Freunde! 
Freunde!“ 
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fannte. Noch bis jegt find mir die meiften völlig unbe: 
kannt geblieben; aber von Einigen wußte ih zur Genüge 
daß fie fich betheiligt hatten, und gerade fie waren Per: 
jönlichkeiten, von denen ein Gejchenf anzunehmen mid) 
mit wahrem innern. Entjegen erfüllte. 

Sp ftand denn der Entſchluß der Nichtannahme zu 
eigenem Nugen jchnell feit. Um aber auch nicht unnöthiger 
Weije zu kränken oder zu Mißdeutungen Anlaß zu geben, 
wählte ich einen Mittelweg und nahm die Gabe mit der 
öffentlichen Erklärung vom 15. Juni 1861 an, daß „ic 
mic einer Aufmerkjamkeit nicht entziehen zu dürfen glaube, 
die im Intereſſe der Sache gejchehe, welcher meine ganzen 
Kräfte gewidmet jeien“, daß ich aber auch „den feften 
Vorſatz hege, die Gabe in einer Weife zu verwalten 
und zu verwenden, die der großen Sade des 
VBaterlandes, der wir Alle dienen, zu gute komme“. 

Eine pafjende Gelegenheit zur Verwendung fand ſich 
denn auch bald. Als es 1863 darauf ankam, der jchleswig- 
bolftein’shen Angelegenheit auch materiell zu Hülfe zu 
fommen, beftimmte ic) dazu die Summe von 5000 Thalern. 
Der Reit, ſowie die ſeit 1861 aufgewachfenen Zinfen, in: 
gleichen ein Theil jenes nicht ganz aufgewendeten Be: 
trages, wurden jpäter zu andern öffentlichen Zweden, 
namentlich zum Beſten der Invaliden: Stiftung, des Ber: 
eins zur Rettung Schiffbrüdiger, des Germaniſchen Mu: 
jeums u. j. w. bejtimmt, und in der Morgenzeitung die 
nöthigen Auffhlüffe und Nachweiſungen gegeben. 


Im Auguft 1862 wurde mir Seitens des National: 
Fr. Oetker, Lebenderinnerungen. IH. 24 
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vereinsausfhuffes zur Ermöglihung eines längern Auf: 
enthalts in einem füblichen Klima die Summe von 2000 
TIhalern zur Verfügung geftellt. Allein auch diejes An- 
erbieten lehnte ich danfend ab. 

Dagegen nahm ich einen jehön geitidten Lehnſeſſel, 
der mir „von einem Kreife Kafjeler Frauen und ung: 
frauen in dankbarer Berehrung am 28. Auguit 1861 
gewidmet” wurde, ohne Bedenken gern und behaglid in 
Gebrauch. Eben jo wies ih ein werthvolles jilbernes 
Theegeſchirr, das mir die ſchaumburger Grundbeſitzer und 
Aderwirthe, namentlih eine Anzahl Landwirthe meines 
Geburtskirchſpiels, anfertigen und überreichen ließen, nicht 
zurüd. Einen Ehrenbecher aber, der mir ſchon 1860 in 
Kafjel zugedacht war, lehnte ih aus Rückſicht auf Eifer: 
jüchteleien und dergl. ab. Auch auf die wiederholten 
Wünſche mehrerer Kinftler und Verleger, namentlic 
illuftrirter Blätter, ging ich aus mehr als einem Grunde 
entweder gar nicht, oder doch erit dann ein, nachdent bie 
Gartenlaube das Bild Nebelthau’s Hatte vorausgehen 
lafjen und dieſer mir ſelbſt ſagte: joldhen Anerfennungen 
muß man fich nicht entziehen! Nur dem in bedrängten 
Verhältniffen lebenden, ausgezeichneten Zeichnen: Meiiter 
Georg Koh habe ich ein paar Mal gejeflen, zumal er’s 
„kurz zu machen” verftand; doch jcheint mit dem von ihm 
gefertigten Steindrud Fein glänzendes Geſchäft gemadt 
worden zu fein; vielleicht war ich ſchon aus der Mode. 

Am meilten Freude haben mir einige auswärtige 
Anerfennungen, insbejondere ein paar Sträuße, Kränze 
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und dergleichen, die in aller Stille und mitunter in rüh— 
render Weile dargebracht wurden, bereitet. Auch zeigte 
ſich's jpäter, daß die ftilften und einfachften Ehrenbezeug: 
ungen die aufrichtigiten und dauerhafteiten waren, während 
die prunfenden Farben und Neben gar bald verblaßten 
oder fi) als ganz unächt erwieſen. 

Es war mir das gerade feine neue Erfahrung. Schon 
in den dreißiger Jahren und noch mehr zu Anfang ber 
fünfziger Jahre hatte ich deßhalbige Erlebniffe gehabt. 
Und ſchon in den erften Zeiten des erneueten Kampfes 
fonnte ich nicht unterlafjen, einem überfließenden und un— 
zuverläffigen Maulſchwätzer bemerflich zu machen, e8 werde 
noch die Zeit fommen, „wo ich mich wegen meiner öffent: 
lichen Thätigfeit zu vertheidigen oder zu entjchuldigen 
haben werde”. 

Im Nachſommer 1863 widmete ımir der junge Dichter 
Albert Träger in Nr. 36 der Gartenlaube eine feurige 
Anſprache: „Friedrich Detker, Mann des Rechtes, des Ge- 
feßes treue Hut” ꝛc. 

Daß es auch an läftigen und ftörenden „Auszeich: 
nungen” nicht fehlte, verfteht fich von ſelbſt. Die Zahl 
der Neugierigen war mitunter groß; nicht minder Die 
Zahl der Bettelverfe und Bettelbriefe. Die Anforderungen 
an die „Vaterlandskaſſe“ und an meine eigene Börſe 
waren zumeilen ftaunenerregend ; jelbft aus Hamburg, 
jelbft von dem äußerften Often Preußens gingen Ge: 
fude ein. 

Dabei war ich fo fehr der allgemeine Vertrauens: 

24* 
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mann geworden, daß felbit die winzigften und fernliegend- 
ften Dinge an mic) gebracht wurden ; mitunter in heiterfter 
Weife. Vielfah mochte man den „Doktor“ zugleich für 
einen Arzt halten; denn ich erhielt einige Male, unter 
Bufendung von allerlei Flüffigfeiten, die wunderlichiten 
Anfragen. Eine forgfame Mutter in F. klagte mir einft 
das Mißgeſchick ihrer Tochter, die ſich mit ihrem Lieb: 
haber entzweit habe und bat, doc die Sache wieder in 
Drdnung zu bringen. 

Zu den bemerfenswertheren Auszeihnungen gehörten 
eine Anzahl von Ehrenbürgerbriefen, die mir nach Her- 
ftelung der Verfaffung ertheilt wurden. Den Anfang 
machte die Stadt Kaffel, und zwar auf Antrag des Bürger: 
ausſchuſſes; Oberbürgermeifter Hartwig, Vicebürgermeifter 
Nebelthau und GStadtrathsmitglied Pfarrer Sallmann 
überbradten mir am 18. Juni 1862 die Urkunde; über 
meine Erwiderung berichtete die Morgenzeitung wie folgt: 
„Dr. Detker ſprach feinen freudigen Danf aus für bie 
große Auszeichnung, welche ihm zu Theil werde, und bat 
die8 auch dem geſammten Stadtrathe und dem Bürger: 
ausſchuſſe mitteilen zu wollen. Wer, wie er, den Kern 
und die Kraft eines gefunden Staatslebens in einem 
freien, einfichtsvollen, jelbitbewußten Bürgerftande erblide, 
der müſſe fich zum Höchſten geehrt fühlen, wenn ihm das 
Bürgerrecht der erften Stadt des Landes unter fo wid: 
tigen Verhältniffen und in jo fchmeichelhafter Weife ertheilt 
werde. Die Anerkennung übertreffe weit das Verbienit; 
denn, wo das ganze Volk ftreite, wo fo viele ausge 
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zeichnete Männer, mo die gegenwärtigen Herren felbft in 
hervorragender Weile am Kampfe Theil genommen hätten, 
da könne die Thätigfeit eines Einzelnen, und fei fie auch 
die lebendigjte, Doch nur geringfügig erfcheinen. In unferer 
heſſiſchen Angelegenheit jet der Sieg faft errungen; möge 
bald aud in der deutſchen Sache daffelbe gejagt werben 
fönnen!” Dann folgten Schmalfalden, Witenhaufen, 
Rinteln, Obernfirchen, Rodenberg und die übrigen fchaum- 
burger Städte. 

Große Freude hat mir eine weit fpäter erfolgte An- 
erfennung meines politiihen Wirkens bereitet: Im Winter 
1879 auf 1880 wählten mic) eine ganze Anzahl ſchaum— 
burgifcher Landgemeinden zu ihrem Ehrenbürger. 

Das Kafjeler Ehrenbürgerreht war auch von mate- 
rieller Bedeutung, da es mich von allen ſtädtiſchen Ab- 
gaben befreite, doch bin ich von Zeit zu Zeit beftrebt 
geweſen, diefen Vortheil durch erhebliche Zahlungen an 
die ſtädtiſche Armenkaſſe, an den Verjchönerungsverein, 
und neuerdings durd Stiftung einer Bolksbibliothef, 
vielfach auszugleichen. 

Ein dritter zu öffentlichen Zwecken von mir beftimmter 
Vermögensftod ift der Entſchädigungsffonds. Mit dem- 
jelben hat es folgende Bewandtniß. 

Während des Kriegszuftandes hatte mich der Kurfürft 
ohne Urtheil und Recht aus der Zahl der Dbergerichts- 
anwälte geftrihen. Auch fpäter, nachdem das eingeleitete 
Strafverfahren längft hatte aufgegeben werden müſſen, 
ward ich nicht wieder hergeitellt. Dieſe fortgefegte Rechts— 
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wibrigfeit wollte ich mir nicht gefallen laſſen, obwohl die 
obwaltenben Umſtände, namentlid die Bejegung des 
höchſten Gerichts und meine wiederholten Angriffe gegen 
diefelbe, mir den Ausgang eines Rechtsitreits nicht gerade 
als zweifellos erjcheinen laſſen konnten. 

Im Jahre 1865 erhob ich Klage auf Zurüdziehung 
der Dienftentlafjung und auf Entjhädigung, die ich aus: 
Schließlich zu öffentlichen Zweden beftimmte. Der Streit 
war noch nicht entſchieden, als die Einverleibung in 
Preußen erfolgte und die Verflagtenrole nunmehr auf 
die preußifche Yuftizverwaltung überging. 

Auffallender Weije wurden gerade jegt noch eine Menge 
Einwendungen erhoben und ſelbſt die Nachfolgeverbindlid: 
feit Preußens beitritten; jedoch ohne Erfolg. Zwei gleichlau: 
tende Erfenntniffe ſprachen die Entfhädigungspflicht aus. 

Indeſſen fam doch nacgehends ein Vergleich über 
den Entihädigungsbetrag zu Stande. 

So entitand denn ein neuer Fonds für Aufwend: 
ungen zu öffentlichen Zweden und zwar im Betrage aon 
etwas über 5000 Thalern, dem dann noch verfchiedene 
anderweite Poiten, 3. B. Berliner Tagegelder und dergl. 
zufloffen. Es wurden daraus Summen zu Gunften der 
Snvalidenitiftung, für Erridtung eines Kriegerdenfmals 
in Kaffel, für das Germanifhe Mufeum, den Verein für 
Volkebildung u. ſ. w. u. ſ. w. verwandt. 

Dinfichtli des Reſtes babe ich mehrere Perfonen 
mit der nöthigen Verfügungsermächtigung verjehen *). 

*) Die zu diefem Zwecke beftellten Tejtamentsvolljtreder 
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Auch eine Reihe von Beträgen, die zwiſchen mir und 
dem Miteigenthümer der Morgenzeitung ftreitig waren 
und mir gerichtlich zuerkannt worden find, habe ich dem 
„Entſchädigungsfonds“ zugewandt. 

Es war mir ftets ein peinlicher Gedanke, Etwas, das 
mir ftreitig gemacht wurde, in eigenen Gebrauch zu nehmen 
oder in eigenem Nußen zu verwenden, wenn es mir auch 
noch ſchwerer fiel, ein Recht nicht bis zur äußerften Mög— 
lichkeit zu verfedhten. 


Im Herbft 1864 waren wieder einmal die Stände 
verjammelt. Ich hatte eine Kur in Ems gebraudht und 
lag dort nod frank zu Bett. Da erwachte in einigen 
Mitgliedern der Ständeverfammlung ein plöglicher Thaten— 
drang. Namentlich ftellte der Abgeordnete Jungermann, 
ein jehr eifriger und befähigter Mann, mit einigen An- 
deren eine Anzahl von materiellen Bejchwerden gegen die 
Kegierung zufammen — im Ganzen hatte man 31 auf: 
getrieben — welche dann unter'm 26. Dftober als „Sunger: 
mann's Antrag, die Stodungen in Gejeßgebung und Ber: 


(Dr. Karl Oetker, Dr. Otto Bähr, Dr. Adam Pfaff) haben im 
Einne der von Detfer Hinterlafjenen fchriftlihen Anordnungen 
den bi zum Todestage defjelben auf 32415 Mark 15 Pf. ange 
wachjenen Fonds hauptfählich (an 30000 Mark) dem evangelifchen 
Diakoniſſenhaus zu Treyfa und Kaffel, und ferner dem Baterlän- 
diichen Frauenverein und dem Lutheriſchen Waifenhaufe in Kaſſel 
zugewiejen. 
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waltung betreffend” eingebracht wurden und geraume Zeit 
viel von fih reden machten. Manche Punkte waren wichtig 
und begründet genug, 3. B. daß fein Verfoppelungsgejfeg, 
fein Huteablöfungsgefeg, Fein Land: Wegebaugefeß, fein 
Gewerbegeſetz ꝛc. 2c. erlafjen werde; andere Bejchwerde: 
gegenjtände dagegen erjchienen, wenn die betreffenden Zu: 
ftände auch widerwärtig genug waren, doch immerhin 
Heinlih, 3. B. daß den Schülern der Afademie der bil: 
denden Künfte feine belohnenden Denkmünzen ausgetheilt 
werden Fonnten, weil jeit Jahren „die Stempel nit 
fertig find“, 

Mas der Antragiteller eigentlih wollte, war wohl 
Manchem vertraulich befannt, allein nad feiner Darftel: 
lung blieb es ein Räthſel; insbefondere ging aus dem 
Antrage, der eigentlich gar Fein beftimmter Antrag war, 
feine Klarheit hervor, denn er lautete nur dahin: die 
„Darftellung der Lage des Landes einem Ausſchuſſe zur 
Begutahtung zu überweifen und nad deſſen Vor: 
ihlag die zur Abftellung der im Bereich der Staatöver: 
waltung befindlihen Beſchwerden und Gebredhen geeig: 
neten weiteren Beſchlüſſe zu faſſen“. 

Aljo die Hauptſache jolte erit der Ausfhuß thun; 
nicht die Begutachtung eines Abhülfevorfhlags 
\ollte ihm zugemwiejen werden, fondern die Auffindung 
und der Vorjchlag des Mittels felbft wurde ihm zuge: 
muthet. Das hieß denn freilich, fih die Sache leicht 
machen! Leider aber war die Ständeverfammlung kurz: 
jichtig oder ſchwach genug, diefen Mangel zu überjehen; 
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ja Nebelthau jelbit, der umfichtige und gewiegte Präfident 
ſchwieg dazu. Statt eine ordnungsmäßige Formulirung 
zu verlangen, wies man den Antrag wirklih an einen 
befondern Ausſchuß und wählte diefen noch obendrein fo, 
daß mein Bruder, Wippermann u. A. auffallender Weile 
ausgejchloffen wurden. 

Ja mehr noch: der Ausſchuß umgab fich auf Ehren: 
wort mit völliger Geheimhaltung jeiner Verhandlungen, 
während einzelne Neußerungen, ſowohl innerhalb als 
außerhalb der Ständeverfammlung darauf jehließen ließen, 
daB vom Ausihufe etwas ganz Unerhörtes vorbereitet 
werde. Das Alles führte denn zu Erwartungen, die jehr 
bedenklich waren, wenn ihnen der Erfolg nicht entiprad). 

Da fih der Antragfteller und jeine Freunde ſchon 
iharf ausgedrüdt Hatten, jo mußte natürlich der Abge— 
ordnete Trabert ſich noch weit jchärfer ausdrüden. Er 
jagte: „Das Bild, das uns Herr Jungermann entworfen,” 
(eigentlich fannte es Jedermann im Wefentlihen ſchon 
längit), „ift jo entſetzlich daß von diefem Augenblide an, 
wo es vor und getreten, wir nur noch einen Entſchluß 
haben fünnen: Diejenigen über Bord zu merfen, 
die an diefem Unfuge ſchuld find. Ich will aljo, daß 
Jeder von Ihnen durch diefen Antrag gebunden werde, 
eine That zu thun, die, heiße fie nun fo oder jo, den 
Intereſſen des ſchwer gejchädigten Landes freie Bahn 
ihafft, und wenn Sie den Antrag in Erwägung ziehen, 
jo bedenken Sie auch, daß wir dann nit mehr rüd- 
wärts gehen können; denn wenn wir aud, nachdem und 
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diejer Antrag, nahdem uns diejes Bild vorgehalten worden 
it, zurüdihreden vor Dem, was nad der Anbetracht: 
nahme des Antrags unerläßlid ift, dann würde aud 
auf uns der Tadel fallen, daß wir banferott feien“ ... 

Ich hatte von dem Vorhaben Jungermann’s nur ein 
paar Tage vorher Nachricht erhalten und geantwortet, 
daß ein „überfichtliches Sündenregifter” ganz zweckmäßig. 
alles Uebrige aber nad) Lage der Umftände widerfinnig 
jei, daß es hingegen praktiſch erfcheine, nur ein kurzes 
Budget zu bewilligen ꝛc. 

Als ih nun Ende Dftober das Weitere erfuhr, kam 
mir das ungeheure Maulaufreißen faſt komiſch vor. Auch 
der Kurfürft joll davon nur heiter berührt worden fein 
und darauf Hingewiejen haben, daß keineswegs eine 
„Stodung”“ vorhanden fei, indem er erit eben (am 12. 
Dftober) eine Verordnung genehmigt habe über die bei 
„Ausübung des Hebammenberufs nothwendigen Geräth: 
ſchaften“, namentlih „Kiyftirfprigen” u. ſ. w. 

Am wenigiten fonnte es mir zufagen, daß man aus 
dem aufgeitellten Werzeichniffe Die noch unerledigten 
Verfaffungsmwidrigfeiten, wie es jchien, abſichtlich weg: 
gelafjen hatte. 

Neben dem Jungermann'ſchen Antrage und bezw. 
ſchon vor ihm war ein anderer Plan im Werke, der von 
den Nittern, namentlih von Herrn Dtto von Trott, aus: 
gegangen oder begünftigt worden fein joll, jedoch der 
Hauptjahe nah im Dunkel geblieben if. Man hatte 
Herrn Braun von Hersfeld vorgeſchoben; R. Harnier jollte 
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den Plan befürwortet haben, mein Bruder hatte ihn be: 
kämpft ; nach Anderen wäre Harnier der eigentlihe Mächer 
des Plans geweſen. Derjelbe ging zunächſt dahin: die Be- 
rufung des Thronfolgers nah Kaffel zu beantragen. 
Im Hintergrunde aber lag natürlid ein förmlicher Thron: 
mechjel, oder mindeftens eine Regentſchaft; menigftens 
ward die Sache in Kafjel und Berlin jo aufgefaßt. 

Wie mein Bruder glaubte, habe fein Widerſpruch 
bewirkt, den Gedanken fallen zu laffen. Man wollte aber 
wohl aud zunädft den Jungermann'ſchen Antrag voran: 
gehen lajjen und defjen Erfolg abwarten. Als nun diejer, 
wie wir gleich jehen werden, auf die allerfläglichite Weife 
im Sande verrann, blieb auch der Thronfolgerplan im 
Sad und in der Aiche fteden. 

Anfangs dachte ich, den ganzen Spuf, den unreifiten 
aller Gedanken, fi jelbft zu überlaffen. Da man fid) 
aber immer mehr erhigte und die aufregenditen Zeitungs: 
artifel erfolgten, jo fing ih do an, die Sache etwas 
ernfter zu betrachten, über die man mich, wie es fchien, 
abfihtlih im Ungemifjen ließ. „Hinter dem Schritte 
(Jungermann’s) darf das von dem ftändifchen Ausfchuffe 
ausfindig zu machende Mittel nicht zurücbleiben“, hieß 
es in einem norddeutichen Blatte; „eine bloße Auffor: 
derung an die Minifter wäre, wie die Dinge einmal ftehen, 
nicht bloß Nichts, jondern eine Blamage ohne Grenzen.” 

Sollte man etwa Winfen von Berlin aus folgen? 
Das fonnte ih mir von Bismard in feiner Weife denken. 
Aber ih wünſchte doch klarer zu jehen. 
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Da mein Arzt, Dr. Döring, in den nächſien Tagen 
nad Berlin reijen wollte und mir ohnehin längft em- 
pfohlen hatte, den berühmten PBrofefjor Dr. Frerichs einmal 
zu Rathe zu ziehen, jo Ichloß ich mich ihm an, indem ich 
unmittelbar aus dem Kranfenzimmer in den Eifenbahn- 
wagen überging, obwohl noch ein hartnädiger Magen: 
fatarrh mich fortwährend quälte. 

Das Wagſtück glüdte, obgleih während der Fahrt 
‘eine eifige Kälte herrichte und ich alle paar Stunde von 
„fliegender Hige” und von ftrömendem Schweiß befallen 
wurde. Ich kam am 5. in Berlin an und hatte ſchon 
am Abend des 7. November eine Unterredung mit Bis: 
mard, die von 9a bis weit über 11 Uhr dauerte. Eie 
war für mich eine der intereffanteften, die ich mit dem 
gewaltigen Manne gehabt habe und zeigte mir vieles 
Zufünftige ſchon damals in fihtbaren Umrifjen, namentlich 
auch die Einverleibung Hefjens. 

Bismard hatte einen Abdrud des Jungermann’schen 
Antrags zur Hand und fragte, was denn eigentlih Wich— 
tiges darin wäre... Um „ſolcher Dinge” wegen könne 
man doch den Kurfürften nicht abjegen ... „Baupläne“ 

. „Brüdenwage” ... „Denkmünzen-Stempel“ ... ja, 
glauben denn die Herren, daß Preußen etwa einrüden 
joll, weil die Stempel nicht fertig werden ? rief Bismard 
lachend. 

Ich juchte ihm die Sachen in ein möglichſt günftiges 
Licht zu rüden; aber meine Bemühungen verfingen wenig 
und ich Fonnte nun wohl zur Genüge erfennen, daß 3. 
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die Kaffeler Vorgänge nicht angeregt hatte, was er übri- 
gens auch ausdrucklich verficherte. Von der Thronfolger: 
frage wollte er vollends Nichts wiſſen; der Landgraf 
Wilhelm (Vater des vermuthlichen Thronfolgers) ſei ja 
entſchieden „antipreußiſch“. Auch könne man dergleichen 
nit jo bei „heiterm Himmel“ behandeln; in dem braun 
ſchweigiſchen Falle, von dem oft geredet werde, habe eine 
vollendete Thatjache vorgelegen; das jei etwas Anderes. 
Es könnten ja allerdings „Ereigniſſe“ eintreten und Die 
Sadlage ändern; dann werde aber „das Ziel” auch ohne 
ſtändiſchen Antrag zu erreichen fein. 

SH ſuchte nun dur eine Zwijchenbemerfung zu 
erfahren, was er fich unter dem „Ziele“ vorftellte. „Soll 
ten nicht Die allgemeinen deutjchen Verhältniffe in Heſſen 
wieder einen Mittel: und Angelpunft finden können?“ 
meinte id. ... 

Da zogen denn wahre Gedanfen:Gemitter über das 
nicht eben jchöne, aber ausdrudsvolle Geficht des merf- 
würdigen Mannes. Aller Scherz über die Denkmünzen— 
jtempel war verſchwunden; jchweigend und brütend griff 
er bald zur Bleifeder, bald zur Bapierfcheere; kurze Augen- 
blide hindurch fpielte eine gewifje Heiterkeit um den Mund; 
dann aber flogen wieder wahrhaft dämoniſche Züge über 
das Geficht, während die bufchigen Augenbrauen fich 
ſenkten ... 

Endlich ſchien er ſich klar geworden zu ſein, daß der 
rechte Augenblick noch nicht gekommen ſei; wiederholt aber 
ließ er die Worte einfließen: „So wie 1850, gehen wir 
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aus Helfen nicht wieder heraus“, und zum Schluß rief er, 
meinen Arm fafjend: „Sind wir einmal drin, jo gehen 
wir nicht wieder heraus.” 

Das war nun feineswegs ganz nad) meinem Ge- 
ſchmack; am wenigiten ohne eine gleichzeitige Erledigung 
der deutſchen Frage Vermochte ih auch nicht für die 
furfürftlide Dynaftie zu ſchwärmen, jo legte ich doch 
großen Werth auf eine gewiſſe Selbftitändigfeit, auf die 
Bewahrung der Sonderthümlichkeit und des Sonderlebens 
des Landes innerhalb eines jtarfen deutſchen Gejammt- 
Staatswejens, und alles das ſchien mir unter den Händen 
des Preußenthums, wie ich es bisher fennen gelernt hatte, 
jtarf gefährdet zu fein. 

Sch verjuchte daher gerade nicht, ein vorzeitiges 
Einjchreiten zu empfehlen. Aber ich ſuchte auch eine 
Handhabe zu finden und Herrn von Bismard einleuchtend 
zu machen, vermittelit welcher uns gelegentlich Beiftand 
geleiftet werden Fünne. Und das ſchien auch in Bismard’s 
Gedankengang zu pafjen. 

Bei allgemeinen Verwidelungen, meinte er, deren 
Eintreten „in Kürze” jehr möglich ſei, werde fich auch 
unfere Angelegenheit leichter erledigen lafjen. Zu einem 
Ihroffen Auftreten halte er den jegigen Augenblid nicht 
für günftig ; wir möchten aber die Sache „im Fluß” erhalten. 
Die Stände hätten ja „das Recht der Steuerverweigerung”; 
die Kurheſſen feien doch viel fonfervativer und gemäßigter 
als die Preußen, die preußiſche Kammer würde längit 
von einem ſolchen Rechte Gebrauch gemacht haben ... 


Kurze Budgetbewilligung ze. 383 


sh erhob den Einwand, daß die Anwendung eines 
öffentlichen Rechts doch ftets vom öffentlihen Wohl be- 
dingt fein müfje; und was wohl der König von Preußen 
dazu jagen würde, wenn der heſſiſche Landtag eine Steuer: 
vermweigerung beſchlöſſe? 

Das würde demjelben allerdings jehr mißfällig fein, 
erwiderte Bismard, indem er mich mit einem merkwür— 
digen, fragend-durchbohrenden Blide anjah. Der Konſti— 
tutionalismus beruhe aber auf gegenfeitigem Abmwägen 
und Verſtändigen; aud die Regierung dürfe ihre Rechte 
nit mißbrauden ... 

Ich entwidelte nun meine Pläne, nur auf kurze Zeit 
das Budget zu bemwilligen, bezw. die Feititellung befjelben 
binzuhalten, um eine Entlafjung der Stände auf lange 
Zeit zu verhindern, und demnächſt die noch zu erreichen: 
den Punkte in den Landtagsabichied aufzunehmen und 
denjelben jo durchzufegen oder zur Auflöfung des Land- 
tags zu nöthigen. 

Frage: ob das verfaffungsmäßig zuläffig jei? Als 
ih das entjchieden bejahte, erwiderte B. lebhaft, dann 
würde ihm dieſer Weg zur Erreihung eines Erfolgs, 
bezw. zur Herbeiführung eines etwaigen Konflifts am 
meijten zujfagen. — 

Dann fam auch auf Schleswig-Holftein die Rede 
und es ſchien fait, als wolle Herr v. Bismard mich ab- 
fichtlih auf diefen Gegenjtand bringen. Der Auguften- 
burger, erzählte er, jei neuerdings viel nachgiebiger ge: 
worden ... und eine „Einverleibung” habe doch auch 


384 Schleswig-Holftein. Die Mainlinie. 


ihre großen Bedenken, obwohl die Schleswig: Holfteiner 
jelbit „lieber ganze als halbe Preußen werden möchten“. 
Ich drüdte in diefer Beziehung einige Zweifel aus und 
meinte, er möge aus Scleswig:Holitein gleichſam „das 
Mufter” für die übrigen Kleinjtaaten machen. 

Ja! rief B., aber ein Mufter, wie „die Regierungen 
es nicht wollen.” 

Wie fie e8 aber wollen müſſen, ermwiderte ih, wenn 
die Bevölferungen darnach ſtreben; namentlich auch die 
jüddeutjchen . 

„O,“ entgegnete B., „die brauchen wir nidt ... 
Nun, jeden Falles “werden wir auf jebe Folge Hin die 
Zurücziehung der Bundes-Erekutionstruppen aus Holftein 
verlangen.“ 

Ich erfannte Far, daß Bismard die Main-Linie vor 
Augen Hatte, und eine Unterredung und ein Briefwedhjel 
mit Herrn v. Keudell, jeinem vertrauten Rath, machte 
dies noch deutlicher. 

Nachdem in Kafjel die Hite, in die man fich hinein: 
geredet hatte, etwas verflogen, und man an die ermnite 
Berathung der Sache gegangen war, hatte man dod) 
gemerkt, daß vor allen Dingen die Stimmung der preu: 
ßiſchen Regierung in Betracht fomme. Herr Jungermanı 
jollte alfo in Frankfurt, Herr Weigel in Berlin, wohin 
er zum Handelstagsausſchuſſe reifen mußte, „auf den 
Buſch Elopfen“. 

Am 8. November hatte Dr. Weigel mit den Räthen 
v. Bhilippsborn und v. Keudell, welchen legtern er von feiner 
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Breslauer Zeit her ſchon genauer fannte, gejprochen und 
überall die Antwort erhalten, die ich mit Herrn v. Bis- 
mard verabredet hatte. Er mochte nicht wenig eritaunt 
fein, als man ihn im Uebrigen an mid) verwies. Doch 
fand er fi in diefe unerwartete Wendung mit der liebens- 
würdigiten Gewandtheit. 

Am 9. November, Nachmittags, kam Weigel zu mir 
und wir wurden eigentlich erit jett genauer mit einander 
Bekannt. 

Zur Beit des Berfaffungsfampfes war W. Sefretär 
der Handelsfammer in Breslau. Er hatte in Kaſſel ala 
Referendar den juriftiichen Worbereitungsdienft durchge- 
macht und mit dem Juſtizminiſter fich jo gut zu ftellen 
gewußt, daß ihm unbejchadet jeines Staatsdienft: Ber: 
hältniſſes die Annahme der Breslauer Stelle möglid) 
wurde. Als er zurückkam, ward er fait jofort Ober: 
gerichtsanwalt und nach Hartwig’s eben erfolgtem Tode 
jtellten ihn jeine Freunde als Kandidaten für den Land— 
tag auf. Das war nun etwas früh. Auch ſchien Nebel- 
thau von dem ganzen Vorgehen nicht erbaut zu fein. 
Als Weigel mir einen Bejuch machte, klagte er offenherzig, 
daß N. „zugelnöpft jei vom Kopf bis zu den Füßen“ 
und „vornehmkalt“ dazu; ich möge doc anders verfahren 
und ihm offen jagen, ob ich es für paſſend halte, daß er 
ſchon jest ald Kandidat auftrete; er wolle ſich unbedingt 
meinem Urtheile unterwerfen. 

Da es in der That an guten Kandidaten fehlte, und 
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Ausficht hatte, wenn ich mich zurückhielt, eine vollitändige 
Null war, Weigel aber als ein fähiger Kopf und ge 
wandter Arbeiter geſchildert wurde, jo nahm ich feinen 
Anftand, mich troß feiner Jugend für feine Wahl aus: 
zufprechen, die dann auch erfolgte. — Weigel hielt fich 
aber meift zu Wiegand, auch mehr zu Nebelthau und 
Harnier, als zu mir. 

Bei dem Beſuche am 9. November jagte er heiter: 
Man hat mich im Minifterium des Auswärtigen an Sie 
verwiejen; und jpäter fügte er hinzu: Nebelthau wird 
ſich doch wundern, wenn er Ihre Beziehungen zu Bis— 
mard erfährt. 

Keudell habe ihm ſchlankweg erklärt, theilte er weiter 
mit, man habe den Kurfürften nöthig; Herr v. Bismard 
„läßt Ihnen jagen, man möge jebt einen Konflikt ver: 
meiden, aber die Hand darauf behalten“. 

Später pflegte Weigel den Vorgang noch draftiicher 
zu erzählen: „Bismard ließ mir herausfagen, wenn die 
Helfen den Kurfüriten fortjagten, würde er ihn zurüd- 
bringen.“ 

Die Thronfolgerangelegenheit führte Weigel auf R. 
Harnier zurüd. Diejer habe zuerſt eine vertrauliche Bes 
fprehung darüber veranlaft, woran Nebelthau, v. Schend, 
v. Bifhofshaufen, v. Trott, Wiegand, Zuſchlag und Weigel 
Theil genommen hätten. Wiegand habe den Gedanken 
befämpft, eben jo v. Bilhofshaufen; von den Uebrigen 
aber jei er lebhaft befürwortet und der Thronfolger von 
Harnier gelobt worden. Wegen des Widerſpruchs ſei man 
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aber einjtweilen davon abgeitanden; er, Weigel, glaube 
aber, „daß ein Zujammenhang” zwifchen dem Vorfchlage 
und dem Sungermann’ihen Antrage beftehe; Harnier 
ſcheine dabei noch „etwas Bejonderes“ im Sinn zu haben. 

Dazwiſchen feien dann noch die Vorſchläge meines 
Bruders wegen des Fürzern Budgets und bezw. der 
Verzögerung gelommen, welche N. und Andere beftritten 
hätten, weil man mit dergleichen „auswärts Anſtoß“ er: 
regen würde. 

„Um e8 geradezu heraus zu jagen,” rief Weigel 
ſchließlich, „wir waren eigentlich führerlos“; nirgends 
ein durchſchlagender Gedanke. Der Ausschuß ſei auf 
Nebelthau’s Vorihlag jo zufammengejegt worden, um 
ein „Abbild“ der Ständeverfammlung jelbft zu fein; von 
einer „Mitregentichaft” jei gar feine Rede geweſen; das 
jei eine bloße müßige Erfindung. Weberhaupt hätten 
bisher nur allgemeine Berathungen Statt gefunden, 
wobei allerdings auch die Einſetzung einer Regent: 
ihaft nah Maßgabe der Verfaſſung zur Sprade ge: 
fommen jei. 

Am 10. und 11. November fand ſich Herr Weigel 
wiederholt bei mir ein. Er erzählte, daß er die Haupt— 
punkte Herrn v. Keudell jchriftlich vorgelegt habe; diejer 
jei für eine Vorftellung an den Kurfüriten. „Der Sicher: 
heit wegen” habe er auch wegen meines Borjchlags 
in Betreff des Budgets angefragt, worauf geantwortet 
worden fei: „wie man’s machen wolle, bier jei Alles 
recht.” — 
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Als ich die Leichtfertigkeit des bisherigen Vorgehens 
andeutete, ſchob Weigel die Hauptihuld auf Jungermann. 
Diefer möchte gar zu gern den Ruhm haben, dab von 
jeinem Antrage an eine neue Wendung der Dinge datire. 
Er gehöre zu Denen, die ſich nicht in die hergebrachte 
Ordnung, bewährten Führern zu folgen, einfügen wollten: 
„nein, er muß fih auf den Kopf jtellen und mit den 
Beinen jeine Figuren maden.“ 

Uebrigens habe ihn Jungermann gejhrieben, daß er 
in Frankfurt bei Heren von Savigny, dem jetigen preu: 
ßiſchen Bundestagsgelandten, jchlechten Troſt gefunden 
babe; man müſſe aber Preußen nöthigen, jegt zu unjern 
Gunſten zu handeln. 

Natürlih fam man in Kafjel zu feinem „Nöthigen“; 
‚man begnügte ſich damit, nachdem Allen „die Butter vom 
Brot gefallen war“, eine Boritellung an den Kurfüriten 
zu richten, war dabei aber jo verrannt, daß ich nur mit 
äußeriter Mühe eine leife Erwähnung der Verfaſſungs— 
Beichwerden, namentlich in Betreff des Oberappellations: 
gerichts, erreichen konnte, Dinge, mit denen man in Berlin 
ichon jo vertraut war, daß es geradezu auffallend geweſen 
wäre, wenn man fie hätte unberührt laſſen wollen, ob: 
wohl natürlich an fofortigen Erfolg in feiner Richtung 
zu denfen war. 

Weigel, der nun einen lebhaften brieflien Ver: 
fehr von Kafjel aus begann, wird es an Bemühungen 
nit haben fehlen laffen, denn ich war offenbar um 
einige Zoll in jeiner Beachtung geitiegen; allein Junger: 
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mann bielt darauf, daß feine Sache „rein erhalten“ 
werde. 

Ich ſah mich daher veranlaft, als Bismard mid 
um den Wortlaut der PVorftellung an den Kurfürften 
erjuchen ließ, jpäter noch einige Erläuterungen und Er: 
gänzungen dazu nachzuſenden. 

Wie vorauszufehen war, gab der Kurfürft eine ſehr 
entjchieden ablehnende Antwort, 30. November; er ſprach 
jogar von einer Verlegung der ſchuldigen Rückſichten und 
von einem Hinausgehen über „das Maß jtändifcher Be: 
fugnifje” ; ja er erklärte, daß er „die dermalige Zuſam— 
menjegung der Ständeverfammlung nicht als eine zum 
definitiven Abſchluß gelangte” betrachten Fönne. 

Der Erlaß war von ſämmtlichen Miniftern gegen: 
gezeichnet und war auch wohl, wenigjtens theilweije, noch 
von anderer Seite her, als von diejen, injpirirt worden. 

Der Kurfürft jol ſelten jo heiter geweſen fein, als 
in jenen Tagen. 

Hatten fich jchon vorher, wie man mir von allen 
Seiten mit jeltener Cinmüthigfeit ſchrieb, „die wilden 
Waſſer verlaufen“, fo herrſchte nun vollends Rathlofigfeit, 
ja „Kleinmüthigfeit”. Wie dringend war das Verlangen 
nad) einem guten Vorfchlag! Aber, Alles war „Schwei- 
gen“, Alles „Neigen“ ; ſelbſt Trabert, der großm— ächtige” 
„Bankerott“-Erklärer hatte nichts Beſſeres vorzufchlagen, 
als die Sache dem Bundestage vorzulegen, wozu ſich 
natürlich feine andere fterbliche Seele bereit finden lafjen 
wollte. 


390 Der Ausgang. Neue Unterredung mit Bismard. 


Weigel erhielt die jchwere Aufgabe der Berichter— 
ftattung über den landesherrlihen Erlaß; er fertigte fie 
am 10. December kurz ab, und man bejchloß in weifer 
Selbiterfenntniß: „zur Zeit von einer weiteren Entſchließ— 
ung abzuitehen“. 

Das war der Ausgang des himmelftürmenden An: 
laufs! ... 

Ich war unterdeſſen in Berlin verblieben, theils 
meines Unmohljeins und der von Frerichs begonnenen 
Kur wegen, theild® um den weitern Verlauf der Dinge 
abzumarten. 

Am 23. November ließ mich Bismard durch den 
Regierungsrath Zittelmann erfuhen, um 9 Uhr Abends 
zu ihm zu kommen. Er begann die Unterredung, die 
mehr als jonjt eine gewiſſe Zurüdhaltung oder Unbehag- 
lichkeit zeigte, mit der Bemerkung, daß Herr v. Schaditen, 
der furhefliihe Gefandte, der Himmel möge willen, wie, 
erfahren habe, ich jei bei ihm geweſen. Derjelbe habe 
fih zum Unterftaatsjefretär von Thile begeben und fich 
jehr pifirt darüber geäußert. 

Da mir die Sahe nicht mehr unbefannt und jetzt, 
am Ende des Jahres 1864, ziemlich gleichgültig war, jo 
hörte ich den Minifter jehr gelaffen an und fand es nur 
"etwas auffallend, daß er die Angelegenheit, von der mir 
Ihon Weigel am Morgen des 10. November gejprochen 
hatte, erit jeßt zur Sprache brachte. 

Er babe fjofort, fuhr Herr v. B. fort, Beranlafjung 
genommen, mit dem Gejandten zu reden und zwar dahin, 
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daß er von meiner Anmejenheit in Berlin gehört und 
mich jelber um einen Bejuh babe bitten laffen, weil er 
gewußt, daß ich zu den Gemäßigten gehöre, und weil 
ihm Nachrichten von ertremen Beftrebungen in Kafjel zu: 
gekommen jeien. 

Bismard hatte mich aljo vollftändig gededt, und das 
Ganze nahm fi) ganz glaublich aus; aber fonftige An- 
zeihen und die geringe Spürfraft, welche ich Herrn von 
Schachten zutraute, brachten mich doch auf den Gedanten, 
ob nicht B. jelbit die Hand etwas mehr im Spiel gehabt 
haben möge. Es war ihm zu jener Zeit viel daran ge- 
legen, des Kurfürjten, den man für den Handelsvertrag 
mit Frankreich und in der Schleswig:Holjtein’schen Ange: 
legenheit nöthig halte, möglichit ficher zu fein. Es war 
daher nicht nur vorfichtig, jelbft dem heflifchen Gejandten 
einen Wink zu geben, da der Zufall doch ein Bekannt: 
werben herbeiführen konnte; jondern Bismard durfte auch 
darauf rechnen, daß der Kurfürft es bejonders gut auf: 
nehmen würde, wenn B. die „ertremen Beftrebungen“ 
herabftimmte und zur Mäßigung ermahnte. 

Sch beichränkte mich darauf, Herrn v. B. zu ermwibern, 
daß durch mich Nichts befannt geworden jei, daß ich aber 
auch perjönlich feinerlei Grund habe, das Bekanntwerden 
zu bedauern. Dann ging ich jofort zu Anderem über und 
fragte, ob fich inzwiſchen Erhebliches geändert habe. 

„Richt ſonderlich,“ erwiderte B. Das Verhältniß zu 
Deiterreich jei noch nicht feitgeitellt und davon werde Viel 
abhängen, auch in der heſſiſchen Frage. 
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Ich mußte ihm nun nochmals meine Pläne in Betreit 
des Budgets und des Landtagsabſchieds entwideln, wozu 
er Beifall nidte. Im eriten Punkte jeien wir ja längit 
„einig“; den zweiten könne er nicht jo ganz überjeben, 
wiſſe ja auch nicht, „wie weit der König werde gehen 
wollen”; doch könne man Nichts dagegen haben, wenn Die 
Stände „von ihren Rechten“ Gebrauch madten. Eine 
diplomatiſche Verwendung babe er ja ſchon zugejagt ꝛc. 

Und wenn es mit Dejterreih wegen Schleswig=-Hol- 
fteins zum Bruch kommt? fragte ich. 

„Dann bricht Viel,” erwiderte Bismard lebhaft... 

Nah einigen Zwijchenbemerfungen fuhr er fort: 
„Wir werden Ihnen nicht entgegentreten” ... „Es 
fönnte ja fein, daß Preußen ftatt des Bundes die 
landesherrlihde Autorität heritellen müßte; dann würde 
es aber jicher nicht die jegige wieder einſetzen.“ 

Weiterhin fam B. noh auf einige Einzelnheiten, 
3. B. das Oberappellationsgericht, dann wieder auf Schles— 
wig:Holjtein zu reden. Wäre der Auguftenburger früher 
jo „koulant“ gewejen, wie jeßt, jo wäre man längjt weiter, 
bemerkte er. 

Auf meine Bemerkung, daß endlich der innere Hader 
in Preußen beigelegt werden möchte, der jo viel Kraft 
wegnehme, rief B. lebhaft: Sie haben vollfommen NRedt ; 
aber mit den jegigen Leuten iſt zu feiner Berjtändigung 
zu gelangen; die Profefjoren wollen Alles befjer willen, 
über Alles Auffhluß haben, in Alles mit bineinreden, 
und das geht in der Politik nicht. 
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Später wandte ih B. einmal ein, ald er eine ähn- 
lihe Bemerkung machte und auf die Liberalen jchmälte: 
aber Ercellenz, ich gehöre ja auch zu den Liberalen! 

Das ift richtig, ermiderte er fofort; aber Sie find 
ein praftifcher, geihichtliher Mann, fein philoſophiſcher 
PBrinzipienreiter; „Sie gehen von Links aus, ich von 
Rechts und jo fommen wir fiher zuſammen.“ — 

Beim Abſchied warf er noch einige Neußerungen über 
den Kurfürften und über die officiöjen Blätter hin. 
Auf diefe dürfe ich Fein zu großes Gewicht legen: ein 
Minijterium fei feine Redaktion... Der Kurfürft aber 
denke, man werde in Preußen oftroyiren, und dann wolle 
ers auch thun; da könne er jedoch „lange warten”. — 

Gegen Ende des Jahres Tehrte ich nach Kaſſel zurück. 
Sch hielt es für rathjam, noch einigen Ständemitgliedern, 
namentlich den Herren Nebelthau und Harnier, über meine 
Beredungen mit Bismard, insbejondere wegen des Bud- 
gets und des Landtagsabichieds, vertraulide Mitteilung 
zu maden. Am 23. Januar 1865 [ud ich die Herren zu 
mir ein und trug ihnen die beiden Pläne und deren 
Billigung von Seiten des Herrn v. Bismard vor. Dr. 
Harnier ging fofort auf den Gedanken wegen bes Land: 
tagsabſchieds mit ungewöhnlicher Zebhaftigkeit ein. Alle 
Verfaſſungsrechtsfragen müßten in den Landtagsabichied 
aufgenommen werden, „Punkt für Punkt” ... Daran 
fei „mit aller Entſchiedenheit“ feitzuhalten und auf Er: 
ledigung zu beftehen, möge aufgelöft werden oder nicht. 
Die Rechtsfrage wegen eines fürzern, nur zweijährigen 
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Budgets jei zweifelhaft, ein Konflikt möglich und gerade 
beim Budget bedenklich ... 

Nebelthau hielt den Plan für „gefährlih“. Dean 
wolle offenbar in Berlin die Sache ftets in ber Hand - 
haben ... Der Kurfürft werde der lette Kurfürft fein, 
wenn nit ein plößlicher Todesfall noch eine Nachfolge 
ermöglihe. Im UWebrigen ſei er für den Zandtagsab- 
ichiedsplan. Ein zweijähriges Budget erfordere Verein: 
barung zwiſchen Regierung und Ständen über dieſe 
Ausnahme ac. 

Zum Schluß der Unterredung fam auch der Junger: 
mann’she Antrag zur Sprade. Harnier erklärte frei- 
müthig, daß derjelbe allerdings „zur Unzeit” eingebracht 
worden jei. Ich konnte mich nun nicht enthalten, zu be: 
merfen, daß der „andere Plan“ aber noch weit bedenk— 
licher geweſen ſei. Doch ließ ich den Gegenftand jchnell 
fallen, um das gute Einvernehmen nicht wieder zu ftören 
und begnügte mich mit der allgemeinen Wendung, daß 
wir künftig „die politiſchen Umftände jorgfältig in Betracht 
zu ziehen“ haben würden. 

Mebrigens fam es zur Ausführung des Landtags: 
abjchiedsgedanfens nicht, da der Kurfürft Die Ständever: 
jammlung nicht jchloß, jondern ftets nur vertagte und 
erit mit dem 31. Dftober 1866 die Landtagsperiode zu 
Ende ging, ſchon vorher aber die Einverleibung eintrat. 
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Die angebliche Entdedung des Herrn v. Schadhten 
ging natürlih auch in die Kaſſeler Zeitung und in die 
Heffenzeitung des Herrn Vilmar über. Anfangs hatte 
e3 dieje mit dem „Bruder Breslauer”, d. h. mit Herrn 
Weigel zu thun; allein bald dedte ihn, wie er fich felbit 
ausdrüdte, die „größere Flagge”, und es war nur noch 
von mir die Rede. Da man Nichts mußte als daß ich 
eben bei Bismard gewejen war, und die Kafjeler Zei: 
tung die ihr ohne Zweifel wohlbefannte Angabe Bis- 
marck's an Herrn v. Schadten nicht mittheilte, jo wurde 
Anderes hinzuerfunden und mit Anfpielungen auf Landes— 
verrath und dergleichen vermiſcht. | 

Anfangs verhielt ich mich völlig ſchweigend, während 
die halbamtlihen Berliner Blätter bemerften, daß von 
dergleihen dort nichts befannt jei. Dann, am 27. Ja— 
nuar, ließ ich folgende „Erflärung” in der Morgen: 
zeitung erjcheinen: 

„Seit einigen Wochen ift in mehreren Zeitungen von 
der Sendung eines Mitglieds der Fortjchrittspartei in 
Betreff der furhejfiihen Angelegenheit die Rede. Die 
Heſſenzeitung ſpricht ſogar von einer „Berfoppelungs: 
miſſion“ an Herrn von Bismard und verfichert dabei, 
unter Hinweijung auf meine Anweſenheit in Berlin, daß 
von „demokratiſchen und fonjervativen Zeitungen bejtimmt 
berichtet oder unverkennbar angedeutet” werde, daß ich 
der Betreffende fei. Bisher habe ich mich, wie ſchon in 
Nr. 1844 der Morgenzeitung bemerkt iſt, nicht veranlaßt 
jehen fönnen, auch nur ein einziges Wort auf al’ das 
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Gerede, deifen unlautere Quelle und Abficht zu Tage liegt, 
zu erwidern. Da aber der Lärm fortdauert und die amt: 
lihe Kafjeler Zeitung aus dem Wiener „Botſchafter“ 
jogar die Angabe wiederholt und gefliffentlich betont hat, 
daß „die Majorität der Ständefammer einen Vertrauens: 
mann nad Berlin geichict habe“ ꝛc. 2c., jo will ih nicht 
länger anftehen, zu erklären, daß ich feine Milton der 
gedachten Art erhalten und ausgeführt habe, daß ich nad 
längerer Abwejenheit in Ems allerdings auch in Berlin 
gewejen bin, aber aus eigenem Antriebe und zu 
eigenen Zweden, und nicht in irgend einem Auf: 
trage von Parteigenofjen oder der damaligen Stände: 
mehrheit, mit deren Schritten ich ohnehin nicht einver: 
ftanden war. Auf etwaige weitere Erdichtungen und 
perfönliche Angriffe werde ich meiner Gewohnheit gemäß 
Nichts erwidern.“ 

Diefe Angaben waren durchaus buchitäblich richtig, 
und es wäre am Beften gemwejen, wenn ich mic auf 
Weiteres nicht eingelaffen hätte. Die Anweſenheit bei 
Bismard war damals noch nicht beitimmt behauptet 
worden, und ich habe fie natürlich auch niemals bejtimmt 
in Abrede geitellt. Allein da es gerade eine ziemlich Dürre 
Heit für die Morgenzeitung war, und die Gegner ſich 
auf allerlei Schwächen ertappen ließen, jih auf „den 
Stachel der Wahrheit” beriefen und doc jeden Augen: 
blif gegen die Wahrheit hHandgreiflich verjtießen, „Daß die 
Häufer wadelten“, jo kam es zu tagtäglihen Scharmüßeln 
zwifchen der Morgenzeitung einerjeits und der Kaſſeler 
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Zeitung und der Heljenzeitung andererfeits. Das 
Ende war, daß jchlieklih die Morgenzeitung dem Tone 
der Gemeinheit nicht mehr Stand halten konnte und 
deßhalb und da die Kafjeler Zeitung feinen greifbaren 
Redakteur hatte, eine Verurtheilung des DVerlegers und 
Druders aber, die einmal herbeigeführt worden war, 
allzu bedeutungslos erſchien, den Streit abbrad). 

Später habe ich meine Redakteure immer vor der: 
gleichen Zänfereien gewarnt; der Anjtändige kommt 
Dabei in gewiſſem Sinne immer zu furz. 

Ein paar der erwähnten Artikel mögen bier Pla& 
finden, weil fie zugleich einige Andeutungen enthalten, 
wie die Gegner es trieben und dabei gegen allen Brauch 
fortwährend meinen Namen und die Morgenzeitung 
gleihhielten. Ein Artikel „Ernjt und Heiterkeit” vom 
6. Februar lautet wie folgt: 

„Wir find mehrfah und zuweilen ſelbſt in tadelnder 
MWeije gefragt worden, warum wir dem unglaublich dreijten 
Treiben in der Hefjenzeitung und der Kafjeler Zei— 
tung nicht mit mehr Ernft und Nachdruck entgegenträten, 
warum wir namentlich die ungleiche Behandlungsmweife, 
welche der Morgenzeitung im Berhältniß zur Hefjen: 
zeitung vor den Staatsbehörden zu Theil werde, nicht 
öffentlich hervorhöben. Wir fünnen uns jedoch nicht dazu 
veritehen, ein anderes Verfahren, als bisher, einzuhalten, 
und wünjchen namentlih, daß das letztgenannte Blatt 
in Nichts geftört werde. Ueberall, wo es gilt, eine ernite 
Sache zu vertreten, da werden wir es wahrli an dem 
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nöthigen Ernft und Nachdruck nicht fehlen laſſen; wenn 
fih’3 aber um Perjönlichkeiten und Schimpfreden handelt, 
wenn die Kafjeler Zeitung groß ift im Entitellen dur 
Auslaffung und Unterfchieben, und die Heſſenzeitung 
noch größer dur Toben und Schmähen; wenn der Eine 
mit „großen und Heinen Galgenjtriden” und der Andere 
mit „Schurken“, „Zandesverräthern“, „beuchlerifchen 
Demokraten und Halbdemofraten”, „heimlichen Beutel: 
ſchneidern“ 2c. um fih wirft; wenn man Mücden jeihet 
und Kameele verſchluckt; wenn man ſich fplitterrichtend 
rühmt, den „Stachel der Wahrheit” zu befigen und vor 
lauter Heiligenſchein und Himmelsbliden den großen 
Hausbalten, ja den riefigen Linienjhiffsfiel im eignen 
Auge nicht gewahrt: dann erfaßt uns eine jo unmwider: 
ftehliche Heiterfeit, daß wir unmöglich ernſthaft bleiben 
fönnen; wir haben dann nur noch Spott und Lachen und 
jelbjt die häßlichſten Fragenbilder vermögen uns die gute 
Laune nicht zu verderben. Allerdings hat das Sprich— 
wort: auf einen groben Klo gehört ein grober Keil, 
jeine gute Berechtigung. Wenn in der Hefjenzeitung 
wiederholt gefragt wird: „Treue oder Verrath?“ jo 
wäre vielleiht die Gegenfrage: „Dummheit oder Nieder: 
trächtigfeit?” die entfprechendite Antwort ; allein wir lieben 
ſolche Tonarten nun einmal nicht und werden auch ferner: 
bin bei unferer eignen Weife beharren. Sollte man's gar 
zu arg treiben, jo werden wir höchitens einmal jagen, fo 
gelegentlich bei Seite: kleiner frommer Schelm, putz dir 
doch die Naje ein wenig! — Selbitverftändlich werden 
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aber jahlihe Fragen darunter nicht leiden dürfen. Auch 
die Belangen der ‘Bartei und der Parteigenofjen werden 
wir nicht aus den Augen verlieren; zum Mindejten werden 
wir dann und warn darauf bedadıt fein, daß die Mitter: 
nädtlihe in Marburg, ſei's im Eifer, ſei's im Dunteln, 
nicht allzu jehr gegen den eignen Stachel der Wahrheit 
löckt. So 3. 3. wollen wir gleich heute über eine Be- 
bauptung in Nr. 4 der Heflenzeitung vom 14. Januar 
d. J. eine Erläuterung, bezw. eine genügende Nachweiſung 
uns ausbitten. Ein mit A. W. unterzeichneter Artikel 
fchließt nämlich mit folgender Auslaffung: „Die Kammer: 
adrefie . . war ein Schmerzensſchrei nach preußijcher 
Hülfe. Als er jpurlos verhallte, jandten die bezahlten 
Liberalen Einen aus ihrer Mitte nah Berlin, defjen 
„„kranke Lippen““ den Schmerzensfchrei vor den Ohren 
des Minifters in Eläglihiter Weije wiederholen jollten, 
um Mitleid und Effekt zu bewirken. Vergeblih! Es muß 
bier regiftrirt werden, daß unter deutjchen Liberalen hei: 
ſiſche die erjten gewejen find, welde zur Erreichung ihrer 
Zwecke Landes: und Hochverrath in Anwendung gebradht 
haben“ ꝛc. Dieje legten Schmeicheleien laffen wir natürlich 
ungerügt; wir möchten aber vom Herrn A. W. oder von 
der Redaktion Aufſchluß darüber haben, wer die „be: 
zahlten Liberalen” find, die nad der Kammeradreſſe 
vom 24. Novbr. v. %. den „Einen“ mit den „kranken 
Lippen“ „aus ihrer Mitte nach Berlin gefandt haben 
und wer bdiejer Eine ift? Der myftifche „Infinuations- 
und Lauer-Reijende” kann es doch nicht fein; denn defjen 
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Rüdkehr hat die Hefjenzeitung jelbit ja jchon am 19. Nov. 
v. 3. gemeldet. Dr. Fr. Detfer fann auch nicht wohl 
gemeint jein; denn der ijt, wie wir beitimmt wiſſen, ſchon 
am 3. Nov. und zwar unmittelbar von Ems, ohne Kaſſel 
auch nur zu berühren, nad Berlin gereijt und erſt am 
29. Decbr. zurüdgefehrt. Nun, wer denn, edler „„Stachel 
der Wahrheit?““ ... 

Noch jcherzhafter behandelte ich die Sache in folgen: 
dem Artikel und befam dann einigermaßen Ruhe: 
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. „Die Hefjenzeitung bradte die Behauptung, 
die „bezahlten Liberalen“ hätten Einen aus ihrer Mitte 
nach Berlin gejandt, das Regierungsblatt wiederholte 
die Angabe, die „Majorität der Ständefammer” habe 
einen Vertrauensmann dorthin geſchickt. Nun jchiebt 
uan’s auf Andere; es geht wie im Paradieje: der alte 
Adam beruft fih auf das Weib und das alte Weib auf 
die Schlange. Es jei unwahr, verfichert die Amtliche, 
daß fie den Namen des „hervorragenden Mitgliedes der 
Fortjchrittspartei” Hinzugefügt habe, um den Mann zu 
bezeihnen, „über den die ultraliberale Frankfurter [os- 
309“; fie habe ſich begnügt, „einfach mit einer Anficht 
des Herrn Oetker ſich einverftanden zu erklären“; 
fie könne wahrlih Nichts dazu, wenn... Sicherlich, die 
Kaſſeler fann Nichts dazu, wenn das Papier von ihrem 
Gerede nicht roth, ſondern jchwarz wird. — Vebrigens 
irrt das Blatt, wenn es meint, wir hätten ihm megen 
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der Nennung des Namens einen „verblümten Vorwurf“ 
gemacht. Nicht doch! wir haben nur bemerflih machen 
wollen, daß die amtlihe Zeitung es für geeignet be- 
funden hat, Unmwahrheiten und Entjtellungen zu verbreiten, 
jtatt das Wahre, was ihr befannt war, feitzuhalten, 
oder das Unwahre, was ihr leicht befannt werden fonnte, 
namentlich in Betreff der „Ständemehrheit”, feitzuftellen; 
und auch darin fol nicht etwa ein „verblümter” Vor: 
mwurf, jondern eine offene Anerkennung ihrer ziemlich con= 
jequenten Handlungsweije liegen. 

Die Hejfenzeitung ihrer Seits erinnert uns „Zwecks 
Correctur” daran, daß die Nordd. Allg. Zeitung ſchon 
unter'm 13. Januar den Namen auf das Beitimmtefte 
genannt habe und daß dies von der Morgenzeitung felbit 
am 15. Sanuar mitgetheilt worden ſei. Ganz recht! aber 
die Kaſſeler Zeitung hatte jchon am 30, December 
und am 9. Januar, und die Hejjenzeitung ſchon am 
7. Januar den Namen genannt. Auch hat die N. A. 3. 
dementirt.... Dabei möchte die Heffenzeitung gar zu 
gern etwas über den „eigenen Antrieb und die eigenen 
Zwecke“ des Dr. Detfer bei feiner Reife nach Berlin er: 
fahren. Auch die Kaſſeler Zeitung betont es, „Daß 
Herr Fr. Detker bezüglich derjenigen „„eigenen Zwecke““, 
wovon in mehreren Zeitungen — und zwar in Zeitungen 
jeiner Partei — die Rede fei, völliges Schweigen beob- 
achte.“ Wir haben das Regierungsblatt längſt aufge 
fordert, uns diefe Zeitungen der „eigenen Partei” zu 
bezeichnen, doch bisher vergebens. Die Redaktion der 
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Berliner Nationalzeitung bat beim Abdrud jener Stelle 
des Kafjeler Blattes unter'm 31. San. bemerflich gemadkt, 
daß von ihr ſchon im vorigen Jahre, in Nr. 612 (gele: 
gentlich der Abreife des Dr. Fr. Detfer) mitgetheilt worden 
jei, daß „Herr Fr. Detfer in Berlin den "’h. Med. Rath 
Profeſſor Frerihs conjultirt habe“ wi. demjelben 
ihres Willens „in liberalen Blättern weitere Zwede nicht 
beigemefjen worden jeien”. Allein die Heffenzeitung will 
ih durchaus mit jenem einen Zwecke nicht begnügen; fie 
gibt in ihren Nummern vom 1. und 4. Febr. wiederholt 
zu erkennen, daß fie doc gar gerne erfahren möchte, 
„ob der eigene Antrieb und Zwed der Berliner Reiſe 
nurin Gejundheitsrüdfichten lag, und Detfer nur 
bei Profeſſor Frerihs Beſuche abitattete.” Ei, ei, 
Herr Vilmar, ſchon jo leidlic bei Jahren! und doch nod) 
jo neugierig! — Sollen wir jedoch aufrichtig jein, To 
glauben wir jelbit, daß Dr. Detfer in der That nod 
andere Dinge im Kopfe gehabt hat; namentlich haben 
wir ihn in Verdacht, daß er mit heimlichen — Heir.... 
Dod nein, das gehört ja nicht vor die Deffentlichkeit. 
Wir find aber überzeugt, daß Herr Detfer theilnehmende 
Fragen gewiß mündlich aufs Bereitwilligite beantworten 
wird. — Nur ein Vorfall möchte allenfalls hier erwäh- 
nenswerth und bejonders für die Hejjenzeitung von 
Sinterefje fein. Dr. Detfer ftattet zwar nicht gern viele 
„Beſuche“ ab, zumal im Winter und im leidenden Zus 
ftande; auch den Arzt hat er nicht bejucht, jondern diefer 
ihn; aber er joll doch eine Unterredung mit — Herrn Al. 
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gehabt haben. Dieſer rief ihm, wie wir hören, jhon an 
der Thüre entgegen: „Nun, Herr Doktor, was macht denn 
Herr Bilmar? und wie gehts Herrn D...?” — Dr. 
Detfer war natürlich etwas betreten, faßte ſich aber und 
erwiderte fein artig: „Danke, der gütigen Nachfrage! ich 
hoffe, ganz” — „Steht V. noch immer mit dem T,ufel 
auf Du und Du?” — Herr Oetker ward natürlich nod) 
betretener. „Der FT T, ſagte er zaghaft, mag allerdings 
Herrn B. zuweilen erjcheinen; das legte Mal aber foll er, 
gelegentlih einer Hefjenvereins-Berfammlung, in eine 
ſolche Finſterniß gerathen fein, daß er fich jelbit im 
Dunfeln auf den Schwanz getreten habe und dabei jäm: 
merlich zu Fall gefommen jei.” — „Nun, vief KL, grüßen 
Sie mir doch Herrn Bilmar, und jagen Sie ihm, er möge 
ja jo fortwirfen, wie bisher!” — 

Sollte die Heflenzeitung etwa noch mehr wiſſen 
wollen, jo fann gewiß Herr Mitarbeiter 4 aushelfen, 
zumal wenn er fich mit jeinem Vordermann im Alphabet 
in Verbindung ſetzt; was 3 noch nicht wiſſen follte, das 
wiſſen gewiß «3 oder zu deutſch ab (nämlich der Minifter 
Abee).” 

Um dieſe Zeit hatte ih auch mieder viel mit den 
Gerichten zu thun, weil ich abjichtlih darauf ausging, 
gewiſſe Handlungen der Polizei und der Bermaltungs: 
behörden herbeizuführen, die ich dann in Civilprozeſſen 
angriff und fo, wie bei dem Jagdgeſetze, die verfaffungs: 
widrigen Verordnungen zu bejeitigen trachtete. Auf dieſe 
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Weije berief ich auf den 5. Februar 1865 eine Verſamm— 
[ung in meine Wohnung, die dann der „zur Ueberwach— 
ung“ erſchienene Polizeibeamte auflöjen mußte. 

Unterm 22. März befam ich von Berlin einen Brief 
ohne Namen, der folgendermaßen anhub: „Der Verfaſſer 
diefer Zeilen, der nicht zugleich ihr Schreiber iſt, findet 
e8 jehr weise, daß Sie zur Zeit jeden Konflikt ver: 
meiden” ... Das Schreiben jchloß mit der Verſicherung: 
„Die allgemeinen Dispofitionen an entjcheidender Stelle 
für das heſſiſche Land find gut und wohlwollend.“ 

Dieje Billigung war jo einleuchtend, daß ich zum 
höchſten erftaunt war, als ich während einer Kur, die ich 
im Laufe des Sommers in Schwalbach, Ems und in der 
Zaubbah machte, plöglih unterm 17. Juni von meinen 
Bruder die Nachricht erhielt, die Herren v. Biichofshaufen, 
Nebelthau, Harnier, Wiegand, Jungermann hätten den 
Plan ausgejonnen, der „Stodungs“= oder „Wohlfahrt“: 
Ausſchuß jolle einen weitern Bericht über die Lage des 
Landes eritatten; Wiegand und Weigel indeß wollten 
dem Lande nur erklären, daß die Stände Nichts weiter 
thun Fönnten, u. f. w. Mein Bruder führte den Plan 
auf die Abjicht zurüd, zum Schluß noch einige recht libe— 
rale Reden zu halten, und weiter auf eine eigenthümliche 
Verabredung mit den Miniftern. 

Ich telegraphirte jofort an meinen Bruder, fchrieb 
an Wiegand u. ſ. w. 

Diejer antwortete unter'm 22. Juni, daß ich mich 
„wegen de3 Lärmſchlagens“ beruhigen könne. Der Ge: 
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danfe jei — unglaublicher Weife — von Nebelthau an: 
geregt worden; er jelbit habe nur zu modificiren gefucht 
und eine „beitimmte Formulirung des Antrags verlangt, 
melde Kar ausfprehe, was man wolle.” — Die Sade 
ging denn auch in die Brüche und war in der That aller 
Wahrſcheinlichkeit nad) von den Miniftern felbit bei Herrn 
Nebelthau angeregt worden, die eben jo fehr in der Dinte 
faßen wie die Stände. 

Mein Bruder verftändigte fich mit Weigel zu einer 
Erklärung „gegen die Minifter”; allein jet waren wieder 
Sungermann und Andere dagegen, und ich jelbit rieth 
endlich von allen weitern „Schlägen in’s Waſſer“ ab. 

Ueber Langenihwalbah und Laubbach jchrieb ich 
einige Mittheilungen für das Morgenblatt Cotta’s, Die 
Jahrg. 1865, ©. 765 fig. und ©. 934 fig. abgedrucdt find. 
In der Laubbach traf ih Friß Reuter und verlebte mit 
ihm und jeiner gefcheidten Gattin eine Reihe Föftlicher 
Stunden und Tage voll plattdeuticher Gefchichten und 
Schnurren. | 

Im Herbit, nahdem die am 1. Juli vertagten Stände 
auf den 30. September wieder einberufen waren und am 
24. Oftober abermals vertagt wurden, famen mir von 
Neuem Gerüchte zu Ohren, welche mich veranlaßten, in 
Berlin des Genauern mich zu erkundigen. 

Unter'm 6. Dftober fchrieb mir mein Bruder von 
einer vertraulichen Unterredung mit Herrn von Dehn: 
Kotfelfer. Der Kurfürft war auf den Gedanfen einer 
befondern Geldbewilligung gerathen und zwar jolle die: 
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jelbe dem Betrage gleihfommen, den der Kurfürft zur 
Pachtung und Einfriedigung von Yagdrevieren und des 
Leibgeheges aufzumwenden habe. 

Mein Bruder hatte eine „Erhöhung der Eivillifte“ 
bingeworfen, wenn das Ob.-A.-Geſetz und Anderes ge- 
nehmigt werde u. j.w. Allein v. Dehn hatte gemeint, 
das erjtere jei zwar jehr anſprechend, das leßtere un: 
möglich; er für feine Perſon fei zwar einverjtanden, aber 
die Mehrheit der Minifter dagegen und der Kurfürft 
jei in jeinem Widerftande „auch von Preußen und Deiter: 
reich” beftärft worden, wie er, v. Dehn-Rotfeljer, das aus 
jeiner Correfpondenz als Miniſter des Auswärtigen wijle. 

Das wäre denn freilich eine arge Doppelzüngigfeit 
gemwejen! 

Ich ging jofort, da Herr v. B. nit zu erreichen 
war, zu Herrn v. Thile. Diefer erklärte am 13. Oftober: 
„Nach feiner Ueberzeugung jei von Preußen aus eine 
jolde Beſtärkung des Kurfürften nicht erfolgt... Ein 
befonderer Plan in Betreff der kurheſſiſchen Angelegen= 
beit bejtehe augenblidlih nicht.“ 

Herr v. Dehn:Rotfeljer beharrte jedoch auch jpäter 
bei jeiner Behauptung. Eine genauere Aufhellung ift mir 
nicht gelungen. 

So ging auch das Jahr 1865 ohne weitere Erfolge 
zu Ende. Und auch im folgenden Sahre war zunächit 
ruhiges Abwarten das Gerathenite. 

Natürlich waren darüber die demofratiichen Blätter 
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voll Hohn. Unter den Nergiten einer war Hetr Trabert, 
der fich rühmte, die zwingenden Mittel angegeben zu haben, 
aber leider vor tauben Obren. 

Geraume Zeit ließ ich den Mann gewähren, dann 
mußte die Morgenzeitung aber doch einmal folgenden 
Artikel bringen: 


Die „zwingenden Mittel”. 


„Wir haben oft die Mittel und Wege zur Erringung 
des vollen Verfafjungsrechts und einer befjern Landes— 
verwaltung beſprochen und dabei, obwohl des beiten 
Muths und Vertrauens, die mandherlei Schwierigkeiten 
nicht verfannt, welche theils in den deutſchen Verhältniſſen, 
theils in unferen eigenthümlichen inneren Zuftänden liegen. 
Nachdem im Juni und im November 1862 unterblieben 
war, die günftigen Gelegenheiten vollitändig aus: 
zunugen, fonnte e8 unjeres Bedünfens Niemandem, der 
die Verhältniffe zu würdigen weiß, entgehen, daß unter 
den obmwaltenden Zeitläuften nur mit Anftrengung und 
Ausdauer langjam weiter zu kommen ſei. Um jo über: 
rajchender ift e8, von dem bekannten Hanauer Bericht: 
eritatter [I] der Rhein. Zeitung in befannter Ruhm: 
redigfeit mitgetheilt zu jehen (9. Januar d. %.) und zwar 
angeblih aus einer Feitrede, daß „der Abgeordnete Tra— 
bert in der Ständeverfammlung wiederholt zwingende 
Mittel beantragt” habe, die aber von der „Conceſſions— 
luft der landftändiihen Majorität”“ bei deren „Mangel 
an Energie” 2c. verworfen worden jeien. Wir haben, wie 
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unjere Leſer wiſſen, feinen bejondern Anlaß, für die jog- 
„landftändiiche Mehrheit” in die Schranken zu treten; 
aber begierig wären wir doc, zu erfahren, welche „zwin— 
genden“ Mittel und Vorſchläge der Hanauer Berichter- 
ftatter im Sinne haben mag. Wir haben uns vergebens 
darauf befonnen. Am 20. Dftober 1863 jtellte der Abg. 
Trabert nebſt Anderen allerdings einen deshalbigen Antrag, 
allein er beantragte nicht ſelbſt die Mittel, jondern ſchlug 
vor, dem Verfafjungs: und Rechtspflegeausſchuß den Auf: 
trag zu ertheilen, den Nechtszuftand zu prüfen, „um Die: 
jenigen Mittel in Vorſchlag zu bringen, Die geeignet 
ericheinen, den fortdauernden Rechts- und Verfaſſungs— 
verlegungen ein Ende zu machen“. Bei der Begründung 
des Antrags deutete Herr Trabert darauf hin, daß eine 
„Minifteranklage” und „vielleiht eine gleichzeitig beim 
Bundestage anzubringende Beſchwerde“ in Betracht zu 
ziehen fein werde. Obgleich ein jo unbejtimmt und allge 
mein gefaßter Antrag nad der Gejchäftsordnung unitatt- 
haft erjcheint, fo wurde der Trabert'ſche Vorſchlag doch 
angenommen. Als dann die Ausihußberathungen, woran 
Herr Trabert Theil nahm, zu dem Antrage führten, die 
Staatsregierung (ſoweit das noch nicht geſchehen war) 
um Bejeitigung der verfaffungswidrigen Erlaſſe 2c. zu 
erſuchen, da jtellte fich zwar Herr Trabert gemohntermaßen 
auf einen befondern Standpunkt, aber nicht, um nun 
jeinerjeits eine Anklage ꝛc. in Vorſchlag zu bringen, 
jondern um motivirt zu beantragen: „von einer Minijter- 
anklage für jegt abzuftehen, die Geltendmadhung derfelben 
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aber jeder nahfolgenden Ständeverfammlung aus: 
drüdlid vorzubehalten und in der ernften Bejorgniß 
folder Verwidelungen, die möglicherweife aus der Fort: 
Dauer des jegigen Konflikts auf's Neue entjtehen Fönnten, 
h. Staatsminifterium auf die Verantwortlichfeit aufmerk— 
jam zu machen, die” ac. ꝛc. Nun, war das etwa eins 
der „zwingenden Mittel”? — Ferner: Als am 27. Oft. 
1864 der Abgeordnete Jungermann die Lage des Landes 
Tchilderte, ohne jedoch den Verfaſſungs- und Rechtszuſtand 
zu betonen, und beantragte, die „Darftellung einem Aus: 
Tchuffe zu überweiſen und nad dejjen Vorſchlag die 
zur Abjtellung der... vorfindlihen Beſchwerden und 
Gebrechen geeigneten weiteren Beſchlüſſe zu fallen“, 
da ſprach allerdings der Abg. Trabert davon, die Schul: 
digen „über Bord zu werfen“ und meinte, es müßte 
diefem Schritt nothwendig eine weitere entjchiedene That 
folgen, wenn nicht auch die Ständeverfammlung „ban: 
ferott” erjcheinen jolle. Er hat aber weder das Ueber: 
bordwerfen, noch die unerläßliche That beantragt, jondern 
nur, als ſich's jpäter um weitere Bejchlüffe handelte, die 
Einreihung einer „Denkſchrift“ beim Bundestage in 
Vorſchlag gebradt. Waren das etwa die „zwingenden“ 
Mittel? — Herr Trabert jelbit hat zugegeben, daß die 
„entihiedene That” unterblieben jei; aber er hat dafür 
jeinerjeits eine „That von Bedeutung” vorgejchlagen, auf 
die vielleicht hingedeutet fein mag. Im März 1865 bean 
tragte er nämlich mit Anderen die Streihung von Drei 
Simpeln an der Grund: und Gewerbiteuer und von zwei 


410 Weitere Vorſchläge ꝛc. 


Simpeln an der Klaſſenſteuer. Der Erfolg hiervon würde 
geweſen ſein, daß die berechneten Ueberſchüſſe von etwa 
700,000 Thalern fih um ungefähr die Hälfte vermindert 
hätten. Unbeftrittener Maßen blieb aber jeden Falls noch 
ein bedeutender Ueberſchuß. Gleichwohl behauptete Herr 
Trabert, daß es fi dabei um eine That handele, welche 
die Regierung zwinge, „demnächſt doch noch nachgiebig 
zu werden”. Wie das möglich Tein fol, ift indeſſen nicht 
gezeigt worden und dürfte auch ſchwer einzujehen jein. 
Eine völlige Steuerverweigerung, wenn fie durchgeführt 
wird, kann gewiß jehr wirkjam fein; eine Steuervermin- 
derung aber, die nicht weiter geht, als daß nur bie 
Ueberſchüſſe verfleinert werden, ift doch ficher Fein 
Zwangsmittel, wenigitens fein Zmwangsmittel zum Han— 
deln; denn zum Nichtsthun braucht die Regierung ja fein 
Geld, und war mithin nicht einmal der noch bleiben- 
den Ueberſchüſſe bedürftig. — Alfo auch darin kann keins 
jener gerühmten „zwingenden Mittel” gefunden werden. 
— Vielleiht aber joll ein joldhes darin liegen, daß Herr 
Trabert wirklich einit eine Art Steuerverweigerung oder 
einen budgetlojen Zuftand herbeizuführen verfuchte. Bei 
Beginn der Budgetberathungen am 18. Dftober 1864 
jtellte er nämlich den Antrag, „vor dem Eingehen in die 
Berathung des Finanzgejeges eine bejtimmte Erklärung“ 
von der Regierung zu verlangen, ob und wann fie „die 
zur Heritellung vollftändiger Uebereinftimmung aller Bud— 
getgrundlagen und budgetmäßigen Jwede mit dem 
Verfaffungsrechte von 1831 nothwendigen Vorlagen maden 
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werde“ ꝛc. Es war dabei hauptſächlich auf die „Steuer— 
geſetze“ von 1853 und auf die Gehalte der geſetzwidrig 
beitellten Oberappellationsgerichts » Mitglieder abgejehen, 
während viele andere Fragen, 3. B. die Prefje, das Ber: 
einswejen 2c., dadurch unberührt blieben. Herr Trabert 
jagte jelbit voraus, daß jeinem Antrage „die vielleidt - 
unmittelbar an die Einftimmigfeit grenzende Majorität“ 
der Verſammlung entgegenjtehen werde, und wirklich ward 
die Erwägungsfrage mit allen gegen zwei Stimmen ver: 
neint. Es würde zu weit führen, die Gründe diefer Mehr: 
heit auch nur furz zu berühren.“ 


Es gab allerdings noch ein Mittel, um weiter zu 
fommen, wenn auch zunächſt nur für eine Sache — die 
Minifteranflage. IH war bis dahin immer auf Wider: 
jtand geitoßen, wenn ich diejelbe zur Sprache bradte. 
Doch ſchwand diejer mehr und mehr, namentlich, jeitdem 
in der Jagdgejegangelegenheit eine jo günftige Entjchei- 
dung erlangt worden war. Jetzt vollends, nachdem Jeder— 
mann rathlos dajtand, war die Hoffnung, mit einem 
Antrage durchzulangen, begründet. Mein Bruder war 
Berichterftatter über den Nechenjchaftsbericht des bleiben: 
den Ausſchuſſes über die Thätigfeit vom 24. Dftober 1865 
bis 22. Januar 1866. Daran fnüpften wir den Anklage: 
vorſchlag; er entwarf den Bericht, ich die Anklage. Die 
Sade wurde geheim gehalten, und als am 14. März 1866 
abermalige Vertagung bevorjtand, famen wir der Re: 
gierung zuvor: in einer geheimen Situng wurden mit 
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großer Mehrheit, zu einigen Punkten mit Stimmenein- 
helligkeit folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

„I) Die Ständeverfammlung erklärt Angefichts der Lage 
des Landes: 

die Staatsregierung verweigert, im Widerſpruch 

mit der Landesverfaffung, dem Beſchluſſe der 

Bundesverfammlung vom 24. Mai 1862 und 

dem gegebenen Fürftenworte, den Lande die volle 
Wiederheritellung feines Rechts; 

die Staatsregierung vernadjläffigt trog der 

. unausgejegten Mahnungen der Landesvertretung 

fortwährend die Intereffen der geiftigen und ma: 
teriellen Wohlfahrt des Landes. 

2) Die Ständeverfammlung verwahrt ſich gegen die 
unausbleiblihen Folgen einer ſolchen Mißregie- 
rung. 

3) Die Ständeverfammlung beſchließt gegen den vor: 
binnigen Juftizminifterialvorjtand Pfeiffer und den 
jegigen Juftizminifter Abee Anklage wegen Ver: 
fafjungsverlegung, (nämlich wegen Nichtzurückziehung 
des proviſoriſchen Gejeges von 1851, wodurd das 
Mitwirfungsreht der Stände bei Bejegung des 
Oberappellationsgerichts befeitigt wurde), genehmigt 
die entworfene Anklagejchrift und beauftragt den 
bleibenden landſtändiſchen Ausſchuß mit der Ein: 
bringung.” 

Der Beihluß zu 1 verbefjerte einen früheren Fehler, 
indem die noch juspendirten Verfaſſungsbeſtim— 


Die Anklageſchrift. 413 


mungen und damit vor allem die Bejeitigung der be: 
rüchtigten proviſoriſchen Gefege über die Ernennung der 
Räthe des Dberappellationsgerichts und über die Ein: 
rihtung der inneren Landesverwaltung nahdrudsvoll an 
die Spige der gerügten Mipftände geftellt wurden. „Des 
ganzen Landes und aller Klafjen der Bevölkerung,” hieß 
es in dem Berichte, „hat fich das lebhafteſte Miktrauen 
gegen die Staatsregierung und die Berfonen bemächtigt, 
welche für diefelbe verantwortlich find; das Land hat den 
Glauben verloren, daß diejelben den Willen, die Befähig- 
ung und die Energie beiigen, ihm feine wohlbegründeten 
Rechte zurüd zu gewähren und diejenigen Anordnungen 
in’s Leben zu rufen und durchzuführen, welde die Wohl- 
fahrt des Landes erfordert.” 

Die Anklage lautete, wie folgt: 

„Kurfüritliches Oberappellationsgericht! Unterm 17. 
Juni 1848 wurde ein Gejeß, die Mitglieder des Ober: 
appellationsgerichts betreffend, erlaſſen, welches unter 
Anderm beftimmte, daß fünftig Fein Mitglied ohne land— 
ſtändiſchen Vorſchlag ernannt werden ſolle. Die nädjften 
Ernennungen fanden nad) Maßgabe diejes Geſetzes ftatt. 
Aber ſchon am 29. Juni 1851 erſchien im Geſetzblatte 
die Vorſchrift, daß „das Geſetz vom 17, Juni 1848 außer 
Kraft gejegt werde”. Es gejchah dies, in klarem Wider: 
ſpruche mit 8 95 der Verfaffungsurtunde vom 5. Januar 
1831, ohne Zuftimmung der Landjtände und ohne Zu: 
ziehung bes bleibenden Ständeausſchuſſes; es geſchah unter 
dem Namen eines „proviforifchen Geſetzes“ und aus: 
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drücdlih „unter dem Vorbehalte der demnächſt einzuholen: 
den landftändiihen Zuftimmung“. 

Schon die Verfafjungsmwidrigfeit, insbejondere aber 
die Natur einer „proviforischen” Anordnung, zumal wenn 
dabei ein ſolcher Vorbehalt gemacht worden iſt, bringt es 
mit ſich, daß fie hinwegfallen muß, jobald die Verfagung 
der landftändifchen Zuftimmung feitfteht, bezw. die Zurüd: 
ziehung begehrt wird. Es iſt daher ein Grundjag Des 
allgemeinen conftitutionellen Staatsredhts in Deutſchland, 
daß „provijorifche”, ohne Mitwirkung der Stände erlafjene 
„Gelege“ oder Nothverordnungen bei der nächſten Zu: 
jammenfunft der Landesvertreter unverweilt vorgelegt 
und bei verjagter Genehmigung formell zurüdgezogen 
werden müfjen. Insbeſondere kann nad 8 95 der Eur: 
heſſiſchen Verfaſſung eine folche Verpflichtung der Staats: 
regierung nicht bezweifelt werden; denn es iſt darin vor: 
gejchrieben, daß gerade zu dem Zwecke die Einberufung 
der Zanditände „jo bald als möglich“ jtattfinden joll, „um 
deren Beiltimmung zu den Anordnungen zu erwirfen“. 
Daraus folgt mit Nothwendigfeit, daß, wenn die Erwirfung 
nicht erfolgt, die eintweilen und in der Unterjtellung der 
Zuftimmung getroffenen Anordnungen hinwegfallen müffen, 
weil jonft jene Vorſchrift gar Feine Bedeutjamkeit hätte. 

Indeſſen iſt nach Erlaß jener Vorſchrift die Einbe— 
rufung der Zandftände nicht erfolgt, vielmehr hat man 
unter'm 13. April 1852 die Verfaffung von 1831 einjeitig 
„außer Wirkſamkeit“ gejeht und ein andermweites „Ber: 
faflungsgejeg” verfündigt. 
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Es iſt nicht unfere Abficht, diefen Vorgang und jeine 
Folgen bier einer rechtlihen Würdigung zu unterziehen. 
Doch mollen wir auch bei dieſer Gelegenheit das Volk 
gegen die Annahme verwahren, als jei jemals und in 
irgend einer Richtung das vereinbarte Verfaſſungsrecht 
des Landes außer Gültigkeit gefommen. Könnte man aber 
auch der jog. Verfaflungsurfunde von 1852 eine mehr als 
thatjählihe Bedeutung beimefjen, jo würde jelbjt nad) 
ihrem Inhalte, und zwar nad 8 75, die Verpflichtung 
der Staatsregierung nicht zu beftreiten fein, „proviſoriſche 
Anordnungen” und namentlich auch jenes, damit nicht in 
Einklang jtehende, „proviſoriſche Gefeg”, den Ständen vor: 
zulegen und — nad Anfiht der Staatsrehtslehrer — 
im Fall der Nihtzuftimmung zu befeitigen. Auch ijt der 
fraglide Erlaß demnächft wirklich vorgelegt worden, eine 
Zuftimmung aber nicht erfolgt. — Ganz außer Zweifel 
it die Verpflichtung nad) 8 80 der revidirten Verfaſſung 
vom 30. Mai 1360, indem dajelbit ausdrüdlich vorge: 
jchrieben wird, daß proviforifhe Anordnungen den Land: 
ſtänden vorgelegt und, wenn deren Zuftimmung nicht 
erfolgt, „jofort außer Kraft gejegt“ werden jollen. Weniger 
Bedeutung aber, als diefen Beltimmungen, wird man Doc) 
fiher auch) den Worten des $ 95 der durch landesherr: 
liche Verkündigung vom 21. uni 1862 wieder „in Wirk: 
jamfeit” gejegten Verfaffungsurfunde von 1831 nicht 
beimefjen können und wollen. Auch nah ihr fteht die 
Verbindlichkeit zur formellen Zurückziehung als eine Ver: 
faffungspflicht feit. Das hinſichtlich der fraglichen 
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Anordnung von Anfang an beitandene und niemals 
erlojchene Erforderniß der verfafiungsmäßigen landitän- 
diichen Zuftimmung bringt nothwendig die verfaſſungs— 
mäßige Verpflihtung zur Zurüdziehung als Folge der 
Nichtzuftimmung mit fih. Zudem ift dieſe Verbindlichkeit 
in 8 4 der erwähnten Verkündigung, ſowie in einer Mit: 
theilung der Regierung in der Ständefigung vom 5. De: 
cember 1862 ausdrüdlih anerfannt worden, indem es 
dajelbit heißt, daß die im Jahre 1851 ergangenen „pro: 
viforiihen Geſetze“ den Ständen demnädft „zur ver: 
faſſungsmäßigen Zuftimmung” vorgelegt und nur „einit- 
weilen in unveränderter Wirkſamkeit“ verbleiben jollen. 

Gleichwohl ift die Zurüdnahme des provijorischen 
Erlaſſes vom 29. Juni 1851 bis jeßt nicht erfolgt, obwohl 
derjelbe mit der Verfaſſung in Widerſpruch jteht und ob: 
wohl die Landſtände die vorausgefegte und vorbehaltene 
Zuftimmung niemals ertheilt, vielmehr ausdrüdlich verjagt 
und deſſen Bejeitigung wiederholt verlangt haben. 

Am 9. Mai 1863 wurde der Ständeverfjammlung, 
nachdem diejelbe ſchon durch Beichluß vom 21. Januar 
1863 die formelle Befeitigung des provijorijchen Gejeges 
vom 29. Juni 1851 begehrt hatte, von der Staatsregie- 
rung ein Gejegentwurf, die Bildung eines Staatsgerichts- 
hofes, jowie die Beſetzung des Uberappellationsgerichts 
betreffend, zur verfaflungsmäßigen Zuftimmung vorgelegt, 
deſſen $ 13 jo lautete: 

„Das in Folge des proviforiichen Gefeßes vom 
29. Juni 1851 außer Wirkſamkeit getretene Gele 
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vom 17. Suni 1848, die Mitglieder des Ober: 
appellationsgerichts betreffend, bleibt aufgehoben.“ 

Damit wurde alfo die einfache Befräftigung des pro: 
viſoriſchen Geſetzes von 1851 in Vorſchlag gebradt. Die 
Stände faßten darauf am 12. Juni 1863 folgenden, der 
Staatsregierung durch den Landtagskommiſſar zugegan- 
genen Beihluß: 

„Den vorgelegten Gejeßentwurf, jomweit er die 
Bildung eines Staatsgerihtshofes betrifft, alfo die 
88 1—12 einfchließlich, zu verwerfen; ebenjo die 
Beibehaltung des provijorifhen Gejetes vom 29. 
Suni 1851, die Mitglieder des Oberappellations- 
gerichts betreffend, aljo den 8 13 abzulehnen, und 
demgemäß die h. Staatsregierung zu erfuchen, unter 
alsbaldiger formeller Bejeitigung des erwähnten 
proviſoriſchen Geſetzes das dadurch in verfaffungs- 
widriger Weiſe außer Anwendung gebrachte Gejek 
vom 17. Suni 1848, die Mitglieder des Ober: 
appellationsgerichts betreffend, ungeſäumt wieder 
in Wirkſamkeit zu jegen.” 

Auf wiederholte Erinnerung dieſes Beſchluſſes Seitens 
der Ständeverfammlung und nahdem auf Grund des 
8 -105 ber DVerfafjungsurfunde am 13. Dftober 1863 
eine beftimmte Antwort begehrt worden war, erfolgte 
diefe Seitens des Yuftizminifteriums am 27. Dftober 
1863 dahin, „daß dem Erſuchen“ der Ständever: 
fammlung vom 12. Juni 1863 „nicht entjprochen werden 
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Die Ständeverfammlung beichloß hierauf in der 
Situng vom 30, Dftober 1863: 

„Das Erſuchen vom 12. Juni d. J. das in ver: 
faffungswidriger Weije außer Anwendung gebrachte 
Geſetz vom 17. Juni 1848 ꝛc. ungejäumt wieder 
in Wirfjamfeit zu jegen, zu wiederholen, und Damit 
die Erklärung zu verbinden, daß die Beitellung 
neuer Mitglieder des Oberappellationsgerichts nur 
nad den Vorjchriften des erwähnten Gejeßes vom 
17. Juni 1848 zuläffig jei.“ 

Alle diefe Vorgänge haben im Landtagsabichied vom 
31. Oftober 1863 8 3 ihre Beurkundung gefunden. 

Auch der Beihluß vom 30. Dftober 1863, welcher 
der Staatsregierung an demjelben Tage mitgetheilt worden 
iſt, hat feinen Erfolg gehabt. 

Troß dieſes Verhaltens der Staatsregierung haben 
es die Stände auch jpäter an Langmuth und Verſöhn— 
lichkeit nicht fehlen laffen. a, fie haben jogar im Sommer 
1864 einen Gejegentwurf angenommen, durch deſſen Ber: 
fündigung die ganze Angelegenheit noch hätte erledigt 
werden können. Da aber alle Mahnungen, alle Nach: 
giebigfeit, alle Geduld, erfolglos geblieben, jo ſieht fich 
die Ständeverfammlung genöthigt, endlich vom Recht der 
Anklage, das auch zugleich eine verfajjungsmäßige 
Pflicht für fie ift, Gebrauch zu machen, damit dem Lande 
nicht länger eine gejegliche Einrichtung vorenthalten werde, 
welche fie zu den widtigften und jegensreichiten Erforder: 
niffen und Bürgſchaften einer tüchtigen Nechtspflege zählt. 
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Berantwortli für das bisherige Berhalten der Re— 
ierung find die Herren Staatsrath K. Pfeiffer und Juſtiz— 
miniſter K. Abee. Der erjtere wurde im Juni 1862 VBor- 
ftand des Yuftizminifteriums, hat die Iandesherrlihe Ver: 
fündigung vom 31. Oktober 1863 mit contrafignirt, hat 
in Gemäßheit des 8 156 der Berfaffungsurfunde einen 
im landftändifchen Archiv hinterlegten Revers über bie 
von ihm gejchehene eidliche Angelobung der Beobachtung 
der Berfaffung ausgeitellt und dann alle in Betracht 
fommenden Erklärungen und Verfügungen der Staats: 
regierung unterzeichnet, bezw. gegengezeichnet, bis Ende 
November 1865. Der lettere ift jein Nachfolger geworden 
und jeither geblieben und hat ebenmwohl einen Revers 
nah Maßgabe des 8 156 der Verfaffungsurkunde über 
jeine eidlihe Verfafjungsangelobung ausgejtellt. 

Es ift verfucht worden, die Nichtzurüdziehung des 
fragliden proviſoriſchen Erlafjes unter Hinweiſung auf 
die demfelben vorangeitellten Ermägungsgründe, mit der 
Behauptung zu entihuldigen, das Geſetz vom 17. Juni 
1848 widerftreite dem monardifchen Prinzip, ſei mithin 
bundesrehtswidrig, und verftoße auch gegen die SS 51 
und 57 der Verfaffungsurfunde, indem die VBorjchrift des 
$ 153 derjelben feine Beobachtung gefunden habe. Allein 
eines Theils ift das Alles völlig unrihtig, in welcher 
Beziehung wir uns auf die landftändijchen Verhandlungen 
von 1863, Nr. 49 u. Beil. 85 und von 1864, Nr. 23, 
24 u. Beil. 41 berufen wollen; und andern Theils wäre 
auch der Einwand unerheblih, weil dadurd nicht Die 
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Verpflichtung entkräftet werden würde, die proviforiiche 
Anordnung zurüdzuziehen, jondern weil daraus höch— 
itens ein Grund hergeleitet werden fönnte, die Abän- 
derung des Gejeges vom 17. Juni 1848 auf verfaſ— 
jungsmäßigem Wege zu verlangen. 

Auch jonjtige Einwendungen werden gegen die Anklage 
nicht vorzubringen jein. Wir jtügen dieje nun, ohne Damit 
anderweite Rechte der Landesvertretung aufgeben zu wollen, 
namentlich) darauf: 


daß die Angeflagten als Vorſtände des Juſtiz— 
minifteriums der Verfaſſungspflicht nicht nachge: 
fommen find, das mit der VBerfaflungsurfunde in 
Widerſpruch ftehende proviſoriſche Geſetz vom 29, 
Suni 1851, wodurd) das verfaflfungsmäßig erlaſſene 
Geſetz vom 17. Juni 1848 außer Wirkſamkeit gefegt 
worden it, troß verjagter landitändijcher Zuſtim— 
mung formell zu bejeitigen, 

vielmehr der Mitangellagte Staatsrath Pfeiffer 
die von der Ständeverfammlung wiederholt be: 
gehrte Zurüciehung des fraglichen Erlafjes durch 
Suftizminifterialbefhluß vom 27. Oftober 1863 
ausdrüdlich verweigert, 

und der Mitangeflagte Miniſter Abée dieſen 
Beſchluß beibehalten und jo gebilligt hat. 


Wir beantragen: 


die Anklage wegen PVerfafjungsverlegung für 
gegründet zu erklären, die beiden Angeklagten 
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Ihuldig zu erkennen und die gejeglihen Folgen 
gegen diejelben auszufprechen.” 

Ich hatte hierbei, wie in anderen Fällen, die Bor: 
ficht gebraucht und gebrauchte fie ferner, mich mit einer 
ganzen Reihe von Staatsrechtslehrern in Verbindung zu 
fegen und mid) ihres Einverftändnifjes zu vergewiſſern, 
3. B. mit Zachariae, v. Held, v. Mohl, Zöpfl u. A. Einige 
follten mit Gutachten zu Hülfe fommen zc. 

Mohl insbefondere erklärte die Anklageerhebung für 
juriſtiſch berechtigt und politifch geboten, die Faſſung der 
Anklagejchrift jei „einerjeits ſchlagend, andererjeits geſchickt 
und vorſichtig“. 

Die Nahriht von den ftändifchen Beichlüffen ver- 
breitete jih wie ein Lauffeuer durch die Stadt und be: 
friedigte die Bürgerfhaft um jo mehr, als man dadurd) 
wirklich überrafht wurde. Namentlich darüber empfand 
man bie lebhafteite Genugthuung, daß die Stände der 
Regierung zuvorgefommen und nicht wieder die Schweig— 
ſam⸗Heimgeſchickten waren. 

Mebrigens war die Ueberrafhung und der ganze Vor: 
gang nur dadurch möglich geworden, daß die landitän- 
diihe Geihäftsordnung eine Beitimmung enthielt, wonach 
die Landtagskommiſſare zu einer vertraulichen Sitzung 
dann nicht eingeladen zu werden brauchten, wenn es fi 
nit um landesherrlihe Propofitionen handelte. Ohne 
Zweifel würde die Anwendung diejer Vorjchrift, von der 
bisher jelten oder nie Gebrauch gemacht worden war, 
gerade im vorliegenden Falle von gewiſſen Blättern ge: 
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tadelt worden fein, wenn nicht auch in diefer Beziehung 
flüglich vorgebaut worden wäre. Die Ständeverfammlung 
ließ nämlich durch den Präfidenten dem Landtagsfommifjar 
erklären, daß man bereit jei, die gefaßten Beſchlüſſe zu 
juspendiren und die Verhandlungen in öffentlicher 
Sigung zu wiederholen, falls die Regierung dies wünſche 
und die Vertagung bis nach weiterer Beichlußfaffung aus: 
jegen wolle. Der Regierungsvertreter aber erklärte, ſich 
hierauf nicht einlaffen zu können. 

Der Umſchwung ber Dinge im Laufe des Sommers 
trat der Aburtheilung entgegen; er jchlug auch diefe An- 
flage, wie mehrere Anklagen und Unterfuhungen gegen 
mich jelbft nieder; überall ohne mein Zuthun und zum 
Theil jogar gegen meinen Wunjd. 

Unmittelbar nach der geheimen Sigung vom 14. März 
folgte eine öffentlide, in welcher jofort die VBertagung 
verfündigt wurde. Diefelbe dauerte bis zum 11. Juni 
1866. Am 18. Juni ward abermals vertagt, zum fiebenten 
Male jeit dem 31. December 1863, zugleih aber aud 
zum legten Male und für — immer. — 


— — — 


Bismarck hatte inzwiſchen die Karten ſo gemiſcht, daß 
ein Bruch mit Oeſterreich herbeigeführt werden mußte. 
Er, der einzige Mann, brachte es zum Kriege — gegen 
den Willen und Wunſch des Hofes, des Königs, der 
Kammern, ja faſt des ganzen Volkes. Als am 13. Mai 
im Ausſchuſſe des National-Vereins zu Berlin die Frage 
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berathen wurde, waren ich und Dr. Rüdert von Koburg, 
fowie Dr. Jungermann aus Heffen, jo ziemlich die Ein- 
zigen, welche fich entjchieden für Bismard’s vermuthliche 
Abſicht erklärten. „Der Menſch it gar nicht würdig”, 
riefen Schulze-Delitzſch u. A. wiederholt, die deutiche Frage 
in die Hand zu nehmen. Kein Pfennig darf ihm bemilligt 
werben! 

Ich aber jchrieb in der Morgenzeitung: „Stellt ſich 
Preußen in entichloffener und Erfolg verbürgenden That 
an die Spige der Nation, um den freiheitlihen Bundes- 
ftaat in's Zeben zu rufen, dann darf auf nationaler Seite 
feine Hülfe zu groß, fein Opfer zu ſchwer fein.” 

Selbit ein jo Elarer und ruhiger Kopf wie R. von 
Bennigfen hatte fi von der allgemeinen Abneigung gegen 
Bismard noch nicht frei gemacht. Ueber das Berwerfliche 
und Verderbliche der ewigen leeren Verneinung im preu: 
Bifhen Abgeordnetenhaufe war er mit mir einveritanden ; 
aber zu einer vollen Anerkennung Bismard’s war er doc) 
noch nicht gelangt. 

Als im Sanuar 1866 der Ausihuß des National- 
vereins in Berlin tagen jollte, und ich ihm angedeutet 
hatte, daß ich wahrſcheinlich aus Gejundheitsrüdiichten 
nicht werde ericheinen fünnen, jehrieb er mir am 18. fol 
genden Brief: 

„Berehrter Freund! Ihren Brief vom 14. erhielt 
ich erft geftern Abend, wo ich nach mehrtägiger Abwejen- 
heit hierher zurüdfehrte. Cs follte mir leid jein, wenn 
Ihr Gefundheitszuftand Ihnen die Reife nach Berlin nicht 
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geftattete. Im Winter müſſen Sie fi aber doch gewiß 
jehr Schonen. Die Anficht der Ausfhußfigung in Berlin 
und gerade unmittelbar nad dem Zujammentreten bes 
preußiihen Landtags war wejentlih die von Ihnen 
angenommene Der Fehler, weldhen die preußijchen 
Freunde jeit Jahren mit ihrer negativen Kritik begehen, 
wird in feinen Folgen immer verderblicher und zwar nicht 
mehr allein für unfere Barteibeftrebungen, jondern für 
die Stellung Preußens und Deutjchlands überhaupt. Was 
Preußen noch vor einem Jahre in den Herzogthümern von 
jelbft ohne Gefahr in die Hände fiel, ift durch frivole 
Politik der Regierung gar nicht mehr oder nur noch 
unter jehr bedenflihen Aſpekten erreichbar. Die Uneinig: 
feit und Rathlofigkeit der Abgeordnetenmajorität und die 
dadurch fortwährend erhaltene Verwirrung der öffentlichen 
Stimmung in Preußen und Norddeutichland tragen aber 
diefelbe Schuld an diefem Unheil als Herr v. Bismard. 
Die preußifhen Kammern müßten Bismard mit Ent: 
Ichiedenheit unterftügen oder befämpfen. Das Erftere 
wäre meiner Anficht nach verderblich gewejen, aber in 
jeinen nachtheiligen Folgen nicht zu vergleichen mit dieſer 
auf jeden Politifer, der den Namen verdient, den Ein: 
drud volliter Kopflofigfeit machenden Pafjivität. Spätere 
Zeiten werden dieſes testimonium paupertatis aus dem 
Alter der Kinderfranfheiten des preußiichen Verfaſſungs— 
ebend gar nicht begreifen. 

Ich habe übrigens nur geringe Hoffnung, daß die 
Majorität in Berlin diefes Mal zu einem Beſchluß fommt. 
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Die Uneinigfeit und der Mangel an Selbftgefühl find 
unter den Führern zu groß. Iſt es denn in Deutfchland 
wirklih jo ſchwer, zur Abmwechjelung einmal einige Zeit 
gegen den Strom zu jchwimmen? In treuer Gefinnung 
Ihr Bennigjen.“ 

Während des ganzen Winters trug ich mich mit dem 
Gedanken, ob nicht eine Annäherung zwiſchen Bismard 
und Bennigjen zu ermöglichen jei. 

Gelegentlich der Mai-Sigung hatte ich wieder eine 
Unterredung mit Bismard und gewann darin wiederholt 
die Ueberzeugung, daß er entjchieden darauf ausging, das 
Kriegsglüd zwiſchen Preußen und Defterreich entjcheiden 
zu laſſen, jelbit auf die Gefahr feines eigenen perjönlichen 
Sturzes, ja feines Untergangs. 

Unter folden Umjtänden fand ic) mich doppelt ver: 
anlaßt, auf nationaler Seite ein richtiges Verjtändniß der 
Sadlage herbeiführen zu helfen. Sch machte daher Herrn 
von Bismard den Vorſchlag, eine perjönliche Bekannt: 
Ihaft mit Bennigjen zu juchen; eine jhriftliche Einladung 
werde gewiß nit ohne Erfolg bleiben, und ich jelbit 
wolle nöthigen Falles das Meinige dazu beitragen. Nach 
einigem Belinnen erklärte fih Bismard mit dem Ge: 
danken einverftanden, und ſchon vor der Ausihußligung 
theilte mir Bennigjen mit, daß ihn Bismard durch ein 
Schreiben v. Keudell's auf den 14. Mai, Abends 9 Uhr, 
habe einladen laſſen. Ich rieth natürlih, darauf einzu: 
gehen, und gab zugleih Herrn von Bennigjen einige 
nähere Aufjchlüffe über meine eigenen Beziehungen zu 
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Bismard. Bennigjen war bereit, der Einladung zu ent- 
iprechen, hielt fich jedoch für verpflichtet, den Ausſchuß 
von jeinem Borhaben vertraulih in Kenntniß zu ſetzen. 

Da fam es denn zu einem jehr lebhaften Wortwechlel 
und Meinungszwieipalt. Bejonders erklärte ſich der ver- 
ftorbene Rechtsanwalt Lang von Wiesbaden, diejer Fern: 
brave Rheinländer, mit größtem Nahdrud gegen einen 
jolhen Schritt. Der Ausfhuß müſſe fih mit aller Ent: 
jchiedenheit dagegen verwahren, daß fein Präfident, der 
Präfident des Nationalvereins, der hier nicht ald Privat- 
perjon in Betradht fomme, mit Bismard in Verkehr trete. 

Ich war natürlich eben jo entjchieden anderer Mei- 
nung und die Anfichten der übrigen Mitglieder waren 
ebenjo getheilt. Einige, die zu den entjchiedenjten Gegnern 
Bismard’s gehörten, z. B. Dr. Met aus Darınjtadt, ſprachen 
fih doc dafür aus, daß Bennigſen der Einladung folge. 
Fa, Met gab nicht undeutlich zu verjtehen, daß er jelber 
nicht übel Luft hätte, eine ſolche Unterredung zu haben, 
um ein Stüd Marquis Poſa zu jpielen. Die Mehrheit 
würde fi) aber doch augenscheinlich gegen den Beſuch 
ausgejprohen haben. Da erklärte Herr von Bennigjen, 
daß er es nur für jeine Pflicht gehalten habe, nicht ohne 
Vorwiſſen der Mitglieder zu handeln, daß er aber einen 
Beihluß über den Gegenftand nicht für geeignet halte, 
diejen vielmehr als eine perfönliche Angelegenheit be- 
trachte und die Verantwortlichkeit für jeine Handlung allein 
übernehme, 

Sp fand denn die Unterredung der beiden Männer 
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Statt, und auch v. Bennigjen fam mit der Ueberzeugung 
zurüd, daß der Krieg bevorftehe. 

Es war Anfangs meine Abfiht, noch in der Nähe 
Berlins zu bleiben und zu dem Ende in der Geſundheits— 
anitalt des Dr. Levinftein zu Schöneberg einige Zeit zu: 
zubringen; allein ich änderte meinen Plan; auch wurden 
die vertagten Stände auf den 11. Juni wieder nad) Kaſſel 
einberufen. 

Am 9. April Hatte Preußen im Bundestage einen 
Antrag wegen Bundesreform geitellt. Nicht in der Hoff: 
nung einer friedlichen Löſung des Konfliktes, die ich längit 
aufgegeben hatte, vielmehr in der Abficht, auf die Ent: 
ihlüffe der furhejliichen Regierung nad Kräften einzu= 
wirken und die öffentlihe Meinung zu klären, ſprach ich 
mid in der Morgenzeitung entjchieden für Annahme des 
preußifchen Antrags aus, der zunächit nur auf Berufung 
eines deutſchen Parlamentes gerichtet war. Auch der 
Ausihuß des Nationalvereins forderte in einer „Anſprache“ 
vom 13. Mai, die leider — troß meiner Gegenvorjchläge 
— die herrjchende Abneigung gegen die preußiiche Re— 
gierung zum Ausdrud bradte und von phrajenhafter 
Uebertreibung nicht frei war, die Mitglieder auf, durch 
Wort und That die „Ichleunigite Berufung des deutjchen 
Parlamentes” zu befördern. Am 10. Juni trat Preußen 
mit materiellen Bundesreformvorjchlägen hervor, deren 
Schickſal befannt ift. 

Die deutſchen Großmächte bemühten ji um die 
Wette, die Kleinjtaaten für ihre Pläne zu gewinnen. Na: 
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türlih war auch Kafjel und Wilhelmshöhe ein Tummel- 
plag der Diplomatie, und Eingemweihte wußten Viel von 
Unterredungen des Kurfürften mit dem öfterreichiichen 
Gejandten im Wilhelmshöher Gewächshauſe zu erzählen. 

Schließlih gewann Defterreih beim Kurfürjten das 
Feld, und zwar hauptſächlich durch die Haltung und den 
Hath des Königs von Hannover *), während die Minifter 


*) Daß der hannoveriiche Einfluß beftimmend war, wird 
durch mehrere Aeußerungen Meding's (Memoiren zur Zeitgeichichte 
Bd. IT) beftätigt: „Die Beziehungen zu Kurheſſen waren in der 
legten Zeit ganz bejonders intim geworden. Ich war dem Minister 
Abée perjönlich näher getreten ; derjelbe ſchloß ſich unter der billi- 
genden Zuftimmung des Kurfürften der hannoveriſchen Politik jo 
vollftändig an, daß jogar die diplomatiihen Erklärungen voll- 
ftändig identisch von beiden Regierungen abgegeben wurden“, ©. 85; 
— — — „die Identität der hannoveriihen und kurheſſiſchen Po— 
litif wurde fortgejegt. Noch vor der Abjtimmung der Anträge am 
Bunde“ (es handelte ſich um die öfterreihiichen Mobilifirungsan- 
träge) „tam der Minifter Abée jpät am Abend perjönlih nad 
Hannover, nachdem er mich dur ein Telegramm benachrichtigt 
hatte. Sch empfing ihn am Bahnhofe und führte ihn noch gegen 
Mitternacht zum Grafen Platen, wo dann die gleichlautende Ab- 
ftimmung feftgejeßt wurde“, ©. 99. Bei diefer Gelegenheit fol 
nach Meding’s fernerer Behauptung auch die gemeinfame Neutra- 
lität erörtert worden fein, „der gegenüber ſich Graf Platen freilich 
immer noch mit zögernder Zurüdhaltung ausiprad.” In Wahr: 
heit hatte zu jener Zeit die hannoverifche Regierung den Gedanken, 
neutral zu bleiben oder gar einen gemeinfamen Neutralitätsver- 
trag mit Kurheſſen zu jchließen, längſt aufgegeben. Es wäre ja 
unter diefer Vorausfegung ein offenbarer Widerfinn gewejen, am 
14. Juni in Frankfurt für Mobilifirung der Bundesarmee zu 
jftimmen! Die diplomatifhen Berhandlungen zwiſchen Preußen 
und Hannover über den Abſchluß eines Neutralitätsvertrages (vgl. 
die unter diefem Titel 1880 bei v. Deder in Berlin erjchienene 
Schrift) beweifen unmwiderleglih, daß Hannover im Jahre 1866 
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meift anderer Meinung waren. Auch die Zuvorkommen— 
heiten Dejterreih8 gegen die Fürftin von Hanau und 
deren Söhne jollen von Einfluß geweſen jein. 


von dem Momente an eine feindjelige Haltung gegen Preußen 
annahm, wo preußifcher Seit die nationale Frage und die 
Bundesreform dur die Depeihe vom 24. März in Anregung 
gebradht wurden. 

Meding freilich möchte gern den Glauben Hervorrufen, als 
jei die bannoverifche Regierung zur Bewahrung der Neutralität 
entichlojjen gewejen. Seine eigenen Ausführungen, jo gewunden 
fie jind, ergeben für unbefangene und aufmerffame Lejer das 
Gegentheil. Meding kann nit umhin, mitzutheilen, daß der 
bannoveriihe Minifter des Auswärtigen Graf PBlaten dem preu— 
Biihen Gejandten Prinzen Iſenburg zwar fortwährend die Be— 
reitwilligleit zur Beobadhtung der Neutralität verjicherte, aber 
auch fortwährend den Abſchluß des Neutralitätsvertrages unter 
immer neuen Vorwänden verzögerte. Und wie motivirt Meding 
diefe Zögerung ? „Graf Platen fürdhtete fi vor dem Lärm, den 
ein folder Abſchluß, wenn er befannt würde, in Frankfurt und 
Wien hervorrufen müßte”, ©. 69. 

Am 19. Mai jchreibt Graf Platen an Meding, der damals 
als Unterhändler nad Kafjel geihidt worden war: „Es wäre wohl 
gut, wenn Sie recht bald zurüdfehrten, da Ihre Anwejenheit zu 
Kaſſel zu der VBermuthung Anlaß geben könnte, wir juchten Helen 
zu einem Neutralitätövertrage zu bewegen — eine Vermuthung, 
die ung bei Defterreich jehr ſchaden muß”, ©. 92. 

Bereit3 am 5. Mai waren in Hannover drei Jahrgänge der 
Beurlaubten zu Uebungen einberufen worden, welche jonjt nur im 
Herbjte ftattfanden (Verhandlungen zwifhen Preußen und Hans 
nover x. ©. 14). „Bei diefer Maßregel,“ jagt Meding ©. 8, 
„lag die Abficht vor, dem Bundesbeihluffe auf Mobilmahung in 
einer andern Form Folge zu geben, welche Preußen gegenüber 
nicht verlegend fein follte; denn indem man der zu bejchleunigen- 
den Ernte wegen die Einberufung der Referven zu den Fahnen 
früher als jonft anordnete, wurde die Armee thatjächlich mobil 
gemadt. Dem Bundesbeichlufie war aljo Genüge geleiftet und 
man konnte diefelbe Maßregel in Frankfurt ald Gehorjam gegen 
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Den Ständen blieb nichts mehr zu thun übrig, als 
nochmals zu marnen und zu mahnen. Der Antrag ber 


den Bund darftellen, welche man in Berlin als eine einfache Zweck— 
mäßigfeitdanordnung erflärte”, S. 98. Allein der Bundesbeihluf 
auf Mobilmahung erging ja erſt am 14. Juni! 

Einige andere wichtige Thatfahen hat Meding nicht mitge- 
theilt: Am 28. März ordnete die hannoverische Regierung die Zu- 
rüdhaltung der Rejerve der 7, Altersffafle an, die am 15. April 
hätte entlaflen werden müſſen (Berhandlungen ©. 10 flg.). Am 
9. Mai erging der Befehl an die Artillerie- Brigaden, ihre Erer- 
citien wie die übrigen Waflengattungen zu beginnen, daj. S. 16. 
„Die Vorkehrungen für das Lager bei Stade hatten ihren Fort— 
gang. Munition und Kanonen wurden auf der Eijenbahn nad 
Harburg und von hier nach Stade befördert, die hannoveriſche Feld— 
Artillerie erhielt gezogene Geſchütze“, daf. ©. 24. „König Georg 
bielt inzwiſchen an die aus Hannover außrüdenden Jägerbataillone 
friegeriiche Anreden, und erflärte bei diefer Gelegenheit, er jei 
überzeugt, daß feine Soldaten ſich auch gegen eine zehnfadje lleber- 
macht tapfer zu halten oder muthig zu fterben willen würden“, 
daj. ©. 35. 

Diefe Thatjachen, die leicht vermehrt werden könnten, ge- 
nügen, um Meding's Angabe, die Neutralität fei das Biel der 
hannoverifhen Politik gewejen, zu befeitigen. Damit fällt aud 
jeine weitere Behauptung, daß im gleihen Sinne von Hannover 
auf Kurbefien eingewirkt worden jei. Nur joviel fann zugegeben 
werden, daß Meding Mitte Mai mit dem durch den oben citirten 
Brief des Grafen Platen vom 19. Mai alsbald wieder zurüdge- 
zogenen Auftrage nach Kaſſel geihidt wurde, dort den Abſchluß 
eines gemeinfamen Neutralitätsvertrages anzuregen. In der That 
war e8 gegen Mitte Mai den Gemäßigten in Hannover gelungen, 
„den König Georg für kurze Zeit zur Geneigtheit zu ftimmen, 
mit Preußen in Verhandlungen wegen Abſchluß eines Neutralitäts- 
vertrages zu treten“, Verhandlungen S. 22. Was diefer Geneigt- 
heit ein ſchnelles Ende bereitete, war das Erjcheinen des Prinzen 
Solmd-Braunfeld3 in Hannover mit öfterreihiihen Allianzvor« 
ihlägen. Nach Kafjel war zu gleihem Zwecke und mit gleichem 
Erfolge der Graf Wimpffen gefandt worden. 
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Herren v. Bifhofshaufen, Weigel 2c.: „die hohe Staats- 
regierung aufzufordern, unverzüglich zu der vom ganzen 
Lande gutgeheißenen bisherigen neutralen Haltung zurüd 
zu fehren und die Mobilifirung der Truppen demgemäß 
nicht auszuführen 2c.”, wurde am 15. Juni mit 35 gegen 
14 Stimmen zum Beihluß erhoben. 

Die Stände empfahlen den Beitritt zu dem von 
Preußen vorgejchlagenen Bündniffe und warnten vor den 
verderblihen Folgen einer gegentheiligen Politik. 

Merkwürdig war die Zuverfiht und Unbefümmert: 
heit, womit die Gegner Preußens, insbejondere Die meilten 
ritterfchaftlihen Mitglieder der Ständeverfammlung, fich 
benahmen. Sch jehe noch das verwunderte Geficht eines 
biederen Gutsbefigers vor mir, als ih ihm zurief, daß er 
in wenigen Stunden eine preußijche Kriegserflärung ver: 
nehmen könne. 

An demjelden Tage erfolgte das preußifche Ulti: 
matum, darauf die Kriegserflärung, am 16. der Einmarſch 
der Preußen, von Weplar aus, unter General v. Beyer. 

Um jene Zeit hatte v. Bismard fih in Schöneberg 
nah mir erfundigen laſſen. Da ich aber dort nicht auf: 
zufinden war, wurde ih in Kaffel geſucht. Am 17. Juni 
trat Mar Dunder bei mir ein, legte den Finger auf den 
Mund, und theilte mir mit, daß er im Auftrage Bis» 


Auch die Verhandlungen unmittelbar vor der Schlacht bei 
Zangenjalza jprehen gegen Meding’3 Behauptung. Freilich harrt 
hier noh Manches der Aufklärung (vgl. die Mittheilungen in 
AegidisKlauhold’3 Staatsarhiv XI, S. 203—229). 
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mard’3 komme, um dem preußiichen Befehlshaber, der 
im Anmarjch jei, bei der einjtweiligen Regierung des 
Landes zur Seite zu ftehen. Er jei dabei zunädft an 
mic gemwiejen und wünſche nun meinen Rath zu hören. 

Auf meine Frage, welche Art von Regierung er im 
Auge habe und an welche Perjonen er dabei denke, zeigte 
es fih, daß er hauptjählich auf feine Bekanntſchaften aus 
der Paulsfirche, insbejondere 3.8. auf Henkel, blidte und 
aus ihnen und einigen Anderen eine „proviforiihe Re: 
gierung” zu bilden gedachte. ch erflärte nun fofort, daß 
ih zwar einem ſolchen Plane nicht entgegentreten wolle, 
daß ich dann aber meiner Seits unter feiner Bedingung 
irgend wie mitwirken würde. 

Das ſei ihm genügend, meinte Dunder, um den 
Gedanken fallen zu laffen. Aber was dann zu thun? ... 

Ich rieth, eine einzelne Perfon an die Spite zu 
jtellen, um mit Hülfe der „erjten Referenten“ in den ver: 
ſchiedenen Minifterien die laufenden Gejchäfte zu beforgen. 

Der Plan fagte dem Freunde zu, und ic ward nun 
gebeten, den beiten Mann ausfindig zu machen und mit 
ihm das Weitere zu ordnen, fofern ich nicht, fügte Dunder 
hinzu, die Stelle felber einnehmen wolle. 

Dazu war ih aus mehr als einem Grunde nicht 
eben geneigt. Ganz abgefehen von meinem Gefundheits- 
zuftande und von den Rüdfichten auf Gegner und Neider, 
merfte ich auch alsbald, daß Dunder feine bejtimmte, am 
wenigiten eine urkundliche Vollmacht hatte. Es beftätigte 
fich das fpäter noch aus Dunder’s eigenem Gejtändniffe. 
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Ich wäre jchon bereit geweſen, auf jede Gefahr hin, 
einige Zeit die Regierung zu führen, aber natürlich nad 
meinen eigenen Gedanken oder doch in einer beitimmt 
verabredeten Richtung, nicht aber in's Blaue hinein oder 
nad zukünftigen Weifungen der Berliner Fachminiſter. 
Mit Dunder hätte ich mich jchon verftändigt; auch dem 
Befehlshaber von Beyer ging der beite Ruf voraus; aber 
was war nicht jeden Augenblid von Berlin ber zu er- 
warten? Und zu einer Elaren Berftändigung mit Bis- 
mard fehlte jet Zeit und Gelegenheit. 

Ich machte mich aljo auf die Regentenfuche. Zunächſt 
ging ich zu Wiegand. Er war von Allen die geeignetite 
Perjönlichfeit; aber auch die vorſichtigſte. Sonderbar! 
nach der Vollmacht zu fragen, daran dachte er nicht; allein 
er habe Frau und Kinder, viele Kinder... wer fünne 
wifjen, „wie der Haje laufe!” ... 

Ungefähr eben jo klang's beim Regierungsrath €. 
v. Biihofshaufen! Und nahezu eben jo beim vorhinnigen 
Minifter Geheimerath W. v. Schend und bei Anderen. 

Und merkwürdig! Alle waren der Meinung, daß ich 
ſelbſt eigentlich wie geſchaffen zu der Stelle ſei! ... 

Dunder jah einigermaßen verblüfft darein, als ich 
ihm den Erfolg meiner Wanderung mittheilte. 

Ich rieth nun, den erften Referenten in den betref- 
fenden einzelnen Minifterien die Fortführung der Geſchäfte 
aufzugeben und gegen diejelben nölhigen Falles mit 
Zwangsmaßregeln zu verfahren. 

Bor allen Dingen aber mußte erſt die Ankunft der 

Fr. Oetker, Lebenserinnerungen. III. 28 


434 Proflamation des Generals von Bener. 


preußifhen Truppen abgewartet werden. Dunder wußte 
jo wenig, wie id), wo fie ftanden, und reiſte ihnen aufs 
Geradewohl entgegen. 

General von Beyer hatte bei jeinem Einrüden in 
Heilen folgende Anſprache erlaffen, die dann aud in den 
Kaſſeler Blättern veröffentlicht wurde: 


„Heſſiſche Brüder! 


Auf Befehl meines Königs und Herrn bin ich mit 
einem preußifchen Corps heute in Eure Lande eingerüdt, 
nahdem Eure Regierung in beflagenswerther VBerblendung 
es verjchmäht hat, in friedlihem Bunde mit Preußen für 
unfer gemeinfames deutſches Vaterland eine Organifation 
zu Schaffen, welche den gerechten Forderungen des deutjchen 
Volkes entipridt. Kaum hat ein anderer Volksſtamm fo 
Schwer unter der Zerfahrenheit unferer deutſchen Zuftände 
zu leiden gehabt, wie Ihr! Wir willen, daß Ihr Euch 
deßhalb nach glüdlicheren Tagen jehnt, und fommen zu 
Euch, nit als Feinde und Eroberer, fondern um 
Euh die deutſche Bruderhand zu reihen! Nehmet 
fie an und folgt nicht länger der Stimme Derer, die Euch 
mit uns verfeinden möchten, weil fie fein Herz für Euer 
Wohl und Deutjchlands Ehre haben! Nur den, der 
zwijhen Euch und uns fi jtellt, betrachten wir als 
unjern Feind. Ich würde jeden Verſuch des MWiderjtandes 
mit dem Schwerte in der Hand brechen, aber auch jeden 
Tropfen jo vergofjenen Blutes ſchwer deflagen. 

Ich fordere alle Behörden auf, auf ihrem Poften zu 
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verbleiben und ihre Geſchäfte wie bisher fortzuführen. 
Den friedlihen Bürgern verjprede ih Schuß in ihrem 
Eigenthum. Der Verkehr wird im Lande frei bleiben, 
ſoweit dies ohne Beeinträhtigung der militärifchen In: 
tereſſen möglich ift. Dagegen erwarte ich, überall bereit: 
williges Entgegenfommen zu finden, wo ich im ntereffe 
meiner Truppen und zur Erfüllung der mir geitellten 
Aufgabe die Hülfe des Landes in Anjprudh nehmen muß. 

Heffiihe Brüder! Preußens Volk, gefhaart um 
Preußens König, ſetzt jeine höchiten Güter ein für deut: 
ſches Reht und Deutjhlands Macht. Auf! Zeigt 
auch Ihr, daß echtes deutjches Blut in Euren Adern rollt. 

Am 16. Juni 1866. Der Königlich Preußifche General 

von Beyer.” 

Das klang ja recht Schön! Allein viele beforgte Ge- 
müther waren davon wenig befriedigt. „Redensarten“, 
jagte man! Und ich jelbit Fonnte mich am menigiten 
damit begnügen und machte daraus Herrn Dunder gegen: 
über fein Hehl. Diejer fagte denn auch jofort noch Wei- 
teres zu, wofür ih ihm die nöthigen Winfe an die 
Hand gab. 

Am 19. Juni, gegen 1 Uhr, rüdten die eriten Preußen 
in Kaffel ein, Abends famen etwa 5000 Mann nad). 
Das Kaftell ward nad anfängliher Weigerung, als man 
zum Sturm zu jchreiten drohte, geöffnet und übergeben, 
während der Kurfürjt feinen Marſtall mit Zubeher nach 
Wilhelmshöhe kommen ließ. 

Inzwiſchen waren von den ehicdenne Seiten 
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noch Schritte gejchehen, um den Kurfürften zum Nach— 
geben zu bewegen. Ich ſelbſt hielt mich für verpflichtet, 
im legten Augenblide den Berfuh zu machen, auf den 
Starrfinnigen einzumirfen. 

Zunächſt fühlte ih mich in meinem Gewiſſen ge- 
drungen, einen ſolchen Schritt zu thun, da ich nach dem 
Eide, welchen ich als Anwalt gefchworen hatte, verbunden 
war, „vor Schaden zu warnen“. 

Dann famen aber auch politiiche Erwägungen in 
Betracht, die mir jeit lange Tag und Naht die Seele 
bewegt hatten. Ich war fein Schwärmer für die heſſiſche 
Dynaſtie. Ganz abgejehen vom Kurfürften und jeinen 
meilt traurigen Eigenthümlichkeiten, waren aud Die Aus: 
fichten, welche der vermuthlihe Thronfolger gewährte, 
feineswegs verlodend. 

Aber auf der andern Seite ftand das drohende Bild 
der Einverleibung. ch hatte, nachdem ich Preußen näher 
fennen gelernt, über Bieles in Heffen und Preußen ganz 
andere Anfichten gewonnen, als vordem. Es war bei 
uns gar Manches nicht wie e8 fein follte; in gewerblichen 
Angelegenheiten namentlich beitanden hemmende Feſſeln 
und das Verfaffungsreht war noch immer nicht voll: 
jtändig bergeftellt; aber welche Vorzüge hatten wir da— 
gegen in anderen Dingen, in der Rechtspflege, namentlich 
in der Rechtsficherheit, in der Kreis- und Gemeindever- 
faffung, in den Finanzen, in der Vermögenslage vor 
Preußen voraus! Kam der deutſche Bundesftaat zu 
Stande, jo hatten wir die ſichere Ausficht, faft Alles, was 
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uns drüdte, Durch die Reichsgeſetzgebung und durch die 
Geſammtaufſicht der Neichsregierung befeitigt zu ſehen 
und das Gute zu behalten; fam es aber zur Einver: 
leibung in Preußen, jo ftanden bei der preußifchen Dün— 
felhaftigfeit und Gleichmacherluſt, bei dem bodenlofen 
Unverftande vieler Berliner Büreaufraten, unjere beften 
Einrihtungen auf dem Spiele. Und die Einverleibung 
war jo gut, wie ficher, wenn Preußen fiegte, wenn alfo 
meine eigenen deutſchen Wünſche in Erfüllung gingen! 
Ich kannte Bismard’s Neigungen aus unferen früheren 
Unterredungen zu gut, um in diefer Beziehung noch irgend 
einen Zweifel zu begen. Wurde von Preußen nur ber 
Eleinjte Vortheil errungen und die Möglichkeit zu irgend 
einer entjcheidenden Forderung gewonnen, jo war Kur: 
hefjen, das Bindeglied zwiſchen den weftlichen und öftlichen 
Provinzen, ganz fiher das Opfer, welches fallen mußte. 
Wie hätte ich aber nur einen Augenblid nicht wünjchen 
und nicht hoffen jollen, daß Preußen fiege! 

So dachte ih denn: es ift ficherer, mit dem Kur: 
fürften ein Glied des Fünftigen Bundesftaats zu fein, der 
die deutſchen Wünſche und Bebürfniffe erfüllt, die heſſi— 
ihen Beſchwerden bejeitigt, aber die hejliihen Eigen: 
thümlichkeiten und Vorzüge durch Selbititändigfeit und 
Eelbftverwaltung bewahrt, als ohne den Kurfürften ein: 
verleibt und nach preußifher Schablone umgemodelt und 
verjchlechtert zu werben. — 

Ich felbft war dem Kurfürften, wie ich wenigitens 
annahm, zu verhaßt, als daß ein perjönlicher Verſuch 
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hätte Erfolg haben fünnen. ch ging alfo gegen Abend 
auf das Rathhaus, wo Nebelthau in Einquartirungs: 
angelegenheiten bejchäftigt war, theilte ihm meine An- 
Ihauung kurz mit und bat ihn dringend, jtehenden Fußes 
nah Wilhelmshöhe zu eilen und fein Möglichftes zu thun, 
ehe der legte Augenblid verftrihen ſei. Nebelthau lieh 
ich auch bewegen, meinen Wunſch zu erfüllen und zwar 
ohne fich nur die Zeit zu nehmen, den Geſchäftsanzug zu 
wechſeln. 

Doch blieb auch dieſer Verſuch ohne Erfolg. Der 
Kurfürſt hatte, wie mir Nebelthau kurz darauf erzählte, 
deſſen Gründe ruhig und freundlich angehört und dann 
ſeine eigene Anſchauung und Entſchließung entwickelt und 
zwar, was geradezu unerhört war, in fließender, klarer 
Rede, während er ſonſt fortwährend anſtieß. 

Auch hiermit gab ich mich noch nicht zufrieden. Ich 
ſchrieb an Abée, deſſen Muckerthum der Kurfürſt zwar 
nicht liebte, auf deſſen Treue und Rathſchläge er aber 
ſtets das größte Gewicht gelegt hatte. Eine Abſchrift des 
Briefes liegt bei meinen Papieren und lautet: 

„Alter Freund von Ehedem! Das Verhängnißvolle 
des Augenblicks drängt mir den Wunſch auf, eine ver— 
trauliche Unterredung mit Ihnen zu haben. Bitte, geben 
Sie mir bald in zwei Zeilen Nachricht, ob, wie, wo und 
wann Sie darauf eingehen können und wollen. Es ver— 
ſteht ſich von ſelbſt, daß ich jedenfalls Ihre Antwort als 
eine vertraulichſte betrachte. Laſſen Sie mich mit den 
Worten Göthe's ſchließen: „„laſſen wir das Vergangene 
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vergangen ſein““! Mit befannten Gefinnungen in Eile, 
u. ſ. w. | 

Der Brief ging am 19. Juni, um 9 Uhr Abends, ab. 
Aber erit am 21. fam ein Hofrath N. im Namen Abee’s 
zu mir und verficherte, daß er „geitern drei Mal” ver- 
jucht habe, mich zu einer Unterredung zu beitellen, daß 
ich aber jedes Mal nicht zu Haufe geweſen ſei ... 

Ich ließ ermwidern, daß ich zwar noch immer zu 
Dienften ftehe, der beabfichtigte Zweck aber faum noch zu 
erreichen fein werde. 

So hatte denn das Verhängniß feinen Lauf, und 
dem Lande ift manches Bittere nicht erjpart worden. Zu: 
gleich erhellet aber, wie unrichtig es ift, wenn man mid) 
als die Haupttriebfeder zur Herbeiführung der Einver: 
feibung bezeichnet hat. 

Einen deutjchen Bundesftaat wollte und wünjchte ich, 
und zwar mit weit größerer Hoheitsberedhtigung, 
als nachgehends der Norddeutihe Bund und dann das 
Deutſche Reich leider erhalten haben; aber im Uebrigen 
hätte ich dem Hefjenlande noch einige Zeit jeine eigene 
Entwidelung gegönnt! 

Am 20. Juni, früh Morgens, erhielt Nebelthau als 
Vorfigender des bleibenden Ausjchuffes das folgende 
Schreiben des Generals von Beyer: 

„Das fortdauernde Widerftreben der Kurfüritlichen 
Regierung hat mich gezwungen, der auf Befehl Seiner 
Majeftät des Königs von Preußen begonnenen Dffupation 
des KurfürftentHums weitere Ausdehnung zu geben. 
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Ew. Hohmohlgeboren fordere ic nun, nachdem die 
unter meinem Befehl jtehenden Truppen heute auch die 
Hauptitadt des Landes bejegt haben, Hierdurch auf, den 
bleibenden Ausihuß der Stände, deffen Vorſitz Sie führen, 
am 20. d. M., Vormittags 12, Uhr, zu einer außer: 
ordentlichen Situng zu verfammeln. Da fur; vor meinem 
Einmarſch die Ständeverfammlung vertagt worden it, 
babe ich die Abficht, dem bleibenden Ausſchuß eine Mit- 
theilung über die Anordnungen zu machen, welche die 
gegenwärtige Lage erheifht. Ich erwarte den ftändiichen 
Ausschuß zu der vorbezeichneten Zeit in feinem Berathungs- 
zimmer verjammelt zu finden. Sollten, wie ich nicht vor: 
ausjeße, Hinderniffe obmwalten, jo würde ich einer gefälligen 
Benachrichtigung entgegenjehen. 

Der Generalmajor und Kommandeur der Preußijchen 

Truppen in Kurheſſen: (gez) v. Beyer.“ 

Die begehrte Situng des Ausſchuſſes, deſſen Mit: 
glied ich war, fand am 20. Juni, Mittags 12%, Uhr, 
Statt. Der General erjchien, von zwei Adjutanten be— 
gleitet, und richtete folgende Anſprache an den Ausſchuß: 

„Hochgeehrte Herren des bleibenden Ausſchuſſes der 
Ständeverfammlung! Sie kennen die Ereignifje, melde 
meinen allergnädigften König und Herrn genöthigt haben, 
den Befehl zur Okkupation des KurfürftentHums zu geben. 

In meiner Bekanntmachung bei Ueberſchreitung der 
Grenze habe ich ausgeſprochen, daß wir nicht als Feinde, 
fondern als Freunde kommen, die hoffentlich bald durch 
ein fefteres Band als das des nunmehr aufgelöften Bundes 
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war, mit Ihnen verbunden ſein werden, durch ein Band, 
welches Nothwendigkeiten wie die, die mich hierher geführt 
hat, für alle Zukunft unmöglich machen wird. 

Sch freue mich jene Verſicherung Ihnen, den Ver: 
tretern der eben vertagten Stände, von Angeficht zu An: 
gefiht wiederholen zu können und reiche Ihnen, Herr 
Vorfigender, als Zeichen der berzlihen und brüderlichen 
Gefinnung, die mich und meine Truppen für das brave 
Volk der Kurheſſen erfüllt, meine Hand, ich reihe fie damit 
dem kurheſſiſchen Bolfe. Ih empfange Ihren Handichlag 
als Unterpfand des Vertrauens, welches mir Ihre loyalen 
Landsleute entgegenbringen. 

Lafjen Sie uns in wechſelſeitigem Vertrauen zuſam— 
menwirken. Die Räthe des Kurfürjten, welche die feind- 
jelige Haltung angerathen haben, die Se. Königl. Hoheit 
zu unjerm Bedauern und zum Schaden des Landes gegen 
Preußen angenommen bat, können ihre. Funktionen nicht 
weiter fortjegen. 

Bon dem Wunjche bejeelt, die unvermeidlihen Laiten 
und Störungen der DOffupation dem Kurfürftenthume fo 
weit irgend möglich zu erleichtern, den Gang der Ber: 
waltung in allen Zweigen ungehemmt und ununterbrochen 
fortdauern zu laſſen, wünſche ich die obere Leitung 
derjelben, welche unter meiner Autorität jtehen wird, 
Männern anzuvertrauen, die das Vertrauen des Landes 
beißen. 

In Vertretung der eben vertagten Ständeverſamm— 
lung werden Sie, hochgeehrte Herren, am beiten im Stande 
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jein mir diejenigen Männer zu bezeichnen, denen Die 
Zuneigung des Landes die Gejhäftsführung erleichtern 
würde, deren Charakter gleichzeitig Bürgſchaft gäbe, das 
jie, der Lage der Dinge mit richtigem Urtheil ſich fügend, 
mich aufrichtig zu unterftügen bereit find. 

Lebhaft würde ich beklagen, wenn Sie, meine hoc: 
geehrten Herren, mir Ihre Mitwirkung zu dieſem wich: 
tigen Schritte verfagten. Ich würde dann nad eigenen 
Ermefjen handeln müfjen, aber nicht ficher jein, ob meine 
perfönlihe Kenntniß ausreicht, die Männer zu finden, 
welche der Augenblid fordert und weldhe den ſchwierigen 
Aufgaben dejjelben nah allen Seiten gewachjen jein 
würden. Dem Ergebnit Ihrer Berathung jehe ich unver: 
weilt entgegen. Laſſen Sie uns in berzlicher Einigfeit 
treu zufammenhalten!“ 

Allein auch diefer Vorgang, etwas theatraliſch, wie 
er war, machte nicht den erwarteten Eindrud. Dunder 
griff nun zu meinem Vorſchlage und damit glüdte es 
beffer. Am 21. Juni erjchien folgende Anſprache „an 
das kurheſſiſche Volk”: 

„In Folge des zwiſchen Preußen und dem Kurfüriten- 
thum Heſſen ausgebrochenen Krieges ift die Offupation 
des KurfürftentHums duch die unter meinem Befehl 
ftehenden Truppen vollzogen worden. Damit ift die Auto: 
rität des Kurfürſten fuspendirt. Die Minifter des Kur: 
fürften, welche das feindjelige Verhalten gegen Preußen 
angerathen, habe ich ihrer Funktionen enthoben und ihnen 
jede Aıntshandlung unterjagt. 
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Einjtweilen wird die Regierung des Landes von mir 
im Namen Seiner Majeität des Königs von Preußen 
geführt werden. Das Staatsvermögen, wie das der Pri- 
vaten, wird gemwiljenhaft geachtet werden. 

Sch ertheile die beftimmte Zuficherung, daß die Ver: 
faffung und die rehtmäßigen Landesgeſetze des 
Kurftaates beobachtet und aufreht erhalten werden 
follen, joweit der Kriegszuftand irgend zuläßt und Die 
auch von der Landesvertretung Kurheſſens beftändig er: 
jtrebte bundesjtaatlihe Einigung Deutjchlands nicht 
Aenderungen erfordern jollte. 

Ich übernehme die in der Verfaflungsurfunde den 
einzelnen Minijterien zugemwiejenen Befugnifje, indem ic) 
mir vorbehalte, kurheſſiſche Staatsbeamte mit der ver: 
faffungsmäßigen Fortführung der laufenden Gejhäfte in 
der Verwaltung der Yuftiz, des Innern und der Finanzen 
zu beauftragen. 

Der Gang der Verwaltung wird ungeftört erhalten 
werden, wenn die Beamten der Zandesfollegien, deren 
Mitglieder und alle fonftigen Beamten und Diener meinen 
Verfügungen, wie den Anordnungen der von mir mit der 
Fortführung der Gejchäfte beauftragten Beamten willige 
Folge leijten. 

Kurheſſen! Bereits habe ih Euch für die Herzliche 
Aufnahme, für die gute Verpflegung, welche meine Truppen 
überall bei Euch gefunden, für die Bereitwilligfeit, mit der 
Ihr den unvermeidlichen Requifitionen entgegen gelommen 
jeid, meinen Dank zu jagen. Sch erfülle gern dieje Pflicht. 
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Euere Biederfeit und Loyalität find in den ſchwerſten 
Prüfungen bewährt gefunden worden. Ihr werdet auch 
der unter meiner Autorität eingejegten einjtweiligen Lan— 
desverwaltung durch Eure loyale Haltung ihre ſchwierigen 
Aufgaben erleichtern. 

Erfüllt ſich diefe Hoffnung, jo wird es leicht jein, 
die Zajten des Kriegszuftandes, welche zunächſt Einzelnen 
auferlegt werden mußten, unter Heranziehung der Reve— 
nüen des Kurfürften auszugleichen; jo wird es möglich 
jein, troß der obwaltenden Berhältniffe dem Lande mwejent: 
liche Erleichterungen und wünfchenswerthe Verbefferungen 
zu Schaffen. 

Sch werde die zu baldiger Bejeitigung der no 
beitehenden provijoriihen Gejege und verfaſ— 
jungsmwidrigen Verordnungen, ſowie alle zu voller 
Heritellung des verfafjungsmäßigen Rechtszuſtandes erfor: 
derlihen Einleitungen treffen. Ich werde es mir ange: 
legen fein lafjen, für die Ausfülung empfindlicher Lüden 
in der Gefeßgebung, welche den wirthichaftlichen Fort: 
Ichritt des Landes nur zu lange zurücdgehalten haben, 
Sorge zu tragen, und die der Pflege der Volfsbildung 
und der Willenjchaft beitimmten Anftalten nach Kräften 
zu fördern bemüht fein. 

Bei gegenjeitigem Bertrauen wird es unjerm vereinten 
Streben, ich zweifle nicht daran, gelingen, befjere Zuftände 
und hellere Tage für das kurheſſiſche Land herbeizuführen. 
Ich zähle auf Euch, wie Ihr mir vertrauen dürft! 

Der Generalmajor und Kommandeur ꝛc. v. Beyer.“ 
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Nun waren jelbft die Bejorgtejten befriedigt; ſogar 
R.Harnier erklärte mir auf dem Königsplage jeine „Ueber: 
raſchung“. ... Nur mir jelber jchwanden die Bedenken 
noch nicht; aber es war gejchehen, was augenblidlich ge— 
fchehen konnte, und im Uebrigen nahm ich mir vor, jo 
bald als möglich zu Bismard zu eilen oder ihm wenigftens 
zu jchreiben. 

Inzwiſchen war General von Röder, der preußifche 
Geſandte in Kaffel, nah Berlin beſchieden worden, um 
perjönlich Bericht zu eritatten. Derjelbe erhielt vom Könige 
den Auftrag, nad) Kafjel zurüdzufehren und nochmals ein: 
dringlih zu verſuchen, den Kurfürften umzuftimmen. 

Ebenjo war der furheffiihe Gejandte in Berlin, Herr 
von Schadten, vom Könige erfucht worden, in diefem 
Sinne in Kaſſel zu wirken. 

Die nähere Weifung holte ſich General v. Röder bei 
Herrn v. Bismard und ward von diefem bis vor die 
Thür geleitet. Hier legte ihm der Minifter die Hand auf 
die Schulter und jagte: „Nun, Röder, Kurheſſen liegt jett 
in Ihrer Hand!” 

Herr v. Röder hat mir den Vorgang zu zweien Malen, 
nach geraumer Zwijchenzeit, erzählt; ich muß aber be 
fennen, daß zwar die Worte jedes Mal ziemlich diejelben 
waren, daß aber Ton und Sinn, der hineingelegt zu 
werden jchien, mir nicht immer gleich zu fein dünften. 
Ein Mal hatte es den Anjchein, als habe Herr von Bis: 
mard dem Gejandten, der nach Beyer’s Abzuge, um fic) 
gegen die Hannoveraner zu wenden, zugleich Höchſtkom— 
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mandirender in Kafjel wurde, andeuten wollen: nun fei 
e8 jeine Sache, die Vereinigung Kurbefiens mit Preußen 
herbeizuführen. Das andere Mal fam mir's vor, als habe 
Bismard leihthin ausdrüden wollen: nun, Röder, haben 
Sie die ſchwere Aufgabe; jett jehen Sie zu, daß unjer 
Intereſſe gehörig gewahrt werde. 

Auf der Reife trafen die Herren v. Röder und v. Schach: 
ten zufammen und theilten jich ihre gleichen Aufgaben mit. 

Vormittags am andern Tage kam dann Herr von 
Schachten freudeitrahlend zu Röder und erklärte diejem, 
er jei joeben beim Kurfürjten gemefen und dieſer habe 
alle Forderungen Preußens zugeftanden. 

Da ermwiderte aber v. Röder, wie er mir weiter er: 
zählte: Ja, Herr von Schadten, jett iſt's zu ſpät; ich 
bin nur noch preußifcher General und habe als folder 
zu handeln. 

Wie, Ercellenz, habe v. Schadhten ausgerufen, Sie 
wollen die Verantwortlichfeit übernehmen,. dem Könige 
die Bereitwilligfeit des Kurfürften nicht zu melden? 

„a, das werde ich,” ſei die Antwort gemejen. 

Bon Berlin wäre nämlih am Morgen ein Tele: 
gramm Bismard’s eingelaufen: Der König fieht den Ihnen 
ertheilten Auftrag als zurüdgezogen an. 

Die fo vielfach aufgeftelte Behauptung, der Kurfürit 
habe bis zulegt beharrlich an feinem „Rechte“ feſtgehalten, 
entbehrt alfo der gejchichtlichen Wahrheit. 

Es fam dann der Befehl, den Kurfürften als Kriegs: 
gefangenen nach Stettin abzuführen. er 
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„Aber wie den Halsjtarrigen Herrn fortbringen?“ 
erzählte Röder weiter. „Als ich zu ihm fam, war an 
gutwilliges Abreifen fein Gedanke... Da fam mir der 
Einfall, den Kurfürften an jeine Verwandtichaft mit dem 
Könige zu erinnern. „„Ich darf mich nicht unterfangen, 
Ew. Eönigl. Hoheit einen Rath zu ertheilen, ſonſt““ ... 

„„Doch, doch,” unterbradh ihn der Kurfürft, „reden 
Ste, rathen Sie!““ 

„Dann,“ fuhr Röder fort, „würde ich gehorfamft 
anheimgeben, mit Rüdjicht auf Ihre VBerwandtichaftsver: 
hältniffe nach Berlin zu gehen und Ihrem Vetter jelbft 
Alles vorzuftellen.” 

„nDas werde ich tun, das will ih thun,““ rief der 
Kurfürft.“ 

Und fo kam's am 23. Juni, Abends 9 Uhr fpät zur 
Abreife. Aber der Weg follte nit nach Berlin zum 
Könige, jondern fofort nad Stettin gehen. — 


Meine Reife nad Berlin ftieß auf Hinderniſſe; 
Dunder aber wurde unruhig und fürchtete wegen feiner 
Stellung. Sch jchrieb daher am 24. Juni an Bismard, 
rühmte Dunder’s Thätigfeit und Geſchick und empfahl, 
denjelben unter Erlaß einer „Löniglihen Verkündigung“ 
zum Statthalter zu beftellen. 

Allein der Würfel war jchon gefallen oder fiel anders, 
als ich wünſchte. Unterm 28. Juni antwortete Bismard, 
daß „für die Dauer des Krieges ein Statthalter von nicht 
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militärifjhem Charakter grundjäglich nicht ernannt werden 
fönne; daß er zum Givillommifjfar Herrn Geheimen Re: 
gierungsrath Dunder vorgeihlagen habe; dab indefjen 
von jeinen Kollegen eingewendet worden jei, „berjelbe 
habe nie Gelegenheit gehabt, in der Verwaltung praf: 
tiihe Erfahrungen zu machen” ꝛc. ıc. 

Das war nun allerdings meift richtig, aber auch für 
die einftweilige Stellung nad) den obwaltenden Umftänden 
höchſt unerheblih. Am meiften mochte wohl den Herren 
„Kollegen“ die Anſprache vom 21. Juni, deren Aufnahme 
in das Gejegblatt ich wiederholt, aber vergebens, verlangt 
batte, auf die Nerven gefallen fein. Es wurde daher der 
General der Infanterie v. Werder zum Militär-Gouver: 
neur von Kurheſſen und der Regierungspräfident v. Möller 
in Köln zum „Adminiftrator des Kurfürftenthums Heffen“ 
ernannt, welche Beide gemeinjam die Beauftragung der 
Minifterialreferenten durch Herrn von Beyer, die von 
denjelben nach furzer Weigerung und Einjperrung ange: 
nommen war, beitätigten. Beide verfündigten dann am 
28. Juni im amtlichen Gejegblatte „für Kurheſſen“, S. 23, 
folgenden Erlaß: 

„Seiner Majeftät des Königs von Preußen wieder: 
holte Bemühungen, die Seitens des Kurfürften von Hefjen 
Königliche Hoheit unterbrochenen Beziehungen des Friedens 
und der Freundſchaft zwiſchen den beiberfeitigen Staaten 
mwiederherzuftellen, find erfolglos geblieben. Des Königs 
Majeität haben Sich hierdurch gezwungen geſehen, die 
Regierung Seiner Königlihen Hoheit des Kurfürften zu 
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fuspendiren, biefelbe im Intereſſe des Landes einftweilen 
Selbft zu übernehmen und des Kurfürften Königliche 
Hoheit einzuladen, für die Dauer des Krieges Seinen 
Wohnſitz nah Preußen zu verlegen. 

Seine Majeftät der König haben geruht, den unter: 
zeichneten General der Infanterie zum Milittär-Gouverneur 
von Kurhefjen zu ernennen, unter deſſen Autorität der 
unterzeichnete NRegierungs: Präjident als Kommiſſarius 
Seiner Majeität die Verwaltung des Kurfürftenthums 
leiten wird. 

Indem wir unfere Funktionen antreten, ertheilen 
wir dem kurheſſiſchen Volke die Zuficherung, daß die 
Zandesverfaffung beobachtet und aufrecht erhalten 
und daß nad den rechtmäßigen Landesgejegen verwaltet 
werden joll, jomeit nicht der Kriegszuftand Ausnahmen 
nothwendig macht. 

Wir werden die Intereſſen des Landes gewillenhaft 
wahrnehmen, die Laſten, welche der Kriegszuftand dem— 
jelben auferlegt, joweit wir vermögen, zu mildern und 
die Wohlfahrt des Landes, ſoweit unjere Kraft reicht, zu 
fördern ſuchen. Wir rechnen in diejen Beitrebungen auf 
bereitwilliges Entgegenfommen der Bevölkerung des Kur: 
ſtaates. 

Wir beſtätigen den Auftrag, welchen der General— 
Major v. Beyer dem Geheimen Regierungsrath Mittler, 
dem Oberfinanzrath Ledderhoſe und dem Obergerichtsrath 
Etienne ertheilt bat: die laufenden Gefchäfte in den 
Minifterien des Innern, der Finanzen und der Juftiz nad) 
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der Zandesverfaffung und den Landesgejegen einjtweilen 
fortzuführen. Wir weiſen die Zandeskollegien und deren 
Mitglieder, ſowie die übrigen Beamten und Diener an, 
den Verfügungen des unterzeichneten Adminiftrators Des 
Kurfürftenthums und den Anordnungen der vorgedachten 
Minifterialreferenten Folge zu leiften, die ihnen obliegen- 
den Pflichten zu erfüllen und die Geſchäfte nad den Be— 
ftimmungen der Gejege fortzuführen.“ 

Herr von Möller war ein wohlwollender, thätiger 
und einfichtsvoller Mann, wurde aber nad) furzer Zeit 
einigen Schmeihlern und Mauljchwägern jo zugänglich, 
daß er nicht jo jegensreich wirkte, als es wohl hätte der 
Fall jein können. Doch hat er mandes gute Andenfen 
in Kafjel binterlafjen. 

Die Kriegsereigniffe gingen bald über alle Erwart: 
ungen hinaus. Nach dem Tage von Königgräß war mir’s 
perjönlich nicht mehr zweifelhaft, daß es um bie ftaatliche 
Selbitftändigkeit Kurheſſens gejchehen ſei. Wie ſchon an: 
gedeutet, kannte ich die defhalbigen Neigungen und Be— 
ftrebungen Bismard’s zu gut. Und was den König jelbft 
anlangte, jo hatte es noch feinen Hohenzollern gegeben, 
der nicht die Vergrößerung des Staatsgebiets im Auge 
gehabt hätte. Es fonnte ſich deßhalb nur darum handeln, 
die Zufammengehörigfeit unferes Landes und ein möglichit 
erhebliches Stüd Eigenthümlichkeit, Selbftbeftimmung und 
Selbftverwaltung zu retten. 

Die Freunde in Hannover gingen viel leichter und 
entihiedener auf den Gedanken der Einverleibung los, 
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als die Kurheſſen. Dabei war wohl der Gedanke mitbe: 
jtimmend, daß mit der hannoverifchen erften Kammer 
auf den neuen Bahnen Ichlechterdings nicht weiter zu 
fommen jei. 

Man hatte auf den 12. Juli eine große Verſamm— 
lung nah Hannover zur DBeratbung unferes künftigen 
Verhaltens ausgejchrieben. Auch ich nahm daran Theil; 
aber ich befenne, daß ich nicht mit leichterem Herzen zu: 
rückkehrte, als ich gegangen mar. 

Gleichwohl mußte ich daran gehen, in der Morgen: 
zeitung die Bevölkerung nah und nad mit dem Ge- 
danken vertraut zu machen, mit Preußen vereinigt zu 
werden. Es geihah das in mehreren Leitartifeln, bei 
deren Abfafjung der doppelte Gejichtspunft maßgebend 
war, einerjeits die Leſer allmählich auf das Hinzuführen, 
was mit großer Wahrjcheinlichkeit bevorftand, aber Vielen 
am menigiten zufagte und mit der VBerfündigung vom 
21. Juni in grellem Widerſpruche ftand: die Einver: 
leibung, andererjeits nicht voreilig aus der Wahrjchein: 
lichkeit eine Gemwißheit zu machen und jedenfalls eine 
folde Art des Anjchluffes zu empfehlen, die dem Lande 
ein möglichſt großes Maaß von Gelbitftändigfeit und 
Selbitvermwaltung beließ. 

Ah zählte daher einjt in einem Leiter verjchiedene 
Möglichkeiten auf, welche uns bevorftehen könnten. Dabei 
war namentlih auch die Perfjonal: Union erwähnt; der 
Einverleibung aber war nicht ausdrüdlich gedacht. 

Daraus hatte nun ein Berichterftatter der National: 
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Zeitung den etwas leichtfertigen Schluß gezogen, ich jei 
für eine „PBerfonal:Union“, und war mit einer deshal- 
bigen Andeutung jehr überflüffiger Weile zu Marfte 
gezogen, natürlih unter Nennung meines und unter 
Nihtnennung jeines eigenen Namens. Es mag dies 
den Anlaß gegeben haben, daß es nachgehends wiederholt 
hieß, ich habe eine Perjonal:Union herbeiführen wollen 
und daß die National:Zeitung noch nad Fahren be: 
bauptet hat, ich und beziehungsmweife die Morgenzeitung 
jeien dafür eingetreten. 

Gleichwohl hatte ih, wie wir jpäter jehen werden, 
die „Vereinigung des Staatsgebiets“ mit Preußen aus: 
drücklich gebilligt, alſo zweifellos eine wahre Real-Union 
befürmortet, während ich über die Bedenken, die eine bloß 
perjonelle Staaten:Verbindung hat, ſchon jeit einem Men: 
Ichenalter nicht mehr im Zweifel geweſen war. 

Uebrigens wurde in mehreren heſſiſchen Blättern, 
namentlich in der Tagespoit, im Monat Juli, ſehr eifrig 
für die reine Perjonal:Union gefchrieben, gerade wie nach— 
gehends Franz Dunder im Abgeordnetenhaufe dafür ein- 
trat und wie ich ſelbſt vielleicht ſcherzweiſe bemerkt haben 
mag, nur jo fünne meine „geliebte Verfaffung“ erhalten 
werden. 

Unterm 12. Juli lud mid Graf Eulenburg nad 
Berlin ein „zu einer Beiprehung über die Mittel und 
Wege, welde in der gegenwärtigen Lage am meiften 
geeignet jein könnten, die nationale Selbitbeftimmung 
Deutihlands zu fihern”. Ich folgte der Aufforderung, 
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die Conferenz verlief jedoch ohne erhebliche Reſultate. 
Gern hätte ih mit Bismard, der beim Heere war, ge: 
fproden. Allein der Weg in’s Feldlager wurde mir jo 
Ihwierig gejhildert und dazu war mein Gejundheits: 
zuftand jo bedenklich, daß ich vorzog, die Rückkehr des 
Minifters abzumarten, zumal eine frühere endgültige Ent- 
Icheidung doch nicht bevoritand. 

Um in der Zwiſchenzeit der Berliner Staub: und 
Choleraluft zu entgehen, machte ich einen Abſtecher nad 
Meitpreußen, das ich no nicht fannte, namentlich nad) 
Marienwerder, Marienburg, Danzig ꝛc. 

Am 6. Auguft ward der preußifche Landtag eröffnet. 
Sn derjelben Nacht Tehrte ich nad) Berlin zurüd. Am 
7. Auguft hielt der Ausfhuß des National-Bereins da- 
ſelbſt Sigung und beſchloß eine Erklärung an die Mit: 
glieder, die faum mehr als ein Zeugniß der peinlichen 
Lage war, in melde ihn glei dem preußiichen Abge- 
ordnnetenhaufe die glänzenden Erfolge Bismard’s verſetzt 
hatten. 

„Auf den Trümmern des bisherigen deutfchen Bun: 
des,” hieß es unter Anderm, „joll der Bundesitaat, der 
jeit vielen Jahren das Ziel der nationalen Bewegung 
geweſen, unter Umftänden aufgebaut werden, welche die 
nationale Bartei nicht gewollt hat und nicht vorausjehen 
fonnte . . . Ungeachtet aller glänzenden Erfolge auf dem 
Schladtfelde bleibt die preußifche Staatsgewalt aber auf 
die deutjche Nation ebenfo angewiejen, wie die Deutjche 
Nation auf die preußiihe Staatsgewalt“ ... 
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Ich hätte meines Theil zu mandem ein Frage: 
zeichen machen können ; bie legthervorgehobenen Säte aber 
waren zweifellos richtig. Und das erkannte auch Bis- 
mard an. 

Am Abend des 7. Auguft, faſt um Mitternacht, hatte 
ich eine Unterredung mit dem Siegreichen, der ſich aber 
nicht im Mindeften des Sieges überhob. Auch den Be- 
fiegten gegenüber benahm er ſich mit äußerfter Mäßigung. 
Frankreich dagegen, defjen Botjchafter während der ganzen 
Zeit der Unterredung im Vorzimmer war, vernahm eine 
Sprade, die deutlich bewies, daß ein gehobenes Selbjit- 
bewußtjein in Berlin herrſchte. Mag Napoleon verſuchen, 
was er fann, fagte mir Bismard; „wir wiſſen jegt, wie 
ftark wir find.” 

„And der Sieger darf auch im Innern Frieden 
machen“, ermwiderte ih. — 

„Sewiß, gewiß! wir werden um Indemnität ein: 
fommen, das wird Biele verföhnen.” 

Bismard ſah blak und angegriffen aus, aber fein 
Geſicht zeigte eine wahrhaft verflärte Heiterkeit. Er trat 
mir mit faſt vertrauliher Freundlichkeit entgegen und 
ſcherzte ſogleich: 

„Nun, bald hoffe ich Sie als Oppoſitionsmitglied 
des Abgeordnetenhauſes zu ſehen; darum keine Feind— 
ſchaft!“ 

Ich entgegnete, daß ich „nicht in dieſe Lage zu 
kommen gedenke“ . . . Man konnte das auch jo verſtehen, 
als hoffe ich noch, der Einverleibung zu entgehen; allein 
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daran mochte und mollte ich in Wahrheit ſchon längſt 
nicht mehr glauben, wie widerwärtig mir auch gerade in 
dieſen Tagen wieder „die preußifche Eigenthümlichkeit”, 
abgejehen von der Kriegstüchtigfeit, erfchienen war. 

Freilih Fam noch Biel auf die Antwort an, welche 
Benedetti erhielt und aus Paris zurüdbrachte; allein wer 
hätte auch dem Aergften entgehen mögen durch den 
fiegenden Einfluß Frankreichs? 

Der draußen, meinte Bismard, den jcherzenden Ton 
noch etwas feithaltend, wird mit meiner Antwort „noch 
weniger zufrieden jein, als Sie”; und als ich eine ent- 
iprechende Frage daran Fnüpfte, fuhr er fort: „eine Ein- 
verleibung von Apenrade bis Mainz” wird in diejen 
Tagen „Europa bingemworfen” werden, um zu jehen, 
welchen Eindrud das macht; die franzöfifchen Gelüfte aber 
werden wir zurückweiſen. Hinfichtlid des Südens ſchien 
B. wohl weitgreifende Abfichten zu hegen, fie aber vor 
der Hand vertagt zu haben; wie jchon früher, bob er 
auch jegt, jedoch Elarer, die Mainlinie hervor. 

Als ih fragte, warum man jet den glänzenden 
Siegeslauf nicht fortgefegt und Alles mit einem Schlage 
erledigt habe, rief er, plöglich ernft werdend, ja fait finiter 
ausſehend: „Sie haben noch fein Schlachtfeld gejehen ... 
Furcht vor Franfreih war es nit; wir wären früher 
am Rhein geweſen, ala die Franzojen; aber die Cholera 
... ich erhielt die bedenklichſten Berichte.” 

Dann famen wir wieder auf die bejegten Länder, 
auf die Einverleibung zurüd. Bismard nannte es jegt 
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„Anſchluß an Preußen“, wobei ja eine ausgedehnte 
„Selbſtverwaltung“, „eine Art Perſonalunion“ beſtehen 
könne. Als ich dieſen Punkt, der ſich in einer gelenken 
Redewendung ſchnell verlor, wieder hervorzog, meinte B., 
daß Perſonalunion freilich keine löbliche Staatsform ſei 
und daher jedenfalls nur einen Uebergang bilden dürfe. 

Ich Eonnte ihm hierin nur beipflichten, wenn ich’s 
auh mit großer Zurüdhaltung that und wiederholt auf 
die Stimmung in Heſſen hinwies. Man jet dort gut 
deutſch und auch gut preußiſch gefinnt, aber die Leute 
wollten doch auch Heffen, wollten beifammen bleiben, ihre 
Angelegenheiten, jomweit nicht die deutiche Einheit in Be— 
tracht komme, felbit ordnen ... Eine geraume Ueber: 
gangszeit mit möglichiter Selbititändigfeit unter einem 
Statthalter, etwa einem Prinzen, das würde in Helfen 
und aud mir am meiften zujagen. 

„In diefer Hinficht,” erwiderte B., „werden Sie an 
mir ftets die eifrigite Stüße finden.” 

Hinfihtli der Zujammengehörigfeit und der Selbft- 
verwaltung hat er treulih Wort gehalten; ob er aber 
den Statthaltergedanten und die Berufung und Beibe- 
haltung der Stände als bejondere Landesvertretung, 
demnächſt mit provinzieller Bedeutung, immer ernithaft 
unterjtügt oder gewollt hat, ift mir doch zweifelhaft. 

Mein Plan ging darauf hinaus, daß der Kronprinz 
von Preußen nad) Kaffel ziehe und mit ausgedehnten 
Befugnifjen die Statthalterfchaft führe. Ich weiß auch, 
daß das fronprinzlihe Paar diefem Gedanken jehr geneigt 
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war; ich weiß aber nicht, durch weſſen beſondere Einwir- 
fung die Sache vereitelt worden ift. 

Ueber die Geftaltung der deutjchen Angelegenheit 
ſchien Bismard noch wenig im Klaren zu jein. Gein 
Hauptaugenmerk war vor der Hand auf ein vergrößertes 
Preußen gerichtet. Doch gab er, jo viel ich bemerfen 
fonnte, den „Bundesftaat” durchaus nicht auf. 

Schließlich kam Bismard noch insbejondere auf Helfen 
zurüd. Die Berufung des Landtags, welche ich betonte, 
möge noch etwas beanjtandet werden, meinte er, „da es 
nun doch ſchon jo lange gedauert habe“; auch wiſſe man 
ja nicht, „welcher Beſchluß“ bevorftehe. Die Berufung 
folle „dann vom Könige jelbit“, nicht vom Adminiſtrator, 
erfolgen. Aehnlich verhalte es fich mit der „Verkündigung 
der Geſetze“, nämlich der vom kurheſſiſchen Landtage be: 
reits angenommenen Gefegvorlagen, die aber weder der 
Kurfürft, noch der „Adminiftrator von Kurheſſen“ Hatte 
verfündigen wollen... Indeſſen, ſchloß Bismard und 
drücte mir zum Abſchied die Hand, werde er diefen Punkt 
und die Dber-Appellationsgerihtsfrage noch bejonders in 
Betracht ziehen. Uebrigens möge ih ihm über meine 
Anſchauungen baldigft eine furze Denkfchrift jenden und 
mid nöthigen Falles behufs weiterer Beſprechung an die 
Herren Dunder, Bucher und v. Keudell wenden. 

Am 8. Auguft ſchrieb ich das Wichtigite an meinen 
Bruder, um davon vertrauliden und umfichtigen Gebraud) 
zu maden. „Es wird jegt Alles darauf ankommen,” be: 
merkte ih, „in Verwaltung, Juftiz und Finanzen jo viel 
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Celbititändigfeit 2c. als möglich zu retten... Die vor- 
lauten Annerionsgelüfte einiger Kaffelaner (auch Junger— 
mann’s, der bier war) werden dabei aber nicht ohne 
Nachtheil fein” ... 

In demjelben Augenblide rief mich ein Telegramın 
wegen einer „traurigen Angelegenheit” zurüd; ich konnte 
mich aber nicht entfchließen, demſelben nachzufommen und 
jchrieb meinem Bruder, er möge jelbit das Nöthige be— 
forgen, denn e8 hänge jeßt „von der Benugung des Augen: 
blicks zu Viel ab“. 

Dann entwarf ich einen Leiter über den „Anſchluß 
Kurheſſens“ für die Morgenzeitung, der am 10. Auguft 
erihien, um die Kurheſſen jeßt des Weiteren auf das 
Unvermeidlihe binzumweifen. Ich hebe daraus folgende 
Stellen hervor: 

„Wir haben von jeher eine bundesftaatliche Neu: 
geitaltung Deutjchlands als diejenige Form betrachtet, 
durh welche die Ummandlung der Kleinftaaterei in ein 
einheitliches Staatswejen, ſowohl dem Auslande als dem 
Sonderbewußtjein der einzelnen Stämme gegenüber, am 
leihteiten und gebeihlichften vermittelt werden Fönnte. 
Insbeſondere wünſchten wir auch hinfichtlich unferes eige- 
nen Landes, daß daſſelbe ein jelbitjtändiges Glied eines 
mit Parlament und ftarfer Centralgewalt ausgejtatteten 
bundesftaatlihen Reichs abgeben möge. Leider hat die 
Verblendung nicht blos der kurheſſiſchen, fondern aud 
mander anderen Regierung der Verwirklichung des bun- 
desftaatlihen Gedankens verhängnißvoll entgegengemirkt. 
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Zwar war es noch immer möglich, daß namentlich auch 
unfer Kurheflen ein befonderes Staatenglied bei der 
Umgeftaltung Deutichlands bilde; wir haben Fürzlich die 
verschiedenen Formen und Borausjegungen, unter denen 
dies geſchehen könnte, hervorgehoben; allein es ift in- 
zwifchen Nichts gefchehen, was geeignet wäre, dem Kur: 
hauſe die, wenn auch noch jo beſchränkte Fortdauer des 
Thrones und auf diefe Weije eine gewille Selbititändig- 
feit des Landes zu fichern. Wohl aber haben die Kriegs: 
und Friedensereignifje inmittelft eine Wendung genommen, 
welche es geftatten, daß Preußen nicht bloß eine nord: 
deutſche Einigung in bundesftaatliher Form in’s Leben 
rufe, jondern auch vor allen Dingen fein eigenes Land 
durch Einverleibung eroberter Gebiete in längjt ge: 
wünjchter Weife vergrößere, abrunde und verbinde. Ins— 
bejondere wird Kurheſſen in diefer Beziehung in’s 
Auge gefaßt. Wie die Dinge gegenwärtig liegen, iſt fajt 
jede Ausficht geſchwunden, daß der Kurfürft oder der 
„Thronfolger” oder irgend ein anderes Glied des Kur- 
hauſes unter irgend welcher Bedingung in den neuen 
Bund werde aufgenommen werden. Es handelt fich nur 
noch um den Anſchluß Kurheffens an Preußen unter 
möglichſter Wahrung feiner eigenthbümlihen Le: 
bensverhältnifje. Ob dies mehr in Form einer Per: 
fonalunion oder mehr Durch Einverleibung gefchehen werde, 
bleibt abzuwarten; jedenfalls dürfte feftftehen, daß der 
Kurfürft als Regent nicht zurückkehrt. — Soweit alfo 
haben es die Rathichläge Eopflofer Menſchen gebracht! 
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Wie oft ift nicht auf einen ſolchen Ausgang der unjeligen 
kurheſſiſchen Regierungsweiſe warnend hingewieſen worden! 
Wir ſelbſt haben es an Mahnungen nicht fehlen laſſen. 
Wir find mehr als ein Mal beftrebt gemwejen, die Bejei- 
tigung des Kurfürften zu verhüten; noch in den legten 
Tagen und Augenbliden haben wir nad Kräften dahin 
zu wirten geſucht, daß an rechter Stelle die rechte Er: 
fenntniß zum Durhbrud komme. Allein die Berblendung 
it geblieben, das Verhängniß hat jeinen Verlauf. — 
Hoffentlih wird aber das kurheſſiſche Volk die Feindfelig: 
feit jeines Fürftenhaufes nicht zu entgelten haben. — 
Wenn Staaten wie Oldenburg und Koburg, wie Bremen 
und Walded, mit Recht eine möglichjt große Selbſiſtän— 
digfeit behalten jollen, jo hat gewiß das kurheſſiſche Volf 
durch feine ganze Haltung einen Anſpruch auf eine an: 
nähernd ähnliche Behandlung erworben; denn an ihm 
und jeinen Vertretern hat es doch wahrlich nicht gelegen, 
wenn das Verhältnig zu Preußen nicht gleich von der 
Art war, wie es hätte jein jollen. — Durch wiederholte 
feierlihe Verfündigungen iſt die Aufrechthaltung unferer 
Berfajjung, jowie die Handhabung derjelben und der 
rehtmäßigen Geſetze zugefagt worden. Es läßt fich 
nicht abjehen, wie dies Verſprechen jollte erfüllt werden 
fönnen, wenn dem Kurjtaate nicht eine gewijje Selbit- 
jtändigfeit belajjen würde. So geredtfertigt es ift, daß 
die gefammte Militärhoheit der Einzeljtaaten, daß ferner 
die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten, ſowie über: 
haupt alle Befugniffe, welche die deutihe Reichsverfaſſung 
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der Gentralgewalt zugemwiejen hat, auf Preußen als Vor: 
ftand des Bundesftaats übergehen, jo wenig würde e& zu 
billigen, würde es Elug fein, wenn unjerem Lande nicht 
eine ausgedehnte Selbititändigfeit in Betreff der 
jonftigen Bermwaltungsverhältniffe und namentlich hin: 
fihtlih der Rechtspflege und des Steuerweſens 
verbliebe.” 

Mein Gejundheitszuftand war zum Umfallen. Un: 
mittelbar an meinem Gafthofszimmer ftarb ein Magde: 
burger an der Cholera. Doch nahm ich mich zufammen 
und jandte am 10. Auguft dem Minifter die gewünfchte 
Denkichrift, am 20. einen Nachtrag, beides in Concept, 
mit der Bitte um Rüdgabe nad) genommener Abjchrift, 
da ich in der That völlig außer Stande war, jelbit ein 
Mehreres zu leiften. 

Unmittelbar darauf ging mir aus Kaffel eine Eleine 
Brojhüre zu: „Kurheſſens Anſchluß an Preußen; von 
einem Kurheſſen“ — welche im Weſentlichen faft dieſelben 
Gedanken ausſprach, welche ich jelbit eben entwidelt hatte. 
Sie rührte, wie id nachträglich erfuhr, hauptſächlich von 
Bähr her und war das Ergebniß einer Beſprechung, welche 
zwifchen Wiegand, Bähr, Weigel u. A. Statt gefunden 
hatte. Gleichzeitig wurde verſucht, einen vollftändigen 
Gejegentwurf zu formuliren, der gegen den 14. Auguft 
dem Abminiftrator von Möller in Kaſſel überreicht ward. 

Auch Dr. R. Harnier hatte einen folchen Entwurf 
gemacht, den mir mein Bruder gegen ben 27. Auguft in 
Abſchrift mittheilte. Derfelbe war mehrfah im Sinne 
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einer Verjonal-Union ausgeführt, jo daß fich die Blei- 
federbemerfung von meiner Hand am Rande befindet: 
„Richt nachgiebig genug”. 

Wiegand und Andere jchrieben annähernd in dem: 
jelben Sinne. Ich durfte aljo zu meiner Freude annehmen, 
daß ich mich Hinfichtlich des Anjchluffes an Preußen mit 
den einfihtsvolliten und einflußreichiten Perſonen in Kafjel 
in gutem Einflange befand, ja daß ich fait am weiteften 
ging. Wir werden aber jehen, wie jich das jpäter ur: 
plöglich zu meiner höchiten Ueberraſchung änderte. 

Der weſentlichſte Inhalt meiner Denkſchrift war 
folgender: 

„Anſchluß“ — jo hatte Bismard ſelbſt ſich ausge: 
drückt — d.h. Gebiets⸗Vereinigung Kurheſſens mit Preußen, 
unter „Vermeidung aller Schulausdrücke“, aber mit Feit- 
ttellung „der konkreten Verhältniſſe“. 

Genügender Uebergangszuſtand; vor der Hand feine 
Theilnahme an der preußiſchen Landesvertretung; jofern 
man dies aber doch wolle, Wahlen nach den preußijchen 
Gejegbeftimmungen. „Bis auf Weiteres” Fortbeftand der 
kurheſſiſchen Ständeverjammlung als Sonderlandtag mit 
gefteigerter Thätigkeit; einjtweilige Beibehaltung der 
Gerichtsverfaſſung, des Steuerwejens ꝛc.; vorläufige 
Landesregierung mit einem Statthalter, eventuell Prä— 
ſidenten. 

Demnächſt möglichſte provinzielle Selbſtſtändigkeit; 
beſondere Geſetzgebung für die lediglich heſſiſchen An— 
gelegenheiten, ſoweit nicht die Reichsgeſetzgebung und die 
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Geſetzgebung Preußens entgegenitehen; Selbitverwaltung 
in weitem Umfange. 

Im Berhältniffe zum Reiche betonte ich eine ftarfe 
Gentralgewalt, „volle Militärhoheit” des Reichs, Einheit 
der Vertretung nah Außen, der Verkehrseinrichtungen zu 
Waſſer und zu Lande u. ſ. w. u. f. w. Auch meinte ich, 
die Reichsgewalt müfje jo viel als möglich dergeftalt an— 
gelegt werden, daß der einjtige „Uebergang vom Bundes: 
ftaate zum Einheitsftaate mit ſtarken provinziellen 
Gelbitftändigfeiten” ohne allzu große Schwierigkeiten 
vermittelt werden könne. Entjchieden aber müſſe der 
Reichstag das Uebergewicht über den preußifchen Landtag 
haben und eine allmähliche Herbeiführung „angemefjener 
Provinzialverfaffungen in Preußen mit Selbitverwaltung“ 
in's Auge gefaßt werden. 

Das Hang denn freilich etwas anders als die Wünſche 
und Beitrebungen der „Stodpreußen“, bezw. der „preußi: 
ſchen Bartifulariften”, wozu leider auch Männer wie Tweiten 
und viele Andere, deren Namen fonft ben beiten Klang 
hatten, gehörten. 

Auch die National:Zeitung ward in diefem Sinne 
beherrſcht, während ihr Hauptredafteur Dr. Zabel ein 
„treffliher Menſch“, aber eine vollitändig eitle Null war. 
Es wurde jogar offen von ihr ausgejprochen, daß in dem 
vergrößerten preußiihen Abgeordnetenhaufe die Volks: 
vertretung des Bundes gegeben jei und man von einem 
„neugebadenen Reichstage” nichts wifjen wolle. 

Am 15. Auguft fehrte Benebetti nach Berlin zurüd. 
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Franfreih nahm die Weigerung Bismard’s, über irgend 
eine Gebietsabtretung zu verhandeln, und die beabfich- 
tigten Einverleibungen einftweilen mit guter Miene bin 
und verſchob feine eigenen Pläne auf günftigere Zeiten. 

Deito ungehinderter ftand jegt Preußen. Bismard 
aber ward eher gemäßigter als kühner. 

Am 18. hatte ic) eine kurze Unterredung mit Herrn 
v. Keudell. Derjelbe theilte mir mit, daß erſt ganz vor 
Kurzem über eine Botjchaft an den Landtag wegen Kur- 
heſſens beſchloſſen worden und daß dabei meine Zufchrift 
an Herrn v. Bismard von „erheblihem Einfluß” gewejen 
jei. Die Vorlage werde mir ſchon gefallen. Bei Einzeln: 
fragen komme es zunächſt auf die Anträge des Herm 
v. Möller an; gegen Den möge ih daher nur „alle 
Schleuſen“ öffnen. 

Unterm 12. Auguft war dem preußiſchen Landtage 
ein Gefegentwurf für die Wahlen zum Reichstage des 
Norddeutihen Bundes vorgelegt worden; unterm 17. 
folgte eine königliche Botichaft in Betreff der eroberten 
Länder nad. Gemäß dem Art. 55 der preußifchen Ver— 
faffung wurde nur um die „Einwilligung beider Kammern“ 
nachgefuht, daß der König die Regierung übernehme. 
Aus den Beweggründen und aus einer Betrachtung der 
amtlihen Provinzial-Correſpondenz, die leider einen 
bebenklihen Mangel an juriftiiher Präcifion erkennen 
ließ, ging zwar zur Genüge hervor, daß es fih um eine 
dauernde Bereinigung mit Preußen handele; allein es 
war nun doch die beſte Ausficht vorhanden, daß „vor 
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der Hand ein Uebergangszuftand” Statt finden 
werde, den man als eine Art PBerjonalunion, wie der 
- gewöhnlide Kunſtausdruck lautete, bezeichnen durfte. In 
einem Leiter für die Morgenzeitung vom 20. Auguft, 
„Die Vereinigung mit Preußen” überfchrieben, jprach 
ic) mi in diefem Sinne aus, um die Gemüther daheim 
jo viel als möglich zu beruhigen, nachdem ich jchon am 
18. eine Erörterung über die „fünftige Stellung der Offi— 
ziere”, die ein Gegenftand vielfaher Bejorgnijje war, ver: 
öffentlicht hatte. 

Das Herrenhaus erflärte ohne Weiteres feine Zu: 
jtimmung zu der Föniglichen Botjchaft ; das Abgeordneten: 
haus aber, das damals, mit geringen Ausnahmen, aus 
„Liberalen“ beſtand, hatte es anders im Sinn. Daſſelbe 
wollte um jeden Preis eine That verrichten. Nach den 
großen Erfolgen Bismard’s, wodurch fait die geſammten 
Liberalen in eine wenig beneidenswerthe Lage gefommen 
waren, dürjtete Jeder nach der Gelegenheit, auch Etwas 
zu vollbringen. Und da PBerjonalunionen nad anerkannten 
Grundjägen feine Staatsformen find, die auf die Dauer 
Beifall verdienen, jo fiel man mit wahrhafter Mordgier 
über die Bismarck'ſche Vorlage her; die Vernichtung und 
Berbefjerung derjelben jollte ein parlamentarifches Königs: 
grätz bilden. 

Hätte man fi vor der Hand mit der einfachen 
Gebietseinverleibung begnügt, oder hätte man fich wenig- 
ftens die Mühe gegeben, die einſchlägigen, namentlich die 
kurheſſiſchen Rechtsverhältnifje gründlich fennen zu lernen 
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oder zum menigften die Anfichten erfahrener Männer 
darüber zu hören, jo wäre ja der ganze Eifer erflärlich 
und erträglich gewejen. Gegen den eriten $ des Kom: 
miffionsentwurfs 3. B. war nad) Lage der Dinge nicht 
das Mindefte einzuwenden. Derfelbe beitimmte: 
„Das Königreich Hannover, das Kurfürftenthum 
Heſſen ꝛc. werden in Gemäßheit des Art. 2 der 
Verfaffungsurfunde für den preußiihen Staat 
mit der preußifhen Monardhie für immer ver: 
einigt.“ 

Sch jelbit habe gegen dieje Vereinigung feine Be 
denken erhoben; alle unſere Wünfche ließen ſich dabei, 
wenn auch von einer ftaatlihen Selbftftändigfeit abgeſehen 
werben mußte, vollftändig befriedigen. 

Anders aber verhielt es fich mit dem 8 2. Nach 
langen Berathungen ſchlug die Kommiſſion Folgendes vor: 

„Die preußifche Verfaffung tritt in diefen Landes: 
theilen am 1. Dftober 1867 in Kraft. Die zu 
diefem Behufe nothwendigen Abänderungs-, Zufaß: 
und Ausführungs:Beftimmungen werden durch be: 
jondere Gefege erlafjen.” 

Ich traute meinen Augen nicht, als ich das zu Gefichte 
befam. Das war die bedingungslofe Vernichtung unferer 
unſchätzbarſten Einrichtungen, die ſchrankenloſe Ueberlie- 
ferung an die Diktatur in der Zwiſchenzeit, und zwar 
nicht an die des auswärtigen Amts, des Herrn von Bis— 
marck, ſondern an die der einzelnen Miniſter, der Herren 
v. d. Heydt, Grafen zur Lippe ꝛc. x. 
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Und dabei hatte man nicht einmal den Muth, es 
far auszuſprechen; die Diktatur wurde nicht dur) das 
Geſetz eingeführt oder im Geſetze anerkannt, fondern 
ſtillſchweigend gewährt. Dafür ward fie fpäter deito 
flarer geübt. 

Sch hatte es meiner Seits an Bemühungen nicht 
fehlen lafjen. Ich ging zum Präfidenten, zum Vorfitenden 
der Kommilfion, zum Berichteritatter, zu zahlreichen Mit: 
gliedern, namentlich zu ſolchen, mit denen ich ſeit Jahren 
im Nationalverein gewirkt hatte. Aber Alles vergebens. 
Das Hauptunglüd war, daß Niemand, Niemand ohne 
Ausnahme, unjere Berfaffung, unjere Rechtspflege, unjere 
bejondern Verhältniffe auch nur halbwegs fannte. Ich 
glaube nicht, daß es damals fünf Mitglieder des Haufes 
gab, die unſere Verfaffung je gelejen hatten. 

Dagegen wollte Jeder der Regierungsvorlage zu Leibe. 
Sa, man war jo mit Blindheit gefchlagen, daß man gar 
nicht merfte, welche Waffe man der Regierung gegenüber 
in der Hand Hatte und durch den 8 2 völlig unnöthig 
und nutzlos zerbrad. 

Hätte man den 8 1 angenommen, alfo eine wahre 
Realunion ausgefproden und dagegen beitimmt, daß 
die Einführung der Verfaffung in Kurheffen und die An: 
näherung der dortigen Berhältniffe an die preußiichen 
Einrihtungen durch bejondere Gejege erfolgen jolle, jo 
würde man es in der Hand gehabt haben, jedesmal die 
werthvollſten Bedingungen für Preußen jelbit zu jtellen. 
Man würde 3. B. die Befugniß der Gerichte, über die 
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Verfaffungsmäßigfeit von Verordnungen und Verwaltungs: 
bandlungen zu erkennen, nicht aufgehoben, jondern die 
Ausdehnung auf Preußen verlangt haben. 

Teergebens ſuchten einzelne Abgeordnete dem allge: 
meinen Strome entgegenzutreten. Der Abgeordnete Löwe 
ließ fich bewegen, einen de&halbigen Verbefjferungsantrag 
einzubringen, gegen welden Bismard nicht das Mindeite 
einmwandte und wodurd wenigitens „die Vorjchriften über 
die Rechtspflege und die Zuitändigfeit der Gerichte“ 
bis zum Erlaß eines abändernden Gejeges in Kraft ge- 
blieben wären. 

Aber auch das ging nicht durch; auch die unendlich 
wichtige Bedeutung diefer Worte wurde nicht begriffen. 
Der Antrag fiel gegen eine Minderheit von etwa 30 
Stimmen, worunter auch Diejenigen waren, die, wie Franz 
Dunder, eine Berfonal:Union wollten. 

E83 war einer der größten Fehler, den wohl je eine 
liberale Partei, die im Beſitz der entjchiedeniten Mehr: 
beit war, gemadt bat. Es werden noch viele Jahre 
vergehen, ehe der Mißgriff wieder völlig eingebracht 
jein wird. 

Alein man hatte doch eine parlamentarische That 
vollbracht! 

v. Bismarck freilich grämte ſich über dieſe That nicht! 
Und Graf Lippe noch weniger! 

So beklagenswerth der Antrag war, ſo ſchmählich 
die Begründung! 

Schon unter'm 24. Auguſt war in der National— 
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Zeitung aufs Aergſte vorgearbeitet worden. Am 25. 
war die Hauptlommiffions-Situng. 

Man entblödete fih nicht, au dem kurheſſiſchen 
Volke gegenüber, um dejjen Rechte es ſich handelte, das 
die Preußen mit offenen Armen aufgenommen hatte und 
dem die bündigiten Zuficherungen gemacht worden waren, 
von „Eroberung“ zu reden. Und obendrein ohne Noth! 

War die Einverleibung nicht zu umgehen, fo genügte 
vollfommen der nationale Gelihtspunft. Preußen hatte 
den geichichtlihen Beruf, die deutſche Einheit zu Stande 
zu bringen. Hielt es hierzu, um die widerftrebenden Mächte 
bemältigen zu können, zunädjft eine eigene Kräftigung und 
Abrundung, bezw. die Unſchädlichmachung binterrüdiger 
Gegner für nötdig, jo wird der Einheitsgedanfe dies nicht 
perurtheilen können. Und in jofern traf Bisinard, wie 
gewöhnlih, den Nagel auf den Kopf, wenn er in der 
Kommilfionsfigung fih gegen den Vorwurf der nadten 
Gewalt verwahrte und fich dedte „mit dem Recht der 
deutſchen Nation zu eriftiren, zu atmen und fich zu einigen, 
zugleih aber mit dem Recht und der Pflicht Preußens, 
diejer deutichen Nation die für ihre Eriltenz nöthige Baſis 
zu liefern.“ 

Aber Preußen durfte dann nicht weiter gehen, als 
der Zweck der deutjchen Einigung und der deutſche Beruf 
Preußens es erheifchten. Es mußte insbefondere die Rechte 
der Kurheſſen, die Nechte des Volfs, die mit der.natio: 
nalen Frage in gar feinem Zufammenhange ſtanden und 
die Stärkung Preußens nicht hinderten, ſchonen. 
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Es mußte vor allen Dingen über ihre höchſten An: 
tereffen nicht ohne Anhörung der eigenen rechtmäßigen 
Vertreter entjcheiden. Dies geſchah aber, und damit es 
mit einem Anjchein von Recht geichehen Fönne, berief man 
fih nicht allein auf das Recht der Eroberung, fondern 
man ftellte jogar den Sat auf, daß „die bisherigen Ver: 
faffungen und die durch fie begründeten ftaatlichen 
Einrihtungen in den eroberten Ländern als erloſchen 
zu betrachten jeien“, daß „eine jede Staatsverfaffung ſich 
auf einen beitimmten Staat beziehe, deſſen Eriftenz und 
Selbftitändigfeit vorausjege und mit dem Untergange des 
Staats von ſelbſt zufammenfalle“. 

Meines Willens hat noch nie ein wiſſenſchaftlicher 
Juriſt eine ſolche Anficht aufgeftellt; die im Bericht an: 
gezogenen Männer, wie Berner, Heffter, Eicher, Bluntjchli, 
jagen entweder gar Nichts über diefe Frage, oder gerade 
das Gegentheil. Die nambafteften Bölferrechtslehrer 
ſprechen fich dahin aus, daß mit der Eroberung, bezw. 
mit dem Friedensſchluſſe zunächſt nur der Landesherr ge: 
wechſelt wird. Der neue Herrjcher tritt ganz in die Stelle 
des befiegten und hat dem Wolfe gegenüber nicht mehr 
und nicht weniger Rechte als diefer! — 

Zwar haben Manche behauptet, daß ber eroberte 
Staat auch einfeitig die Berfaffung des eroberten Landes 
ändern fönne, und es ift dies ein Punkt, über den ſich 
ftreiten läßt. Schwerlih aber hat Jemand die Anficht 
aufgeftellt, daß durch die kriegeriſche Belignahme eines 
Landes ohne Weiteres deſſen Verfaffung „erlöſche“. 
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Schon die älteren Schriften über das Völkerrecht, die 
Werke von Hugo) Grotius, Vattel u. A. machen gewiſſe 
Einſchränkungen hinſichtlich der Befugniſſe des Eroberers. 
Durch Sieg, ſagt Grotius III, 8, kann die Herrſchaft er: 
worben werden, wie fie der beſiegte Herrſcher hat, non 
ultra. Vattel III, 13. 8 201, erwägt ausbrüdlih den 
Fall, wo der Sieger n’a à se plaindre que du souverain 
und entſcheidet, daß er dann nur die Rechte erwirbt, qui 
appartenaient reellement ä ce souverain depossede; 
et aussitöt que le peuple se soumet il doit le gou- 
verner suivant les lois de l’etat. Die Neueren vollends 
und namentlich die Schriftiteller des konſtitutionellen Zeit: 
alters willen Nichts von Rechtlofigfeit oder vom „Er: 
löſchen“ der verfafjungsmäßigen Rechte des Volkes. 

Der Berliner Rechtsgelehrte Berner |pricht ſich aller: 
dings im Staatslerifon dafür aus, daß der Eroberer auch 
die vorgefundene „Berfaffung abändern” könne; allein von 
einem ſtillſchweigenden Erlöſchen durch die bloße That: 
jache der erobernden Befignahme weiß auch er Nichts. 
Eben jo wenig Heffter und noch weniger Eſcher und 
Bluntihli. Heffter hat jogar über die einjeitigen An- 
nerionen ohne Vertrag oder Friedensjchluß mit dem bis- 
herigen völferrechtlichen Eigenthümer jehr ſcharf geurtbeilt. 
Eicher, Handbuch der praftifchen Politik XIL2.6 (8b. II, 
©. 630) erkennt an, „daß die Entftehung eines Staats 
als eines bejtimmten politifchen Körpers, ſowie einer be- 
jtimmten Form defjelben, ein gejchichtliches Faktum ift, 
welches durh den nachhaltigen Sieg einer Macht voll: 
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zogen wird“, aber von einer Verfaflungserlöfhung weiß 
er Nichts. 

Bluntichli bat fih vor und nad den Einverlei- 
bungen über den Gegenitand ausgeſprochen. In jeinem 
Rechtsbuche: „Das moderne Kriegsrecht“, das ſchon im 
Frühjahr 1866 erſchien, lehrt er, Satz 191, daß ſelbſt „die 
Abtretung“ nicht mehr Rechte auf den Sieger überträgt, 
als „der abtretende Souverän gehabt hat“, und daß „das 
öffentliche Recht der Bevölkerung und des Landes durch 
die Abtretung nicht geändert wird, ſondern fortbeſteht, 
ſoweit das in dem neuen Friedenszuſtand möglich iſt“. 
In der erweiterten Ausgabe von 1868 erkennt er die 
Schwierigkeiten beim Uebergang eines Gebiets „aus dem 
einen Recht in das andere“ an, als völkerrechtliche Regel 
aber hält er feſt, daß „durch den bloßen Akt der Abtretung 
das öffentliche Recht (in Gemeinden, Körperſchaften, poli— 
tiſchen Freiheiten ꝛc) nicht erlöſche“ ... Die Ver: 
muthung, fügt er hinzu, „ſpricht für die Fortdauer, die 
Abänderung bedarf einer Anordnung der neuen Staats— 
gewalt“. 

Noch entſchiedener und beſtimmter ſprach ſich Pro— 
feſſor Dr. A. L. Reyſcher in einer Broſchüre „über die 
ſtaatsrechtlichen Folgen des deutſchen Krieges“, Stuttgart, 
1866, aus. „Dem erobernden Staate“, heißt es S. 41, 
„d. h. den Faktoren ſeiner Geſetzgebung kommt es zu, die 
Weiſe der Vereinigung (mit Preußen) zu beſtimmen. Zu— 
nächſt aber bis zur wirklichen Vereinigung iſt das eroberte 
Land nur als durch Perſonal-Union verbunden zu be— 
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trachten . . . Dagegen wäre es nicht zu billigen, wenn die 
Stände der eroberten Landesgebiete einjtweilen, bis zu 
dem Eintritte der preußifchen Berfaffung, gar nicht 
mehr als eriltirend betrachtet oder wenn ihnen Rechte 
abgefprochen würden, welche den Ständen als folden 
zufommen“. 

Aber jo war es in Berlin nicht gemeint. Man 
fürdtete mit den beftehenden Volfsvertretungen nicht zum 
Ziele gelangen zu können, wenigftens nicht in Hannover, 
und ſtatt nun zu unterjcheiden oder wenigſtens ausdrücdlich 
eine Ausnahmegewalt mit gewiſſen Schranken geſetzlich 
anzuordnen und fie in die Hände einfichtsvoller, mit den 
Verhältniffen vertrauter Männer zu legen; ftatt, wie es 
mein Wunſch war, einen prinzliden Statthalter zu be— 
jtellen oder wenigitens die Entjheidung beim auswärtigen 
Amte zu belajjen, ſtatt defjen wurden die Eroberten, da 
die alten Verfaſſungen „erloſchen“ jein jollten, den 
preußiſchen Miniftern und ihren Geheimeräthen über: 
liefert. | 

Wäre ih im Stande gemwejen, in die Parteiver- 
jammlungen zu gehen und in eindringlicher Rede die 
Gefahren des Kommiſſionsvorſchlags aufzudeden, ich meine, 
es müßte fi eine Mehrheit für den Löwe'ſchen Ber- 
beſſerungs-Vorſchlag gefunden haben. Aber das war eben 
unmöglid. Es ging mir, wie ſchon jo oft, es war mir 
gleih einem Sceintodten: ich vernahm, was Verderb— 
lihes vorging, aber ich hatte nicht die Kraft, mich zu 
regen, das Unheil abzuwenden. 
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Es ſcheint an aller juriltiichen Klarheit und Auto: 
rität gefehlt zu haben. Und was das Schlimmfte war, 
im entjcheidenden Augenblide traf aus Kaffel eine tele 
graphiſche Nachricht ein, die vollends irre führte und, 
wie Dr. Löwe fih ausbrüdte, „dem Faß den Boden 
ausſchlug“. 

Der Berichterſtatter und noch ein Anderer, wie es 
ihien, Schultze-Delitzſch, den ich leider wiederholt verfehlt 
hatte, waren nicht ohne Bejorgniß wegen des legten 
Theils des Kommiffions-Antrags. Sie hatten fich daber, 
weil bei mir Nichts auszurichten war, nad) Kafjel, ins 
befondere an Dr. Weigel, um Unterftügung gewandt. Und 
dort war man denn leider furzfichtig genug, auf das An- 
finnen einzugehen. Zwölf Zandesvertreter, darunter aud 
mein Bruder, erflärten am 5. September, daß fie, „die 
in Kaffel anwejenden Mitglieder der kurheſſiſchen Stände 
verjammlung . . . die Annahme des von der Kommiſſion 
vorgejchlagenen Gejegentwurfs und zwar in dem im Kom: 
. miffionsberichte niedergelegten Sinne den Intereſſen 
Kurheſſens entſprechend eradten“. 

Die zwölf Unterzeichneten waren: Nebelthau, Zu— 
ſchlag, Henkel, Dr. K. Oetker, Dr. R. Harnier, Wipper: 
mann, Weigel, Braun, Dr. Denhard, Hupfeld, Wiegand, 
v. Biſchofshauſen. 

Kurz darauf trat den zwölfen noch Dr. Faldenheiner 
hinzu; dagegen nahm Dr. Wippermann jpäter feine Unter: 
ſchrift öffentlich zurüd. 

Ich geitehe, daß ich wie vom Donner gerührt war, 


Das Auffallende des Schritte. 475 


als ih die Namen und die Erklärung erfuhr. Und 
Dr. Löwe ließ es Anfangs an Vorwürfen nicht fehlen 
und wollte es gar nicht glauben, daß das Alles ohne 
mein Vorwiſſen gejchehen jei. 

Der Name meines Bruders unter dem Schriftſtück 
wirfte um jo übler, als die Meiften, ja mit wenigen 
Ausnahmen Alle, den Buchſtaben des Vornamens über: 
hört oder unbeachtet gelafjen hatten und an mein eigenes 
Einverftändniß glaubten. Dies ging jo weit, Daß noch 
nah Jahren jogar der Abgeordnete Lasker einmal be: 
merkte, ich habe an der fraglichen Erklärung ja ſelbſt 
Theil genommen. 

Nähit dem Beitritt meines Bruders und Wipper: 
manns, war mir die Unterjchrift Harnier’s am auffallend: 
iten. Denn er hatte jo jtarf, wie irgend Jemand, für 
einjtweilige Perfonalunion und Bewahrung des heffifchen 
Rechtszuitandes fich ausgeſprochen und gehörte zu Denen, 
welchen es an Scharfblid und Einſicht nicht fehlte. 

Aber auch das Verhalten Nebelthau’s und Weigel’s 
ftieß an's Unbegreiflihe. Beide hatten an einer Abord- 
nung Kafjel’s Theil genommen, welde am 27. Auguft 
Audienz beim Könige hatte, und waren bei der Gelegen: 
heit aud) mit mir in Berührung gefommen. 

Zu meinem Erftaunen waren die ftädtijchen Behörden 
Kafjels fo eilfertig, ihre Ergebenheitsgefühle auszubrüden, 
daß die Einverleibung gar nicht einmal abgewartet wurde, 
und der König jelber über einen ſolchen Eifer höchft ver: 
wundert jehien. Ja die grade Natur des alten Helden 


476 Meine Neuerungen über den Kommiſſionsbericht. 


jagte es den Herren ſchlankweg, wenn auch höflich in's 
Geſicht, es habe ihn „einigermaßen überrafcht, dieſen 
Beweis ihrer Gefinnung ſchon jegt entgegennehmen zu 
können.“ 

Das hätte nun noch hingehen mögen, wenn von den 
Herren die Gelegenheit benutzt worden wäre, um die ein— 
flußreichen Mitglieder des Abgeordnetenhauſes und ins— 
beſondere den Berichterſtatter hinſichtlich des $ 2 auf den 
rechten Weg zu bringen. Weigel und Nebelthau jpracben 
aud wiederholt mit mir über die Sache, kannten mein 
Streben, wußten, was ich befürmwortete, trafen mid beim 
Berichterstatter, hatten jogar bei Bismard auf die Be 
rufung der „eigenen Landesvertretung” gedrungen, um 
nicht auf den jchwerfälligen Apparat „der preußifchen 
Legislative” mit der Abitellung vieler Bejchwerden warten 
zu müſſen, und nun — gaben fie eine ſolche Erklärung ab. 

Durd Zufall ſprach ih unter dDemjelben Datum 
— am 5. September — in der National-Zeitung mich 
in entgegengejegten Sinne über den Kommijlionsbericht 
aus. In der Morgenzeitung hatte ich denjelben ſchon 
wiederholt einer herben Beurtheilung unterworfen; na: 
mentlih finden fich deßhalbige Leiter in den Nummern 
vom 1. und 4. September. Es war dabei jtets das Un— 
bedenkflihe der „Vereinigung des Ländergebiets mit 
Preußen“ betont, aljo eine wahre Realunion zugeitanden 
worden; dagegen wurde der 8 2 aufs entſchiedenſte be: 
ftritten. 

Ein Gleiches geſchah in der Erklärung in der National: 
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Zeitung. Aber es wäre wünjchenswerth gewejen, wenn 
die betreffende Wendung noch entſchiedener gelautet hätte. 
E3 war dies aus Rückſichten unterblieben, auf die ich für 
Helen großen Werth legte. In der Morgenzeitung 
vom 11., 18. und 22. September aber erklärte ich aber: 
mals, daß „die jofortige Gebietsvereinigung” mit 
Preußen nicht beitritten worden jei, wohl aber die jtill- 
ihmweigende „Verfaſſungserlöſchung“, dig ſtillſchweigende 
Vernichtung der darin verbürgten „Wolfgrechte” fortwäh— 
rend bejtritten werden müſſe. 

Gleichwohl fiel man von allen Seiten über mich als 
vermeintlichen „PBerjonalunionijten” und „Partikulariſten“ 
her, während die Erklärung der Zwölf als eine patrio: 
tiihe That gefeiert wurde, mein Bruder jedoch ſchon nad) 
einigen Tagen mir jchrieb: „ich hatte noch nicht die 
Schwelle überjehritten, da war mir meine Unterjchrift 
ſchon gereut”. Er legte die Hauptſchuld Weigel zur Laſt, 
der fogar behauptet habe, ich jei bei den Kommiſſions— 
anträgen mit thätig geweſen und billige fie, und es ſtehe 
im Falle der Nichtannahme noh Schlim— 
meres bevor. — Ein anderer Mitunterzeichner der 
Erklärung vom 5. September gab, wie mir von einem 
glaubhaften Manne nach deſſen eigenen Worten erzählt 
wurde, als Hauptgrund feiner Betheiligung an: „es jei 
Zeit geweſen, mir einmal das Maul zu ſtopfen.“ 

Ich ließ die Maulihwäter und Federhelden lange 
gewähren. Erit als auch Freund Biedermann in der 
Deutiden Allgemeinen Zeitung und zwar in 
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der rüdlichtsvollften und wohlwollendſten Weile mein 
Verhalten mit befremdeten Blicken betrachtete, und das 
Benehmen des „waderen vieljährigen VBorfämpfers für 
Kurheſſens Recht und Freiheit” aus dem „tiefen Ehmerze” 
zu “erklären verfuchte, den mir die abermalige Bejeitigung 
der trefflihen Verfaffung von 1831 verurſache, erit da 
nahm id in Form eines offenen Briefes an Biedermann 
wieder das Mort. ch jagte darin unter Anderem Fol: 
gendes: 

„Sie meinen, daß es ſchw Sein dürfte, abgejehen 
von der reinen Perjonalunion eine Form ausfindig zu 
machen, dur welde ein Fortbeſtehen „der bisherigen 
Verfaffungs: und Gejeßgebungszuftände”, wenigitens noch 
eine Zeit lang, ermöglicht werde; denn „ein bejonderes 
Staatsdiener-Gejeg, eine bejondere Gerichtsverfaflung, 
vollends eine bejondere Vertretung mit jo meitgreifenden 
Befugniffen, wie gerade die kurheſſiſche, könne unmöglich 
fortbejtehen, jobald Kurheſſen einmal in das Verhältnif 
der Realunion zu Preußen treten jolle”. 

Erlauben Sie mir, vor allen Dingen hervorzuheben, 
daß es ſich zunächſt nur um einen Lebergangszus 
ftand handelte, und ſodann, daß die kurheſſiſchen Landes: 
theile jedenfalls der Verfaffung und Gejeggebung des 
Norddeutichen Bundes anheimfallen werden. Schon bier: 
nad erleiden alſo die „bisherigen Verfaſſungs- und Ge: 
jetgebungszuftände” Kurheſſens eine fehr wejentliche 
Beſchränkung. Ich Habe aber auch weiter bemerkt, daß 
Kurheſſen, jofern der Wirkungskreis des Reichstags nicht 
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umfaffend genug ausfalle, am Berliner Zandtage theil- 
nehmen und der preußifchen Gejeßgebung unterworfen 
fein müffe. Bei der Aufitellung diejes Eventualverhält- 
nifies, welches Manchen vielleicht nicht recht verftändlich 
erſchienen ift, leitete mich folgende Erwägung: 

Die Frage, ob und wie bald die mit Preußen ver- 
einigt werdenden Länder an den beiden Häufern des 
Landtags theilnehmen jollen, hängt mit der höher ftehen- 
den Frage zufammen: wird künftig der deutſche Reichstag 
oder der preußifche Landtag das Webergewicht erlangen ? 
Mit andern Worten: foll aus dem „nächſten Reichstage 
des Norddeutichen Bundes” das deutihe Parlament mit 
Volks: und Staatenhaus hervorgehen und den größten 
Theil der Befugniffe des Landtags in fich aufnehmen? 
oder wird das preußiſche Abgeordnetenhaus eine ſolche 
Erweiterung und Umbildung erfahren, daß aus ihm und 
dem Herrenhaufe das Volkshaus und das Staaten= oder 
Dberhaus des fünftigen deutſchen Reichstags hervorwach— 
jen? Denn daß beide Verfammlungen nicht dauernd neben: 
einander beftehen können, ift einleuchtend. Würden fich 
die Dinge nun fo geitalten, daß der Reichstag des Nord: 
deutichen Bundes in furzem eine umfafjende Bedeutung 
erhielte, jo müßte nothwendig der preußifche Landtag zu 
einer untergeordneten Rolle herabfinfen; ja es würde ſich 
über furz oder lang empfehlen, die ihm verbleibenden 
Geſchäfte blos mit erweiterten Provinzialftänden zu er: 
Vedigen, und zwar um fo mehr, je größer die Zuftändigfeit 
des Reichstags wäre und je ftärfer der Bundesſtaat fich 
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dem Einheitsftaat näherte. Unter ſolchen Vorausjegungen 
würde es dann offenbar räthlich erfcheinen, den neu bin: 
zutretenden Landestheilen alsbald eine derartige provin- 
ziellfe Stellung mit ausgedehnterer Mitwirkung bei der 
Geſetzgebung zu gewähren, beziehungsweije zu belaffen, 
theil8 um nicht in Furzer Zeit zu neuen Umbildungen 
genöthigt zu fein, theils um eine umfaſſende provinzielle 
Selbjtverwaltung anzubahnen und zu fördern. Eine Zeit 
lang jcheinen die Anfichten und Plane binfichtlich dieſes 
Gegenitandes zum mindeiten ſchwankend geweſen zu jein; 
etwas Endgültiges jteht wohl jelbit in dieſem Augenblid 
noch nicht feit; doch wird neuerdings ohne Zweifel mehr 
Gewicht auf den preußiichen Einheitsitaat mit dem Land— 
tage als auf den Bundesjtaat mit dem Neichstage geleat. 
Sonad wird denn wohl, falls nicht ganz bejondere Um: 
jtände eintreten, die Beichidung des Landtags auch Seitens 
der neuen Zandestheile in Furzem erfordert werden und 
räthlich erjcheinen. Und dadurch würde mithin eine weitere 
Beihränfung und Veränderung „der bisherigen Ber: 
faffungs: und Gejetgebungszuftände” des Kuritaats ber: 
beigeführt, ſodaß nur noch ein ziemlich geringfügiger Neit 
verbleiben kann. 

Für diefen Reſt aber, jollte ich denken, könnte das 
Auffinden der „Form“ nicht eben jhwierig fein. Man 
brauchte fich meines Erachtens bei der Syeititellung des 
Verhältniffes nur einfach) an die einzelnen Gegenjtände, 
welche bewahrt werden jollen, zu halten, ohne jich viel 
um Kunſtausdrücke und Theorien zu fümmern. Aber auch 
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an einer technifchen Bezeichnung würde es nicht fehlen. 
Bei der reellen Bereinigung des Landesgebiets mit Preußen 
läge offenbar eine wahre Realunion vor, da dieſe 
Staatsform nah Wiſſenſchaft und gejchichtlicher Entwidel- 
ung die verjchiedenartigiten Verfaſſungsverhältniſſe zuläßt 
und umfaſſen kann; gehört doc felbit der befannte ſtaats— 
rechtliche Verband zwiſchen Gotha und Koburg, der ich 
übrigens natürlich nicht als nahahmenswerth bezeichnen 
will, der Realunion an. 

Namentlich würde nicht das mindejte entgegenstehen, 
vielmehr würde es unmiderleglichen Nechtens jein, die 
bisherigen Stände des Kurjtaats als bejondere Volksver— 
tretung für die furheffiihen Landestheile Preußens bei: 
zubehalten und mit ihnen diejenigen Geſetze und Ein: 
richtungen zu vereinbaren und zu regeln, welche nur dieſe 
Zandestheile betreffen. Daß fie allmählich, namentlic) 
nah Ablauf der Mebergangszeit, eine provinziale 
Bedeutung annehmen würden, veriteht fih von jelbit. 
Einjtweilen aber muß eine ausgedehnte Partikulargejeß: 
gebung, natürlich unbeschadet fünftiger allgemeiner Gejege, 
um jo zwecmäßiger ericheinen, als eine Menge lange 
vernachläjligter, zum Theil höchſt dringender Gegenjtände 
raſch zu erledigen find, die für den großen Apparat der 
preußiichen Häuſer des Landtags allzu geringfügig er: 
fcheinen möchten. Auch ijt nicht zu überjehen, daß den 
heſſiſchen Ständen mehrere einzelne, zum Theil auf Ber: 
tragsverhältniffen beruhende Nechte zuitehen, z. B. in 
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der Landeskreditkaſſe, der Brandverfiherungsanftalt zc., 
welche nicht wohl, wenigitens rechtlih nicht ohne ihre 
Zuftimmung, auf andere Körperichaften übergehen Fünnen. 

Noch unbedenkliher ift es, die beitehende Gerichts: 
verfafjung aufrecht zu erhalten; haben doch jelbit die 
preußifchen Rheinlande ihr franzöfifches Recht und Ge: 
richtswejen bis auf den heutigen Tag behalten. 

Dafjelbe gilt von der Steuerverfaffung und von dem 
bejondern VBermögenshaushalte. In diefer Beziehung er: 
ſcheint eine rückſichtsvolle Schonung, ganz abgejehen von 
der Nechtsfrage, um jo mehr zuläfig, ja geboten, als 
dabei die eigenthümlichjten Verhältniffe obmwalten. Nur 
allmählih und unter Mitwirkung der kurheſſiſchen Volke: 
vertreter fann eine Annäherung an die preußiſchen Zu: 
jtände und Einrichtungen herbeigeführt werden. Eine 
jofortige völlige Verſchmelzung würde die größten Härten 
und Ungerechtigleiten im Gefolge haben und zugleich Die 
Vernichtung einer der Hauptgrundlagen für eine erſprieß— 
lie provinzielle Selbjtverwaltung mit fich bringen. 

Daß aber die Bewahrung diefer und ähnlicher Be: 
jonderheiten den deutſchen Beruf und die einheitliche 
Entwidelung und Machtſtellung Preußens nicht beein- 
trächtigen kann, liegt wohl Elar vor Augen. Hat Preußen 
das Wehrweſen, die allgemeine Gejeggebung und Be: 
jteuerung, Die Verkehrseinrichtungen, die allgemeine 
Landes: und PBolizeiverwaltung ꝛc. in der Hand, jo ift 
doch wahrlich nicht abzujehen, wie eine gewiſſe Selbft: 
ftändigfeit der neuen Landestheile, mit befondern Ständen, 
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bejonderm Bermögenshaushalte, bejonderer Gerichtsver: 
faſſung und Rechtspflege, befonderer provinzieller Geſetz— 
gebungsbefugnig 2c. der einheitlihen Machtfüle des 
preußiihen Staats irgend jollte entgegenftehen Fönnen. 
Im Gegentheil, die Gewährung jolder Selbititändigfeit 
und Selbitverwaltung wird dem deutſchen Berufe Preu— 
Bens, insbejondere der Gewinnung und Heranziehung des 
Südens nur förderlich werden. 

Sie ſcheinen meinen Wunſch, verehrter Freund, daß 
die bisherigen Einrichtungen Kurheſſens in umfaſſender 
eife, wenigitens vor der Hand, erhalten werden möchten, 
großentheils aus dem „tiefen Schmerze” herzuleiten, den 
mir der Gedanke verurſachen möge, die lang unterdrüdte 
und endlich wieder zu Ehren gefommene vortreffliche Eur: 
heſſiſche Verfaſſung von 1831 nun abermals befeitigt und 
zu den Todten geworfen zu jehen. Ich muß jedoch be: 
tennen, daß mein Schmerz in der That jo tief und um: 
faſſend nicht ift, wie Sie meinen. So hoch ich die Vorzüge 
unferer mit Necht gepriejenen Verfaſſung ſchätze, jo kenne 
ih doch auch ihre großen Mängel, 3. B. in den Bejtim- 
mungen über Minijteranklagen; vor allen Dingen aber 
bin ich feit Jahren mit dem Gedanken vertraut, Daß fie 
der erjehnten und erjtrebten Einheit Deutjchlands größten: 
theils zum Opfer fallen müſſe. Mochte die Einigung 
bundesftaatlih oder einheitsftaatlich fich vollziehen, mochte 
Kurheſſen enger oder weiter mit Preußen verbunden und 
als „natürliches Bundesglied“, wie ich jelbit es ausge 
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der Verfaffung die mwejentlichiten Einbußen bevor. Auch 
bin ich ja neuerdings nicht für die Verfaſſung ald Ganzes 
und für alle ihre Theile in die Schranken getreten; ich 
babe ausdrüdlid und mit beitimmtefter Betonung nur 
„die Berfafjungsrechte des Volks“ hervorgehoben und nur 
dieſe gegen die heillofe Lehre des Erlojhenjeins Durch 
Eroberung und gegen die Annahme, daß die dem fur: 
beiliihen Volke gegebenen Zuficherungen rechtlich bedeu— 
tungslos jeien, verfochten. 

Alfo nicht die Beeinträchtigung der Verfaſſung über: 
haupt macht mir Schmerz; wohl aber thut mir’s leid, 
daß auch jolche Theile und Beſtimmungen derjelben rechts: 
widrig mit Vernichtung bedroht werden mochten, welche 
mit der deutichen Einheitsfrage und mit der Madhtitellung 
Preußens in feinem Zuſammenhange ſtehen. Wie lebhaft 
und innig der Antheil ift, den ich an den glänzenden 
Erfolgen und an der verheißungsvollen Entfaltung des 
preußifchen Großftaats im nationalen Intereſſe nehme, 
ich beſitze doch auch Nüchternheit genug, um im allge- 
meinen Einverleibungseifer die Einbuße nicht zu überjehen, 
welche dem deutjchen Verfaſſungs- und Rechtsſtaatsleben 
droht, wenn der ganze öffentliche Rechtszuftand Kurheſſens, 
wenn namentlich deſſen Gerichtseigenthümlichfeiten den 
Vorſchriften der preußischen Verfaſſung weichen oder 
unterliegen jollen. Insbejondere habe ich dabei eben jene 
Grundfäge „über Unabhängigkeit und Zujtändigfeit der 
Gerichte”, welche auch Sie, werther Freund, jo nad): 
drüdlich betonen, im Auge. Und zwar fommt dabei nicht 
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blos der Inhalt der kurheſſiſchen, jondern mehr faft der 
Inhalt der preußischen Verfaffung in Betracht; denn diefe 
enthält Beitimmungen und Einridhtungen, welde Kur: 
heſſen niemals gekannt hat, 3.8. Competenzhof und Com: 
petenzfonflikte, eine Nachahmung franzöfiicher Erfindungen, 
gegen deren Einbürgerung bei uns ſelbſt die Hallen: 
pflug'ſchen Stände beharrlih und mit Erfolg fid) aufge: 
lehnt haben. 

Gewährt nun in diejer und anderer Beziehung das 
Einverleibungsgefeß die nöthigen Bürgjchaften? Gern 
möchte ich die Frage mit volliter Zuverficht bejahen 
können; aber leider find meine frühern Bedenken gegen 
den S 2 des Kommiffionsentwurfs nicht befeitigt. Außer 
Zweifel aber jcheint mir’, daß die Annahme des Löwe’: 
Ihen Amendements, namentlich des Schlußſatzes, dahin 
lautend, daß bis zum Erlaß der nöthigen Einführungs: 
gejege 2c., „die bisherigen Vorſchriften über die Recht: 
pflege und die Zuftändigfeit der Gerichte” in Kraft bleiben 
ſollten — eine weit größere Sicherftellung gewährt haben 
würde. Aber leider hat dafjelbe feine Annahme gefunden. 
Warum? .... 

Manche haben wohl geäußert, daß mit Hülfe der 
neuen Landstheile demnächſt für ganz Preußen dieſelben 
Rechtsſätze und Einrichtungen errungen werden könnten 
und müßten, deren Kurheſſen ſich jetzt erfreue ꝛc. Ganz 
ſchön! Aber wäre es nicht doch geſcheiter und ein— 
facher und ſicherer und dabei auch gar leicht ge: 
wejen, den Kurheſſen zunächſt ihr Gut fidher zu bewahren 
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und danad die Ausdehnung auf ganz Preußen zu er: 
ſtreben?“ ... 

Und nur allzubald und allzuſehr, wie wir demnächſt 
ſehen werden, zeigte es ſich, wie begründet meine Be— 
denken geweſen waren. 

Am kleinlichſten und kläglichſten betrugen ſich die 
„Preußiſchen Jahrbücher“. Sie, die ſelbſt im Auguft- 
befte jih dahin ausgeſprochen hatten, daß es irrig wäre, 
gegen eine „proviforiihe Perjonalunion” aufzutreten, 
wenn die Regierung zu der Anficht gelangen jollte, dag 
„der partifulariftiiche Widerftand in Heflen und Hannover” 
dadurch am leichteiten gebrochen werden fünne, jie hatten 
im Septemberheft nicht Hohn genug gegen mein, gar 
nicht einmal veritandenes Streben, durch Aenderung Des 
S 2 einen leiblichen Uebergangszuftand neben fofortiger 
Gebietsvereinigung zu fihern. Hr. v. Treitſchke erin: 
nerte mich daran, daß der jelige Pütter aus Kummer 
über den Untergang des deutjchen Reichs fich feine Hofen 
mehr habe anjchaften wollen. 

Zufälliger Weife wurde mir in Roſtock, wo ich bei 
den Freunden Wiggers den Artikel zu Geficht befam, beim 
Lejen ein joeben gefauftes Paar Unterhojen zugebracht. 
Ich wollte fie Anfangs lachend Herrn von Treitſchke zu: 
ſchicken und zugleih um Berichtigung erfuchen; allein der 
Scherz unterblieb. Und nachgehends wurde der Ernit 
durch den Grafen Lippe und Andere jo groß, daß der 
federſchnelle Gejchichtsprofefjor wohl feine Berichtigung 
und feine Wiedergutmahung feines Mikgriffs mehr für 
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nöthig gehalten haben mag. — Allein, als er acht Jahre 
jpäter die Aufjäße aus den Jahren 1865 bis 1874 jam- 
melte und unter dem Titel: „Zehn Jahre deutfcher Kämpfe“, 
bei Georg Neimer herausgab, hätte doch eine Berichtigung 
nicht fehlen follen. Das völlig Unzutreffende feiner Auf: 
faffung fonnte und durfte ihm bis dahin nicht entgangen 
jein. In einer Widmung an Wilhelm Wehrenpfennig, 
©. 2, jagt er in diefer Beziehung Folgendes: 

„Peinlich ift mir der Gedanfe, daß vielleicht mehrere 
trefflihe Männer, jelbit einige meiner nahen Freunde, 
durch den Wiederabdrud diefer Blätter fich gefränft fühlen 
können. Wer die Sadhe ſchlagen will, muß zuweilen auch 
die Männer treffen, und es kann nicht fehlen, dab dabei 
einzelne ſcharfe und ungerechte Worte mit unterlaufen. 
Hinterher zu ftreichen, ging nit an. Sollte das Bud) 
jeinen Zwed erfüllen, jo mußten die Schriften völlig un— 
verändert wiedererjcheinen.” 

Das kann man alles zugeben. Aber furze Anmer: 
fungen würden den Geift und das Wejen der Kampf: 
artifel nicht beeinträchtigt, ſondern erit recht erkennbar 
gemacht haben. Auch find wirklich „thatſächliche Irr— 
thümer an wenigen Stellen durch Anmerkungen berich— 
tigt“ worden; warum vermißt man ſolche aber bei 
Kurheſſen? Die Klagen und Neuerungen in Schleswig- 
Holjtein und Hannover hat Treitfchke ſchon 1868 (S. 226) 
beſprochen; von der Rechtsverwüſtung in Heſſen jagt er 
fein Wort. 

Rüchaltlofe Anerkennung dagegen wurde meinen 
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Beitrebungen in dem Buche Reyicher’s „die Urſachen Des 
deutichen Krieges und feine Folgen” ©. 116 zu Theil. 

Graf Lippe rächte und rechtfertigte mich leider nur 
zu glänzend. 

Am 20. September ward das am 7. beichloffene 
Einverleibungsgejeg vom Könige vollzogen. Am 22. Sep: 
tember hatte ich mit dem Juſtizminiſter Grafen zur Lippe 
eine lange Unterredung über die Rechtspflegezuftände in 
Kurheſſen. 

Vorſichtshalber war ich erſt bei einem Freunde ge— 
weſen, der Herrn Lippe „durch und durch“ zu kennen 
behauptete und hatte mir allerlei Aufſchlüſſe erbeten. 
Geben Sie ihm, rieth derſelbe, ſo viel Unſchuldiges „auf 
die Raufe“, daß er ein Jahr genug daran hat, ſonſt ſind 
Sie in Heſſen verloren; ſeine Arbeitsluſt kehrt Ihnen das 
Unterſte zu oberſt. — 

Ich beſann mich nun auf alle möglichen ſchlechten 
oder noch gänzlich mangelnden Geſetze — Konkursordnung, 
Strafgeſetzbuch, Vormundſchaftsordnung u. ſ. w. u. ſ. w. 
Und in der That, mit jedem Wunſche, den ich Herrn Lippe 
ausſprach, ward der Mann freundlicher. Er verſprach 
Alles aufs wohlwollendſte, betonte „die Schonung des 
Beitehenden“, erfundigte ſich eingehend, damit er ja nicht 
fehlgreife, bat um weitere Mittheilungen, drüdte mir 
wiederholt die Hand und entlie mich mit einer Höflich- 
feit und Freundlichkeit, Die den Gefichte des Mannes den 
wunderlichſten Ausdrud verlieh, jo dat ich nur mit Mühe 
Das Lachen verbeißen fonnte. 
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Und was geſchah? Von Allem das Gegentheil. Von 
den gewünſchten Geſetzen ward faſt keins gegeben; im 
Uebrigen ward wirklich das Unterſte zu oberſt gekehrt 
oder vielmehr das Oberſte zu unterſt. Die 1863 erſt neu— 
geordnete Rechtspflege ward von Grund aus geändert; 
alte Bocksbeuteleien wurden wieder eingeführt, die wir 
ſchon ſeit 1834 nicht mehr gekannt hatten, kurzum Graf 
Lippe brachte in wenigen Monaten eine Rechtsverwüſtung 
zu Wege, wie ſie wohl ſelten erlebt worden iſt. Es wurde 
ſo arg, daß ſelbſt Dr. Harnier ſich einmal klagend an 
mich wandte. 

In der That, meine Befürchtungen und Vorher— 
Jagungen fonnten nicht ärger in Erfüllung gebracht werden, 
als e3 durch Herrn Lippe geihah! Es war eine traurige 
Genugthuung! 

Bon allen Seiten oder wenigitens von vielen erhielt 
ih nun wieder Anerfennungen; niemals, jehrieb man in 
mehrern Zeitungen, ftand Detfer’s Anjehen als Politiker 
höher... 

Der Verfafjer der „Todtengräber” jedoch achtete mich 
in dauernder Gefinnungstücdtigfeit den „Zwölfen“ gleich. 
Auch warf er mir, beiläufig bemerkt, Etwas vor, was 
ih von allen Dingen am wenigften bejejjen habe: er 
behauptete, daß ich politifch „unverföhnlih haſſe“. Und 
doc könnte ich getroft einen Eid ſchwören, daß ich nie- 
mals Haß gegen den Kurfürften oder gegen Haſſenpflug 
empfunden babe. 

Viel gerechter find die Nachkömmlinge der „Mucker“ 
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gegen mich gewejen. So jcreiben die „Heſſiſchen 
Blätter” unterm 14. November 1874 gelegentlich des 
Streits um die Gemeindeordnung über mi: „Der Kenner 
heſſiſcher Perſonen und Verhältniffe wußte längit, daß 
Friedrich Detfer ... welcher das Meifte zur Herbeiführung 
der Annexion gethan, doch mit der fchließlichen rückſichts— 
lojen Art und Weife ihrer Ausführung nichts weniger 
als zufrieden war, und daß namentlich das Treiben der 
13 Todtengräber, welche alle Selbititändigfeitsrechte unjeres 
Landes in Berlin auf dem Präfentirteller zur gefälligen 
Vernichtung offerirten, jeinen höchſten und lange nach— 
wirkenden Zorn erregte. Wir dürfen uns aljo nicht Darüber 
wundern, wenn wir diejen Politifer, der nicht nur der 
einfichtigite, jondern auch weitaus der jelbititändigfte unter 
jämmtlichen heſſiſchen Nationalliberalen ift, auch jett 
in einer allerdings ziemlich gemäßigten ... Oppofition 
finden.” 

Auch der Fuldaer „Heſſiſche Beobachter“ hob im 
Unterhaltungsblatt vom 11. November 1877 hervor: „Der 
alte Verfaſſungskämpfer Dr. Friedrih Detfer aber, zu 
jeiner Ehre jei es gejagt, blieb jtandhaft und ſprach ſich 
entjchieden tadelnd über das Verfahren jeiner früheren 
Genoſſen aus.” 

Ta fieht man, wie man jhlieglih noch zu Ehren 
fommt! 


Einverleibungsfeier in Kaſſel. Verhandlungen mit v. Savigny. 491 


Am 8. Dftober wurde in Kafjel das Einverleibungs: 
patent des Königs vom 3. Dftober, das die Diktatur 
ausdrüdlich anfündigte, feierlich befannt gemadt. Es gab 
dabei die üblihen Schauftellungen; eine eigens dazu ge: 
dichtete und fomponirte Feſthymne ward gejungen u. . w. 
u. ſ. w. 

Ich hatte nicht Luft, an den Tagen auch nur in Kafjel 
zu jein.... 

Auch die Berliner Luft Tag ſchon lange drüdend auf 
mir. So madte ih einen Beſuch bei den Gebrüdern 
Wiggers in Roftod, ergößte mich mit ihnen an den un- 
vergleihlihen Grabjchriften in der Kirche zu Dobberan 
und genoß dann nod einige Wochen Seeluft und See— 
waſſer in Warnemünde. 

Dann fehrte ih nach Berlin zurüd, konnte dort aber 
faum noch etwas Erhebliches wirken. Nur mit dem Ge: 
heimerath von Savigny, dem die Verhandlungen mit dem 
Kurfüriten 2c. aufgetragen waren, hatte ich noch einige, 
nicht unerhebliche Gejpräche, deren Gegenftand jpäter noch 
oft in Betracht fam. Ich gewann auch hierbei wieder 
die Ueberzeugung, wie wenig die heffiihen Verhältniffe 
und Rechtszuftände in Berlin befannt waren und wie 
unverjtändig man ſich mitunter benahm. 


Ein wiederholter Verſuch, aus gleichgefinnten Be: 
ftandtheilen des National:Bereins 2c. die Bildung einer 
„deutſchen Reihspartei” für das fünftige parlamentarifche 
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Leben zu veranlaffen, blieb ohne Erfolg. Nur Wenige, 
bauptfächli Dr. Löwe, gingen lebhaft auf den Gedanken 
ein; die Meiften waren noch zu jehr Preußen oder zaus 
derten vor der Frage: Bundesitaat oder Einheitsjtaat, 
um jchon eine feite Stellung zu nehmen. 

Auch in Leipzig, wo im December der Sehsund- 
dreißiger Ausschuß zur Abwidelung feiner Geſchäfte ver: 
jammelt war, fam ich mit meinem Streben nicht weiter. 

Eo traten denn die Reichstagswahlen heran, ohne 
daß ein anderes Band oder Ziel beftand, als der allge: 
meine nationale Gedanfe, wie er fich eben in den ver: 
ſchiedenen Köpfen geitaltet hatte. Indeſſen zeigten doch 
die langjährigen Beitrebungen des Nationalvereins ihre 
guten Nachwirkungen. 

Als ih am 23. Februar 1867 in Berlin anfam, um 
in den Reichstag einzutreten, nahm ich nochmals die Bil- 
dung einer „deutichen Reichspartei“, die mir jo außer: 
ordentlih nahe zu liegen jchien, auf. Aber aud dies 
Mal fcheiterte der Gedanke, dem ich freilich bei meiner 
Kränklichkeit nur eine geringe perfönliche Thätigfeit wiomen 
konnte. Die Meiiten, insbejondere auch Bennigjen, ließen 
ich zu einem Anfchluffe an die „National-Ziberalen“, die 
fih 1866 von den übrigen Freifinnigen des preußifchen 
Abgeordnetenhaufes getrennt hatten, bewegen. Es war 
das für die alsbaldige Stärke der Partei allerdings von 
Bedeutung, hatte aber das Bedenfliche, dat eines Theils 
Männer in die Partei famen, die weit mehr preußijch 
als deutſch waren, und dab anderer Seits Mehrere zur 
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neuen KFortichrittspartei Hingedrängt wurden, die, wie 
beijpielöweije Dr. Löwe, viel nationaler daten als jene. 

Es führte das nicht jelten zu jeltfamen Vorgängen. 
So beitritt Tweſten auf’s äußerfte, daß die Zuftändigfeit 
des Norddeutichen Bundes (Artikel 78 der Reichsver— 
faſſung) ohne Zuftimmung aller Einzeljtaaten erweitert 
werden könne. 

Nicht einmal die Zuftändigfeit für das gefammte 
Civilreht und die Befugnik des Bundes, für die Einzel: 
jtaaten gewiffe Grundrechte zu geben, fonnte in der 
national:liberalen Fraktion bei der Berathung der Reichs: 
verfaffung durchgejegt werben, obwohl Bismard, wie er 
mir jelbit bejtimmt erklärte, Nichts dagegen zu erinnern 
hatte. — 

Ein bejonderer Gegenitand des Streits war auch 
oft die weite Selbititändigfeit und Selbitverwaltung, 
namentlich eine gewiſſe Gejeßgebungsbefugnig, welche ich 
für die Provinzen, zunächſt natürlich für die neuen Lan: 
destheile, in Anſpruch nahm. Ich Habe dieferhalb in der 
Morgenzeitung und foweit fie mir zugänglich blieben, 
auch in auswärtigen Blättern eine eifrige Thätigfeit ent: 
widelt, die denn auch, wie ich glauben darf, nicht ganz 
ohne Erfolg geblieben ilt. 

Es lag in der Natur der Sache, daß die bisherigen 
Parteien und Fraktionen nicht jehr befriedigen konnten. 
Unfertige Zuftände und ein nod in eriter Entwidelung 
begriffener Staatsbau lafjen die Bildung großer, regie: 
rungsfähiger Parteien überaus Schwierig erjheinen. Nimmt 
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man dazu die Ueberlieferungen aus Frankfurt und der Ber: 
liner Nationalverfammlung, die Nachklänge der Reaktions: 
jahre und des Konflikts, die Ergebnifje der Kriege von 
1864 und 1866, durch welche die Parteirihtungen viel- 
fach durchkreuzt und verfchoben worden waren, jo wird 
man nah Gründen für die mehrfah zu Tage getretene 
Zerfahrenheit und Bielgeitaltigkeit im damaligen Partei— 
leben nicht weiter zu juchen brauchen. Beim Zuſammen— 
tritt der „national-liberalen Partei“ des Reichstags wurde 
ein eigentliches Programm nicht zum Grunde gelegt; man 
vereinigte fih nur in der Abficht, den vorgelegten Ent: 
wurf einer Verfaffung des norddeutichen Bundes in Hinblid 
auf die preußiihe Verfaſſung möglichſt zu vervoll: 
fommmnen, was denn auch vielfach erreicht worden iſt. 
Beim YHerannahen der Wahlen zum erweiterten 
Zandtage ꝛc. trat dann die Frage der Parteibildung 
von Neuem heran. Im Juni 1867 wurde in Berlin 
von den Herren Aßmann, v. Fordenbed, v. Hennig, Lasker, 
Oppenheim, Tweſten, v. Unruh und mir eine Art Pro— 
gramm oder Manifeft aufgeltellt, das auch) in den Provinzen 
alsbald Anklang fand. Dafjelbe ging im Allgemeinen von 
dem „Wahlfpruche” aus: „Der deutſche Staat und die 
deutihe Freiheit müfjen gleichzeitig und mit benjelben 
Mitteln errungen werden.” Am wichtigiten für mic) waren 
zwei Punkte: die Erweiterung der Bundeszuftändigkeit 
und die provinzielle Selbititändigfeit und Selbitverwaltung. 
„Bir find entſchloſſen,“ hieß es u. A, „die Bundescom: 
petenz zu befeitigen und über alle gemeinjamen Ange: 
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legenheiten auszudehnen. . . . Die parlamentarifchen 
Funktionen des Staats müſſen möglihft vollftändig in 
den Reichstag verlegt werden; auch der preußijche Land» 
tag joll fih nad und nach mit einer Stellung begnügen, 
welche in feiner Weife geeignet ift, dem Anſehen und der 
Wirkſamkeit des Reichstags Eintrag zu thun“ ... Von 
den nöthigen Reformen fteht „die Entfernung des ftän- 
diihen Prinzips aus den Gemeinde:, Kreis: und Provin- 
zialverfaffungen und die Reform derjelben nad) den 
Grundjägen der Gleichberechtigung und Selbftverwaltung 
weit voran”... Den neuen Provinzen jchulden wir 
den Schuß der befjeren Inſtitutionen „in Juſtiz und Ver: 
waltung, die unmöglich durch mangelhafte altpreußijche 
Einridtungen erjegt werden dürfen“ ꝛc. ꝛc. 

Erſchienen diefe Sätze auch nicht überall genügend, 
ſo war doch im Vergleich zum Jahre 1866, wo die preu— 
ßiſche Verfaſſung, der preußiſche Landtag ꝛc. noch über 
die Gebühr betont wurden, ein großer Fortſchritt unver— 
kennbar. In Heſſen gab ich denſelben mit Rückſicht auf 
die Wahlen und die Beſtrebungen der Fachminiſter im 
Juni, Auguſt und Oktober 1867 (ſ. Nr. 2722, 2780, 2826 
der Morgenzeitung) eine genauere und erweiterte Geftalt. 
Zugleich‘ blieb mein perjönliches Streben in erfter Linie 
dahin gerichtet, daß Heſſen als ein felbititändiges 
Ganze vereinigt und feine Volfsvertretung nad 
Zuſammenſetzung und Wahl erhalten bleibe, aud 
dem SKommunalverbande eine umfaffende Selbitver: 
waltung unter Belafjung des Staatsfhates und 
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des Zaudemialfonds als landſchaftlichen Sonder: 
guts gewährt werde. Dieje Wünjche find nad langem 
Widerftreit entgegenjtehender Anſchauungen größten Theils 
in Erfüllung gegangen; indefjen nicht ohne einige Ein- 
jchiebjel altländiiher Schrullen und unberedtigter 
Eigenthümlichkeiten. So find der Univerfität Marburg, 
dem ritterjchaftlihen Stifte Kaufungen u. ſ. w. wieder 
Virilſtimmen eingeräumt worden; ferner hat man Die 
Wählbarkfeit zum Abgeordneten auf die Wähler Des 
betreffenden „Standes“ beichräntt, jo dat Stadtbemohner 
nur Städter, Zandbewohner nur Dörfler wählen dürfen ac. 

Mit Rückſicht hierauf und auf die Verwüjtungen in 
der Juſtiz ꝛc. ftellte ich bei den Wahlen zum Landtage 
von 1867 in Nr. 2826 der Morgenzeitung eine Reihe 
von Säten auf, die jogar von der halbamtlichen N. N. 
Zeitung aufgenommen wurden und zum Theil nidt ohne 
Erfüllung geblieben find: 

„Die jtaatlihe Einigung Süddeutſchlands mit Dem 
norddeutichen Bunde ift die Hauptaufgabe der Nation und 
lediglich eine innere Angelegenheit; zur Verhütung und 
Abwehr jedes Einmifchungsverjuhes muß die Bundes- 
gewalt auf die nahdrüdlichite Unterftügung der — 
vertretungen ſtets rechnen können. 

„Das Zollparlament bildet den Uebergang zum 
deutſchen Reichstage. 

„Dem Reichstage müſſen alle Rechte, welche einem 
Nationalparlamente gebühren und die jetzt theilweiſe noch 
den Landesvertretungen zuſtehen, zu Theil werden.“ 
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Hinfichtli der ſchwierigen Frage: ob Bundesftaat 
oder Einheitsftaat? — ſprach ich mich folgendermaßen aus: 
„Wer den Bundesftaat als unmittelbaren Durch: 
gangspunkt zur Föderativrepublif betrachtet, der kann 
nicht mit Denen gehen, welche den becentralifirten Ein- 
heitsſtaat als Ziel der nächſten politifchen Entwidelung 
im Auge haben. Dagegen ift recht wohl eine erſprieß— 
lihe Vereinigung mit Solchen möglich, welche den (mo: 
narchiſchen) Bundesftaat gewiffermaßen als das Ideal 
der zu erjtrebenden ftaatlihen Geftaltung Deutſchlands 
anjehen und bewahrt wiſſen möchten. Nur müſſen auch 
fie darauf gefaßt fein, daß ihr Wunfh nicht in Er: 
füllung gehe, vielmehr der Bundesitaat zum Einheitsitaate 
werde. Wie wir uns für längere oder fürzere Zeit den 
Bundesftaat gefallen laffen, ja ihn als Uebergang ftets 
für unvermeidlih und mit Rüdfiht auf übergroße Cen: 
tralifationsneigungen aud für äußerft nützlich gehalten 
haben, jo müfjen umgekehrt die Verehrer des Bundes: 
jtaat3 vor dem Gedanken nicht zurüdichreden, daß über 
furz oder lang der Einheitsftaat aus dem Bundesjtaat 
hervorgehe, falls der geihichtlihe Zug der Gegenwart von 
Dauer it.” — Weiter hieß es in dem Programm: 
„Durch die Einigung Deutſchlands unter einer ſtarken 
einheitlichen Staatsgemwalt darf das jelbftftändige innere 
Leben der einzelnen Länder und Gebiete nicht unnöthig 
leiden; die jekigen Zandtage der Einzelftaaten find auf 
die Stellung, bezüglih die Befugniffe von Provinzial: 
vertretungen zu bejchränfen, ihre Wirkſamkeit und Selbit- 


Fr. Detfer, Lebenderinnerungen. IH. 32 


498 Provinzielle Selbitftändigfeit. 


ftändigkeit aber ift in umfaflender Weiſe nach den Grund: 
ſätzen autonomifcher Selbftbeftimmung und freier Selbft- 
verwaltung in Provinz, Kreis und Gemeinde zu bemeſſen; 
auch dem preußiichen Landtage darf eine Ausnahme: 
ftellung nicht zuftehen, vielmehr würde er mit dem Ueber: 
gange zum Einheitsftaate aufzuhören und fein Gejchäfts: 
freis, ſoweit diefer alsdann nicht auf den Reichstag 
übergegangen fein wird, auf angemefjene Provinzialver: 
tretungen zu übertragen fein.” 

Auch diefer Punkt war von weſentlichſter Bedeutung 
und nicht ohne Schwierigkeit in Betreff der Verftändigung. 
Eine gemwifje „Selbjtverwaltung“ wollten nachgerade fait 
Alle; aber es fam dabei jehr auf den Umfang, auf den 
Grad der Selbitftändigfeit der einzelnen Lebenskreiſe im 
Staate an. Die Altländijchen betonten vorzugsmeije die 
Gemeinden und Kreije, uns Anderen fam es mehr auf 
die Provinzen an; die Erhaltung Hefjens als einer felbit: 
ftändigen Landſchaft mit ausgedehnter Selbitverwaltung 
war vom eriten Augenblide der Vereinigung mit Preußen 
an ein Hauptftreben gewejen. — Daß mit der Selbft: 
jtändigfeit der Provinzen feine Zertrennung des preußi- 
ihen Staats, fein „Föderalismus“, feine Verbündung von 
Provinzen, gemeint fein durfte, wie hier und da ange: 
deutet worden war, lag auf der Hand. So lange noch 
Staaten, wie Sachſen u. a., beftehen, kann auch für die 
preußifchen Gejammtlande der Staatsverband und die 
gemeinjame Gejehgebung neben der Bundesgewalt nicht 
aufgegeben werden. Nur follte das Abgeordnetenhaus 
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möglichſt bald auf die Hälfte feiner Mitgliederzahl be: 
ſchränkt und auch eine befjere Wahlart herbeigeführt 
werden. — Auf der anderen Seite aber hatte es durch— 
aus fein Bedenken, die einzelnen Zandestheile möglichit 
jelbitftändig zu machen; ein ſolches Verlangen wäre nicht 
das „Vorgeben, die Unordnung des Staats ſei die 
Selbitverwaltung der Provinzen“, wie die National: 
zeitung es ausdrüdte, jondern es war und iſt das Er—⸗ 
gebniß einer auf Geſchichte und Charakter des deutjchen 
Volkes fußenden Heberzeugung, daß durch ſolche provin- 
zielle Selbitjtändigfeit eben jo ſehr eine reiche Lebens: 
entfaltung der einzelnen Zandestheile, als die Annäherung 
des Südens an den Norden gefördert werde. Auch fchien 
mir's durchaus nicht geboten, daß „die Gejeggebung, 
im Unterjhiede von der Verwaltung, dem einheitlichen 
Staate ganz ungejchmälert verbleiben müfje”, wie die 
Kölnifhe Zeitung meinte; im Gegentheil, ich hielt es 
für nüglih, ja für unerläßlih, daß der Provinz nicht 
bloß, jondern daß auch den Kreifen und Gemeinden 
ein gewiſſes Maß autonomijcher Selbitbeitimmung ge: 
währt werde, eine Berechtigung, die in gewiſſem Sinne 
ja von jeder Genofjenfchaft ausgeübt wird. Man ftoße 
fih, meinte ih, nur nit an den Namen! oder, wenn 
man's thut, jo jage man ftatt „Gejeß” Statut, Sagung 
oder dergl. Was in aller Welt follte es fchaden können, 
wenn bie Provinzial: oder Kommunalftände befugt wären, 
mit Zuftimmung der Regierung für ihre inneren Ange— 
legenheiten allgemeine Vorſchriften zu treffen? Man 
32* 
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erinnere fich 3. B. der Gejetvorlage auf dem preußifchen 
Landtage über die Vertheilung der Wegebaulaften in ber 
Provinz Hannover; hätte dies „Geſetz“ nicht viel einfacher 
und eben jo gut mit der dortigen Provinzialvertretung 
vereinbart werden fünnen, wenn dies verfajlungsmäßig 
zuläffig gewejen wäre? — Weiter hieß es: 

„Die altpreußiihen Provinzial und Kreisitände, 
ſowie die Gemeindeverhältniffe bedürfen unter Beleitigung 
feudaler Einrichtungen und Vorrechte einer durdgreifen- 
den Umbildung.” 

„In gleicher Weiſe ift den neuen Landestheilen ein 
erweiterter Wirkungskreis unter Anſchluß an die beitehen- 
den BVerhältnifje zu gewähren“ ... 

„Reben den PBrovinzialftänden bedürfen auch Die 
Regierungen einer gründliden Umbildung Es wird 
fih empfehlen, unter gänzlicher Abfonderung des Yinanz: 
wejens, namentlich der Steuer: und Domänenverwaltung, 
in jeder Provinz bezw. in jedem bejondern Zandestheile 
nur eine Regierungsbehörde zu haben und die organifche 
Verbindung derjelben mit der Provinzial: oder Kommus 
nalvertretung durch bleibende Ständeausshüffe herbeizu— 
führen, welche namentlich bei Kreis: und Gemeindeange- 
legenheiten, beim Volksſchulweſen 2c. entjcheidend mitwirken 
müſſen“ ... 

„Ueberall find die Eigenthümlichkeiten und Vorzüge 
der einzelnen Zänder im Verhältniß zu den Einridtungen 
Altpreußens möglichſt zu Ihonen und dabei die Wünſche 
der Bevölkerung zu berüdjihhtigen; die zu erftrebende 
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größere Einheit ift nicht durch rüdfichtslofe Gleichmachung 
nah preußiihen Vorgängen und Anjchauungen, fondern 
durh Ausdehnung des Guten und Befjern, wo ſich's 
findet, auf das Ganze zu erjtreben. Im Intereſſe der 
Rechtseinheit it ein gemeinſamer oberjter Gerichtshof zur 
Entſcheidung von gemeinfamen Rechtsfragen und Gejet- 
auslegungen nothwendig; im Uebrigen aber muß die 
legte Inftanz bei dem höchſten Gerichte der einzelnen 
Länder, bezüglich Provinzen liegen.” 

Der Gedanke, das neuerrichtete Oberappellations— 
geriht dem Obertribunal einzuverleiben und jo einen 
Gerichtshof von 72 Mitgliedern mit wandelbaren Senaten, 
Hülfsrichtern 2c. 2c. zu bilden, war eine wahrhaft Folofjale 
Verirrung. Und doch wäre der betreffende Gejegentwurf 
im Abgeordnetenhaufe Schon damals durchgegangen, wenn 
nicht das Herrenhaus glüdlicher Weife ihn zu Fall ge: 
bracht hätte. Später ift der Unfinn doc noch durchgeführt 
worden. — Der Schluß lautete: 

„Der Ausbau des Nechtsftaats verlangt, daß für jede 
Nechtsverlegung ein freier, unabhängiger Richterſpruch 
gewährt jei; auch Gtreitfragen des öffentlichen Rechts 
müfjen zur gerichtlichen Entſcheidung gebracht werden 
können; bejondere Competenzhöfe und Ausnahmegerichte 
für politiihe Verbrechen find verwerflich.“ 

Das kurheſſiſche Recht enthielt in diefer Beziehung 
einige fojtbare Sätze: die Gerichte waren völlig jelbit: 
ftändig und unabhängig, fie entjchieden über ihre Zuftän- 
digkeit und über die Zuläffigfeit des Rechtsweges jelbit, 
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einen Gompetenzhof gab es nicht; die Frage, ob eine 
Anordnung verfaflungsmäßige Rechtskraft habe, ward end: 
gültig vom oberiten Geridhtshofe entſchieden; jede Ver: 
waltungs: oder Polizeimaßregel, welde gejegmwidrig in 
die Privatrechtsſphäre, wozu auch die Freiheit der Perſon 
gehörte, eingrift, fonnte vor den Civilrichter gebracht wer: 
den ꝛc. Alle dieje Rechte hat uns das Jahr 1867 ge- 
nommen. ... 

Natürlich blieben ſolche Ausführungen nicht ohne 
Widerſpruch; fie weckten aber auch noch heftigere Angriffe 
gegen „das Preußenthum“, ja man drehte den Karren 
herum, namentlih aud in der Morgenzeitung, und 
ſprach alles Ernftes von verderblihem „preußiihen Par: 
tifularismus”. Das führte dann zu erneutem Wortwechjel 
zwijhen mir und der Kölnifhen Zeitung und der 
Nationalzeitung, wobei ſich die erjtere jedoch jtets in 

den Grenzen des Anftandes bewegte. Jm Sommer 1866 
hatte fie freilich behauptet, ich jei vom „Elend der Klein: 
ftaaterei angefreſſen“; jett jedoch Elangen ihre Erwider— 
ungen oder Angriffe jchon ganz anders. Im März 1868 
veranlaßten mich derartige Artikel zu folgender Betrach— 
tung, die deutlich ergibt, daß die Beitrebungen der neuen 
Zandesfinder doch nicht ganz fruchtlos waren: 

„Die Kölnifhe Zeitung und zum Theil aud die 
Nationalzeitung beftreitet nicht, daß es unter den Alt: 
preußen wirflih einen „„preußiichen Bartikularismus““, 
daß es in der That Parteirihtungen gebe, die vorzugsmeife 
ein Großpreußen und eine „„Sleichmacherei vom grünen 
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Tische” und ebenjo von der Kammer aus im Auge haben. 
Andererfeits ift in der Morgenzeitung nicht beitritten, 
vielmehr ausbrüdlih anerfannt worden, daß aud in den 
alten Provinzen die „„tüchtigiten Kräfte”” den Kämpfern 
„„des Deutſchthums gegen den preußijchen Bartikularismus 
zur Seite ſtehen““. ... Es erhellt alfo, daß ſich der Zwie- 
jpalt eigentlih nur um ein Mehr oder Weniger, nur um 
eine größere oder mindere AUS yum der verjchiedenen 
Richtungen dreht. 

Aber wo liegen die richtigen Grenzen, ſowohl in per: 
ſönlicher als jachliher Beziehung? Die National:Zei: 
tung weiſt auf die „„bisher herrſchende Partei““ Hin, 
der man gewifjermaßen „„Altpreußenthum““ ꝛc. vormwerfen 
könne; die Kölnifche Zeitiing hebt neben der „Büreau— 
fratie des grünen Tiſches““ „„die ertremen altpreußijchen 
Parteien” als der Gleihmacherei ergeben hervor; „„wir 
nationalsliberalen Altpreußen““ aber, jagt jie, „„wollen 
ebenfalld den nationaldeutihen Staat”, „„wir weigern 
fein Opfer von Seiten Preußens““, „„auch in Altpreußen 
gibt es ebenjo entjchiedene Gegner einer jhablonenhaften 
Gleihmacherei, wie in den neuen Provinzen” u. j. w. 
Allein jhwerlih find damit genügende Scheibelinien 
gegeben. Die großpreußifchen Anſchauungen und Beitre: 
bungen und die Neigung, altpreußiiche Eigenthümlichkeiten 
in weiteftem Maße und in haftigjter Weije auszudehnen, 
beſchränken ſich ebenfowenig auf Die „„bisher herr— 
Ihende Bartei””, als auf die „„ertremen Parteien“, 
oder gar auf den befannten „„grünen Tiſch““, im Gegen⸗ 
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theil finden fich derartige Beftandtheile mehr oder weniger 
in allen Barteien und Fraktionen, in allen Ständen, eben- 
ſowohl am freifinnigen, wie am fonjervativen, ebenjomwohl 
am unteriten, wie am oberften grünen Tiiche. Auch bie 
nationalzliberale Partei ift nicht ganz frei davon; Die 
Kölniſche Zeitung ſelbſt findet fich noch zu der Bemerkung 
veranlaßt, daß der Widerjtand gegen „„übereilte Gleich— 
macherei ein Hauptpunft im national:liberalen Programme 
jein ſollte““. Wer den Abjtimmungen des Abgeordneten: 
baufes mit Aufmerkſamkeit gefolgt ift, dem wird es ficher 
nicht entgangen jein, daß gerade in ſolchen Fragen, melde 
auf die Bejonderheiten der neuen Provinzen, auf Erhal- 
tung einer größeren Selbititändigfeit ꝛc. Bezug hatten, 
die jtärfiten Spaltungen innerhalb der Parteien, und 
namentlich in der national=liberalen Fraktion zu Tage 
traten. ch erinnere beijpielsweife nur an die Verband: 
lungen über den hannoverifchen Provinzialfonds, defjen 
Bewilligung ſelbſt von Männern wie G. von Vinde aufs 
beftigite befämpft ward.” 

Von Zeit zu Zeit Fam es zu erneuten Anjtrengungen, 
das „Preußenthum“ mehr zurüdzuhalten. So hatte id 
im Frühjahr 1568 mit Miquel und 8. Braun deßhalbige 
Berathungen und entwarf ein jehr fcharfes Programm. 
Auch Lasker und v. Fordenbed zeigten ſich im Wejent: 
lihen einverftanden. Bennigjen war es der Sache nad) 
ohnehin, hegte aber Beſorgniſſe wegen einer Partei: 
Spaltung. Er ſuchte daher zu bejchwichtigen und da ſich 
ſelbſt Tweſten, ald man ihn zuzog, jehr befriedigend aus: 
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ſprach, jo blieb Alles in Friede und Eintracht, ein be: 
merfbarer Erfolg aber war doc erzielt. 


— — —— 


Bei den Reichstagswahlen von 1867 kam in Kaſſel 
die Erklärung der Zwölf vom vorigen Herbſt wieder zur 
Sprache. Dieſelbe hatte mich natürlich in eine eigen— 
thümliche, zum Theil widerwärtige Lage gebracht, mehr 
noch in Berlin, als in Kaſſel. Ich hatte ſtets ſo ziemlich 
das Gegentheil von Dem geltend gemacht, wozu ſich die 
Zwölf bereit finden ließen. Und da die Herren ſämmtlich 
Ständemitglieder waren, ſo wurde von ihrer Erklärung 
auf die in Heſſen überhaupt herrſchende Stimmung ge— 
ſchloſſen, und meine gegentheilige Anſicht und Stellung 
als etwas Vereinzeltes betrachtet. 

Im erſten Aufwallen war ich nahe daran, meine 
jahrelange Thätigkeit und Führerſtellung ganz aufzugeben, 
von jeder Wahl abzuſehen und mich lediglich auf einen 
beurtheilenden Standpunkt in der Morgenzeitung, 
beziehungsweiſe in der Preſſe überhaupt, zu ſtellen. Ich 
bekenne, daß die erſten Gedankenrichtungen in dieſer 
Beziehung etwas ſehr Verlockendes hatten. Wie einfach 
und ohne alle Verantwortung wäre meine Stellung 
geweſen! wie vieler Mühen und Sorgen und Koſten 
konnte ich überhoben ſein! und wie günſtig war die Ge— 
legenheit! ... 

Der Entwurf einer öffentlichen Erklärung war ſchon 
fertig ... Allein ich hatte mir's ſeit langer Zeit zur Regel 
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gemacht, wichtige Dinge „erit zu beſchlafen“. Und als 
ih geichlafen hatte, konnte ich's wirklich nicht mehr über’s 
Herz bringen, meine Gedanken in Betreff der ferneren 
Geftaltung Heflens zurüdzudrängen und die Sache ohne 
Weiteres Denen zu überlafjen, die mir „das Maul ſtopfen“ 
wollten und vielfah das Gegentheil von meinen Zielen 
eritrebten. Ich zerriß die Erklärung, jchrieb dafür ein 
paar Leiter und jagte den Herren in Berlin, die mir 
mehr oder weniger ihre Verwunderung zu erkennen gaben: 
warten wir nur die Wahlen ab! da wird fich’S zeigen, 
daß ih die Stimmung in Heflen doch noch mehr reprä- 
jentire, als alle die Zwölf zufammengenommen ! 

Und um die Sadhe noch fprechender zu machen, gab 
ih ſogar die Verficherung, daß ich mich jeder Bewerbung 
und Wahlagitation enthalten werde. Das ilt denn aud 
nad) Möglichkeit geſchehen, wie ich mich überhaupt nie: 
mals um irgend eine Wahl beworben habe. 

Den zahlreihen Unzufriedenen in Heflen aber, Die 
mid gern an ihre „Spitze“ jtellen wollten, antwortete 
ih, wenn ich überhaupt eine Antwort gab, daß meine 
jahlihen Anjhauungen unverändert ſeien. 

ALS die Wahlen heranfamen, ward ich in vier oder 
fünf Wahlfreijen als Kandidat aufgeitellt und in zweien 
gewählt. Für den dritten empfahl ich Wiegand; mit 
Herrn Weigel aber fam’s zur Gegenfandidatur im Kreije 
Kaſſel. Und dies Verhältniß nöthigte mich, mein gänz 
liches Schweigen zu breden und am 24. Januar 1867 
Folgendes zu veröffentlichen: 
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„zur Abwehr und Aufklärung. 


Meine Wahlangelegenheit hat eine Wendung ge: 
nommen, welche ich gern vermieden gejehen hätte. Zwar 
fann Niemand mehr bezweifeln, daß ih vollkommen 
berechtigt war, die an mich im Auftrage des biefigen 
MWahlausihuffes gerichtete Frage, „ob ich eine Wahl an- 
nehmen werde”, auf den Wahlkreis Kafjel-Meljungen zu 
beziehen; ih mußte deshalb meine bejahende Antwort 
vom 20. Januar ungeändert laſſen und beharre aud) 
jegt dabei. Allein es iſt zugleich die Frage aufgetaucht 
und vielfah beſprochen worden, was mich denn wohl 
eigentlich bewogen habe, zwei angetragene fichere Kandi— 
daturen abzulehnen und gerade für den Kreis Kaſſel— 
Melfungen mich eventuell annehmend zu erklären. Und 
jtatt einfach die bejondere Wichtigkeit dieſes Bezirks als 
genügenden Grund gelten zu laffen, hat man fich allerlei 
unwahren Unterftellungen hingegeben; ja es find, wie ic) 
höre, Beichuldigungen geäußert worden, die an das Ehren: 
rührige grenzen und zu denen ich nicht jchweigen kann. 
Sch gehe darauf aus, lautet das Gerede, meinem Bruder 
Pla zu machen; meine Erklärung vom 20. Januar jet 
ein „rechter Kniff“, denn es komme mir nur darauf an, 
jenen in Rinteln durchzubringen ꝛc. Andere jollen von 
Eigenfinn, „Verdrängenwollen” und anderen Dingen ge: 
redet haben. 

Ich vermag nun zwar nicht einzufehen, warum mein 
Bruder weniger zu einer Parlamentsftelle berufen jein 
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jollte, al die meilten der ins Auge gefaßten Kandidaten; 
allein es handelt jih um deraleihen gar nicht. Ich bin 
von Seiten meines Bruders weder um Förderung einer 
Wahl angegangen, noch habe ich eine Sylbe dafür ge: 
äußert. Ueberhaupt haben mich nicht Berfonen:-Rüdfichten 
bei der fraglichen Antwort geleitet; wohl aber ijt ein 
anderer Umftand entjcheidend gewejen, ein Umjtand, den 
ih lieber unberührt gelajjen hätte, wenigſtens bis nad) 
Beendigung der Wahlen, der aber nun hervorgehoben 
werden mag, um dem elenden und nihtsmwürdigen 
Gerede ein Ende zu machen und die Dinge im wahren 
Lichte erjcheinen zu laſſen. 

Als ſich's im Sommer vorigen Jahres um die näheren 
Beitimmungen handelte, unter denen die Einverleibung 
Kurheſſens ftattfinden jolle, gaben zwölf Kafjeler Abge- 
ordnete eine Erflärung ab, welde mit Dem, mas id) 
damals geltend zu machen juchte und was jene zum Theil 
jelbit verlangt hatten, in Widerjprud ftand. Während 
jene das in Berlin zur Berathung jtehende Gejeg im 
Sinne des Kommifjtionsberichts „den Interejjen Kur: 
heſſens entſprechend erachteten“, ſah ich mich zu 
einer gegentheiligen Erklärung veranlaßt, indem ich 
die Verſaſſungsrechte des Volkes und vor allen Dingen 
die beſtehende Einrichtung und Zuſtändigkeit unſerer 
Gerichte für äußerſt gefährdet hielt. Namentlich fürchtete 
ih für die Verlegung oder Aufhebung des Ober-Appella: 
tionsgerichts, für die Einführung des preußiſchen Compe— 
tenzhofes, für die Bejchränfung der Gerichtszuftändigfeit 
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bei gejegwidrigen Maßnahmen der Polizei: und Per: 
waltungsbehörden ꝛc. 20. Man erinnert fich, daß ich wegen 
meiner Haltung im Gegenfaß zu den Uebrigen, welche als 
nationalgefinnt belobt wurden, alsbald des Partifula: 
rismus bezüchtigt und in einer Reihe von öffentlichen 
Dlättern ꝛc. mit Angriffen, Entitellungen und Schmäh: 
ungen überjchüttet ward, während es fih doch um Dinge 
handelte, die mit der deutjchen Einheitsfrage und mit der 
Mactentfaltung Preußens in gar feinem Zufammenhange 
ftanden. Hätte ich annehmen müffen, daß die Auffaffung 
der Zwölf und die über mich gefällten Urtheile vom ganzen 
Sande getheilt würden, jo hätte ich natürlich meine öffent: 
lihe Thätigfeit, deren Hauptgrundlagen, namentlich) das 
Recht, tief erjchüttert wurden, aufgegeben. Allein ich erhielt 
manche Beweiſe vom Gegentheil und wenn ich auch eine 
in Anregung gebrachte öffentliche Kundgebung nad) Lage 
der Dinge nit gutheißen konnte, jo fehlte es doch nicht 
an Grund zu der Annahme, daß ich nicht allein ftehe, wie 
es damals Bielen erfcheinen mochte. 

So famen die Wahlen zum Parlamente heran und 
boten von jelbit Anlaß, die Stimmung und den Grad 
des verbliebenen Vertrauens zu mir genauer zu erfunden. 
Um die zu Tage tretenden Thatfachen um fo jprechender 
und zweifellojer zu machen, hielt ich mich abfichtlich von 
aller Wahlbemegung fern und jagte nicht einmal den 
Grund davon, als ich unlängft veranlagt war, unrichtigen 
Unterftellungen und Ausftreuungen entgegenzutreten. Deſto 
werthvoller mußten mir die angetragenen Kandidaturen im 
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eriten und dritten Wahlkreiſe erfcheinen, und wenn ich 
fie ablehnte, jo geſchah dies, weil auch Anfragen in Betreff 
des zweiten Wahlfreifes an mid) ergangen waren 
und weil ich gerade auf deſſen Stimmung noch bejon- 
deren Werth legte. Dies ift, den ausgeitreuten und, wie 
ih höre, ſelbſt meitverbreiteten Unmwahrheiten und Ber: 
dächtigungen gegenüber, der einfache Grund der von mir 
ertheilten Antwort, daß ich eine etwaige Wahl im Kaſſel— 
Meljunger Kreile annehmen werde. Daß ich feinen Anlaß 
batte, die an mich gerichtete Frage des hiefigen Ausſchuſſes 
auf dieſen Kreis nicht zu beziehen, habe ich ſchon zur 
Genüge dargethan. Glaubte der Ausihuß aber doch jeine 
Anfrage nachträglich jo beſchränken zu müfjen, jo wäre 
es angemefjen gemwejen, mir das zunächſt privatim mitzu- 
theilen und dann das Weitere von meiner Seite abzu: 
warten. Daß er dies nicht that, vielmehr jofort öffentlich 
und vorwurfsvol erflärte, man habe mich für Kaſſel— 
Melfungen nicht gemeint, wolle vielmehr Herrn Dr. Weigel 
vorſchlagen . . . dies ift ein Verfahren, das ich nicht näher 
zu bezeichnen brauche und dem ich unmöglich eine andere 
Ermwiderung widmen fonnte, als die Beleuchtung und Zu: 
rüdweifung in Nr.2574 der Morgenzeitung. Unter ſolchen 
Umjtänden halte ich meine Erklärung einfach aufrecht. Und 
daß ich dies thue, hat die Bedeutung: bejige ih noch 
das Vertrauen meiner Mitbürger in Stadt und 
Land oder nicht?” 

Es wurden nun aber jo zahlreihe Verſuche gemadht, 
einen Ausweg zu finden, daß ich mich endlich zu einer 
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weitern Veröffentlichung entſchloß und auf die Kandi— 
datur verzichtete. Ich hebe aus der Erklärung Folgendes 
hervor: 

„Es ſind mir inzwiſchen von den verſchiedenſten Seiten 
die unzweideutigſten Zeugniſſe und Verſicherungen nicht 
nur des noch beſtehenden Vertrauens überhaupt, ſondern 
auch der Ueberzeugung gegeben worden, daß ich im hie— 
ſigen Wahlkreiſe gewählt werben würde. Selbſt Männer, 
die Herrn Weigel und dem Ausſchuſſe weit näher ſtehen 
als mir, haben ſolche Verſicherungen gegeben. Wenn Viele 
an Herrn Weigel feſthielten, ſo geſchehe das, weil er an— 
derswo nicht durchzubringen ſei, während ich faſt in allen 
Kreiſen durchkommen würde ꝛc. — Auf der anderen Seite 
iſt mir aber auch das Bedauern darüber ausgeſprochen 
worden, daß gerade in Kaſſel, unter alten Parteigenoſſen, 
ein Wahlkampf entſtehen ſolle. Ich ſelber habe dieſen 
Umſtand natürlich längſt nicht unerwogen gelaſſen. Und 
wenn auch die Schuld des Zwieſpalts nicht mich, ſondern 
den Wahl-Ausſchuß trifft, ſo kann mir's doch um fo we— 
niger zuſagen, der Gegenſtand eines derartigen Streits 
zu ſein, als mein langjähriges Streben mit darauf ge— 
richtet geweſen iſt, Einmüthigkeit und Gemeinſinn, 
im Gegenſatz zu einem nur allzu leicht ſich einſchleichenden 
jämmerlichen Klikenweſen, fördern zu helfen. Auch könnte 
es mir ſicherlich nicht zur Freude gereichen, der Vertreter 
des hieſigen Wahlkreiſes zu ſein, wenn ich mir ſagen 
müßte, daß ein nicht unerheblicher Theil der Stadtbe— 
wohner lieber einen Andern an meiner Stelle fähe. ... 
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Unter ſolchen Umitänden und da ich die Sache, welche 
mir durch die widrigiten Ericheinungen längft zum Ueber: 
druß geworden ift, raſch und Far abgethan wiſſen möchte, 
jehe ich mich veranlaft, meine Erklärung vom 20. Ja— 
nuar, eine Wahl im Kreije Kaſſel-Melſungen 
eventuell annehmen zu wollen, nunmehr hiermit zurück— 
zuziehen. Ich danfe dabei allen Denen, namentlich den 
braven Zandbewohnern, welche ſich für meine Wahl in- 
terejlirt haben, von Herzen. 

Zum Schluß noch Folgendes: Zu den mandherlei 
falfehen und elenden Beweggründen, weldhe meinem Ver: 
halten von einigen Seiten untergejhoben worden find, 
(„Verdrängenmwollen“, Eigenfinn, Blagmahung im Schaum— 
burgifchen für die Wahl meines Bruders 2c.) ift mir neuer: 
dings noch der weitere mitgetheilt worden, ich wolle aus 
Führer-Eitelfeit in mehreren Bezirfen gewählt werden ꝛc. 
Ich verihmähe es natürlich, mich hierüber irgendwie aus: 
zulaſſen. ch hatte geglaubt, das Zeitalter der Eitelfeiten 
läge jchon weit hinter mir. Sollte aber dennoch ein Reit 
zurüdgeblieben fein, jo ift es zum Mindeften nicht die 
Eitelfeit, noh Führer jein zu wollen. Ich über: 
lajje das mit Vergnügen Jedem, welcher Beruf dazu fühlt 
und die Verantwortlichfeit tragen will. Dagegen werde 
ih im Uebrigen nad den erhaltenen Bertrauenszeichen 
fortfahren, meine Kräfte dem Vaterlande zu widmen, jo 
weit und jo lange fie reichen, und in dieſer Rückſicht 
nehme ich eventuell auch die Ablehnung für den erften 
Wahlkreis zurüd.“ 


Wahlfieg. 513 


Indeſſen gingen bierauf die Wähler nicht ein. In 
einer vom Wahlausſchuſſe jelbit berufenen Wähler-Ver— 
jammlung ward nicht Weigel, jondern ich mit großer 
Mehrheit als Kandidat aufgeitellt, und die Verfammlung 
trennte fi, wie die Kaſſeler Zeitung berichtete, „unter 
ftürmifhen Hochrufen auf denjelben“, nämlich den Kandi— 
daten. So fam’s denn zum wirklichen Wahlfampfe, wobei 
von den Gegnern großer Eifer entwidelt wurde. ch jelbit 
lag während der ganzen Verhandlungen frank zu Bette. 

Der Ausgang diejes Streits war ein glänzender Sieg 
für mid. Ich erhielt 5452, Herr Weigel 2183 Stimmen ; 
auch in der Stadt Kaſſel hatte ich die Mehrheit, nämlich 
970 gegen 731. Ich verzichtete nunmehr auf diefen Wahl: 
freis und empfahl jchließlich ſelbſt Herrn Weigel. 

So fonnte Niemand mehr behaupten, daß die Er: 
flärung der Zwölf von den Heflen jelbit gebilligt werde. 

In der Folge aber jchien es, als fei eine förmliche 
Bande in Thätigfeit, um mir möglichit viel Uebles nad): 
zufagen und anzubhängen. ch ſah mich daher veranlaßt, 
folgenden Aufjag vom 2. Juni 1570 „Zur Aufklärung und 
Abwehr für Wähler und Nichtwähler“ zu veröffentlichen: 

„Seit Jahren find in Drudichriften und auf ſonſtige 
Weile zahlreiche Angriffe und Beihuldigungen gegen mich 
erhoben worden. Theils unter der allgemeineren Bezeich— 
nung „Gothaer“ ıc., theils unter bejtimmter Anführung 
meines Namens hat meine öffentliche Thätigkeit die gröbjten 
Entitelungen und Berunglimpfungen erfahren. Diefelben 


laufen im Ganzen darauf hinaus, daß mir bezüglich der 
Fr. Detler, ?ebenderinnerungen. III. 33 
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Veränderungen in Kurheſſen ein ſchweres Verſchulden zur 
Laſt falle und daß ich namentlich die „Verpreußung“ 
hauptſächlich mit herbeigeführt habe. Der „Verfaſſungs— 
kampf“ jei von Anfang an darauf angelegt gewejen, Die 
Einmiſchung Preußens und die weiteren Vorgänge her— 
beizuführen; ſchon 1850 habe man dur „Steuerverwei- 
gerung” und „Berfaffungsbruch” auf preußiſche Einmifhung 
abgezielt; jpäter jei der Skandal abſichtlich vergrößert 
worden; die liberalifirenden Demonftrationen ſeien Die 
„Vorbereitungen“ zu noch weitergehenden Einmiſch— 
ungen, zur Herbeiführung „der jegigen Zuſtände“ geweſen. 
Ich insbejondere habe in den Jahren 1863 bis 1866 den 
„beendigten Berfajfungsftreit nit zur Ruhe kommen 
laffen“ ; während „die Ausführung der Verfaſſung in allen 
wejentlihen Dingen in jener Zeit gefichert gemwejen,“ 
babe die Morgenzeitung, welde für ihr Wirken jährlich 
3000 Thaler aus der preußifchen Staatskaſſe bezogen, 
bloßen „Formenframs halber feinen Frieden geben wollen“ ; 
ih) habe es durch mein „Anfehen bei der Mehrheit der 
Landitände dahin gebracht, daß beinahe Nichts zu gedeib: 
lihem Ende gefommen; das Fehlen des Tüpfelchens auf 
dem i jei mir genügend gemwejen, um jede Verſtändi— 
gung bintanzujegen”. Dann foll ich mit den Preußen 
„unter einer Dede gejpielt haben“; als „bezahlter Preußen: 
knecht“ habe ich Alles nachgegeben, jonjt hätten wir wohl 
„eben jo viel behalten, als die Hannoveraner”; wer wiſſe, 
„auf welche Weile mir das Maul geitopft fei”. Auch 
neuerdings müſſe ih mit Herrn v. Bennigjen, Miguel ꝛc. 
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zu Denjenigen gezählt werden, welche ftets auf Winf zur 
Nachgiebigfeit bereit gewejen jeien, namentlich in der Straf: 
gejegbuchsangelegenheit u. j. w. u. ſ. w. 

Es iſt nicht meine Neigung, perjönlihe Angriffe zu 
beantworten. Wenn folhe aber zugleich eine fachliche 
Bedeutung haben, wenn fie Jahre lang fortgefegt werden, 
dann muß es doch zur Pflicht werden, der Unmwahrheit 
und Entitellung öffentlich entgegenzutreten. ... 

Es ift nit wahr, daß jemals die preußiſche „Ein= 
verleibung”, oder die „Verpreußung”“ Kurheffens von mir 
beabjichtigt worden fei. Daſſelbe glaube ich von anderen 
„Gothaern“ Heljens, welche an den Verfaſſungskämpfen 
Theil gehabt Haben, annehmen zu können. So lange id) 
mich mit Politik beſchäftigt habe, ift die deutſche Ein: 
heit das Ziel meines Strebens gewefen, die Gründung 
des einen, mächtigen, freien deutſchen Rechts— 
ſtaats, mit möglichiter Selbitjtändigfeit der einzelnen 
Theile, mit umfajjender Selbjtverwaltung in Provinz, 
Kreis und Gemeinde, mit freieiter Lebensentfaltung 
in weltlihen und firhliden Dingen. Der ſicherſte Weg 
zu diefem Ziele jhien mir die Gründung eines Bun: 
desſtaats zu fein, mit Preußen als mächtigitem deutſchen 
Staate an der Spitze, wobei Kurheſſen, gleich den übrigen 
feinen Ländern eine zwar untergeordnete, aber immerhin 
wohlgegründete Stellung, wie gegenwärtig etwa Weimar 
und andere Bundesangehörige, gefunden haben würde, 
Nach diefen Gefichtspunften Hat ſich 1549 und 18350 und 
ebenjo jpäter mein Handeln geregelt. Niemals habe ich 

33* 
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dabei im Dienft irgend eines fremden Willens geitan- 
den; meine Thätigfeit war jtets eine völlig freie. — Die 
Miederheritellung der Verfaffung von 1831 ift niemals 
von mir aufgegeben, zu feiner Zeit von mir außer Acht 
gelafjen worden. Mein deshalbigee Streben bedurfte 
feiner äußeren Anregung; lange vor den befannten 
Schritten Preußens am Bundestage war mein Augenmerf 
auf jenes Ziel gerichtet. Schon im Herbit 1858 bat ich 
von Dftende aus einen außerhalb Kurheſſens lebenden 
früheren bejfiihen Beamten, die Gejfammtleitung der des: 
halbigen Beitrebungen zu übernehmen und bald darauf 
wurden die eingehenditen Pläne von mir entworfen und 
zum Theil öffentlich entwidelt. Als gegen den Herbit 1859 
die preußiiche Regierung vorging, gab ich eine mit Fr. 
Preller verabredete Reife nah Italien auf und fehrte 
nach Kafjel zurüd; aber au dann blieb meine Stellung 
eine völlig freie. Als 3. B. in Berlin und Frankfurt das 
MWahlgejeg von 1849 aufgegeben wurde, hielt ich Dafjelbe 
beharrlih und gegen die Bemühungen mander Freunde 
feit, trat im Winter 1362, wo ich mich am Genfer See 
befand, einem Plane angejehener Männer, auf das Wahl: 
geſetz von 1831 zurüdzugreifen, mit Erfolg entgegen und 
lehnte auch im Frühjahr alle deshalbigen wiederholten, 
zum Theil beftigiten Zumuthungen unbeugjam ab. ... 
Im Laufe des Sommers war ih auf Ausgleichung 
der Mängel der Verordnung vom 21. Juni, insbejondere 
auf Bejeitigung der „proviforiichen Geſetze ꝛc.“ bedacht: 
id) bereitete einen umfaffenden Antrag wegen des ge- 
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fanımten Rechtszujtandes vor, der auch glei nad) dem 
BZufammentritt der Stände Ende Dftobers 1862 einge: 
bracht wurde. Hätte derjelbe, wie es meine Abficht war, 
in wenigen Tagen Annahme gefunden, jo würde ihm ficher 
jo gut entſprochen worden jein, als nad) dem Eintreffen 
des befannten Feldjägers der bloße „Landtag ad hoc“ 
aufgegeben und das Budget vorgelegt wurde u. j. m. 
Warum das alles nicht geſchehen ift, bleibe hier uner: 
örtert. Als aber am 21. Januar 1863 im Wefentlichen 
die Annahme des Antrags erfolgte, war der günftige Augen— 
blick längft für immer vorüber. — Es konnte ſich jet nur 
noch um ein Vorgehen und Erringen im Einzelnen han 
deln. Doch aud dies Streben ift durchaus nicht ohne 
Erfolg gemwejen und am wenigſten ijt „ein gedeihliches 
Ende” durch mich gehindert worden. Die Gejeße in Betreff 
der Gemeindeordnung, der Staatsdiener, des Gerichts: 
mwejens 2c. und endlich das Zuftandefommen des wichtigen 
Landtagsabichieds vom 31. Oftober 1863, woran ich den 
weſentlichſten Antheil gehabt habe, liefern dafür den voll: 
gültigiten Beweis. Später kamen das Aktuargeſetz, das 
Forjtverwerthungsgejeg, das Jagdgeſetz 2c. hinzu. Wenn 
die Heli. Volkszeitung behauptet hat, bald, daß ich nicht 
das volle Recht erjtrebt habe, bald, daß meine „Berjöh- 
nungspraris“ zu weit gegangen fei, bald, daß der Mangel 
des Tüpfelchens auf dem i genügend gewefen, mich jede 
Verjtändigung von der Hand weiſen zu laffen, jo it eins 
noch faljcher als das andere, und alles zujammen bildet 
den handgreiflichiten Widerfinn. Am allerfaljcheften aber 
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ift die Hindeutung, daß ich den angeblih „beendigten“ 
Verfafjungsitreit nicht habe zu Ruhe fommen laſſen, um 
noch weitere Einmifchungen ꝛc. herbeizuführen. Es iſt das 
fo wenig der Fall gewejen, daß im Gegentheil in Der 
befannten Oberappellationsgerichtsfrage 1864 das höchite 
Maß von Nachgiebigfeit an den Tag gelegt wurde, und 
daß e3 jeden Augenblif in der Hand der Regierung ge: 
legen hätte, das angenommene Gejeg zu verfündigen und 
den Streit wirklich zu beenden. Die Nachgiebigfeit ging 
jo weit, daß nad) der Meinung derjelben Volkszeitung 
jogar „die hauptſächlichſte Beitimmung”“ des alten Ge 
jeßes preis gegeben worden fein ſoll. ... 

So fam das Frühjahr 1866. Auch damals find meine 
Freunde und ich nicht läffig geweſen, nicht innerhalb noch 
außerhalb des Ständehaufes, um die Regierung von den 
eingejchlagenen Wegen abzubringen und den Kurfürften 
zur Nachgiebigfeit zu bewegen. ch felbit habe es bis 
zum legten Nugenblide an deßhalbigen Bemühungen nicht 
fehlen laſſen. Wäre der Kurfürft gefolgt, hätte er Die 
Truppen auf den Friedensjtand zurüdgeführt und 
der „Berufung des deutjchen Parlaments“ durch Preußen 
zugeitimmt, jo würde er noch heute regieren, jo gut wie 
die Großherzöge von Medlenburg und Oldenburg, der 
Herzog von Braunjchweig und Andere. ... 

Daß die günftigen Zufagen der preußiichen Befehls: 
haber für Hefien vom 21. und 28. Juni 1866 nicht beſſer 
gehalten worden find, ald es nachmals der Fall geweien 
it, beflagt Niemand mehr als ih; aber Niemand ift 
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auch unjchuldiger daran; ich wäre wahrlich der Lebte ge— 
weten, der fie jo hintangejegt hätte. Allein der Gang 
des Kriegs, der Sieg bei Königgräß trieb eben weit über 
die eriten Gedanken hinaus. Als ich in der Nacht vom 
7. Auguft die Mittheilung erhielt, daß die Vereinigung 
Kurheſſens mit Preußen feititehe, konnte mich dieſer 
Beihluß nah Lage der Dinge faum noch jehr über: 
raſchen. — 

Es blieb nun für Heſſen nichts übrig, als der Ver— 
ſuch, dem Lande jo viel Selbitjtändigfeit und Selbftver: 
waltung, überhaupt jo viel von jeinen bewährten inneren 
Einrichtungen zu erhalten als irgend möglid war. An 
deßhalbigen Bemühungen hat es nicht gefehlt. Die Vor: 
lage der Regierung an den Landtag war dem nicht zu= 
wider. — Leider gaben aber die wirren Strömungen im 
Abgeorbnetenhaufe der Sache eine andere Wendung. ... 

Der Abgeordnete Löwe (Calbe) fand ſich bereit, einen 
Abänderungsantrag gegen die Kommiſſionsvorſchläge ein- 
zubringen, durch deſſen Annahme, ja jelbft durch deſſen 
theilweije Genehmigung, mindeitens die Rechtspflege, 
namentlih auch die Zuftändigfeit der Gerichte, gerettet 
worden wäre. Aber die Schwierigfeiten waren groß, die 
Verblendung unglaublid ... und als in die betreffende 
Barteiverfammlung ganz unverjehens die telegraphijche 
Nachricht hineinfiel, daß Kafjeler Abgeordnete fich mit den 
Kommifltonsanträgen als „den Intereſſen Kurheſſens ent: 
ſprechend“ einveritanden erflärt hätten, da war vollends. 
jede Ausficht verloren. ... 
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Ich ſchwankte in Betreff meiner fernern Stellung 
und Thätigfeit. Sowohl der Regierung als den Freunden 
und Barteigenofien in Berlin und Kaffel gegenüber war 
ih plöglid in eine Lage gelommen, die weder angenehm 
noch eriprießlich ericheinen fonnte. ES blieb mir nur ein 
doppelter Weg: entweder mußte ih mich völlig zurüd: 
ziehen und mich auf eine literarijchepolitiiche Thätigkeit ꝛc 
bejchränfen, oder ich mußte die künftigen Wahlen betonen, 
um zu zeigen, dab meine Auffafjung der Dinge 
noch vom Bolfe getheilt werde, und um mir jo das 
nöthige Gewicht für meine Rathſchläge und Beitrebungen 
zu fihern. — Wie nahe und verlodend der eritere Weg 
auch vor mir lag, im Hinblid auf Umjtände und PBerjön: 
lichkeiten, welche nicht außer Acht bleiben fonnten, verlieh 
ih ihn nach reifliher Ueberlegung dennoch und betrat den 
legteren, dornenvolleren; und fo geſchah es, daß ich 1367 
die Kandidatur in Kaſſel feithielt, obwohl meine Wahl aud 
in anderen Kreijen gefichert war, ein Verfahren, das jelbit 
Freunde und Gejinnungsgenofjen in aller Kurzlichtigfeit 
als „Eitelkeit“ 2c. zu behandeln ſich nicht zu entjchlagen 
vermochten. | 

Ob ih damals wirklich den beiten Weg gewählt habe 
. . . Andere mögen urtheilen! Ich babe mir felbft nad: 
gehends mehr als einmal die Frage vorgelegt; aber id 
glaube doc feinen Grund zu haben, die Wahl des ein: 
geichlagenen Pfades bereuen zu müſſen. Sind aud) viele, 
viele Beftrebungen ohne Erfolg geblieben, jo iſt doc aud 
Manches abgewendet und Manches erreicht worden, woran 
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mein Antheil nicht leicht beftritten werden mag. Daß unfer 
Land nicht zerriffen, jondern als ein Ganzes erhalten 
worden ift, daß die kleinen Verwaltungskreiſe 2c. geblieben 
find, daß vor allen Dingen der jelbititändige Kommunal: 
verband mit dem Staatsihage und im Ganzen mit Bei: 
behaltung der alten Stände gebildet ift, und daß in dem 
Berwaltungsausihuffe und in dem Landesdirektor blei- 
bende Organe der Selbitverwaltung und in der Landes: 
freditfajle eine jegensreiche Anftalt erlangt wurde, das 
alles find Erfolge, deren Werth nicht verkannt werden 
fann und denen ich wahrlich nicht fern geftanden habe. 
Auch der Laudemialfond hätte dem Lande als Sonder: 
eigenthum gewahrt werden fünnen, wenn mein Rath be: 
folgt worden wäre, wenn einige der Vertrauensmänner 
und gerade jolche, welche auf meinen Vorſchlag nad) Berlin 
berufen worden waren, mich nicht zur Ungzeit im Stid) 
gelafjen hätten. 

Was weiter gejhehen und nicht gefchehen ift, mag 
unberührt bleiben. Ich weiß, es fehlt an Mißftänden, 
jelbit an großen Verkehrtheiten nicht; aber ich bin mir 
feines deshalbigen Verſchuldens bemußt. Vieles, worüber 
gar jehr geklagt worden, hätte verhütet werden fönnen, 
wenn die Betheiligten jelbit, jtatt in Läſſigkeit zu Elagen, 
fih mehr gerührt und guten Rath befolgt hätten. ... 

Gar Vieles ift noch zu thun! Hat auch Deutjchland 
jeit 1866 wieder ein Anfehen erlangt, wie es fich defjen 
Icon jeit Jahrhunderten nicht mehr zu erfreuen hatte, iſt 
auh vom norddeutſchen Bunde in rechtseinheitlicher und 
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freiheitliher Richtung ſchon mehr geſchehen, als vom alten 
deutjchen Reiche und alten deutichen Bunde zufammenge: 
nommen, jo hat doc die Thätigfeit zur Gründung voller 
Einheit und Freiheit, zur Förderung des Volkswohls auf 
allen Zebensgebieten, eben erjt begonnen. Somohl die 
Reichs: als die Landesgeſetzgebung wird in den nächiten 
Jahren noch die wichtigsten Aufgaben zu löſen haben ... 
Menn mir und meinen Freunden vorgeworfen wird, daß 
wir Schließlich jtets zum Nachgeben bereit feien, jo iſt 
das in folder Allgemeinheit Nichts als leichtfertiges und 
Ihmähfüchtiges Gerede. Mein Liberalismus ift nicht jo 
geringen Alters, daß er erſt die ‘Probe zu bejtehen hätte. 
Aber ich bin zugleich ein praftiicher Mann, dem es weniger 
auf Redensarten und Theorien, als auf das Zuftande 
bringen wirklicher Verbejferungen anfommt, wenn aud 
nicht immer alles Wünſchenswerthe auf ein Mal zu er: 
reihen iſt. ... 

Und nun noch ein Wort über den Vorwurf, daß ich 
„erkauft“ oder daß mir ſonſt der Mund „geſtopft“ worden 
ſei. Es fällt mir ſchwer, auf ſolche Aeußerungen ernſthaft 
Etwas zu erwidern. Daß man im öffentlichen Leben mehr 
auf die ärgſten Verunglimpfungen als auf Dank oder 
Anerkennung zu rechnen hat, iſt eine alte Sache; ſelbſt 
die Lobpreiſungen der erſten jechziger Jahre — einige ſog. 
Freunde willen das — haben mic diefe Wahrheit feinen 
Augenblid vergefien lafjen. Aber daß man mir einmal 
Verfäuflichfeit zutrauen würde, das wäre mir doch beinahe 
nicht in den Sinn gefommen, troögdem, dab ich grund- 


Das angebliche „Mundftopfen“. 523 


ſätzlich um mich vor Nerger und Enttäufchungen zu wahren, 
ftet3 auf jede Scheußlichkeit gefaßt bin. Alfo von Preußen 
foll ih Geld erhalten haben? ... Nun, ih weiß wohl, 
daß ich etwa 12,000 Thaler an Ehrengaben und ge: 
rihtlihen Entfhädigungsgeldern, die ich ganz anſtän— 
diger Weife hätte behalten fönnen, zu öffentlihen Zwecken 
hingegeben und beftimmt babe; ih weiß aud, daß ich 
außerdem Hunderte, ja Tauſende im Intereſſe meiner 
deutſchen und heſſiſchen Beitrebungen baar aufgemwendet 
babe; aber von jenen Bezahlungen weiß ih Nichts. Wie 
man in Preußen meine öffentliche Thätigfeit etwa jchäßt, 
kann ich nicht wiffen ; mich felbft aber hat man hoch genug 
geſchätzt, um mich niemals irgendwie der Verlegenheit aus: 
zufegen, irgend Etwas zurückweiſen zu müſſen. In diefem 
Sinne bin ich auch dem AJuftizminifterium dankbar, daß 
e3 meiner, noch gegen den furhefliihen Staat erhobenen 
Entſchädigungsklage alle möglichen und unmöglihen Ein- 
reden entgegengejeßt und ſelbſt die verlegendfte Vergleichs: 
anerbietung nicht gejcheut hat; trogdem, daß der ganze 
Entihädigungsbetrag von Anfang an zu öffentliden 
Zweden beftimmt war. — Und fonftige „Arten des Mund: 
ſtopfens“? ... Ich wüßte nicht, was man noch im Auge 
haben möchte. Nemter und Ehrenftellen, Titel und Würden 
babe ich weder je erjtrebt noch je erhalten; für Titel, wie 
ſchon an einer andern Stelle bemerkt worden ilt, habe ich 
feinen Geſchmack, für Aemter feine Zeit und für Orden 
feinen paſſenden Platz. Ueberhaupt wüßte ich nicht, 
wie e8 möglich fein könnte, daß der preußifche Staat jo 
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groß und reich er ift, mich perjönlich mit irgend Etwas 
zu beglüden vermöchte. ch würde ja eigentlich nicht ein— 
mal den Wunſch haben, mir „„aus der Sonre zu gehen”; 
ih könnte allenfall3 nur um die Freude bitten, fich nicht 
jelber zu oft im Licht zu ftehen.“ 

Im folgenden Jahre kam die Nationalzeitung 
nohmals auf ihre fire dee von der Perjonal:Union 
zurüd, und zwar in der gehäffigiten Weife und mit er: 
jtaunlichiter Erfindungsgabe und Dreiftigfeit. 

Ich Hatte Schon in den eriten Zeiten des Kriegs mit 
Franfreih in der Morgenzeitung die Meinung ausge 
jprodhen, daß aus Elſaß-Lothringen, falls die Abtretung 
erlangt werde, ein unmittelbares Bundes: oder Reichsland 
gebildet werden müſſe. Nach der Gründung des deutichen 
Reichs ſchwanden vollends bei mir alle Zweifel. Aber die 
gewichtigiten Stimmen waren anderer Anficht. In Berlin 
namentlich jchien eine überwiegende Neigung zur Ver: 
einigung mit Preußen zu herrſchen. Yon andern Seiten 
wurde für die Bildung eines bejondern Staats, für die 
Verbindung mit den Nachbarn, insbejondere mit Baden 
und dergleichen eingetreten. Selbit als Bismard fich 
bereits für ein Neichsland entjchieden hatte und dem 
Reichstage ſchon eine Gejetvorlage gemacht worden war, 
gingen die Anfichten noch weit auseinander, Nach langen 
Verhandlungen im Reichstage fand jogar eine Rüdver: 
weifung an den zur Vorberathung niedergejegten Aus: 
ſchuß Statt. 

Unter ſolchen Umftänden fühlte ich mich zu einer 
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weitern Bejprehung des Gegenftandes in der Allge: 
meinen Zeitung veranlaßt (Nr. 123, Beilage vom 22. 
Juni 1871), und zwar um jo mehr, „als die Erwägung 
defjelben zugleich für die hochwichtige, noch ungelöfte Frage 
von der provinziellen Selbftitändigfeit und Selbitvermal: 
tung in Preußen nugbar gemacht werden Fönne.” 

Der Aufjaß war begreifliher Weife jehr ruhig ge— 
halten. Aber ich ſprach mich entjchieden für die von 
Bismard erjtrebte Löfung der Frage aus. Man dürfe 
hoffen, daß „bei gutem Willen und einigem Geſchick aus 
den Elſäſſern und Deutfchlothringern wieder gute Deutfche 
zu machen feien; unendlich jchwer aber würde es fein, 
die Elſäſſer ꝛc. auch noch zu Preußen umzuſchaffen und 
ihnen Gefhmad am preußifchen Abgeordneten- und Herren: 
hauſe beizubringen. Eine ſolche Fülle des Segens hätten 
fie niemals begriffen, ganz abgefehen davon, daß ... Die 
preußiſche Büreaufratie bisher fein Uebermaß von Ein: 
verleibungsgeſchick bewieſen habe“. 

Schon dies mochte der Nationalzeitung wenig 
gefallen. Zwar „Herrenhaus“ und „Büreaukratie“ waren 
ihr übliche Klagen; aber das „Abgeordnetenhaus“ ... 
Vielleiht traten ihr die Zeiten wieder lebhaft vor die 
Seele, wo fie felbft von einem „neugebadenen Reichs: 
tage” nichts wiſſen wollte und das preußijche Abgeord- 
netenhaus als die „gegebene Volfsvertretung des 
Bundes” betrachtete, nur daß man daſſelbe dur Ber: 
treter aus den Sleinftaaten ergänzen müſſe (Nr. 17 der 
N. 3. von 1867). 
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Nun Hatte ich aber gar noch folgende Sätze hinzu: 
gefügt: „Niemand weiß das bejjer als wir in den neuen 
Provinzen. Wollte Gott, Heſſen und Schleswig:Holitein zc. 
hätten eben jo behandelt werden können, wie jegt Elſaß— 
Lothringen! Aber leider gab es 1866 noch feinen Nord: 
deutihen Bund, gejchweige denn ein deutjches Reich, mit 
einem erblichen Kaijer an der Spitze, und auf einen längern 
Vebergangszujtand, wie Bismard ihn im Sinn hatte, wollte 
fih das Abgeordnetenhaus nicht einlaffen.” 

Das war in den Augen der Nationalzeitung zu 
arg! Wir in den neuen Provinzen wollten Etwas „befjer 
willen”! ... wagten, das Verfahren des Abgeordneten: 
hauſes zu tadeln!... Allen Zorm der Nationalzei: 
tung auf das Haupt des Frevlers! Und ihre Unfunde, 
ihren Unverftand nod dazu! Duodecim deos iratos 
habeat! 

„Herr Friedrich Oetker,“ jchrieb das Blatt in feiner 
Morgenausgabe vom 27. Juni 1371, aljo gewiß nad 
reiflicher Ueberlegung, „hat jein altes Lieblingsthema neu 
variirt und einen Klaggefang angeftimmt, daß der jegige 
Regierungsbezirk Kaffel nit Kurfüritentbum Heſſen ger 
blieben jei... Die ganze alte, lihtreiche kurheſſiſche 
Herrlichkeit wird wieder vorgeführt, in tiefbewegter und 
bewegender Weije den jehr viel jchattenreicheren Zuſtän— 
den des alten Preußens gegenübergeitellt und wehmuths— 
voll erörtert, wie leichtfertig die Inkorporationen von 
1366 gemwejen jeien und wie wohl jest Kurheſſen, Han- 
nover und Naſſau als lebensfräftige Staaten neben Baiern, 
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MWiürtemberg und Helfen in dem neuen Reiche daftehen 
könnten.“ 

Man denke! Während ich nur das Bedauern aus— 
geſprochen hatte, daß Heſſen 1866 nicht „eben jo habe 
behandelt werden können, wie jegt Eljaß-Lothringen“, 
daß es aljo nicht möglich gewejen jei, damals „Reichs— 
fand“ unter der Herrſchaft des Kaijers daraus zu machen, 
jollte ih — ganz abgejehen von der phantafievollen, aus 
der Luft gegriffenen Verbrämung der Darftellung — 
beklagt haben, daß Heilen „nicht Kurfürſtenthum Heffen 
geblieben” jei, das jetzt „als lebensfräftiger Staat neben 
Baiern ꝛc. daftehen könnte“. 

Läßt fi eine ärgere Entjtellung denfen? Nur die 
großartigite Dreiftigfeit oder Leichtfertigfeit konnte doch 
jo Etwas leijten. 

Aber mehr noch: Ich jollte mein altes Lieblings: 
thema nur „neu variirt” haben; wie jegt in der Allge: 
meinen Zeitung, jo jei 1866 und 1867 „diefes Klagelied 
in der Heſſiſchen Morgenzeitung erflungen, wo ba: 
mals jehr eindringlih gegen die Inkorporation Kur: 
heſſens und für die reine Berjonalunion gefchrieben 
worden ſei“; dabei werde die alte Herrlichkeit wieder vor: 
geführt, während doch die Entfefjelung des wirthichaftlichen 
Lebens wohl „über den Verluſt eines Civilprozeßrechts 
tröften könnte“, die an fich trefflihe Verfaſſung aber 
immerhin „den jehr wejentlihen Mangel gehabt habe, 
daß fie faft niemals in Hebung war”. Zugleich wurden 
einige weile Bemerkungen gemacht, 3. B. daß es „nicht 
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jehr ftaatsmännijch jei, wenn der Gedanke des verlorenen 
Guts lebhafter werde, als das Bemußtjein des Geminnites, 
daß Preußen eine deutſche Aufgabe gehabt” :c. ac. 

Wenn ein gewöhnlicher Sterblicher fich Neußerungen 
dieſer Art erlaubt hätte, jo wäre das vielleicht zu ent: 
ſchuldigen geweſen; aber eine Berliner Zeitungsredaftion, 
Männer, die das öffentliche Zeben und die Haltung ber 
Preſſe berufsmäßig zu beobadten hatten und jeder Zeit 
in der Lage waren, ſich über Angelegenheiten der frag: 
lihen Art die nöthige Einfiht und Gewißheit zu ver: 
ihaffen und die obendrein den Beruf zu haben glaubten, 
„ſtaatsmänniſche“ Lehren zu geben! ... 

Ich geitehe, daß ich meinen Augen nicht traute, als 
ih das Alles las, obwohl ich jeit 1866, ja ſchon jeit 1862 
in Berlin eigenthümliche Erfahrungen gemadt hatte. 

Früher als irgend ein halbwegs Liberaler hatte ich 
die Bedeutung „des Reichsfanzlers und Miniſterpräſi— 
denten” Bismard, den neuerdings jo Viele lobpreifend 
anriefen, die ihn einft nicht arg genug berunterzureißen 
wußten, erfannt und jeine Politif gewürdigt und ver: 
treten; lange vor 1866 hatte ih Kurheſſen als „Binde: 
glied“ zwiſchen den preußiichen Landestheilen bezeichnet 
und Angriffe von Links und Nechts dafür geerntet; fo 
lange ih mid mit Staatswiffenichaften und öffentlichen 
Angelegenheiten befaßt hatte, war mir die „reine Perjo: 
nalunion“ als die Schlechtefte Form ftaatlicher Verbindungen 
erichienen , Niemand hatte für den erjtrebten Bundesftaat 
eine ftarfe Centralgewalt, namentlih die volle Militär: 
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hoheit, entjchiedener in Anfpruch genommen, als ih: und 
nun wurde ich mit joldhen Entitellungen und Weisheiten 
überjchüttet ! 

Als der Kurfürjt 1866 troß der dringenden Mah— 
nungen der Stände und Anderer bei jeinem Widerftande 
gegen Preußen beharrte und die Schlaht von Königgräß 
geſchlagen war, habe ich gezeigter Maßen feinen Augen: 
blick gezweifelt, daß die Einverleibung Kurhefjens bevor: 
jtehe. Niemals mar die Vereinigung des Staatsgebiets 
mit Preußen von mir beftritten worden. Und dennodh! ... 
IH erinnere mich nicht, daß ich je einer bloß perjonellen 
Verbindung mit Preußen das Wort geredet hätte, es 
möchte denn jein, daß es im Scherz geichehen wäre, bei 
einer Gelegenheit, wo man mich auszuhordhen trachtete. 

Auh die Morgenzeitung hatte niemals eine bloß 
perjonelle Vereinigung empfohlen. Daß diejelbe, oder gar 
ih jelbft „für die reine Perſonalunion geſchrieben 
habe“, ift eine grobe Unmwahrheit. Im Gegentheil find 
die Erörterungen der halbamtlihen Provinzial-Corre— 
jpondenz für die Einverleibung an der Spite der 
Morgenzeitung zum Abdrud gebracht worden und in 
Nr. 2439 vom T. September hat fich die Redaktion jogar 
ausdrüdlih gegen die Deutung der „reinen und vollen 
Berjonalunion” verwahrt. 

Und wäre wirklih ein für die Perfonalunion pre: 
hender Artikel ohne eine verwahrende Redaktionsbemer— 
fung zum Abdrud gelangt, jo würde das ganz bedeutungs— 


[08 jein, da die Morgenzeitung grundjäglid unter 
Fr. Detter, Lebenserinnerungen. IT. 34 
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bejonderen Zeichen auch Anfichten veröffentlicht, die von 
der ihrigen abweichen, und da ich ohnehin perjönlich fort: 
während von Kaſſel entfernt war. 

Ich hatte mich geraume Zeit um die Angriffe in 
öffentlihen Blättern wenig befümmert. Dies Mal aber 
war mir die Dreiftigfeit der Nationalzeitung doch etwas 
zu ſtark. Zwar fchrieb mir D. Lewald von Berlin, id 
möge den Streit nicht erweitern, allein Andere waren 
anderer Anficht und ich jelbjt ebenfalls. Ich beichränfte 
mich indeſſen auf eine jog. „thatſächliche Berichtigung“; 
denn ich hatte die Nationalzeitung ſchon zu gut kennen 
gelernt, als daß ich der Erwartung mich hätte Hingeben 
können, diefelbe werde mir eine ungefchmälerte Erwiderung 
überhaupt gejtatten. Und der Erfolg bejtätigte meine Ver: 
muthung jofort. Selbft einer thatjächlichen Berichtigung 
ſuchte das Blatt noch auszumeichen. Es theilte am 4. Juli 
feinen Leſern mit, daß es faum möglich jei, noch „mit 
Schärfe und Bündigfeit feitzuitellen”, welche vorläufige 
und welche dauernde Regelung ih gewünjcht habe, und 
was ich jet jchreibe, „stimme völlig mit dem überein, 
was die Nationalzeitung über meinen frühern Stand: 
punkt ſage“ ... Indem man meine Erklärung, daß id 
„eine engere Verbindung Hefjens mit Preußen niemals 
abgelehnt habe“, den Lejern mittheile, glaube man zu 
meiner „Senugthuung und Befriedigung alles Gebührende“ 
gethan zu haben. 

So etwa, nur nod) viel weitläufiger, lautete die ver: 
hüllende und einwidelnde Ablehnung. „Dabei können Sie 
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ſich nicht beruhigen,“ ſchrieb mir O. Bähr, der mir ſofort 
ſeine „Entrüſtung über den unverſchämten Artikel der 
Nationalzeitung“ ausgeſprochen hatte; und ich war der: 
jelben Meinung. ch verlangte daher auf Grund des 
Preßgejeges die Aufnahme der Berichtigung, die denn 
auch, obwohl nicht ohne verwirrende und höhnende Be: 
merfungen und unter fürzender Störung der Elaren Ueber: 
fiht der Entftellungen, erfolgte. Wollte man Allem nad) 
fpüren, was ih im Auguft 1866 geäußert habe, gab das 
Blatt zu verjtehen, jo würde jich doch vielleicht ergeben, 
daß ih „den Untergang des Kurfürſtenthums Heffen nicht 
fo leiht oder doch nicht Jo gelafjen hingenommen babe, 
wie id mir jetzt die Miene gebe und verfichere” ; wenig: 
ftens wäre die Nationalzeitung damals „zuweilen zu 
unliebjamer Polemik genöthigt geweſen“. 

Nun, mit der „unliebjamen Polemik“ hatte es aller: 
dings jeine Richtigkeit. Auch leicht nahm ich die Sache 
nicht; im Gegentheil, der blinde Unverftand, welchen die 
Mehrheit der liberalen Parteien in Preußen bei der Be- 
handlung der bejegten Länder und insbefondere Kurheſſens 
beharrlich an den Tag legte, hat mir das ſchwerſte Herze: 
leid bereitet. Aber es war nicht der „Untergang“ des 
bejondern Kleinftaats Heſſen an fich, jondern die ganz 
unnöthige Vernichtung der werthvolliten Einrichtungen 
Kurheſſens im Widerjpruche mit gegebenen Verjprechungen 
und die dadurch herbeigeführte Erbitterung der Bevölker— 
ung, welche ich bedauerte. 

Da die Nationalzeitung mir deßhalbige Erörterungen 
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nicht gejtattet haben würde, jo hatte ich mir vorgejegt, 
eine eingehendere Beiprehung der Sache an einer anderen 
Stelle, etwa in Wehrenpfennig’s Preußiſchen Jahr: 
büchern, zu liefern; allein Mitte Juli traf mich das 
Mißgeſchick, in Braunſchweig einer längern Krankheit zu 
verfallen, und fo unterblieb’s. 

Meine Bejorgniffe über die Folgen des leichtfertigen 
8 2 des Einverleibungsgejeges gingen, wie ſchon bemerft, 
nur allzujehr in Erfüllung. Alle Welt weiß, welche Sünd— 
fluth von einjeitigen Anordnungen 1867 über Kurbefien 
hereinbrach. Auch handelte es fich Feineswegs bloß um 
das „Civilprozehrecht”, wie die Nationalzeitung ihre 
unfundigen Zefer glauben machen wollte. 

Allerdings wurde auch der Civilprozeß vom Grafen 
Lippe umgebildet und verjchlechtert, was um fo ſchwerer 
empfunden ward, als erit vier Jahre zuvor in Helfen ein 
neues Civilprozeßgeſetz erlaffen war und die Abfaffung 
einer allgemeinen deutſchen Givilprozefordnung ſchon da- 
mals erwartet werden fonnte. Aber es famen noch andere, 
viel jchwerer wiegende Eingriffe in die bewährten Rechts— 
pflegebejtimmungen vor. Seit Menſchengedenken war Kur: 
heilen in manchen Beziehungen dem Rechtsjtaate näher, 
als irgend ein Land. Es hatte feinen befondern Com: 
petenzhof, jondern die gewöhnlichen Gerichte erfannten 
jelbit über die Zuftändigfeitsfrage, beziehungsweije über 
die Zuläffigfeit des Rechtsweges. Eben jo erfannte in 
letzter Inſtanz das Oberappellationsgeriht über die Gül— 
tigkeit oder Nerfaffungsmäßigfeit von Verordnungen. Nicht 
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minder ftand gegen jede rechtswidrige Anordnung von 
Polizei: oder Berwaltungsbehörden der Rechtsweg zu u. ſ.w. 

Und alle diefe Beitimmungen waren nicht etwa, wie 
die Nationalzeitung behaupten zu: wollen jchien, fait 
ſtets außer Hebung, jondern umgekehrt, fie find ftets in 
jegensvolliter Wirkſamkeit gewejen, mit alleiniger Aus: 
nahme der Zeit, in welcher auf Anitiften Defterreichs und 
unter duldfamer Mitwirkung Preußens das zweite Hafjen» 
pflug’ihe Regiment berrichte. 

Weniger hitig war man zum Glüd in der Verwal: 
tung; namentlich wurden die Eleinen Kreife zum Segen 
bes Landes erhalten. Deito einjchneidender verfuchte der 
Finanzminifter v. d. Heydt vorzugehen. Aber da trat der 
König perfönlih ins Mittel und mit Hülfe Bismard’s 
wurde dann in Anlehnung an den „Staatsfhag” und 
mit mejentliher Beibehaltung der vormaligen Landes— 
vertretung, eine kommunalſtändiſche Verfaffung, melche 
die werthvollſten Grundlagen für eine provinzielle Selbit: 
jtändigfeit und Selbitverwaltung enthält, in's Leben ge: 
rufen. Wird auf diefen Grundlagen erweiternd fortgebaut 
und wird namentlih den Provinzen und Kreiſen eine 
gewiſſe Gejeggebungsbefugnig für die eigenen bejonderen 
Angelegenheiten gewährt, dann wird das Land in bie 
Lage kommen, das Bedauern zu vergeilen, daß es ihm 
nicht vergönnt war, wie Elſaß und Lothringen ein 
unmittelbares Reichsland zu werden. Wäre ein jolches 
Verhältnig 1866 möglich geweſen, jo würde damit allen 
Anſprüchen Preußens und Deutichlands an Helen fo gut 
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genügt worden fein, wie mit der Einverleibung; wenig: 
ftens ift nicht abzujehen, wie von einem deutſchen Reichs: 
lande, von einem unmittelbar unter dem Kaijer ftehenden 
Reichsgebiete ein bedenklicheres „Frondiren“ als von einer 
preußiſchen Provinz zu befürdhten fein follte, wenn ber: 
gleichen überhaupt von Heflen irgendwie zu bejorgen ge: 
wejen wäre. — 

Aber es war eben anders gekommen. Es blieb 
Nichts übrig, als durh lange Mühe und Arbeit im 
Einzelnen nad und nach wieder gut zu machen, was mit 
raſchem Unverftand im Ganzen verfehlt und verdorben 
worden war. Es mußte ein jchweres Ringen beginnen, 
für Heffen, für ganz Preußen, ja wo möglich für ganz 
Deutſchland, um alles Dasjenige neu zu fchaffen und feit 
zu begründen, was bei uns an alten Errungenjchaften 
und hoffnungsreihen Grundlagen leicht und jchnell ver: 
loren gegangen war. 


Beilagen, 


I 


Denkfchrift 


über die 


Auffaſſung der Königlich Preußischen Negierung in 
der Kurheifiichen Verfaſſungs-Angelegenheit, 


vom 10. Dftober 1859. 


„Die Berfaffungs: Angelegenheit des Kurfürſtenthums 
Hefjen, für deren Ordnung die Regierungen von Defter: 
reih und Preußen in dem Bundesbeihluß vom 27. März 
1852 eine fejte Grundlage gefunden zu haben glaubten, 
befindet fi noch immer in einer Lage, welche von einer 
„„berubigenden definitiven Erledigung””, wie fie jener 
Bundesbeichluß vorbehält, weit entfernt jcheint. 

„Nachdem die Kurfürftliche Regierung mit zwei ver: 
Ichiedenen, auf Grund der Berfaffung und des Wahl: 

ejeges von 1852 zujammenberufenen Landtägen ver: 
Dandelt bat, iſt fie auch jegt nicht im Stande gemejen, 
in ihren dem Bunde am 15. Juli v. %. vorgelegten 
Mittheilungen mehr als eine theilmeife Einigung mit den 
Ständen beizubringen. Sie hat die Erklärungen ber 
Stände mit vorgelegt, beantragt aber, daß der Bund 
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über diefelben binweggehe und dem Entwurfe der Re 
gierung jeine Garantie ertheile. 

„Der Ausihuß für die Kurheifiihe Verfaſſungs-An— 
gelegenheit empfiehlt dem Bunde nicht ein direktes Ein— 
gehen auf dieſen Antrag. 

„Er untermwirft die noch zwijchen der Regierung und 
den Ständen obwaltenden Differenzen einer eingehenden 
Prüfung und Beurtheilung, macht Vorſchläge zur Aus 
gleihung derjelben, und jpriht die Hoffnung aus, daß, 
wenn die von ihm befürmorteten Mopdififationen von der 
Kurfüritliden Regierung in ihren Berfaflungs:Entwurf 
aufgenommen und dieſer dann — ohne weitere Berhand- 
lung mit den Ständen — endgültig publizirt werde, als: 
dann ein feiter Rechtszujtand begründet und die beruhigende 
definitive Erledigung erfolgt jein werde. 

„Die Königlich Preußiſche Negierung kann dieſe Hoff: 
nung nicht theilen. 

„Ohne in eine Beurtheilung der Zweckmäßigkeit der 
Ausſchußvorſchläge im Einzelnen einzugehen, genügt es 
darauf hinzuweiſen, daß die Differenzen der Regierung 
mit den Ständen, wenn auch zum Theil nur untergeord— 
nete Punkte betreffend, doch zum Theil prinzipieller Natur 
find, und daß die Anträge und Erklärungen der Stände 
von legteren jelbit als ein Ganzes Hingeftellt werden, 
eine Befriedigung derjelben alfo durch die Berückſichtigung 
einzelner Punkte nicht zu erwarten jteht. 

„Wenn man fichdievielfachen vergeblichen Bemühungen 
der legten fieben Jahre, bei weldhen die Kurfürftliche Re: 
gierung von dem, allerdings nicht immer befolgten Rath 
der Kabinette von Wien und Berlin unterjtügt worden 
it, zurüdruft; wenn man fich die Zufammenjegung des 
jegigen Landtages des KurfüritenthHums vergegenwärtigt, 
welche, nach den eigenen Vorjchlägen der Regierung feſt— 
geitellt, unter ihrem unbejtrittenen Einfluß ausgeführt ift, 
und dennoch die Einigung nicht erleichtert hat; wenn man 
ih der thatſächlichen Wahrnehmung nicht verichließt, daß 
den gegenwärtigen Zuftänden und namentlich der —— 
tigung des jetzigen Landtags, zu einem definitiven 
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ſchluß ne in dem NRechtsbewußtjein des Landes 
jeder Boden und jedes Bertrauen fehlt: jo muß 
man zu der Ueberzeugung fommen, daß die Gründe der 
fortwährenden Unjicherheit und Bermwirrung im Lande 
und in der Regierung jelbit tiefer liegen, als daß fie 
duch Modifikationen, wie der Ausihuß fie vorjchlägt, 
oder auch durd ein vom Bunde janftionirtes einfeitiges 
Durdgreifen der Regierung, wie die Kurfürjtlihe Regie: 
rung e3 in ihrer Vorlage an den Bund angedeutet hat 
und wie es zulegt noch nad) Berüdiichtigung der Vor: 
ichläge des Ausſchuſſes wohl würde eintreten müſſen, be- 
feitigt werden konnten. 

„Dan wird fich jagen müfjen, daß auf dem jeit 
1852 bis jegt eingejchlagenen Wege das Ziel einer „„be: 
rubigenden definitiven Erledigung”, oder, wie es der Aus: 
ſchuß jelbit in jeinem Berichte (S. 4) erläutert, „„die 
Wiederaufrichtung des öffentlichen Rechtszuftandes in Kur: 
heſſen auf fejten dauerhaften Grundlagen, und damit die 
alljeitige Befriedigung der Gemüther““ nicht zu erreichen 
jei. Zwei Landtage und wechjelnde Minifterien in Kaflel, 
und zwei befreundete und einflußreiche Regierungen haben 
vergebens daran gearbeitet. 

„Zu diejer praftiihen Erfahrung der legten ſieben 
Jahre tritt noch die Erwägung hinzu, Daß gegen die ganze 
bundesrechtlihe Grundlage des im Jahre 1852 einge: 
ſchlagenen Verfahrens jhon Damals und im Scope 
der Bundesverjammlung jelbit prinzipielle Bedenken 
erhoben waren. Die Königlih Preußifche Regierung hat 
in Gemeinjchaft mit der Kaijerlich Deiterreichiichen damals 
über dieſe Bedenken hinmweggehen zu können geglaubt, 
und die Mehrheit in der Bundesverfammlung hat fich 
ihnen angeſchloſſen. Dieje Bedenken find indeß nicht 
ohne Einfluß auf die Faflung des Beihluffes vom 27. März 
1552 geblieben; und derjelbe ift in einer Form zu Stande 
— welche ſowohl den eigentlichen Beſtand des 

echtes als die definitive Einwirkung des Bundes 
vorbehält. 

„Mit Rüdfiht nun auf diefen Vorbehalt, jowie auf 
die gewonnene Erfahrung, iſt die Königlihe Regierung 
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zu der Ueberzeugung gelangt, daß für eine beruhigende 
definitive Erledigung der ganzen Angelegenheit fich Fein 
anderer Ausweg darbietet, als ein gänzliches Aufaeben 
der im Jahre 1852 nur vorläufig gebilligten Verfaſſung 
oder Verfaflungs-Revifion und ein Zurüdgehen auf die 
bis zum Jahre 1852 in Wirkſamkeit beitandene Verfaffung 
vom 5. Januar 1831, und eine neue Reviſion derjelben, 
—— nach einem anderen Prinzip. 

„Als dies Prinzip wird nur aufgeſtellt werden können, 
daß der im Jahre 1852 nicht für möglich erachtete und 
darum nicht gemachte Verfuch einer Big lm. und Aus: 
Iheidung der wirklih bundesmwidrigen Beitimmungen doch 
noch gemacht werde. 

„Für die Entiheidung der Frage, ob man auf Diejen 
Weg eingehen könne und jolle, dürften bejonders 3 Punkte 
zur Erwägung fommen: 

1) „Das Verhältnig der Bundesverfammlung zu 
ihrem eigenen Beihluß vom 27, März 1852; 

2) „die Stellung der Kurfürftl. Heſſiſchen Regierung 
zu der von ihr bereits als Gejeg unter dem 13. April 
1852 publizirten Berfafjung; 

3) „der Charakter der Verfafjung von 1831, auf 
welche zurüdgegangen werden joll. 

„1) Was den eriten Punkt, das Verhältniß zu dem 
Beihlu vom 27. März 1852 betrifft, jo hat die Königl. 
Regierung nicht die Abticht, die Competenz der Bundes: 
verfammlung zu dem gerahten Beſchluſſe einer Erörterun 
zu unterziehen. Sie begnügt jich mit der Erklärung, dab 
derjelbe jeinem eigenen Wortlaut nah nur provijoriiche 
Zuitände gejchaffen habe, und ihrer rs a nad 
allerdings auch feine anderen jhaffen fonnte, und 
daß er den eigentlichen Beitand des Rechts in der Wirk: 
lichfeit ebenjo wenig berührt hat, als denjelben überhaupt 
berühren konnte. 

„a. In jeiner Nummer Zwei erklärt diefer Beichluß, 
daß die Verfaffung vom 5. Januar 1831 „„außer Wirk: 
ſamkeit zu jegen jei.““ Dieſer Ausdrud iſt weder nad) 
dem gewöhnlichen, noch nad) dem juriſtiſchen Sprachgebrauch 
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mit dem Ausdrud „Aufheben“ oder „Abſchaffen“ oder 
„außer rechtlihe Geltung jegen“ gleichlautend. Die leg: 
teren Ausdrüde find offenbar abfichtlich vermieden; wäh: 
rend wohl fein Zweifel jein kann, daß fie gebraucht 
worden wären, wenn man geglaubt hätte, fich auf einzelne 
bundesmwidrige Beitimmungen beichränfen zu fönnen, deren 
Aufhebung wohl fiher unmittelbar verfügt worden wäre. 
Meil man aber dieje mit den übrigen Verfaſſungsbeſtim— 
mungen jo verwachſen glaubte, daß auch legtere nicht 
mehr functioniren fönnten, jo ergriff man den Ausweg, 
die ganze Verfaſſung vorläufig außer Function zu jegen — 
zu dem Zwed, daß eine Reviſion ohne Störung ftattfinden 
fönne. Die Königl. Regierung glaubt jonad, daß, ab: 
geſehen von jedem prinzipiellen Bedenken, aud 
nah dem Bundesbeihluß vom 27. März 1852 die Ver: 
faſſung von 1831 noch zu Recht beitehe und daher auch 
wieder in Wirkſamkeit gejegt werden könne auf demjelben 
Wege, auf welhem fie im Jahre 1352 außer Wirkjamfeit 
gejegt worden — ohne daß die Bundesverfammlung durd) 
einen jolhen Beſchluß in prinzipiellen Widerjpruch mit 
ſich ſelbſt gerathe. 

„b. Iſt nun die Beſeitigung der früheren Verfaſſung 
nicht als eine definitive Aufhebung anzuſehen, ſo fetg 
von ſelbſt, daß auch die Einführung der neuen nicht als 
eine definitive, ſondern nur als eine vorläufige und pro— 
viſoriſche angeſehen werden kann. Dieſer proviſoriſche 
Charakter wird überdies noch durch die neue im Allge— 
meinen ertheilte Billigung und die Forderung der ane 
gen Wiedervorlegung bezeichnet, ſowie durch den gerade 
mit Bezug auf dieſe Verfaſſung gemachten Vorbehalt der 
ſpäteren Einwirkung auf beruhigende definitive Erledigung 
in 86 des Beſchluſſes. Wie weit die Bundesverſammlung 
in der ſpeziellen Prüfung der Verfaſſung gehen will, und 
ob ſie ſich nach gemachten Erfahrungen nicht etwa in der 
Lage ſieht, ihre frühere, nur allgemein ertheilte Billigung 
ganz zurückzunehmen: das liegt allein in ihrem eigenen, 
ganz freien Ermeſſen. 

„c. Durch den erwähnten Vorbehalt hat fie ſich über: 
haupt vollitändig freie Hand für jede weitere Entſchließung 
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erhalten, und allen anderen Beſtimmungen des Beſchluſſes 
und dem ganzen durch letzteren geſchaffenen Zuſtande den 
Charakter des Proviſoriſchen und Faktiſchen auf— 
gedrückt. 

„Dieſen faktiſchen und proviſoriſchen Charakter des 
Bundesbeſchluſſes vom 27. März 1852 glaubt die Königl. 
Regierung als demſelben weſentlich inhärirend, feſthalten 
und ihren eigenen Entſchließungen zu Grunde legen zu 
müſſen. 

„Die damaligen, in der Denkſchrift der Commiſſaire 
oder in den Motiven der Anträge, oder in dem Bericht 
des Ausſchuſſes niedergelegten, etwa weitergehenden Auf— 
faſſungen und Anſchauungen können dabei nicht in Be— 
tracht kommen. 

„Als feſtſtehend darf jedenfalls angeſehen werden, 
daß die Bundesverſammlung ſelbſt ihre Thätigkeit in dieſer 
Frage nicht als abgeſchloſſen erachtet hat — wie dies 
übrigens auch in dem neueſten Bericht des Ausſchuſſes 
angenommen wird, und daß fie formell und prinzipiell 
nicht verhindert ift, zu erklären, fie glaube dieſe Thätigfeit 
nur dadurh zum Abſchluß bringen zu können, daß ſie die 
Angelegenheit auf den Rechtsbeſtand von 1852 
zurüdführe, indem fie den Zwed der in dieſem Jahre 
geiakten Beichlüffe, nämlich die Herjtellung eines gejicherten 

echtszuitandes im KurfürjtentHum auch jegt im Auge 
behalte, das damals gewählte Mittel als erfahrungsmäßig 
nicht zum Ziele führend erkenne. 


„2. Ebenjo wenig aber, wie die Bundesverfammlung, 
eriheint die Kurheffiiche Regierung an ein Fortgehen auf 
dem bisherigen Wege gebunden. Es fann natürlich nicht 
die Abficht Kein, ihre Mitwirfung auf dem neu einzu: 
Ichlagenden Wege zu umgehen oder ihre Selbititändigkeit 
dur ein unberechtigtes Eingreifen des Bundes zu beein: 
trächtigen. Niemandem kann diejer Gedanke ferner liegen 
als der Königlichen an Die Kurfürſtliche Regie: 
rung hat nun zwar jelbjt die Verfaſſung vom 5. Januar 
1831 außer Wirkſamkeit gejegt und die Verfaffung vom 
13. April 1852 als Geſetz publizirt. Aber fie hat dieſe 
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Acte, zu denen ſie in der eigenen Landesverfaſſung keine 
Berechtigung finden konnte, auf Grund der ihr vom 
Bunde ertheilten Ermädtigung und Aufforderung 
vorgenommen; fie hat ſich ausdrüdlic auf die Autorität 
des Bundes dabei berufen. Diefe Acte haben aljo 
mwejentlih die Autorität des Bundes zur Grundlage, 
und die Kurfürftlihde Regierung kann an der Zurüdnahme 
derjelben nicht gehindert fein, wenn fie vom Bunde jelbit 
dazu aufgefordert wird. 

„Wenn die Kurfürftlihe Regierung jetzt auf eine 
ſolche Aufforderung hin von den noch jchwebenden, zum 
Theil auf jehr ſchwankendem und unficherem Felde fich 
bewegenden Streitigkeiten mit den Landtagen ganz ab: 
fieht, rücdhaltlos auf die Verfaffung von 1831 zurüd: 
geht, und mit den Ständen eben fo rüdhaltlos ſich zu 
veritändigen jucht, jo wird fie dem Lande ein Pfand 
und eine Bürgjchaft des Bertrauens geben, welche ihre 
Stellung und ihre Autorität nicht ſchwächen, jondern 
ftärfen wird. 

„3) In der Verfaſſung jelbft vom 5. Januar 1831 
liegt endlich nichts, was es unmöglich machte, auf diejelbe 
urüdzugehen. Es iſt zwar jofort zuzugejtehen, daß dieſe 

erfa u nicht allein in den 1848 und 1849 einge: 
führten Modificationen, jondern ſchon in ihrem urjprüng: 
lihen Beitande Elemente enthielt, welche mit dem Geilte 
der Grundgejeße des Bundes nicht wohl vereinbar find, 
wie unter anderen die Bereidigung des Heeres auf die 
Verfaſſung. Daneben aber kann auch nicht verfannt 
werden, daß diefelbe ſich enger an die wirklichen Verhält— 
niffe im Kurfürjtentbum Heſſen und an die biftorijche 
Entwidelung der älteren landitändiichen Rechte in dieſem 
LZande-anjchließt, als die im Jahre 1852 entworfene Ver: 
fafjung. Einen befonderen Werth auf die lettere zu 
legen, wird wohl von feiner, jelbjt der Regierungen voraus: 
—* werden dürfen, welche ihr im Jahre 1852 zuge: 
Amt haben. 

„Daß die wirklich — Beſtimmungen aus 
der Verfaſſung vom 5. Januar 1831 ausgemerzt werden 
müſſen, verſteht ſich von ſelbſt. Es liegt aber kein Grund 
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vor, zu behaupten, daß dies nicht auf verfajjungs- 
mäßigem Wege und dur die Mitwirkung der Stände 
ejchehen könne. Es ift der Verfuch nicht gemacht worden, 
te zu einer Mitwirkung bei der Abſchaffung ſolcher Be: 
ftimmungen zu bewegen oder auch nur ah A Das 
Verfahren der ehemaligen heſſiſchen Stände in jchwierigen 
Zeiten berechtigt nicht zu der Annahme, daß fie den auf 
klare bundesrechtlihe Prinzipien geftügten Anforderungen 
der Regierung fich entzogen haben würden. 

„Ebenjo wenig iſt damals der Verfuch gemacht wor: 
den, die bundesmwidrigen Beitimmungen von den übrigen 
auszujondern und zu bezeichnen. In dem Bundesbeihluß 
von 1852 iſt die Anficht ausgejprochen, dab dies nicht 
wohl möglih fein würde. Es it dies indeß nur eine 
Anlicht, welche an und für ſich Feine Verpflichtungen ent: 
hält, am allerwenigiten aber der Bundesverfammlung 
oder den einzelnen Regierungen die Verbindlichkeit aufer: 
legen ann, den damals nicht gemachten Verſuch auch in 
Zufunft nicht zu machen. Warum follte man ihn nicht 
— machen, wenn die Erfahrung gezeigt hat, 
daß andere Wege nicht zum Ziele führen? 

„Es iſt alfo auch auf diefer Seite nichts vorhanden, 
was der Bundesverfammlung verböte, auf einen Weg 
einzugeben, der (das darf wohl als unbezweifelt binge: 
jtellt werden) von dem größten und bedeutenditen Theil 
des heifiichen Volkes, nicht der Maffe, fondern der gei: 
ftigen und jozialen Stellung nad, dringend gewünſcht 
wird, und der die fichere Ausficht auf eine beruhigende 
Erledigung darbietet. 

„Daß mit dem Zurüdgehen auf die Verfafjung von 
1831 unter Aufitellung des Prinzips, daß zunächſt die 
Elar und deutlih als bundeswidrig erfannten Elemente 
auszufcheiden jeien, eine feite und Flare Baſis gewonnen 
wird, das wird nicht leicht in Abrede geitellt werden 
fönnen. 

„Ebenjowenig wird man ſich verhehlen fünnen, dab 
auf dem von dem Ausſchuß jet vorgejchlagenen Weed 
im beiten Sale nur eine aus ungewiſſen und zweifel- 
haften Gründen der Zweckmäßigkeit angenommene und 
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darum immer jchwanfende Ausgleihung wird erreicht 
werden fünnen, welche einer feiten Grundlage des Rechts 
entbehrt und darum nie dem Vorwurf der Willfür, der 
die Regierung und Bundesverfammlung zugleich treffen 
muß, entgehen wird. 

„Indem die Königl. Regierung dieje beiden Alter: 
nativen prüfend ins Auge faßt, fann jie nicht zweifelhaft 
jein, für welche fie fich zu entjcheiden bat. 

„Wenn die Kurfürjtlih Heſſiſche Regierung, deren 
Ihwanfendes und —— Verfahren auch ihren 
neuen Ständen gegenüber die Mißbilli a0 Preußens 
und Defterreihs mehrfach erfahren hat, eben diejen neuen 
Ständen mehr und entjchiedener entgegengefommen wäre! 
vielleicht, daß fih auch auf dieſer Grundlage ein gütliches 
Abkommen hätte erreihen lafjen, welches das Land um 
des Friedens willen acceptirt hätte, ohne die Recht3balis 
anzufechten, und welches deshalb auch der Bundesver: 
jammlung hätte genügen fönnen. Aber die Thatjache it, 
daß ein Fler Lerfud nicht ftattgefunden hat und daß 
auf der bisherigen Bafis auch Feine Ausfiht dazu vor: 
handen iſt. Die Zuftände find im Kurfürjtenthum Hefjen 
(das wird Niemand in Abrede jtellen) jo traurig wie je; 
die Verwirrung der Gewiſſen, die Unficherheit des Rechts: 
bewußtjeins dauert fort, und wie jehr davon die mate- 
riellen Zuſtände jelbit berührt werden, das haben neu: 
lihe Erfahrungen bemwiejen, wonad die Bevölkerung und 
der Wohlitand in Kurheſſen abgenommen haben. 

„So lange aber dieſe Unficherheit dauert, liegt in 
der Kurheſſiſchen Berfafjungsangelegenheit eine große Ge- 
fahr auch für ganz Deutichland, für die Regierungen zu: 
meiſt und für das monarchiſche Prinzip jelbit. Die Wen: 
dung, welche dieje Angelegenheit genommen bat, drückt 
und beſchwert nicht allein die Gewiſſen vieler redlicher 
und treuer Diener ihres Fürften in Heſſen, welche ſich 
nur mit Schmerz in eine ihrer Ueberzeugung nad) unbe— 
rechtigte Ordnung der Dinge gefügt haben; fie iſt aud) 
ein Mittel der Agitation in ganz Deutjchland geworden 
und hat, mehr als irgend eine andere, auf die Ungunit 
der Stimmung gegen den Bundestag eingemwirft. Die 

35 
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Gefährlichkeit kann diefem Agitationsmittel nur genommen 
werden, indem man ihm den Boden entzieht, den es in 
den Gemüthern der Befjeren hat, aljo durch einfache Rück— 
fehr zu der Baſis des Rechts — einer Bafis, welche auch 
bisher nicht zerjtört, wohl aber einjtweilen unberüdiichtigt 
geblieben iſt. 

„Die Königliche Regierung bat es mehrfah unum- 
munden ausgejproden, daß ie die Bundesverfafjung 
Deutichlands nicht für vollflommen hält, aber biejelbe 
achtet und gegen unberedhtigte Angriffe zu ſchützen bereit 
it. Sie darf es eben jo unummwunden ausipreden, dat 
es fein befjeres Mittel giebt, diefelbe zu ſchützen und zu 
ftügen, al8 wenn der Bundestag dem deutſchen Volke die 
Ueberzeugung wiedergiebt, daß er an der Grundlage des 
Rechts feithalte und dafür einjtehe. 


„Die vorftehenden Erwägungen find für die Ent: 
ihließung der Königl. Regierung maßgebend gemorbden. 

„Sie hat fich überzeugt, daß die Rückkehr zu der 
Verfaſſung vom 5. Januar 1831 bundesredtlih, aud 
nad) den vorliegenden Beſchlüſſen zulaſſig und ebenſo ſehr 
durch praktiſche Gründe wie durch die Achtung vor dem 
Recht geboten ſei. 

„Sie wird daher nicht umhin können, dieſe ihre 
a am Bunde auszujprecen. 

„Dem Antrage des Ausjchuffes wird fie ihre Zu— 
ftimmung nicht ertheilen, fie wird vielmehr erflären, dat 
fie in den Vorlagen der Kurfürjtlihen Regierung die 
as Bälle nicht finden könne, welde der 8 des 
Bundesbeichluffes vom 27. März 1852 für eine berubi: 
gende definitive Erledigung vorausjege und welche die Er: 
theilung der Garantie Kechtferti en fönnte,und daß auch die 
vom Ausihuß vorgeichlagenen Modififationen die grund: 
fäglihen Bedenken nit befeitigen Fönnten, 
welche gegen die bundesrechtliche Grundlage der bisherigen 
Behandlung entitanden find. 
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„Die Königlihe Regierung wird es ferner als eine 
durch wiederholte Prüfung der Umſtände, unter welchen 
die Intervention jtattgefunden, und durch die Erfahrung 
ber legten ſieben Sabre gewonnene Weberzeugung aus: 
Iprehen müfjen, daß das vom Bunde ins Auge gefaßte 
Ziel eines beruhigenden definitiven Abſchluſſes A dem 
bisherigen Wege und im Anjchluffe an die Verfaſſun 
von 1852 nicht zu erreichen jei. Sie wird fi darau 
berufen, daß der oft erwähnte Beihluß vom 27. März 
1852 ſowohl in der Bejeitigung der damals beftehenden 
Berfaflung als in der Ermächtigung zur Einführung einer 
neuen, nur proviforiiche Zuftände geichaffen habe; und 
fie wird es im Einklang damit als die Aufgabe des 
Bundes bezeichnen, nad) dem Mißlingen der bisherigen 
Berfuhe darauf Bedacht zu nehmen, daß das Provijorium 
bejeitigt und die in ihrem rechtlichen Beitande nicht defi- 
nitiv aufgehobene Berfafjung von 1831 wieder in Wirk: 
jamfeit gejegt werde, zugleich aber auch, daß in derjelben 
die, den Bundesgrundgejegen widerjprechenden Elemente 
bezeichnet und die Ausmerzung derjelben auf einem der 
Verfaſſung wie dem Bundesredte jelbit entiprechen- 
den Wege bemerfitelligt werde. 

„In diefer Richtung der Bundesverfammlung die ge: 
eigneten Vorjchläge zu unterbreiten, wird die Aufgabe des 
Ausſchuſſes jein, an welchen die Vorlagen demnach mit 
diefer Beitimmung zurüdzugehen haben. 

„Dies wird im Wejentlichen der Inhalt des Votums 
jein, welches die Königliche Regierung bei der Abſtimmung 
über den Ausfchußantrag abzugeben denkt. 

„Alles Weitere, wie 3. 3. die Frage über die Form 
der an die furfürftliche Regierung zu richtenden Auffor: 
derung, die Prüfung der Berfafjung von 1831 vom 
bundesrechtlihen Standpunkt aus und die Bezeichnung 
der in ihr enthaltenen bundeswidrigen Beitimmungen, die 
hie und da bereits angeregte Erwägung, ob vielleicht in 
den Zuſätzen der Verfaffung aus den Jahren 1848 und 
1849 und dem Wahlgejege jelbit Verfaſſungswidrig— 
feiten enthalten ſeien, welche es möglich machen, diehe 
von vornherein außer Wirkſamkeit zu laſſen und über: 

35* 
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haupt jedes andere Detail der Ausführung, jowie die 
ganze Frage, wie das jegt einmal beitehende Proviſorium 
auf ordnungsmäßigem Wege und ohne Erjhütterung zu 
einem bundes= und verfafjungsmäßigen Definitivum bin: 
über geleitet werden könne, — alles dies wird der Thätig- 
feit des Ausſchuſſes überlafjen bleiben müſſen.“ 


II 


Das Kurheſſiſche Wahlgeleß 
vom 5. April 1849 


8 153 der Aurheiiichen VBerfafiungsurfunde *). 


—— 


Gegen die Rechtsgültigkeit des Kurheſſiſchen Wahl: 
gejeges vom 5. April 1849 find zwei Einwände erhoben 
worden: das Wahlgejet verjtoße gegen die „Gejete” des 
deutihen Bundes, und es beruhe auf Verlegung der 
Landesverfaſſung. 

Die erſtere Behauptung führt auf einen leicht wider— 
legbaren Irrthum zurück und läßt daher eine motivirte 
Zurückweiſung als überflüſſig erſcheinen. 

Der Vorwurf der Verfaſſungsverletzung dagegen 
bedarf eingehender Prüfung. 

Die Kurheſſiſche Verfaſſungs-Urkunde vom 5. Januar 
1831 verordnete im 8 153: 

„Zur Annahme einer in Vorſchlag gebrachten Ab— 
änderung oder Erläuterung der gegenwärtigen Ver— 
faſſungs-Urkunde iſt entweder völlige Stimmen: Ein: 
——— der auf dem Landtage anweſenden ſtändiſchen 

itglieder, oder eine, auf zwei nacheinander folgenden 
Landtagen ſich ausſprechende Stimmen-Mehrheit von drei 
Vierteln derſelben erforderlich.“ | 


*) Im ce nichtjuriftifcher Leſer ſind im diefen Aufjag 
umeilen Anführungen und Sätze mit aufgenommen worden, die 
fir Kenner des Staatörechtd entbehrlid; gewejen wären. 
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Das Wahlgeſetz vom 5. April 1849 trat an die Stelle 
des früheren Wahlgejeges vom 16. Februar 1831. Nach 
8 72 der Verfaffung bildete das Wahlgejeg einen „Theil 
der er N *). Es mußte demnach bei An: 
nahme des neuen Wahlgejeges von 1348 der in 8 153 
der Verfaffung für Verfaſſungsänderungen vorgefchriebene 
Modus beobachtet werden. 

Die erite ag des Gejeges im Plenum der 
Ständeverfammlung fand am 24. und 25. Dftober 1848 
ftatt. An einhellige Annahme war bei der Zujammen: 
jegung der Ständefammer nicht zu denken. Zum Zujtande 
fonımen des Gejeßes bedurfte es daher der in $103 näher 
bezeichneten zweimaligen Dreiviertelmajorität. 

Charakteriftiih war es, daß gleich bei Beginn der 
Debatte der Abgeordnete König an den Präfidenten die 
Bitte richtete, „gleih Anfangs zu verkünden, wie viel zu 
3, der Stimmen gehören und bei der Abftimmung über 
jede einzelne Beitimmung ausrufen zu laffen, wie viel 
a dafür geweſen find“ (Protofoll vom 24. Dftober, 

eite 4). 

Der Präſident erwiderte mit Recht, daß es nidt 
nöthig jei, für jede einzelne Beitimmung des Gejegent: 
wurfs eine Stinnmenmehrheit von 34 zu erlangen, eine 
jolhe ſei nur erforderlich bei der demnächitigen Abjtim: 
mung über das Gejet im Ganzen (Protokoll vom 24. 
Dftober, ©. 4). 

Zu diejer Abitimmung fam es in der Sigung vom 
25. Oftober. 

Im Eingange des Protokolls wird beurfundet, es feien 
die Mitglieder der Ständeverfammlung mit Ausnahme 
der Herren Hartert und von Münchhauſen gegen: 
wärtig gewejen. In Parentheje ilt beigefügt: „Herr von 
Bappenheim erjchien in der Sigung, nachdem über das 
— bereits abgeſtimmt worden war“ (Protokoll 
vom 25. Oktober, ©. 1). 

Betreffs der Abſtimmung jelbft ergibt das Protokoll 
(S. 7 und 8) folgenden Thatbeitand: 


*) Ebenjo nad $ 62 das Staatsdienjtgejeh. 
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„Der Hr. Präfident forderte zur Abgabe der Stimm: 
zettel für die geheime Abſtimmung auf. 

Hr. v. Urff: Es fehlen zwei Mitglieder; jollen Dieje 
bei Berechnung der Stimmenzahl mitgezählt werden? 

Hr. Obervorfteher v. Eſchwege: Sch beantrage, die 
Abftimmung bis zur nächſten Sitzung auszuſetzen. Es 
müflen jämmtlihe am Landtage anmejende Mitglieder 
abjtimmen. 

Hr. Nebelthbau: Wenn Mitglieder fehlen, jo folgt 
daraus höchſtens, daß fie denen beigezählt werden, welche 
gegen das Geſetz jtimmen. | 

Hr. Henkel: Dann wäre e8 aber ein Leichtes, daß 
ein einzelnes Mitglied jeden Beſchluß, der einitimmig 
gefaßt werden müßte, vereiteln könnte, da ein Zwangs— 
mittel, $emanden zum Erjcheinen in der Sigung zu nöthi- 
gen, nicht befteht. 

Hr. Ziegler: In der Verfaſſungsurkunde heißt es 
aber: „aller am Landtage anmwejenden Mitglieder”, es ijt 
nicht geiodt: „oder in der Situng anweſenden“. 

er Hr. Präſident: Die Frage ilt nun einmal an- 
geregt. Jh glaube fie nur dahin beantworten u fönnen, 
daß wir auf in der Situng nicht anmwejende Mitglieder 
nit Rüdficht nehmen und deßhalb die Abſtimmung nicht 
ausjegen können. 

In der geheimen Abftimmung über das Ganze des 
Entwurfs erklärten fih 34 Stimmen für die Annahme 
und 9 Stimmen für die Ablehnung defjelben. 

Der Hr. Präfident: Es find am Landtage 46 Mit: 
glieder anmwejend, davon würden 35 Stimmen 3/ı aus: 
maden; es fehlt aljo eine Stimme an der verfaflungs- 
mäßig vorgejchriebenen Zahl von 3. 

dr. Henkel: Ich beantrage, die Abjtimmung in 
nächſter Sigung zu wiederholen und die heute nicht An- 
mwejenden mit zuzuziehen. 

Hr. Knobel: Das wird nicht angehen, denn es ilt 
bereits abgejtimmt. . 

Hr. Obervorfteher v. Eſchwege: Ich habe vorhin ſchon 
den Antrag gejtellt, den Hr. Henkel jegt vorbringt; man 
it aber darauf nicht eingegangen. 


18 


Hr. Knobel: Es iſt gejchäftsordnungsmidrig. 

Hr. Henkel: Wir können bejchließen, von RR Ge- 
Ihäftsordnung abzugeben. 

Hr. Knobel: Es muß eine neue Vorlage gemadıt 
werden, ehe die Berathung und Abjtimmung erneuert 
werden fann. 

Der Hr. Präjident: Es müſſen 34, Stimmen für 
das Geſetz jein, wenn die Zahl von 3, als vorhanden 
angenommen werden ſoll; es haben aber nur 34 Stimmen 
ſich dafür erklärt. 

- Hr. Schwarzenberg: Das Rejultat iſt hiernach zwei: 
felhaft ; denn es fragt fi, wie die Y/. Stimme zu rechnen 
it. Der Antrag des Hrn. Henkel verdient daher Berüd: 
fihtigung. Die Praris wird in Ddiejer Beziehung auch 
Ichwerlich Auskunft geben. 

Hr. Knobel: Wenn volle 3/4 da find, fo iſt das Geſetz 
angenommen; fehlt etwas daran, jo ilt das Gejeß ver: 
worfen; auf eine Bruchrechnung fann fich hier nicht ein: 
gelafjen werden.“ 

Nach längerer Unterbrehung durch andere Berath— 
ungsgegenitände wurde in derjelben Sigung die Diskuſ— 
un * das Abſtimmungsergebniß fortgeſetzt, Protokoll 

. 12 flg.: 

„Der Hr. Prälident: Wenn man den 8 153 der 
Verfaffungsurfunde wörtlich interpretirt, dann iſt gewiß 
die Anficht richtig, da Tämmtliche zum Landtage legiti: 
mirten Mitglieder unter dem Ausdrude: „auf dem Land— 
tage anweſende ſtändiſche Mitglieder” zu begreifen find. 
Es ilt aber gewiß eben jo richtig, daß wenn man fo inter: 
pretirt, möglider Weife — was jogar von dem Willen 
eines Einzelnen abhängen würde — niemals Stimmen: 
einheit zu erzielen jein würde. 3. B. wie die Sache jegt 
fteht, würde das garnicht möglich jein. Hr. Hartert liegt 
frank darnieder und iſt total verhindert der Sigung bei: 
zumohnen. Darnach würden aljo au die beiden Geſetz— 
entwürfe, welche heute noch berathen werden jollen und 
mwobei hoffentlih Stimmeneinheit ſich — wird, mit 
einer ſolchen nicht angenommen werden können, weil Hr. 
Hartert durchaus nicht im Stande iſt, der Sitzung beizu— 
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wohnen. Daſſelbe gilt von Hrn. vonMündhaufen, der 
eben wohl durch Unmwohljein am Erjcheinen zur Sigung 
verhindert ilt. Es verdient deßhalb der Vorjchlag des 
Hrn. Nebelthau gewiß Berüdiihtigung,den Ausschuß für 
Rechtsgegenitände mit der alsbaldigen Begutachtung der 
Frage zu beauftragen, ob die nad) $ 153 der Berfafjungs: 
Urkunde erforderlihe Majorität nach der Zahl der über- 
haupt für legitimirt erklärten oder nur nad) der Zahl der 
in der betreffenden Sigung anmejenden Mitglieder oder 
wie jonjt zu berechnen jei. 

Hr. von Bappenheim: Jh muß um Entihuldigung 
bitten, ic) war verhindert, früher zu erjcheinen, bitte aber 
um die Erlaubniß, meine Stimme über das Geſetz nad): 
träglic abgeben zu dürfen. — — — — 

Der Hr. Präfident: Mir fcheint es zweckmäßig, auch 
dieje Frage durch den Ausihuß erörtern zu lafjen. — — 

Hr. Henkel: Es fann auch die Frage entitehen, ob 
Hr. Hartert überhaupt ala anmwejend zu betrachten iſt; 
er ilt durch Krankheit verhindert, den Sigungen überhaupt 
beizumohnen und Krankheit gilt juriſtiſch für Abwejenheit. 
Dajjelbe gilt au von beurlaubten Mitgliedern. Wenn 
die Ständeverfammlung ein Mitglied beurlaubt, jo kann 
es nicht als am Landtage anmejend betrachtet werden, 
denn dazu fünnen nur aktive Viitglieder gezählt werden. 
Rechnet man im vorliegenden Falle Hrn. Hartert nicht 
mit, jo find 34 Stimmen 34 der aktiven Mitglieder. 

Es wurde bejchlojjen, die Sigung auf furze Zeit zu 
unterbreden und inmitteljt die von Hrn. Nebelthau an: 
geregte Frage durch den Verfaſſungsausſchuß begutachten 
zu lafjen. 

Der Verfaſſungsausſchuß eritattete jein Gutachten 
folgendermaßen: 

Der Ausſchuß iſt der Anficht, das beurlaubte Mit: 
glieder als abmwejend zu betrachten jeien, folglid unter 
die im $ 153 erwähnten anwejenden Mitglieder nicht zu 
zählen find. Da nun Hr. Hartert beurlaubt ift, jo kann 
er nicht mitgerechnet werden, es ijt daher der vorhin ge: 
hrs Beſchluß mit der zu 3% binreichenden Stimmenzahl 
gerapt. 
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Hr. Knobel: Es wird darauf anfommen, obdie Re 
ae derjelben Anficht ilt, man müßte das zu erfahren 


uchen. 

Hr. Henkel: Die Regierung hat ihre Anſicht dadurch 
erklärt, daß ſie die Geſetze, welche an dieſem Landtage 
von der Ständeverſammlung unter ähnlichen Voraus— 
ſetzungen einſtimmig angenommen wurden, promulgirt hat; 
in den Sitzungen nämlich, wo jene Geſetze angenommen 
wurden, waren mehrere Mitglieder beurlaubt. 

Hr. Nebelthau: Dieſe Jage kommt jetzt gar nicht 
in Betracht, die Anſicht der Regierung wird ſich daraus 
ergeben, wenn fie mit Bezugnahme auf die bereits mit 
34 der Stimmen ne Annahme des Entwurfs defien 
Vorlage demnächſt wiederholt. 

Hr. Knobel: Die Ständeverfammlung hat es Dem: 
nad in ihrer Hand, zu jeder Zeit beliebige Gejege in der 
Art durchzuſetzen, daß fie jolde zur Diskuffion bringt, 
wenn die Gegner beurlaubt find. Dazu wird die Re 
gierung gewiß nicht zuftimmen. — — — — 

Die Ständeverfammlung entjchied fich mit 38 gegen 
6 Stimmen für die vom Ausſchuß entwidelte Anſicht. 

Der Hr. Präfident: Danach würde fich die vorhin 
jtattgehabte Abjtimmung über das Wahlgeſetz folgender- 
maßen geitalten. Nach dem eben gefaßten Beſchluſſe find 
45 Mitglieder als anmwejende zu betraditen, !/; davon 
beträgt 11, jo daß 34 vollfommen 3/4 von 45 bilden. 
Da jih nun 34 Stimmen für das Gejet erklärt haben, 
jo it eine Majorität von ?, vorhanden. — — — 

Hr. von Bappenheim: Ich will bitten, meine be» 
jahende Abjtimmung nachträglich zu Protokoll zu nehmen. 

Der Hr. Brähbent Das kann geichehen, obwohl 
diefe Stimme nicht gezählt werden kann.“ 

Der außer Hartert in der Sitzung fehlende Abo. 
von Münchhauſen war nicht beurlaubt, überhaupt nicht 
formell entſchuldigt. (vgl. Protofoll der (2.) Nachmittags: 
figung vom 25. Oftober 1848, ©. 1). 

Und bezüglich Hartert’s jelbft ericheint die Angabe 
des Verfaffungsausichufjes, er jei beurlaubt gemweien, als 
ungenau. Die Protokolle ergeben eine jolhe Beurlaubung 
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nicht, vielmehr wurde in früheren Situngen ſeitens des 
Präfidenten conftatirt, daß Hartert wegen Krankheit 
am Bejuche der a verhindert jei (Protokoll vom 
12. Septbr. 1848, S. 3; vom 15. Septbr. 1848, ©. 1). 

Die zweite Abitimmung über das Geſetz fand, nach: 
dem Neumwahlen erfolgt waren, auf dem folgenden, am 
1. December 1848 eröffneten Landtag in der Sigung vom 
2. Febr. 1849 ftatt. Sämmtliche Ständemitglieder waren 
anmejend, und die Annahme des Gejeges erfolgte in ge— 
heimer Abjtimmung mit 35 gegen 11 Stimmen (Proto: 
toll ©. 22). 

Das Gefeg wurde unter dem Datum des 5. April 
1849 im Gejeßblatte publicirt, mit dem Eingangspafjus: 

„Wir 2c. 2c. erlaffen mit Zuftimmung der getreuen 
Landjtände, welche in Gemäßheit des 8 153 der Berfa]: 
fungs:Urfunde vom 5. Januar 1831 auf zwei nadeinan: 
der folgenden Zandtagen mit einer Stimmenmehrheit von 
drei Viertheilen der auf dem Landtage anmwejenden Mit: 
glieder ertheilt worden ift, nachfolgendes Geſetz“ ꝛc. ꝛc. 

Die Regierung hegte aud in der Folge jo wenig 
Zweifel an der Gültigkeit des Gejekes, daß fie wieder: 
holt, auch unter dem Minifterium Haffenpflug, danach 
wählen ließ. 

Eine indirefte Anerfennung jeitens der betheiligten 
Faktoren fand das neue Wahlgeſetz durch ein weiteres, 
nad den Eingangsworten mit „Stimmeneinbhellig: 
feit” angenommenes Gejeg vom 5. April 1849, „die 
Wirkſamkeit der gegenwärtigen Ständeverfammlung und 
die Beichleunigung der Wahlen neuer Landtags:Abgeord: 
neter betreffend“. In der Sigung der Kammer aber, in 
welcher diejes legtere Gejek votirt war, hatten wiederum 
e. Abgeordnete, Kompe und v. Trott, legterer ohne 

rlaub, gefehlt (vgl. Prot. vom 13. Februar 1849, ©. 1; 
vom 2. April 1849, ©. 1), jo daß die Streitfrage fich 
erneute. — 

Es ijt nicht leicht, den Einn des $ 153 der Kurh. 
Verfaſſung mit Sicherheit feitzuitellen. 

Es fehlt völlig an den Auslegungsmitteln, die ſich 
dem Interpreten moderner Gejete in den jog. Geſetzes— 
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materialien bieten. Weder eriitiren „Motive“ des Ver: 
fajjungsentwurfs, noch find die Verhandlungen der con— 
jtituirenden Ständeverfammlung und ihres verfaffungs: 
berathenden Ausſchuſſes durch den Drud veröffentlicht 
worden. Nicht einmal handſchriftliche Protofolle über 
die auf das neue Grundgejeß bezüglihen Plenarverhand: 
lungen und die Ausjhußfigungen find vorhanden *). Die 
In Brudftüde aus den Verhandlungen, die in 
öſſel's Gejchichte der Landtage zc. zufammengeitellt find, 
bieten feinerlei Anhaltspunfte für die Auslegung des 8 153. 
Auch eine Vergleihung mit dem Verfaflungsentwurf, 
der vielfad noch auf altitändifcher, nicht repräjentativer 
Grundlage beruhte und im $ 53 beftimmte: „Abänder: 
ungen oder Erläuterungen des Staatsgrundgejeges, ſowie 
bejondere davon abweichende Ausnahmen, bedürfen der 
Zuftimmung der drei Stände-Kurien“, führt nicht weiter. 
So groß der Fortichritt war, der durch die Ver: 
fafjung von 1831 in politifcher Hinficht erzielt wurde, fo 
jehr bleibt es zu beflagen, daß die Fafjung der einzelnen 
Beitimmungen oft eine wenig forgjame und vielfach 
zweideutige war **). Wejentlic Kur diefen Umſtand it 
es zurüdzuführen, daß in der Folge feine der zahlreichen, 
auf Verfafjungsverlegung gegründeten Minijteranklagen 
zum Biele führte ***). 
öffel behauptet auch in Bezug auf $ 153, die Kur: 
fürftlihe Landtagsfommiffion habe ſich im Zuſtande der 
Nothwehr, um das monarchiſche Prinzip und die wejent: 
lihen Elemente der Fürftengewalt vor den Jordan: 
jhen NRepräjentativideen zu retten, hinter zmeideutige 
ee der einzelnen Paragraphen flüchten müſſen 
a. a. O. ©. 203, 215, 221) 7). Sei dem, wie ihm wolle, 


) Vol. Göſſel, Geichichte der Kurheſſiſchen Landtage von 
1830—1835, Bd. I, S.137; Ergänzungen zu der Ilſe'ſchen Schrift 
über die Politit der Großmächte x. (Hamburg 1862) ©. 21. 

+) Rol.auch Pfeiffer, Gefchichte d. landſtändiſch. Verfaſſung 
in Kurbefien, ©. 284. 

***) Nol, auch Mohl, die Verantwortlichleit der Miniiter, 
©. 715; Detter, Minijter Hafjenpflug und die Kurh. Volts- 
vertretung (1850) ©. 19—49. 

+) ©. 249citirt Göſſel Höhnend den Ausſpruch Börne's, Kur- 
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der Zweifel ift da, und es fragt fih, wie er gehoben 
werden fann. 

Nach der in der Sigung vom 25. Dftober 1848 ge: 
äußerten Anficht des Präfidenten würden die „auf dem 
Zandtage anmejenden ſtändiſchen Mitglieder” im Sinne 
des 8 153 identiſch fein mit den in der jeweiligen 
Sitzung anwejenden. Die Garantie gegen übereilte Ver: 
fafjungsänderungen, die in der Beitimmung des $ 153 
geboten werden jollte, hätte dann nicht allzu viel zu be— 
deuten gehabt. Zur Beichlußfähigkeit der Kurhejliichen 
Ständeverfammlung war nad $ 75 der Verf.-Urkunde 
die Anmwejenheit von 23 der ordnungsmäßigen Mitglieder: 
anzahl erforderlid.. Es würde alfo unter Umijtänden 
bereits die Hälfte des verfaflungsmäßigen Mitglieder: 
beitandes (3/4 von 2/5) in der Lage geweſen fein, eine 
Verfafjungsänderung zu bejchließen. 

Freilich enthalten mehrere deutſche Verfafjungsgejege 
Beitimmungen, welche in ganz derjelben Weije, wie es 
bier dem $ 153 imputirt wird, die für VBerfaffungsänder- 
ungen erforderliche Stimmenzahl feitjegen. In dieje Kate: 
gorie — 

aden, Verfaſſungsurkunde vom 22. Auguſt 1818, 
SS 64 und 74 (8 64: „Kein Geſetz, das die Verfaſſungs— 
urfunde ergänzt, erläutert oder abändert, darf ohne Au 
ftimmung einer Mehrheit von zwei Drittel der anwejenden 
Ständeglieder einer jeden der beiden Kammern gegeben 
werden”; 8 74: „Zur gültigen Berathichlagung über die 
Abänderung der Serfaflung wird in beiden Kammern die 
Anwejenheit von drei Viertel der Mitglieder erfordert”); 

Württemberg, Verf.-Urk. v. 25. September 1819, 
88 160, 175, 176; 

Königreih Sachſen, Verf.-Urf. vom 4. September 
1831, 8 152 (in jeder Kammer die Anmejenheit von drei 
Viertel der verfaffungsmäßigen Zahl der Mitglieder und 
zwei Drittel Majorität der Anmwejenden erjorderlih); _ 

Sahjen: Weimar, revidirtes Grundgejeg vom 15. 


hefien habe jtatt Gold nur Flitter erlangt, und bezeichnet dieſes 
Ergebniß als ein „Verdienſt der Sandtagsfommiffton“. 
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Dftober 1850, 8 64, Abi. 2 (Anwejenheit von drei Viertel 
der verfaffungsmäßigen Zahl und zwei Drittel Majorität 
der Anweſenden); 

Oldenburg, revid. Grundgeſetz v. 22. Novbr. 1852, 
Art. 212, 8 1 („Ein Beihluß des Landtages, wodurch 
eine Abänderung des Staatsgrundgejeges — — — be: 
antragt oder zugeitanden wird, eriorbert 1. daß er auf 
zwei nach einander folgenden Landtagen, zwilchen denen 
eine neue Abgeordnetenwahl Rattgerunden bat, gefaßt 
werde; 3. dat wenigitens drei Viertheile der einberufenen 
Abgeordneten an der Abjtimmung Theil nehmen; alio 
abjolute Majorität von drei Viertel und demnach unter 
Umſtänden weniger als die Hälfte); 

Schwarzburg-Rudolſtadt, Berf.-Urf. v. 21. März 
1854, 8 46 (Anweſenheit von drei Viertel der verfaffungs: 
Zahl und zwei Drittel Majorität der Anme: 
enden). 

euß ält. Linie, Verf.:Urf. vom 28. März 1861, 
$ 90 (zweimalige zwei Drittel Majorität von jedesmal 
drei Viertel der verfafjungsmäßigen Gejammtzahl); 

Schaumburg:Lippe, Verf.-Urk. vom 17. November 
1868, Art. 76 und 27 (zweimalige zwei Drittel Majorität 
von zwei Drittel der verfaffungsmäßigen Gejammtzahl, 
aljo unter Umſtänden weniger als die Hälfte); 

Hamburg, Verf.-Urf. vom 13. Dftober 1379, Art. 
101 (zweimalige drei Viertel Majorität von drei Viertel 
fämmtliher Mitglieder der Bürgerjchaft); 

Nach der hanno veriſchen Verf-Urk. vom 6. Auguft 
1840, $ 180 galt im Allgemeinen die gleiche Berechnungs: 
weiſe (einmalige Stimmeneinhelligfeit oder zweimalige 
zwei Drittel Majorität von drei Viertel der „zum regel: 
mäßigen Erjcheinen verpflichteten Mitglieder jeder Kam: 
mer”; e8 waren alle Mitglieder mit Ausnahme einiger 
Angehörigen der 1. Kammer zum re — Erſcheinen 
verpflichtet, Gef. v. 5. Sept. 1848, N 36, Nr. 14; Gei. 
v. 7. Febr. 1850, $ 33). Durch Geſetz vom 10. April 
1848 wurde $ 180 aufgehoben. 

Die öfterreihifhentandesordnungen (vgl. Ulbrich, 
öfterr. Staatsrecht, S. 321) erfordern für Verfafjungs: 
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änderungen die Gegenwart von drei Viertel aller Mit- 
glieder und die Zuftimmung von zwei Drittel der An: 
mwejenden. Analoge Vorſchriften en für die beiden 
Häufer des NReichsraths (Ulbrih ©. 362). 

Eine andere Gruppe von Verfaffun sgelegen firirt, 
ftatt erſt eine Präfenzziffer feitzuftellen und die Majorität 
danach zu berechnen, direkt einen Bruchtheil des ver: 
fafjungsmäßigen Mitgliederbeitandes und gelangt auf 
diejem Wege zu einem beträchtlich höhern Minimum. So: 

Schwarzburg-Eondershaujen, Verf. Urf. vom 
12. December 1849, 8 106 (zweimalige zwei Drittel 
Majorität der verfaflungsmäßigen Gefammtzahl); ebenjo 
Verf.⸗Urk. vom 8. Juli 1857, 8 38; 

Anhalt: Bernburg, Verf.-Urk. vom 28. Februar 
1850, $ TU (einmalige zwei Drittel Majorität Aller); 

Sadhjen-Coburg:Gotha, Staatsgrundgejek vom 
3. Mai 1852, 8 112 (abjolute Majorität der verfaj: 
fungsmäßigen Gejammtzahl, während fonft die be- 
'hfuhfähige dab entjcheidet); 

Braunfhmweig, Landihaftsorbnung vom 12. Dftober 
1832, 8 141 (zwei Drittel der ganzen Landſchaft); 

Walded, Verf.-Urk. vom 17. Auguft 1852, 8 95 
(zweimalige zwei Drittel Majorität Aller) ; 

Lippe-Detmold, Geſetz die HOUR SR des 
Landtages 2c. betr. vom 3. Juni 1876, $ 5, Abſ. 3 (zwei 
Drittel Majorität Aller); 

Bremen, Verfafjungs:Urkunde vom 17. November 
1875 (bezw. Gejeß vom 8. November 1882) 8 674, vergl. 
mit 8 50, 

Eine ähnliche, jedoch nicht rein durchgeführte Berech— 
nungsweije gilt in Heſſen-Darmſtadt. Nad der Berf.: 
Urk. vom 17. December 1820, $ 110 und den Geichäfts- 
ordnungen vom 8. September 1856, Art. 40 und vom 
17. 1874, Art. 48 iſt zu Verfaſſungsänderungen in 
der 2. Kammer die Zuſtimmung von wenigſtens 26, in 
der 1. Kammer von wenigſtens 12 a erfor: 
derlih. „Sit aber,“ heißt es weiter, „die Anzahl der an 
der Abjtimmung wirklich theilnehmenden Mitglieder jo 
groß, daß zwei Drittheile davon mehr betragen als Die 
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ausgedrücten Zahlen, jo iſt die Zuftimmung von zwei 
Drittheilen der wirklich Abjtimmenden erforderlich.” 

Auch die jog. kurheſſ. Verfaffungsurfunden vom 13. 
April 1852 und v. 30. Mai 1360 firirten in den SS 119 
und 127 für VBerfaffungsänderungen einen Bruchtheil der 
gejeglichen Mitgliederzahl. 

Mit den bisher aufgeführten Grundgejegen ilt die 
Zahl der deutichen Verfaſſungsurkunden, welde für Ver: 
taflungsänderungen eine größere, als die gewöhnlich erfor: 
derliche Majorität vorjchreiben, noch nicht erjchöpft: es 
bleiben (abgejehen von Kurheifen) übrig Baiern und 
Liechtenjtein*. Die Verfaſſungsgeſetze diefer Länder 
lajjen jich unter die bisherigen Gruppen nicht fubjumiren. 

Die baieriſche Verfaj.:Urf. vom 26. Mai 18313 
verordnet Tit. 10, 8 7: „Zu einem gültigen Beſchluſſe 
in diejer höchit wichtigen Angelegenheit” (Abänderung des 
Grundgejeges) „wird mwenigitens die Gegenwart von 
drei Viertheilen der bei der Berjammlung an: 
wejenden Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehr: 
heit von zwei Drittheilen der Stimmen erfordert”. Gebt 
der Aenderungsvorichlag von den Kammern aus, Yo 
greift. Pla Art. 6 des Geſetzes die ftänd. Initiative betr. 
vom 4. Juni 1848: „Bei allen von den Kammern vor: 
geichlagenen Abänderungen der Verfaſſungsurkunde ꝛc. iſt 
in Zmwifchenräumen von menigitens 3 Tagen eine Drei: 
malige Berathung und Schlußfaffung in Gegenwart 
von drei Viertheilen der bei der Verſammlung 
anmwejenden Mitglieder in jeder Kammer und eine 
Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen erforderlich.“ 

Was heißt: „bei der Verfammlung anmwejend“ ? 

Daß der Ausdrud nicht identijch jein kann mit „in 
der Situng anweſend“, ift ohne weiteres flar. Nach der 
Anfiht v. Campe's Lehrevon den Landitänden, 2. Aufl., 
S. 415 jollen „die verfaffungsmäßigen Mitglieder” ge: 
meint fein. Allein man fann von einem Mitgliede, das 


*) Von der fingulären Beſtimmung in 5 4 des Lippe-Det- 
mold chen Gejeßes vom 8. December 1867, wonad) bei Verfaſſungs— 
änderungen unter Umftänden „in getrennten Nurien“ verhandelt 
wird, fann billig abitrahirt werden. 
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ih troß feiner verfaffungsmäßigen Pfliht von den land: 
ſtändiſchen Geſchäften gänzlich je hält, vielleicht nicht 
einmal am Orte der Berfammlung erſchienen ift, doch 
wahrlich nicht behaupten, es ſei „bei der Verſammlung 
anmejend“. Wie jollte der Gejehgeber dazu — ſein, 
eine ſolche Fiktion aufzuſtellen? Wenn er die erforderliche 
Präſenzziffer nicht nad) der Zahl der „bei der Verſamm— 
lung anmwejenden“, fondern der verfafjungsmäßigen Mit: 
glie er berechnen wollte, weßhalb hätte er dann nicht auch 
iejen Ausdrud gewählt, deſſen er fich an andern Stellen 
(Art. 25 des Geſetzes über den Gejchäftsgang des Land- 
tage vom 25. Juli 1850, Art. 25 des jpätern Geſchäfts— 
ordnungsgejeßes vom 19. Januar 1872) wirklich bedient? 
Die Verjchiedenheit des Ausdruds deutet hier mit Sicher: 
heit auf eine Verjchiedenheit der Sache. In v. Pözl's 
baieriſchem Staatsrecht, S. 469, iſt auffallender Weiſe 
keinerlei Erörterung — für nöthig gehalten worden, 
nur der Wortlaut der Geſetzesſtellen wird mitgetheilt. 

Die ältere Liechtenſteiniſche Verf. Urkunde vom 
9. November 1818 läßt, 2 für Berfafjungsänderungen 
Erihmwerungen vorzufchreiben, im 3 17 einen Landtags: 
beihluß zu Stande fommen durch die abjolute Mehrheit 
ber Stimmen der am Landtage gegenwärtigen 
Stände. 

In dem fpätern Verf.-Geſetz für Liechtenftein vom 
26. September 1862, 8 121 wird für die Annahme von 
Kegierungsvorfchlägen und ſtändiſchen Anträgen auf Ab- 
änderungen oder Erläuterungen des Grundgejeges Stim: 
meneinhelligfeit der auf dem Landtage anwejenden 
Mitglieder oder eine auf zwei nacheinander folgenden 
ordentlihen Landtagsfigungen ſich ausiprechende Stim— 
er von drei Viertheilen derfelben erfordert. 

Dieje ale ftimmt mit 8 153, der furh. Verf. 
nahebei wörtlich überein. 

Auch die Verwandtichaft des Ausdruds „bei der 
Verſammlung anweſend“ in den baieriihen Verfaſſungs— 
gejegen mit „auf dem auge anweſend“ in den Grund: 

ejegen von Liechtenftein und Kurheſſen ift nicht zu ver: 
ennen. 
36 
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Keine der übrigen Verfafjungs-Urkunden weiſt Ent: 
iprechendes auf. Unter einander zeigen bie legtern der 
gleichen jakhlihen Behandlung der VBerfaffungsänderungen 
entiprechend große Uebereinitimmung in der Ausdruds: 
weile, es ehren vielfach diejelben jtereotypen Wendungen 
wieder. Schon jett darf es als in hohem Grade wahr: 
jcheinlich bezeichnet werden, daß die Berf.-Urfunden von 
Kurheſſen, Baiern und Liehtenftein zu einer jelbit- 
jtändigen Gruppe zufammenzuftellen find, die bei Firirung 
der für Berfaflungsänderungen erforderlihen größern 
Majorität weder direkt, noch unter Vermittelung einer 
beitimmten el Ale einen Bruchtheil des ver: 
faffungsmäßigen Mitgliederbeftandes zu Grunde leat, 
vielmehr von einem anders bejtimmten Ganzen aus: 


Auffallend ift e8, daß in den Compendien des deut: 
ihen Staatsrehts das Vorhandenjein diefer Kategorie 
nirgends conftatirt it. Aucd die Monographie v. Campe’s 
läßt die Berüditchtigung derjelben vermiſſen. 

E3 handelt fih nun darum, die eben angedeutete 
N zu einer Gemwißheit zu erheben. Um 
„auf dem Landtage anmwejend“ zu fein im Sinne des 
$ 153 der kurh. Verfaflungsurkunde, ift jedenfalls, was 
man auch im Näheren unter dem Worte „Landtag“ ver: 
itehen mag, Anwejenheit am Site der Ständenver: 
jammlung erforderlich, denn der Begriff „Anmejenheit“ 
erfordert zunächft eine örtliche Beziehung, die im vor: 
liegenden Falle mindeitens in dieſer Richtung vorhanden 
jein muß. 

Das Wort „Landtag“ wird in der Gejetesipracde 
in verjchiedenem Sinne gebraudt. In jeiner eigentlichen 
Bedeutung bezeichnet es die Seſſion der Landſtände, 
die Gejammtheit der ſtändiſchen Situngen während eines 
beftimmten Zeitraumes, von der Eröffnung bis zum Schluß. 
Val. z. B. Königl. Sächſiſche Verf.:Urkunde v. 4. Sep: 
tember 1831, 8 115, Abi. 3; Lippe: Detmold (1836), 
ss 3, 25, 33; Braunfhweig (1832), $ 128 („Die 
Ständeverfammlung muß alle drei Jahre zu einem or: 
dentlihen Zandtage von der Yandesregierung berufen 
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werden. Die ordentlihen Landtage jollen im der Regel 
in dem Monat November beginnen 2c.”). 

Faſt ebenjo häufig aber verwenden die Gejete den 
Ausdrud als gleihbedeutend mit: Ständeverfammlung. 
Vol. Württemberg (1819) $ 127 („der König wird alle 
drei Jahre die Verfammlung der Stände nn) ein: 
berufen”); Schwarzburg:Sondershaufen (1848) $$ 
76 („ver Zandtag vertritt die Gejammtheit des Volfes’‘), 
140; Sadhfjen: Weimar (1850) $ 13 Abſatz 2, Ein: 
gangsmworte, („unter Zuftimmung Unferes getreuen Land: 
tages ꝛc. ꝛc.“). 

Auch in den öſterreichiſchen ——— 
ſindet ſich dieſer Sprachgebrauch ſehr —— vgl. z. B. 
Kaiſerliches Diplom vom 20. Oktober 1860 Wr. I; Kaiſer— 
liches Patent vom 26. Februar 1861; Gejeg vom 31. Juli 
nn ar die Gejchäftsordnung des Reichsrathes 
83 u. ſ. m. 

In Preußen werden, obwohl der Verfaſſungs— 
urkunde in ihrer urſprünglichen rl: das Wort „Zand- 
tag“ überhaupt unbekannt war, jeit 1856 in der Eingangs: 
formel der Gejege das Herrenhaus und das Haus der 
Abgeordneten zufammen in eigenthümlicher Wortcombi- 
nation „die beiden Häufer des Landtags der Monarchie” 
genannt. 

Die Reihsverfajjung gebraudt das Wort „Reichs: 
tag“ nur zur Bezeichnung der parlamentarijchen Körper: 
Ihaft. Die Seſſion des Parlaments wird „Situngs: 
periode” genannt. 

Sn der Hannoverijhen Berfaffung von 1840, 
SS 105 und 106 (mwiederhergeitellt durch $ 13 der Ver: 
ordnung vom 1. Auguit 1855) und dem Gejeg vom 
5. September 1848 verjchiedene Aenderungen des Landes: 
verfaſſungsgeſetzes betreffend SS 57 und 58 wird „Land: 
tag” die Legislaturperiode genannt, während die ein- 
zelne ſtändiſche Seſſion „Diät“ heißt ($ 57 cit: „Ein 
Landtag dauert jehs Jahre vom Tage der Eröffnung 
an gerechnet, injofern nicht früher eine Auflöjung der 
zweiten Kammer erfolgt”; 8 58: „Der König wird Die 
allgemeinen Stände alle Jahre zujammen berufen, jo 

36* 
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daß während der Dauer eines Landtags jechs ordentliche 
Diäten ftattfinden.”) 

Auch in den Kurheſſiſchen Verfafjungsgejegen 
und zugehörigen Rechtsbeftimmungen wird der Ausdrud 
„Landtag“ in verfchiedenem Sinne verwandt. In der Be- 
deutung: „Seſſion der Landftände” findet er fich in den 

64 („von Landtag zu Landtag“), 68 (während des 
egonnenen Landtags bis zu deſſen Schluffe”), 69 („vor 
Eröffnung oder nah dem Schluffe des Landtages“), 85 
(„die Zandtage dürfen der Kegel nach nicht über Drei 
Monate dauern“), 87 („während der Dauer des Land— 
tages”), 102 („bis zum nädjiten Landtage”) der Ber: 
——— den 88 3, 12, 39, 40, 59, 60 des Wahl: 
ejebes vom 16. Februar 1831; den 88 4, 9, 12, 22 der 
anditändiihen Geſchäftsordnung vom 16. Februar 1831. 
Vol. ferner Ausfchreiben des Miniſteriums des Innern 
vom 28. Februar 1831 „über die in Beziehung auf den 
nächſten Landtag wis Wahlen”; Landtags: Abjchied 
vom 9. März 1831 8 1 (die Verjammlung der Abgeord- 
neten tritt „zu einem Landtage” zufammen); Geſchäfts— 
ordnung vom 20. Juli 1848 88 13, 16, 19; Wahlgeſetz 
vom 5. April 1849 8 2 Nr. le. 

Im Gegenfage zu dem „Landtage“ in diefem Sinne 
wird das Collegium der Abgeordneten ale „Stände- 
verſammlung“ oder „Zanditände” bezeichnet. Val. 
für erfteres Vetfaffungsurfunde 88 63, 67, 71, 74, 77 
und öfter; Gejhäftsordnung vom 16. u 1831 
88 1, 2,3, 5 2c.; Landtagsabjchied vom 9. März 1831 
8 6; Geſetz vom 25. November 1831 über die Legiti— 
mation der Landſtände 8 3; Gefchäftsordnung vom 
Mr au 1848 88 1, 6 2c.; Wahlgejeg vom 5. April 1849 

‚2% 

Dabei ift unter dem Abgeordnetencollegium bald 
verftanden das Collegium in jeiner concreten Zu: 
fammenfegung für die einzelne Sigung, jo in 
8 104 der Verfaffungsurfunde („der Landſyndikus führt 
das Protokoll in der Ständeverfammlung”); 88 25 („wird 
im Laufe der Diskuffion in der Ständeverfammlung ꝛc.“), 
26 („die Ständeverfammlung entjcheidet, ob fie den An— 
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trag in Erwägung ziehen will 2c.”), 29 („die Stände— 
Da nal it um Entziehung des Wortes zu befragen ꝛc.“) 
der Gejchäftsordnung von 1831; 88 24 (der Präfident 
hi Der mit „Zuftimmung der Ständeverfammlung” 
zur Berathung), 35 (Ständeverfammlung wird befragt, 
ob die Form eines jelbitftändigen Antrages zu beobachten 
ſei) der Geſchäftsordnung vom 20. Juli 1848; bald iſt 
„Ständeverfjammlung”“ die Collectivbezeihnung für die 
aa ae die während der Seſſion an den 
landitändiijhen Gejhäften überhaupt Theil neh- 
men, wenn aud nidht an allen Sitzungen des 
Parlaments, das Abgeordnetencollegium in dieſem 
Sinne, jo in $ 74 der Berfafjungsurfunde („jedes Mit- 
glied der Ständeverfjammlung leiftet folgenden Eid“); 
in $ 3 des Gejeßes vom 25. November 1831 die Legi- 
timation der Landſtände betreffend („jeder gewählte Land» 
tagsabgeordnete, dejjen Legitimationsurfunde den vor: 
jtehenden Beitimmungen enttpricht, wird regelmäßig als 
Mitglied der Ständeverfammlung betracdhtet”); in $ 6 
der Gejhäftsordnung vom 20. Juli 1848 (der Legiti— 
mationsausihuß entiheibet über die Erfordernilje des 
Eintritts in die „Ständeverfammlung”), $ 37 dajelbit 
(Ausihußberihte werden „unter ſämmtliche Mitglieder 
der Ständeverfammlung” vertheilt); bald iſt „Stände: 
verjammlung” identiijh mit Gefammtheit der Theil 
nahmeberedtigten, jo in $87 der Verfafjungsurfunde 
(„die Mitglieder der Ständeverfammlung fünnen während 
der Dauer des Landtages — — — nidt — — — ver: 
Dale — — werben”), in $ 79 dafelbit (der Landesherr 
öft die „Ständeverfammlung” auf), in $ 1 der Ge 
Ihäftsordnung von 1848 (eine neu gewählte Stände: 
verjammlung wird einberufen); bald endlich bedeutet 
Ständeverfammlung das Abgeordnetencollegium in 
jeinem DELIOLINNORIEENIGEN Mitgliederbeitande, 
dem Sollbeftande, das mit der —— der 
Theilnahmeberechtigten keineswegs nothwendig zuſammen⸗ 
fällt (Ungültigkeit einer Wahl, vorübergehende anderweite 
Erledigung eines Sitzes), jo in $ 63 der Verfaſſungs— 
Urkunde („die Ständeverfammlung wird gebildet durch 
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folgende Mitglieder 2c.“); in $ 2 der Geſchäftsordnung 
von 1831 („die anmejenden Mitglieder der Ständever: 
fammlung”) *). 

Die Vermittelung zwiſchen den verjchiedenen Bedeu: 
tungen des Wortes ijt durch die Erwägung gegeben, dat 
die ftete Uebereinſtimmung des faktiihen Beltandes der 
Ständeverfammlung mit dem Sollbeitande zwar vom 
Geſetzgeber gewünſcht und eritrebt wird, die Gelammtheit 
der Theilnahmeberechtigten, von Verhinderungsfällen ab: 
gejehen, mit dem faktiſchen Mitgliederbeitande pflihtmäßig 
ufammenfallen muß, daß aber mit Rüdjiht auf that: 
Fachliche Verhinderung und nicht ganz zu verhütende 
hate Einzelner Die nn einer Repräfen: 
tation des Sollbeftandes dur den Sitbeitand unter ge: 
willen Garantien nicht zu vermeiden ift. Die ſchützenden 
Schranken können insbejondere darin beitehen, daß für 
die Beihlußfähigfeit jeder einzelnen ftändilchen Ber: 
fammlung eine feite Präjenzziffer (vgl. S 75 der Aur: 
heſſiſchen Verfaffungsurfunde) und daß für bejtimmte 
Beichlüffe noch außerdem die bejahende Abitimmung eines 
gewiſſen Bruchtheiles des concreten oder des verfaffunge- 
mäßigen Mitgliederbeitandes oder der Zahl von Abgeord— 
neten erfordert wird, die während der Sefjion an 
den landftändijhen Gejhäften überhaupt theil- 
nehmen. 

Sleihbeveutend mit „Ständeverfammlung”“ wird 
„Landſtände“ gejegt in den SS 1, 4, 6, 5, 14, 15, 17, 
36 2c. der Verfaffungsurfunde; SS 4, 19, 22 ꝛc. der Ge: 
ihäftsordnung von 1831; 88 11, 14, 39 ac. der Ge- 
Ihäftsordnung ‚von 1848 2. Gemäß $ 95 der Ber: 
faffungsurfunde wurde in allen jeit Inkrafttreten der 
Berfafung rechtsgültig erlafjenen Gejegen die Zuftimmung 


*) Vielfach ijt die Subjumtion des Wortes „Ständeverjamm- 
lung“ unter die Kategorien des Tertes mit erheblihen Schwierig- 
keiten verfnüpft, 3. B. im Falle des $ 102 der Berfafliungsurkunde 
(der permanente & Jändeausthuß fann ſich „aus der Jah der Mit- 

lieder der nn Ständeverfammlung“ ergänzen). Die Geſetzes— 
ee jollte, joweit ein Bedürfniß ſachlicher Differenzirung vor- 
handen ijt, auch im Ausdrude untericheiden! 
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* „getreuen Landſtände“ im Eingange ausdrücklich con— 
tatirt. 

Auch bei der Verwendung des Wortes „Landſtände“ 
in den heſſiſchen Verfaſſungsgeſetzen wird bald das Ab— 
geordnetencollegium in ſeiner Zuſammenſetzung für 
die einzelne Sitzung (bezw. ein ſonſtiges ſtändiſches 
Geſchäft) gemeint (5 86 der Verfaſſungsurkunde: „Die 
Urſchriften der Landtagsabſchiede werden — — — von 
den Landſtänden unterzeichnet und unterſiegelt“, $ 6 da— 
jelbjt: „die Huldigung erfolgt von den verfammelten 
Landſtänden“); bald handelt es jih um die Geſammt— 
heit der Abgeordneten die an den landſtändiſchen 
Geihäften während der Sefjion theilgenommen 
haben ($ 140 der Verfaſſungsurkunde: die Vereinbarungen, 
„welche hinfichtlich der Sonderung des Staatsvermögens 
vom Fideifommißvermögen — — — mit den dermal ver: 
jammelten Zanditänden getroffen worden find“, werden 
unter den erg der Verfaſſung geitellt); bald ift die 
Gejammtheit der — gemeint 
(jo ſollen nah $ 82 der Verfaſſungsurkunde bei einem 
Regierungswechſel „die Zanditände ohne bejondere Be- 
rufung am 14. Tage nach eingetretener Regierungs:Ver: 
änderung zufammenfommen“); bald endlich bedeutet der 
Ausdrud das Abgeordnetencollegium in jeinem 
verfafjungsmäßigen Mitgliederbeitande ($ 102 der 
Verfaffungsurfunde: der bleibende landſtändiſche Ausſchuß 
führt die Gejchäfte „im Namen der Landſtände“; $ 14 der 
Geihäftsordnung von 1848: „Die Vertretung der Land: 
ftände vor Gericht liegt — — — dem Landiyndifus ob“). 

Die gegen äh e Bedeutung von „Landtag“ — 
Seſſion der Landftände, und „Ständeverfammlung“ oder 
„Landſtände“ — Collegium der Abgeordneten, wird jedoch, 
wie bereits oben erwähnt, in den Heſſiſchen Verfafjungs: 

ejegen vielfadh aufgegeben und „Landtag“ als gleich: 
edeutend gejegt mit „Ständeverfammlung” *). Dabei 

*) Diefer Sprachgebrauch kehrt wieder in der preußifchen 
Verordnung vom 20. September 1867 betreffend die communals- 
ftändifhe Berfaflung im Gebiete des Regierungsbezirks Caſſel 
(„Eommmunallandtag”“ = Communaljtände). 
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geht die Mehrdeutigfeit des letztern Worts auf den jtell- 
vertretenden Ausdrud über. 

Fälle, in welchen „Landtag“ die concrete einzelne 
Ständeverfammlung bezeichnete, find nicht nachweis— 
bar. Dagegen bedeutet im $ 75 der Verfafiungsurfunde 
„Landtag“ die Gefammtheit der aftiven Mitglieder 
während der Seſſion ($ 73: „Die Abgeordneten 
fönnen weder einen Dritten, noch ein LZandtagsmitglied 
beauftragen, in ihrem Namen zu ftimmen“), im $ 83 
dajelbit („im Falle der Auflöfung des Landtages“) die 
Gejammtheit der Theilnahmeberedhtigten und im 
$ 102 dajelbit („vor ver Verabſchiedung eines Landtages“) 
die Ständeverfjammlung in ihrem verfajlungs: 
mäßigen Mitgliederbeftande. Auflöjung und Ber: 
abſchiedung bringen es —— mit ſich, daß bis zur 
Vornahme von Neuwahlen ꝛc. eine den verfaſſungsmäßigen 
Requifiten, insbefondere dem firirten Sollbeitande ent: 
iprechende Ständeverjammlung nicht vorhanden ift, allein 
die zunächft auf die Theilnahmeberechtigten fich beziehende 
Auflöfung hat den Fortfall verfaffungsmäßiger Stände 
zur Folge, die VBerabjhiedung hat ihn zum Inhalte. 
Der „Landtagsabichied“ bezieht fih auf das verfajjungs: 
mäßige landſtändiſche Organ, repräfentirt durch die beim 
Verabſchiedungsacte gegenwärtigen theilnahmeberechtigten 
Abgeordneten *). 

Da ferner nur Situngen, nit Körperſchaften 
„vertagt“ werben können, fo ijt in der öfters vorkommen: 
den Verbindung „vor der Verabjchiedung, Vertagung oder 
Auflöfung eines jedesmaligen Landtages“ (vol. R 102 der 
Verfafjungsurkunde, $ 36 der Geſchäftsordnung von 1348) 
die Bedeutung des Wortes „Landtag“ im Hinblid auf 
jede der genannten Maaßregeln eine verjchiedene. Da: 
gegen hat im $ 13 der Gejchäftsordnung von 1848: 
„nad dem Schluſſe eines jeden Landtages, mag bderjelbe 
durch Verabſchiedung, Vertagung oder Auflöfung herbei— 
geführt werden“, „Landtag“ nur einen und zwar den 
techniſchen Sinn: Sejjion. 


*) Weiteres über den Begriff der „Verabſchiedung“ j. unten. 
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Die Vergleihung dieſer letzterwähnten Wortver: 
bindungen lehrt zugleih, wie nabe es vielfach für den 
Gejeggeber liegt, das Wort „Zandtag” mit „Ständever: 
ſammlung“ ae zu verwenden. Diejer Sprad): 
gebrauch wird namentlidh dann gewählt, wenn es fich 
darum handelt, Die Gejammtheit der Abgeordneten, 
welche jih während eines Landtags an den ftän- 
diſchen Geſchäften betheiligen, mit kurzem Aus— 
drucke zu bezeichnen, vgl. SS 4, I des Landtagsabſchiedes 
vom 9. März 1831 („es jollen dem nächiten Zandtage 
die Entwürfe derjenigen Gejege vorgelegt werden”; „es 
ſollen einem der fünftigen Landtage die Entwürfe ꝛc. zur 
Berathung und Annahme vorgelegt werden 2c.”). In 
jolhen Fällen iſt es endlich nicht jelten, daß der Geſetz— 
geber mit dem einen Worte — zugleich aus— 
drückt die Seſſion und das während der Seſſion 
thätige Abgeordnetencollegium. Hierbei pflegt mit 
„Zandtag” die AA „auf“ oder „bei“ verbunden zu 
jein *). Beijpiele bieten die 88 3 und 6 des cit. Land— 
tagsabjchiedes, $ 3: „alle bei dieſem Landtage ftattge- 
— Verhandlungen“, d. h. alle Verhandlungen der 

egierung mit dem während der Seſſion die landſtändi— 
ſchen —28 wahrnehmenden Abgeordnetencollegium; 
$ 6: „es iſt von der Ständeverſammlung der Antrag bei 
der Staatsregierung gejchehen, daß auf dem nächſten 
Landtage Entwürfe zu Gejegen 2c. in Berathung ge: 
bracht werden möchten”, d. h. während der nächiten Sejfton 
dem dann activen Abgeordnetencollegium vorgelegt werden 
mödten. 

In demjelben Sinne heißt es im $ 152 (aljo un: 
mittelbar vor dem hier fraglichen $ 155) der Verfaffungs- 
urkunde: „Bei der — — — Vorlegung des Voranjchlages 


*) Diefe Ausdrudsweife findet fih häufig auch in anderen 
deutſchen Verfaſſungsgeſetzen, vgl. Königreih Sachen (1831) 88 95, 
97 Abſatz 2, 105, 107 Abſatz 4; Württemberg (1819) $ 183; 

J——— (1820) Artikel 75; Sachſen-Weimar 
ss 36, 52Abſatz 2; Sachſen-Altenburg (1831) $ 220; 
ält. Linie (1867) 88 65, 70 Abjag 3; Schaumburg- 
Lippe (1868) Artikel 44 Abjaß 2; Lippe-Detmold (1836) $ 6, 
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für die nächſten drei Jahre muß zugleich die Verwendung 
des Staats-Einfommensd — — — für die jeit Anfang des 
Jahres 1831 verflofjenen einzelnen Rechnungsjahre, jomweit 
fie noch nicht ihre volle Erledigung bei dem Landtage 
erhalten haben, — werden“. „Bei dem Land— 
tage“ d. h. durch Verhandlung mit dem nn. der 
gegenwärtigen Seſſien activen Abgeordnetencollegium. 

Hiernach dürfte es nicht mehr zweifelhaft erjcheinen, 
daß unter den „auf dem Landtage anweſenden ftändiichen 
Mitgliedern“ des $ 153 der —— verſtehen ſind: 
die während der Seſſion am Sitzungsort an— 
weſenden und an den landſtändiſchen Geſchäften 
theilnehmenden Abgeordneten*). 

In dieſe Charakteriſirung aber ſind zwei Ausdrücke 
aufgenommen worden, die bisher ohne nähere Feſtſtellung 
ihres Sinnes gebraucht wurden, einer Definition jedoch 
bedürftig ſind, die Worte: „Seſſion“ und „Theilnahme 
an landſtändiſchen Geſchäften“. 

Ueber den Beginn einer landſtändiſchen Seſſion nach 
kurheſſiſchem Recht ſcheint kein Zweifel möglich zu ſein, 
vgl. $ 84 der Verfaſſungsurkunde: „der Landesherr er: 
öffnet die Ständeverfammlung entweder in eigener Berjon 
oder durh einen dazu bevollmäcdhtigten Miniſter oder 
anderen Kommifjar“ (j. ferner SS 4, 5 der Gejchäfts: 
ordnung von 1831, 8 7 der Gejchäftsordnung von 1548). 
Allein es fragt fih, ob Vertagung die Seſſion beendet 
oder unterbricht, ob es fich folgeweije beim Wiederbeginn 
der Sigungen nad der Vertagung um Eröffnung einer 
neuen Seſſion oder um Fortjegung der alten — 
Zur Löſung dieſer Frage auf das ſog. gemeine deutſche 
Staatsrecht zu recurriren, würde nicht förderlich jein. 
Auch nad kurheſſiſchem Recht „jegten nah Ablauf der 

*) Die Thatjache, daß die Gejchäftdordnungen von 1831 und 
1848 für beftimmte Beichlüffe (vgl. Geihäftsordnung von 1831 
88 27, 35, 36; Geſchäftsordnung von 1848 53 25, 46, 53) eine 
Drei-Viertel Meajorität verlangen und fie, wie der Zujammenhang 
Har ergiebt, nad der Zahl der in der Sitzung anwejenden Ab- 


geordneten berechnen, iſt für die Auslegung des S 153 offenbar 
unerheblich. 
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Vertagungszeit die Landſtände als dieſelben Collegien ihre 
unterbrochenen Arbeiten fort“ (Gerber Staatsrecht 8 42), 
allein durch diefe Erwägung wird die Feititellung nicht 
erübrigt, ob es dem Sprachgebrauche der furheflifchen 
Verfafjungsgejege entjpricht, die fortgejegten Sigungen 
— oder als fortgejegten „Landtag“ zu be— 
zeichnen. 

Auf den erſten Blick ſcheint es, als ſei die Frage 
durch $ 102 der Verfaſſungsurkunde: „Vor der Verab— 
Ihiedung, Vertagung oder Auflöjung eines jedesmaligen 
Landtages haben die Stände — — einen Ausfhuß von 
3—D Mitgliedern zu wählen, welcher bis zum nächſten 
Landtage über die Vollziehung der Landtags-Abfchiede 
zu wachen — — — hat”, dahin entjchieden, daß auch die 
Meran ung den Landtag beende. 

Allein nähere Betrahtung zeigt auch in diefem Punkte 
ein Schwanfen des Sprachgebrauch. 

Die BVerfaffungsurfunde legt im $ 78 eine Drei: 
jährige Zegislaturperiode zu Grunde („die Abgeordneten 
— — — behalten ihre Eigenichaft für die Kandrtändifchen 
Verrichtungen, welche in den nächſten drei Jahren vor: 
fommen werden”). 

Bei Auflöjung der Ständeverjammlung find Neu: 
mwahlen erforderlih (S 83) *). 

Aber auch bei Verabſchiedung der Landitände ift 
eine Wiedereinberufung derjelben während des Reſtes der 
Legislaturperiode ausgeſchloſſen. Keineswegs hatte nad) 
kurheſſiſchem Recht der Zandtagsabichied nur die Bedeutung 
eines Formalactes, der lediglich eine einzelne Seſſion be: 
endete, aber eine erneute Einberufung derjelben Land: 
jtände nicht ausſchloß. Schon die bejondere Feierlichkeit, 
mit welder in althergebrachter Weije die Landtagsabjchiede 
volljogen wurden (jämmtlihe anmejende Abgeordnete 
hatten Unterfchrift und Siegel unter die Urkunde zu 


*) Die Verordnung vom 20. September 1867 betr. die com— 
mmnalftändifche Verfaſſung für den Regierungsbezirk Caſſel, 
fpricht im ; 27 die tiefe Vahlbrit aus, daß bei Auflöſung des 
Communallandtages die Neuwahlen ai pda jeien „vor dem 
Zujammentritte des nächſten Communallandtages“, 
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jegen), jpricht gegen eine fjolde Annahme*. Auch ift 
ein Fall, in welchem verabjchiedete Yandjtände wiederein- 
berufen worden wären, in der heſſiſchen Verfafjungs- 
geihichte nicht nachweisbar **). Vielmehr wurde, eben 
weil eine Wiedereinberufung nicht möglid war, die Ver: 
abſchiedung öfters auf den legten Tag der Legislatur- 
periode (31. Dftober) verſchoben; vgl. Zandtagsabichiede 
vom 31. Oktober 1833, 31. Oktober 1848, 31. Oftober 
1863. Nad der Verfaffungsurfunde konnte, von Auflöfung 
und Vertagung abgejehen, ein Landtag nur durch Land— 
tagsabjchied beendet werden. Als am 6. April 1835 

iniiter Hafjenpflug die Stände ohne Berabjchiedung 
„entließ“, erhob der bleibende Ausſchuß beim Oberappel- 
lationsgeriht zu Caſſel Anklage wegen Verfaſſungsver— 
legung. Nur die mangelhafte Begründung der Anflage- 
ihrift ließ die Anklage ſcheitern; aus den ntjchei- 
dDungsgründen des zurückweiſenden Defrets * ſich 
deutlich, daß auch das Dberappellationsgericht die Ent- 
laffung der Stände ohne Landtagsabſchied für verfailungs- 
widrig hielt***). Die Folge der Verabichiedung, Unmög: 
(ichfeit der Wiedereinberufung während des Reſtes der 
Zegislaturperiode, durfte und fonnte nicht durch form: 
(oje Entlafjung umgangen werden ****). 


*) Vgl. auch $ 86 der Verfaſſung: „Die für die öffentliche 
Belanntmahung bejtimmten Abdrüde der Landtagsabichiede werden 
derjelben Form, wie andere Staatögejege (sic), ausge— 
ertiget.“ 

*) Für die Zeit bis zum 27. März 1848 in der Stände 
jigung von diefem Tage ausdrüdlic ————— Protokoll S. 11. 

— das Dekret bei Oetker, Miniſter Haſſenpflug ꝛc. x. 
©. 48, 49. 

****) Die Landtagsabichiede, wie fie nad) verjchiedenen deut= 
ihen Berfafjungen ftattfinden, haben keineswegs überall die gleiche 
Bedeutung. Bald find fie einfeitige Alte des Landesherrn (jo 
Oldenburg Art. 168, Sachſen $ 119, Walded $ 58, Reuß 
ä. L. 8 85, Reuf ij. 2. 896 ꝛc.), bald (im Anfchluß an das ältere 
Recht) eifeitige Alte des Landesherrn und der Stände (jo 
Braunfchmweig$ 148, Kurheſſen 3 86); bald gehen jie dem 
Landtagsihluffe voraus, bald folgen fie demjelben x. Die jtaat# 
rechtliche Litteratur ſcheint das Weſen derjelben nicht in allen 
Beziehungen gehörig erfaßt zu haben. 
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Die Verfafjung bejtimmt zwar im $ 80: „Der 
Zandesherr verordnet die Zufammenfunft der Stände, 
fo oft er jolches zur Erledigung wichtiger und dringender 
Landesangelegenheiten nöthig erachtet“, allein nirgends 
ist gejagt, daß jede ſolche Zuſammenkunft ein durch Landtags⸗ 
abſchied zu jchließender ordentliher Landtag ſei. Nach 
Abjat 2 des 8 80 muß die Zufammenberufung wenig: 
tens alle 3 Jahre und zwar regelmäßig zu Anfang 
November erfolgen. Reicht die erfte Sigungsreihe einer 
nad Ablauf der dreijährigen Legislaturperiode (auch die 
Finanzperiode ift nad) $ 144 eine dreijährige) zulammen: 
tretenden neugemwählten Ständeverfammlung zur Erledigung 
aller mit Rüdfiht auf die nächſten 3 are präjumtiv 
erforderlihen landſtändiſchen Gejchäfte nicht aus, jo muß 
durd) — die Möglichkeit wiederholter Einbe— 
rufung derſelben Stände offen gehalten werden, wie das 
Hi in Heſſen auch ftets geſchehen ift. Die heſſiſche 

erfafjung kennt, richtig veritanden, ebenjo wie Norwegen 
(1814) 88 68—71; Sachſen-Weimar (1850) $ 6, 
verglichen mit $ 64 des Wahlgefeges vom 6. April 1852; 
Oldenburg (1852) Artikel 145 und 120, Schwarz: 
burg:Rudolftadbt (1854) $ 39, vgl. mit Art. 1 83 
des Gel. vom 16. November 1870 ıc. nur einen ordent: 
lichen Landtag während der Legislaturperiobde. 

Berabjchiedung und Auflöfung beenden nicht nur den 
Zandtag, jondern zugleich die landitändiiche Thätigkeit der 
Gemwählten. Der nächſte Landtag ift in beiden Fällen 
ein neuer Landtag. 

Die ſtändiſchen Sigungen nad) einer Bertagung dage: 
gen werden inden Quellen bald als neuer Landtag, bald nur 
als Fortjegung des alten Landtags betrachtet und bezeichnet. 

Die eritere Anſchauung liegt dem jchon citirten $ 102 
der Verfaſſungsurkunde zu Grunde. Sie wiederholt ſich 
in den 88 68*) (auf den gewählten Stellvertreter gehen 
im Falle des Todes, der eintretenden Unfähigkeit oder 


*) Die re des $ 68 war in der heſſiſchen Stände: 
fammer bejtritten, vgl. die interefjante Debatte vom 24. März 
1848 Protokoll ©. 7 fg. 
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einer längeren Verhinderung eines Abgeordneten deſſen 
landftändifhe Pflichten und Rechte „während des be- 
gonnenen Zandtages bis zu deſſen Schluffe” über), 69 
(Neuwahl ift erforderlih, „wenn die Stelle eines Abge- 
orbneten nach bereits erflärter Annahme vor Eröffnung 
oder nach dem Schluſſe des Landtages wieder erledigt 
wird“), 87 („die Mitglieder der Ständeverfammlung fünnen 
während der Dauer des Landtages, jowie 6 Wochen vor 
oder nad) demjelben — — — nidt — — — verhaftet 
— — — — werden“) der Verfaffungsurfunde; in den 
88 12 („fein Mitglied darf fich während der Dauer des 
Landtages ohne Urlaub entfernen”; nach der Vertagung 
aber jelbftverftändlih), 22 („während der Dauer des 
Landtages gebührt die Polizei in dem Verfammlungs: 
gebäude den Landitänden“) der Geichäftsordnung von 
1851; in den $$ 13 („nah dem Schluſſe eines jeden 
Landtages, mag derjelbe durch Verabjhiedung, Bertagung 
oder Auflöfung herbeigeführt werden“), 19 („fein Mit- 
lied darf fi während der Dauer des Landtages ohne 
Urlaub entfernen“) der Gejchäftsordnung von 1548. 
Während nad) den meiften deutichen Berfafjungen 
und landftändiichen Gejchäftsordnungen die Befugniffe 
der Präfidenten, Secretäre ꝛc. durch Vertagung nur unter: 
brodhen, nicht beendet werden (j. Königl. Sächſ. Landtags: 
ordnung vom 12. Dftober 1874 $ 10, verglichen mit 
$ 116 Ber Verfaffungsurfunde vom 4. September 1831; 
Württemb. Verfafjungsurfunde von 1819 8 164 Abi. 1 
und 7, verglichen mit 88 127, 190: Heſſ. Darmjtädt. 
landitänd. Gejhäftsordnung vom 17. Juni 1874 Art. 4, 
9, 10; Braunfhw. Verf. von 18328136 Abſ. 4; Sad). 
Meining. Gejchäftsordnung vom 23. April 1868 88 5 
Abi. 3 u. 7; Anhalt. Gef. vom 19. Februar 15728 13:c.; 
8 6 der Geihäftsordnung für das preuß. Herrenhaus, 
8 9 der Geichäftsordnung für das Abgeordnetenhaus, ver: 
glihen mit Art. 52 der preuß. Verf.; $ 11 der Gejchäfts- 
ordnung für den deutſchen Reichstag, verglichen mit 
Art. 26 der Reichsverfaſſung), Scheint in den kurheſſiſchen 
Geihäftsordnungen von 1831 und 1848 das Gegentheil 
feftgejegt zu fein. Präfident und Vicepräſident werden 
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nah $ 2 der Gejchäftsordnung von 1831 „auf die Dauer 
der jedesmaligen Verſammlung“ ernannt; die VBertagung 
it Beendigungsgrund für die „VBerfammlung“, wenn, wie 
es indicirt jcheint, der legtere Ausdruck wörtlich verftanden 
wird. Der Secretär und jein Stellvertreter fungiren nad) 
S 4 dajelbit „für die Dauer des Landtages”. Das. 
anzleiperjonal wird „für die Dauer der Verfammlung“ 
angenommen und „am Schlufje des Landtages” wieder ent: 
laſſen ($ 9). Daraus dürfte fich ergeben, daß mit 
„Dauer des Landtags” und „Dauer der Verfammlung“ 
der gleiche Zeitraum bezeichnet ift und daß die Amann 
* — im Sinne der Geſchäftsordnung von 183 
eendet. 

Gleiches gilt für die Geſchäftsordnung von 1848 
(88 4, 5, 16). 

Die heſſiſche parlamentarijche Praxis ift freilich von 
einer andern Auffaffung der Geſchäftsordnungen ausge- 
gangen und hat Neuwahlen der Bräfidenten, Secretäre 2c. 
nicht für erforderlich gehalten 4. 3. B. Protokolle vom 
4. Juni 1841, vom 5. Oktober 1847, vom 3. Dftober 
1865 2c.). Jedoch blieb diefe Auslegung nicht ganz ohne 
Widerſpruch in der Kammer (vgl. Brotofoll vom 27. März 
1848 ©. 11). 

Andere Gejegesitellen dagegen betrachten die fort: 
gejegten Sigungen nad) Ablauf der PAR als. 
Sortieung des alten Landtags. Bei Vertagung 

ommt e8 nicht zu Neumwahlen. Wenn aljo vielfah in 
den Verfafjungsgejegen die Wahl der Abgeordneten aus: 
drüdlih auf einen Landtag bezogen wird, jo kann dabei 
die Vertagung nur als eine Unterbrehung, nicht als. 
Beendigung des Landtages gedacht worden jein. Nach 
8 63 Nr. 10e der Verfaffungsurfunde wechjeln die Stadt 
Hersfeld und die Stadt SEEN in ber Abgeordneten: 
wahl dergeftalt ab, daß Hersfeld „zu zwei Yandtagen” 
und Melfungen Yu einem LZandtage” den Abgeordneten 
iendet. Im $ 64 daſelbſt heißt es: „Acht von den Ab: 
geordneten der Städte, nämlich einer für Cafjel, ſowie 
einer für Hanau und ſechs für die übrigen Städte 
gemäß der nah dem Wahlgejege von Landtag, 
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x Landtag eintretenden Abwechſelung, müſſen 
agiftratsmitglieder — — fein”. Vgl. ferner Wahl eſetz 
vom 16. Februar 1831 SS 3 (die Wahlen ſollen ſtatt— 
finden „binfichtlich des nächiten Landtages” ıc.), 10, 12, 
39, 40c, 59, 60 („die für den nächſten Landtag gewählten 
Abgeordneten behalten ihre Eigenichaft bis zum 1. Nov. 
1833”), Ausſchreiben des Minifteriums des Innern vom 
28. Februar 1831 „über diein Beziehung auf den nächſten 
Landtag nöthigen Wahlen“; Wahlgefeg vom 5. April 
1849 S 2 Nr. le. 

Sm $ 153 der Verfaffungsurfunde ift unter ber 
Seffion, dem „Landtage”, zu verjtehen eine weder durch 
Verabjehiedung, noch durch Auflöfung beendete Sitzungs— 
reihe. Die Vertagung wird nur als Unterbredhungss, 
nicht als Beendigungsgrund gedadt. Der „Landtag“ des 
5 153 ift ein Landtag im Sinne derjenigen Gejeßes: 
tellen, welche die tortgejebte Seſſion nad der Vertagung 
als Fortjegung des alten Landtages betradhten. Dafür 
ipriht folgender Grund: 

Um die Möglichkeit einer VBerfaffungsänderung nicht 
von der Anficht 2c. eines einzelnen Abgeordneten ab- 
bängig zu maden, bat $ 153 der Stimmeneinhelligfeit 
alternativ eine „auf zwei nacheinander folgenden Land: 
tagen” fih ausſprechende Drei-Viertel Majorität an die 
Seite geftelt. Tiezmweimalige Drei-Viertel Mehrheit würde 
nicht geeignet fein, ein Aequivalent der Stimmeneinbellig: 
feit zu bilden, wenn nicht zwijchen den beiden Abſtim— 
mungen Neuwahlen verlangt würden. Zwei Abftimmungen 
derjelben Abgeordneten mit dem jedesmaligen Rejultate 
einer bejahenden Drei:Viertel Mehrheit, ein Votum vor, 
das andere nad) einer VBertagung, könnten unmöglich einem 
einhelligen Sa gleihgeadhtet werden. Nicht, dab Die 
Wiederholung der Abſtimmung ohne dazwiſchenliegende 
Neumahl werthlos wäre! Die Ueberlegung wird ver: 
ftärft und aud die Zahl der Votanten kann ſich ver: 
ftärfen. Aber ein Nequivalent der Stimmen: 
einheit wird nicht erreicht. 

Dagegen ift bei Anordnung von Neuwahlen zwijchen 
beiden Abjtimmungen die Vermuthung begründet, daß 
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die präjumtive Stellung der Candidaten zu der angeregten 
Berfaflungsänderung für den Ausfall der Wahlen mit: 
beitimmend wird und daß fomit den übereinitimmenden 
Voten der beiden Ständeverfammlungen der Volkswille 
ergänzend hinzutritt. Diejer Gefichtspunft war für Die 
verwandten Borjchriften in den Verfaſſungen von Teras 
(1845) Art. VIL S 37; Belgien (1831) Art. VIL.S 151; 
Norwegen (1814 $ 112, verglichen mit 88 68, 71, 
maaßgebend. 

Diejenigen deutſchen Verfaſſungsurkunden, welde für 
grundgejeglihe Aenderungen zwei oder mehrere Abjtim: 
mungen, jedoch nicht eine Dazwijchen liegende Neumahl ver: 
langen, jtellen, mit alleiniger Ausnahme Liechtenitein’s 
(1862) 88 121, 92,98, nicht alternativ das Erforderniß der 
Stimmeneinheit auf. Vgl. Preußen Art. 107; Schwarz: 
burg-Sondershaufen (1857) 8 38, Walded (1852) 
8 95; Neuß ä. 2. (1867) 8 90; Schaumburg-Lippe 
(1868) Art. 76; Bremen (1875 bezw. Gejeß vom 8. No» 
vember 1882) $ 67d; Hamburg (1379 Art. 101. 

Bei Statuirung der Alternative hingegen wird zwi- 
ſchen beiden Abjtimmungen eine Neumahl erfordert. So 
Hannover (1840) 8* 180, verglichen mit 8 105. 

Dafjelbe muß für Kurheſſen gelten. Die Nothwen— 
digkeit einer Neuwahl 2c. wurde in den peifticen land: 
ſtändiſchen ————— implicite anerkannt. Als es 
ſich um die Aufhebung des 8 111 der Verfaſſungsurkunde 
handelte, führte in der Sigung vom 15. Auguft 1848 
der Abgeordnete Henkel, ohne Widerjpruch zu finden, aus: 
„Bird auf dem gegenwärtigen Zandtage eine Majorität 
von dreiviertel der Stimmen erzielt, jo it dem fünftigen 
Landtage inſoweit vorgearbeitet, als er die fragliche Ab— 
änderung Durch — von dreiviertel der Stimmen 
durchſetzen kann. Wird das jetzt verabſäumt, ſo heißt 
das den Gegenſtand auf 3 Jahre*) weiter hinausſchieben, 
wenn nicht etwa auf dem nächſten Landtage Stimmen: 
einhelligfeit erlangt werden kann“, Protokoll ©. 5. 

Wäre die Vertagung Beendigungsgrund des Land: 





—— — 


*) Dauer der Legislaturperiode. 
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tags im Sinne des $ 153 der Verfaſſung, jo würde fich 
eine Werthungleichheit der beiden „auf zwei nach einander 
—— Landtagen“ bewirkten Abſtimmungen heraus— 
ſtellen, je nachdem entweder eine Vertagung oder Auf: 
El | x. in Mitten läge. 

ie Beitimmung der Liehtenjtein’schen Verfafjung*) 
it prinziplos und jingulär. Sie gehört nicht zu den 
Materialien, aus welchen gemeinfame und für die Aus: 
legung einer Einzelverfaffung verwendbare Rechtsideen 
fih gewinnen laſſen. 

Zur Anwejenheitam Situngsort wäh- 
rend der Seſſion muß, damit von „Anweſenheit auf 
dem Landtage“ geſprochen werden kann, eine in den 
gleihen Zeitraum fallende Theilnahme des Abge- 
ordneten an den „landftändifjhenGeihäften“ 
binzutreten. 

Die bloße Anweſenheit am Sigungsort kann nicht 
genügen. Man kann nicht eier ein Abgeordneter, 
der fich zwar während der Seſſion am Sigungsort auf- 
hält, aber den Gejchäften der Ständeverfjammlung gänz: 
lich fern bleibt, jei „auf dem Landtage“ anweſend. Es 
muß ein Berhältniß zwijchen dem Abgeordneten und dem 
ftändiihen Collegium hergeitellt worden fein. Dieje Be- 
ziehung fann nur bejtehen in faktiſchem Eintritt 
in das Collegium; die rehtliche Zugehörigkeit 
ift von ſelbſt gegeben. 

Mas iſt unter thatjäkhlihem Eintritt in die Stände: 
verjammlung zu denfen? Der Abgeordnete tritt in dieſelbe 
faktiich ein, jtellt das der rechtlihen Zugehörigkeit ent: 
Iprechende thatjächlihe Verhältniß dadurd her, daß er an 
irgend einem dem Gollegium als jolhem oder Mitgliedern 
des Collegiums als ſolchen zufommenden Gejchäfte, an 
einem landftändifhen Geſchäfte, ſich betheiligt. 


*) Sie findet ihr Gegenftüd in der OIdenburgiſchen Ber: 
faſſung (1852) Art. 212. Bier wird zwar bejahende Abjtimmung 
auf zwei nad) einander folgenden Landtagen, zwiſchen denen 
eine neue Abgeordnetenmwahl ftattgefunden hat, aber 
nicht alternativ Stimmmeneinhelligfeit verlangt. Der Vorwurf der 
Prinziplofigkeit fann biergegen nicht erhoben werden. 
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Die Abgeordnetenfunftion bildet einen öffentlichen 
Beruf, der mefentlih durch das Pflihtmotiv be 
ftimmt wird. 

Zwar ift regelmäßig die Annahme einer Wahl zum 
Parlamente dem freien Belieben des Gemählten über: 
lajjen (jo ausdrüdlih Braunfchmweig. Geſetz vom 22. 
November 1851 8 17, Sad. aus Wahlgeſetz 
vom 24. April 1873 Art. 17, Schwarzburg-Son— 
dersh. Verf. $ 24, Lübeck Art. 28, Bremen 8412c.), 
doch ift auch die Anordnung des Gegentheils nicht ohne 
geletlices Beilpiel (jo Norwegen ; 63, Sad). 

ltenburg. Wahlgejeg vom 3. Auguſt 1850 8 26, 
Neuß ä 8.8 59, mir Art. 34). 

Nach diejen legteren Verfaſſungsgeſetzen, fowie nad) 
Reuß j. 2% 897 Abf.5, Liehtenftein $ 82 2 wird 
der Abgeordnete auch zur Beibehaltung des einmal über- 
nommenen Berufs für verpflichtet erachtet, falls nicht Ent: 
— ſeitens der Ständeverſammlung ꝛc. eintritt. 

ach allen Verfaſſungsgeſetzen aber treffen den 
Abgeordneten, der die Wahl angenommen und nicht ſpäter 
reſignirt hat, weitgehende Pflichten, die freilich öfters 
nicht ausdrücklich fixirt ſind und deren Uebertretung meiſt 
folgenlos bleibt*. Im Einzelnen gilt der Abgeordnete 
als verpflichtet: 

der Einberufung zum Landtage zu folgen, fih zu 
melden und, ſoweit nöthig, zu legitimiren Württemb. 
8159; Reuß j.2. $$8 83, 84; Liechtenſtein $102:«c.); 

an den ftändifchen Plenar: und bezw. Commijfions: 
Eißungen theilzunehmen (Sadhf.:Meining. Gejichäfts: 
Drdnung vom 23. April 1868 8 37; Sannoverifde 
Gefhäftsordnung vom 7. Februar 1850 8 33 ıc.); 


*) Rechtsfolgen der Pilichtverlegung verhängen Oeſterreich. 
Gef. betr. die Gejchäftsordnung des Reichsrathes vom 31. Juli 
1861 $ 4; Baier. Gefhäftsordnung vom 19. Januar 1872 Urt. 
27 und 238; Kön 95 Sächſ. Landtagsordng. vom 12. Dftober 
1874 8 5; Hef.-Darmftädt. Gefhäftsordng. vom 17. Juni 
1874 Urt, 5 x Nah der Württemb. Verf. 55 195, 199 
würde eine Anklage jeitens der ng en beim eg 
auäifig Ki get auch dv. Mohl, Württemb »-Staatsredht 2. Aufl. 

‚II ©. 5%). 
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fih an den Abitimmungen zu betheiligen (Baier. 
Geih.:D. vom 25. Juli 1850 Art. 29, Baier. Gef. betr. 
den Gejchäftsgang zc. v. 19. Januar 1872, Art. 29; Königl. 
Sächſ. Landtagsordng. vom 12. Dftober 1874 8 1Tıc.). 

Dieje Ipeziell — Obliegenheiten finden 
ihre Ergänzung in der Verpflichtung des Abgeordneten, 
diejenigen weitern Geſchäfte —— die nach der 
Berfaflung, nad jonitigen Gejegen oder der Geſchäfts— 
ordnung und bezw. nad gejchäftsordnungsmäßigen Auf: 
trägen Seitens des Plenums, einer —————— des Präſi—⸗ 
denten ꝛc. den einzelnen Abgeordneten weiter zufallen. Von 
einer etwa geforderten Eidesleiſtung wird vorläufig abgeſehen. 

Auch nad) den Kurh. Verfaſſungsgeſetzen erſcheint der 
Abgeordnetenberuf deutlich als pflichtbedingte Funktion: 

5 68 (die „landftändiihen Pflichten und echte“) 
der Verfaſſung; 88 1 („jedes zur Ständeverfammlung 
einberufene Mitglied hat fih am Tage feiner Ankunft 
an dem bejtimmten Verfammlungsorte bei dem Voritande 
des beitehenden landftändiichen Ausſchuſſes perjönlich zu 
melden und ihm das Wahlzeugniß oder die jonitige Legi— 
timationg:Urfunde zu übergeben“), 11 („jedes anmwejende 
Mitglied it verbunden, den Situngen beizuwohnen, und 
im Falle einer Abhaltung diefe mit Angabe der Urſache 
dem Präfidenten vor der Sitzung ſchriftlich anzuzeigen“), 
12 („fein Mitglied darf ſich während der Dauer des 
Landtages ohne Urlaub entfernen“) der Gejchäftsordnung 
von 1831; 88 1 und 2 (entjprehend dem $ 1 der Ge 
ihäftsordng. von 1831), 18 (wie 11 der Geſchäftsordng. 
von 1831), 19 (wie 12 der Gejchäftsordng. von 1831) 
ber Gejchäftsordng. von 1848, 

Es liegt nun nahe, eine Theilnahbme des Ab- 

eordneten an den landſtändiſchen Ge 
| häften itets dann anzunehmen, wenn derjelbe eine der 
ihm verfafjungsmäßig obliegenden Pflichten, wie dieſelben 
im voritehenden firirt wurden, erfüllt hat. 

Allein von dieſen Obliegenheiten hat eine, die Pflicht, 
der Einberufung zu folgen, offenbar nur vor: 
bereitende Bedeutung für Die Ausübung des landitändifchen 
Berufs. Indem der Abgeordnete der Pflicht, ſich recht: 
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zeitig an den Ort der Verfammlung zu begeben, genügt, 
nimmt er noch nicht Theil an den landſtändiſchen Gejchäften, 
jondern wird nur in vorbereitender Weije thätig, jegt eine 
conditio sine qua non. 

Die Erfüllung der Meldepflicht dagegen, wie fie 
in den Verfaflungsurfunden öfters vorgejchrieben ift, 
bringt den Willen des Abgeordneten, dem landjtändifchen 
Collegium auch faktiſch als Mitglied anzugehören, 
deutlich zum Ausdrud. Der Abgeordnete wirkt durch Mel: 
dung mit zur Erledigung eines landitändiichen Gejchäftes, 
der Feititellung des faktiſchen Mitgliederbeitandes. 

Daß die aftive Theilnahme an PBlenar: 
und Commijjions-Sitkungen und die Ab- 
ftimmung des einzelnen Abgeordneten eine Betheiligung 
an Zandtagsgeihäften involvirt, wird nicht beftritten 
werden. Der Umfang der Aktivität it jelbitverftändlich 
irrelevant. Keine Berfaffung verpflichtet Die Abgeordneten, 
Reden zu halten ꝛc. 

Es bedarf aber einer Aftivität des einzelnen 
Abgeordneten in der Sitzung (abgejehen von Abjtim: 
un 2c.) für die Annahme jeiner Betheiligung an 
den landitändiichen Gejchäften überhaupt nicht. Schon 
dur bios paſſive Aſſiſtenz wird der Abgeordnete zu 
einem Gliede des handelnden Gollegiums. Dieje That: 
ſache fommt deutlich zum Ausdrude, wenn nad) der Ge: 
Thäftsordnung im Protokolle die Präſenz der Abgeordneten 
(nah Zahl oder Namen) zu beicheinigen ift. Da die land: 
ftändiichen Geſchäfte fih in Situngen vollziehen, an denen 
der einzelne Ahgeordnete ſich pflihtmäßig zu betheiligen 
Hat, jo erjcheint eine» den Begriff eines landſtändiſchen 
Geſchäfts erfüllende bloße Rechtsausübung (dur) Antheil: 
nahme an der Debatte 2c.) eines Abgeordneten, ohne daß 
zugleih eine Pflichterfüllung coincidirte*), nicht wohl 


*) a bon Rechtsausübung und — — (Rechts⸗ 
ausübung bei Gelegenheit der Pflichterfüllung, nicht nothwendig 
in Pflihterfüllung) iſt Worausjegung für die Anwendung des 
Art. 30 der Reichsverf. („fein Mitglied des Reichdtages darf — — 
wegen der in Ausübung feines Berufes gethanen Neußerungen — — 
zur Verantwortung gezogen werden“) und des 311des Neichöitrafofbb. 
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denkbar. Die Antragitellung feitens eines Abgeordneten, 
für welche in den landitändiihen Geſchäftsordnungen 
meijt die jchriftlihde Form vorgejchrieben ift, während An- 
ea des Antragitellers in der Sitzung vielfach nicht, 
menigitens nicht ausdrüdlich, zur Vorausjegung der Dis: 
fujftion und Abftimmung über den Antrag gemacht wird, 
ift zwar Rechtsausübung, aber dürfte richtiger nicht als 
Theilnahme an einem landftändiichen Gejhäft, jondern 
als Anftoß zur Vornahme eines ſolchen zu charakterifiren 
jein, ähnlich wie die Petition eines Dritten. Freilich ift 
die Stellung des Parlaments eine verjchiedene gegenüber 
einem formgerechten Antrage und einer Petition. Allein 
in der bier fraglichen Beziehung iſt die Verwandtichaft 
beider nicht zu verfennen. Der formmwidrige Antra 
wird nah Vorſchrift mander Gejhäftsordnungen ($ 2 
der Gejchäftsordn. für das preuß. Abg.:Haus, 8 25 Ge— 
er für das Herrenhaus) einfach als Petition be— 
andelt. 

Durch zuſammenwirkende Thätigfeitsakte der einzel: 
nen Abgeordneten werden die Gejchäfte der Gejammtheit 
verrichtet. ES kann nicht zweifelhaft jein, daß aud der 
Abgeordnete, der eine der weitern oben haraf: 
terifirten Berufspflidhten erfüllt, einen geſchäfts— 
ordnungsmäßigen Auftrag erledigt 2c., jih damit an den 
parlamentariſchen Gejchäften betbeili t. 

Die Vornahme einer dieſer pflichtbebingten Hand: 
lungen während der Sefjion läßt den Abgeordneten 
als „auf dem Zandtage anweſend“ erfcheinen. Die Sejlion 
beginnt mit der Eröffnung der Ständeverjammlung durch 
die Regierung. Der Zeitpunkt dem fog. Konjtituirung 
der Kammer, d. h. nah Pözl's zutreffender Definition 
(baier. Verfaffungsrecht, S. 407), der Vornahme derjenigen 
Handlungen, welche erforderlich find, um die Kammer 
berathungs: und beſchlußfähig zu maden, ijt irrelevant, 
einerlei, ob nad dem concreten Verfaſſungsgeſetz bezw. 
der Geſchäftsordnung die Gonitituirung der Eröffnung 
vorangeht (jo das ältere baieri ſche Geſchäftsordnungs— 
geiek vom 25. Juli 1850, Art. 2—6; ſ5 a Landtags: 
ordnung vom 12, Dftober 1874, 88 7, 8; Heſſ. Darm: 


49 


ftädt. Verfafjung, Art. 85—88 und landftänd. Geſch.O. 
vom 17. uni 1574, Art. 12 u. ſ. mw.) oder folgt (jo neues 
baier. Gejh.:Drdnungsgejeg vom 19. Januar 1372, Art. 
2—6; Sadhj.:Weim. rev. Grundgef., $ 8 ng; Sadj.: 
Mein. Gejhäfts:Ordnung vom 23. April 1868, 8 1 flg.; 
Shwarzburg:Sondersh. Verf. (1857), $ 59 u. j. w.; 
ebenjo die Gelhäftsorbnungen für das preuß. Herren: 
haus, Abg.-Haus und den deutſchen Reichstag, $ 1). 
Im erjtern Halle find die conjtituirenden Sigungen nicht 
zur „Sejiton“ zu rechnen. Ihre ftaatsrechtliche Bedeutung 
fann unerörtert bleiben. Im zweiten Falle dagegen ge: 
hören jie zur Seffion, find fie zweifellos Sitzungen des 
Parlaments. 

Fällt eine der pflichtbedingten Handlungen des Ab: 
geordneten, Durch welche er landſtändiſche Gejchäfte ver: 
richtet, die Erfüllung der Melde:, Legitimationspflicht 2c., 
in ein der Eröffnung vorgängiges Conftituirungsitadium, 
jo hört fie nicht auf, landſtändiſches Geſchäft zu fein, aber 
fie verliert die Schlüffigfeit für die Annahme der An: 
— des Abgeordneten „auf dem Landtag“, da ſie 
außerhalb des Landtages, außerhalb der Seſſion ſteht. 
„Anweſend auf dem Landtag“ ſind alle diejenigen Abge— 
ordneten, die bei der Eröffnungsſitzung zugegen waren 
oder die nachher am Sitzungsorte ein landitändijches Ge— 
jhäft vornahmen. 

Nah den Kurheſſiſchen landſtändiſchen Geſchäfts— 
ordnungen von 1831 (SS 1—D) und 1848 (SS 1—6) fand 
die Eröffnung der Kammer erjt nach ihrer Gonftituirung 
jtatt. Man hfug im Gegenjage zu einer (auch auf an: 
dern Gebieten hervortretenden) Tendenz des modernen 
Rechts den Vortheil, vor dem Beginne der eigentlichen 
parlamentariichen Thätigfeit die Vorausſetzungen ihrer 
Zuläjligfeit ausreichend feftgeftellt zu haben, höher an als 
den Nachtheil eines mit dem vorgängigen Scrutinialver: 
fahren verbundenen Zeitverlujtes. Insbeſondere war die 
gehörige Legitimation von mindeitens zwei Drittel der 
Mitglieder unumgängliche Worbedingung der Eröffnung 
($ 4 der G-O. v. 1831; 8 6, Ab}. 3 der G.O. v. 1848; 
ähnlih S 7 der Königl. Sächſ. Landtagsordnung vom 
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12. Oftober 1574 u. }. w.). Demgemäß würde nach kurh. 
Recht die Erfüllung der Melde: und Legitimationspflicht 
jedenfalls nur dann genügt haben, die Anwejenheit des 
Abgeordneten „auf dem Landtage“ herzuitellen, wenn fie 
nach der un aljo verjpätet, erfolgte. 

Der Begriff der „Betheiligung an landjtändiichen 
Geſchäften“ könnte nach dem Vorhergegangenen auch für 
das kurheſſ. Recht als feitgeitellt gelten, wenn nicht das 
Snititut des landitändiichen Eides, den die furbefl. 
Berfaflung in 8 74 (übereinjtimmend mit Preußen, 
Art. 1085; Baiern, Tit. VII, $ 25, Königr. Sadfen, 
8 82; Württemberg, $ 163 u. f. w.) von den Abge- 
ordneten verlangte, modificirenden Einfluß übte. Da biefer 
Eid als Garantie für die verfaflungsmäßige Wahrneh: 
mung des landjtändifchen Berufs gedacht it, jo ericheint 
es als conjequent, nur jolche Abgeordnete als faktiſche 
Mitglieder des ſtändiſchen Collegiums, als „auf dem Land: 
tage anweſend“ zu betrachten, welche den Eid geleiltet 
haben. Die Schwurpflicht tritt zu den ſonſtigen Obfiegen- 
beiten der Deputirten hinzu. Das Verzeichniß der Ab: 
geordnetenpflichten, wie es oben feitzuitellen verjucht wurde, 
it nur für diejenigen VBerfaffungen correct und erſchöpfend, 
welche den landitändijchen Eid nicht fennen (Reichsver— 
faſſung; Shaumb.-Lippe, Verf. v. 17. November 1868; 
Anhalt. Landihaftsordnung vom 13. Juli 1859 u. ſ. w.). 

Während die Grundgejege von Württemberg $ 163, 
Königreih Sachſen 832, Heſſen-Darmſtadt (Seid. 
Ordn. v. 17. Juni 1874, Art. 13) 2c. den Eid von der: 
jelben Berfon in jedem Falle nur einmal fordern, ilt nad) 
der Kurh. Verf. 8 74 nach jeder Neuwahl der landitän: 
diihe Eid von allen Mitgliedern abzulegen, ohne Rüd: 
fiht auf Eidesleiftungen bei früheren Landtagen *). 

Das Verhältnig der Schwurpfliht zu den oben 
harakterifirten Abgeordnetenpflichten iſt für das Kurheſſ. 
Recht in folgender Weiſe zu bejtimmen. Da die Aus: 
übung des landitändifchen Berufs nur durch beeidete 

*) Die Oldenburg. Verf. Art. 130, $ 3 (auch Reuß ä. L. 
5 64 20.) läßt in dieſem alle an Stelle des Eides Verpflichtung 
auf den frühern Eid mitteljt Handjchlages treten. 
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Abgeordnete erfolgen kann, jo verlieren die Pflichten zur 
Anmeldung und Legitimation, inſoweit als dieſe Hand: 
lungen der Eidesleiftung voranzugehen haben, die Bedeu: 
tung ſelbſtſtändiger Obliegenheiten. Sie werden, ebenjo 
wie in jedem Falle die Pflicht, der Einberufung zu folgen 
(}. oben), auf das Niveau unjelbititändiger Pflichten von 
nur vorbereitender Wirkung herabgedrüdt. 

Die Prliht zur Eidesleiftung iteht ihrerſeits der 
Pflicht zur Theilnahme an der Sikung, Abjtim: 
mung 2c. und den weiteren verfaffungsmäßigen Obliegen: 
heiten nicht gleichwerthig zur Seite, denn die vorgängige 
Eidesleijtung it die Bedingung für die Erfüllung diejer 
Pflichten. Bedingt und bedingend tritt die Schwurpflicht 
in den Mittelpunkt der landſtändiſchen Pflichten. Die 
Eidesleiftung wird zum landftändifchen Geſchäfte zar’ 
2Soyrjv. Niemand it faktiſch Mitglied des Ständecolle- 
giums, der nicht gejchworen hat, und jeder „Geſchworene“ 
it e8 — jo lange nicht Thatſachen eintreten, welche nach 
Vorſchrift der Geſetze die landſtändiſche Wirkſamkeit des 
einzelnen Abgeordneten beenden oder in beſtimmten Fällen 
ſuspendiren. 

Eine Suspenſion des Rechtes zur — an 
den Sitzungen kennt das Kurh. Recht bei Wahlanfechtung 
unter Glaubhaftmachung des Anfechtungsgrundes ($ 3 des 
Gef. v. 25. November 1831 über die Legitimation der 
Landitände). Ein jolhergeitalt juspendirter Abgeordneter 
fann nicht als „auf dem Zandtage anweſend“ gelten. 
Uebrigens waren nad) $ 5 des cit. Gel. Einwendungen, 
welche blos gegen die Gültigkeit des Wahlverfahrens 
erichtet wurden, nad) Ableiftung des landitändijchen Eides 
eitend des betreffenden Abgeordneten überhaupt nicht 
mehr zuläſſig. Im Gegenjage zu der Suspenfion wegen 
Wahlanfehtung würde eine von der Kammer ſtrafweiſe 
verhängte zeitweilige Ausſchließung eines Abgeordneten 
von den Sigungen (vgl. 3. B. 8 5 des Aust. Sächſ. 
Geſ.vom 12. Oktober 1874; Württemberg 8203; Reuß 
ä. L. 865), wie fie auch nad) den Kurh. Geſchäftsordnungen 
(G.O. 0.1831, 8 29; G.O. v. 1848, 839) zuläſſig erſchien, 
ſeine „Anweſenheit auf dem Landtage“ nicht aufheben. 
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Denn die Suspenfion aus dem Grunde der Wahl- 
anfechtung joll den Mangel der rückwirkenden Kraft der 
Wahlvernichtung ($ 5 Geſch.-O. für das preuf. Abg.- 
Haus; $8 Geſch.O. für den deutſch. Reichstag; Art. 5, 
Abi. 5 des baier. Geihäftsordn.:Gej. vom 19. Januar 
1872; 8 2 Geih.D. von Sachſ.-Mein. v. 23. April 
1868; in mobdificirter Weile $ 6 der Königl. Sächſ. 
Zandtagsordnung v. 12. Dftober 1874 u. ſ. w.) paraly: 
firen. Dagegen will die Suspenfion poenae nomine 
ihrem Charakter als Strafmittel zufolge die Perſon 
des Abgeordneten treffen. Sie fann I nicht den Er— 
folg haben, dur Eliminirung des Betroffenen aus der 
Zahl der „auf dem Zandtage anmwejenden” Abgeordneten 
eine Garantie der Verfaſſung, die bei Aenderungen erfor- 
derte drei-Viertel Majorität diefer Abgeordneten, herab: 
zumindern. 

Die Eidesleiftung muß, wenn fie ein Kriterium für 
die „Anmwejenheit auf dem Landtage” abgeben joll, wäh: 
rend der Seſſion, aljo nad) der Eröffnung, — ſein. 
Und nahebei ſämmtliche Verfaſſungen, die hier in Betracht 
kommen, weiſen der Eidesleiſtung dieſe zeitliche Stellung 
an (86 der Kurh. Geid.:O. v. 1831; 8 7 der ©.:D. 
von 1848; 8 1 der ©.D. für das preuß. Abg.-Haus ; 
Art. 4 des baier. Geſchäftsordn-Geſ. v. 19. Jan. 1872; 
Königl. Sächſ. Verf. $ 82, vergl. mit $ 3 der Land— 
tagsordnung v. 12. Dftober 1874, Württemb. Verfafl. 
s 163; Baden $ 69 u. ſ. w. u. ſ. w.). Eidesleiftung 
vor der Eröffnung bildet die entjchiedene Ausnahme 
(Lippe:Detmold 8 27 zc.). 

Es ſcheint jomit nad Kurh. Recht lediglich die Eides- 
leiftung für die Annahme der „Anweſenheit auf dem Land— 
tage“ bemweisfräftig zu jein. In der That hat ſich der 
Rechtspflegeausſchuß der Ständeverfammlung im Jahre 
1832 dahin ausgeiproden*), „daß unter den auf dem 
Landtage anmejenden Mitgliedern alle Diejenigen -ver- 
ftanden werden müßten, welche mitteljt Ablegung des 
landitändiichen Eides wirflid in die Ständeverfammlung 


*) Vol. Gräfe, Verfaſſungsurkunde S. 134, 135, 
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— und nicht beurlaubt wären“ (über letzteres 
. unten). 

Allein diefe Charakterilirung trifft nur jo lange zu, 
als nicht nach der Eröffnung eine Bertagung eintritt. 
Durch Vertagung werden die Abgeordneten von der Theil 
nahmepfliht entbunden. Sie brauden nit am Situngs: 
orte — zu bleiben. Nach der Vertagung muß 
ſich der Wille des Abgeordneten, faktiſches Glied der 
Ständeverſammlung zu ſein, erneut bekundet haben, ehe 
derſelbe als wieder auf dem Landtage anweſend betrachtet 
werden kann. Zwar dauert, wie früher ausgeführt wurde, 
der Landtag im Sinne des 8 153 der Verf. auch während 
der Vertagungszeit fort. Allein das faktiihe Band, das 
die Abgeordneten „auf dem Landtage” zufammenhält, ift 
gelöft und muß für jeden einzelnen Abgeordneten erſt neu 
gefnüpft werden. Eine erneute Eidesleiftung findet natür- 
lich nicht ftatt. Der Eid gilt nach kurheſſiſchem Recht für 
die Legislaturperiode, d. h. im Sinne der Verfaffung für 
einen ordentlichen und die innerhalb der Zegislaturperiode 
etwa nothmwendigen außerordentlihen Landtage. Nach der 
Vertagung bemißt fich die „Anmwefenheit auf dem Land: 
tage” nach benjelben Kriterien, die bei Berfaffungen, welche 
den landſtändiſchen Eid nicht fennen, von vornherein, und 
nach ſolchen Grundgejegen, die den Eid über die Legis- 
laturperiode hinaus und für immer wirken lafjen, bezüg: 
lih einmal vereidigter Abgeordneten bei allen jpäteren 
Zandtagen enticheidend fein müſſen. Der Abgeordnete 
muß durch Vornahme einer geeigneten pflichtbedingten 
an den landſtändiſchen Gejchäften fich betheiligt 

aben. 

Es kann in dieſer Beziehung auf die früheren 
Ausführungen verwiejen werden und es ijt nur zu be— 
merfen, daß nad Kurh. Recht die Melde: und Legitima— 
tionspflicht, denen bereit3 vor der Eidesleiftung genügt 
werden mußte, ihre Bedeutung verloren haben. Wird 
durch Vertagungen die Sejfion in Abjchnitte zerlegt, jo 
find innerhalb jedes der mit den Vertagungszeiten alter: 
nirenden Gejchäftsabjchnitte diejenigen Abgeordneten als 
„anwejend auf dem Landtage” zu erachten, welche in 
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ale BZeitraume eine landſtändiſche Pflicht erpülkt 
aben *). 
In diefem Satze ift die Conjequenz enthalten, dab 
ein Abgeordneter, welcher dem bezeichneten Erfordernifle 
enügt bat, für die Seſſion —* einen beſtimmten Ge— 
——— derſelben auch dann noch als „anweſend 
auf dem Landtage“ gilt, wenn er ſich trotz Anweſenheit 
am Sitzungsort an den landſtändiſchen Sitzungen nicht 
mehr weiter betheiligt, oder gar den Sitzungsort verläßt 
vor Schluß der Seſſion bezw. des Geſchäftsabſchnittes. 
Bei einer gegentheiligen Annahme wäre die Folge 
nicht abzulehnen, daß es lediglich in der Hand der ein— 
zelnen Abgeordneten liegen würde, den jeweiligen Umfang 
einer Verfaſſungsgarantie, der drei-Viertel Majorität ꝛc, 
zu beſtimmen. Dieſe Mehrheit wäre keine annähernd 
beſtimmte Größe, vielmehr fortwährenden Fluktuationen 
unterworfen, je nachdem die Abgeordneten in die Sitzungen 
kommen oder fern bleiben. Freilich wird die Verfaſſungs— 
garantie auch dadurch in ihrem aktuellen Werthe gemin— 
dert, daß ein Abgeordneter überhaupt nicht zur Seſſion 
kommt, nicht eintritt in die Zahl der „auf dem Landtage 
anweſenden“ Abgeordneten. Allein man kann es ver— 
ſtehen, daß der Geſetzgeber die Stärke einer Verfaſſungs— 
garantie abhängig macht von der einmaligen Pflicht— 
erfüllung der Abgeordneten, unbegreiflich aber würde es 
jein, wollte das Gejeß den jeweiligen Umfang der 
Garantie bedingt fein lafjen dur die Fortdauer der 
Plihterfüllung. Kein veritändiger Gejeßgeber wird vor 
der erfahrungsmäßigen Thatjache, daß faktifch jehr häufig 
der eine oder andere Abgeordnete eine Situng (entjchuld- 
barer oder unentſchuldbarer Weife) verfäumt oder den 
Situngsort vorübergehend verläßt, die Augen verjchließen. 
Es heißt im $ 158 der Verf. nur: „auf dem Landtage 
anmejend”, ohne Beifügung eines Zeitpunftes innerhalb 
*) Die Tertbehauptung gilt für die Mitglieder des bleiben- 
den Ständeausſchuſſes, die = 8 102 der Kurh. Berf. auch inner« 
halb der Bertagungszeiten Iandftändische Geſchäfte wahrzunehmen 
hatten, nur in modificirter Weife. Eine nähere Ausführung der 
ji) ergebenden Rechtserſcheinungen würde zu weit führen. 


55 


der Seſſion, bezw. eines Geſchäftsabſchnittes derſelben, zu 
welchem die Anweſenheit verlangt würde. Da dieſe Zeit— 
beſtimmung fehlt, ſo muß jeder Abgeordnete als „anwe— 
ſend auf dem Landtage“ im Sinne des $ 153 betrachtet 
werden, von dem zu irgend einer Zeit während der Sei: 
fton 2c. diefe Anmwejenheit behauptet werden fann. 
Man wird einwenden, dann ſei der Gebraud des 
Präjens nicht zu erklären. Der Gejetgeber hätte viel: 
mehr die drei Viertel Majorität ausdrüdlich nad) der Zahl 
der „anwejenden oder anwejend gewejenen“ Ab: 
geordneten berechnen müſſen, denn zur Zeit der Sitzung, 
in welcher die Frage der drei Viertel Mehrheit aufge: 
worfen werde, pafje auf nicht mehr anmwejende Mitglieder 
das Präſens nicht. 

Soll fih diefer Einwand auf fehlende Abgeordnete 
überhaupt beziehen, einerlei ob fie am Sigungsorte an: 
wejend find oder denselben verlajien haben, jo wird „Ans 
mejenheit auf dem Landtage” mit Anmejenheit in ber 

Situng identificirt. Diefe Anficht ift bereits widerlegt. 
Soll fi hingegen der Einwand auf ſolche Abgeorb- 
nete bejchränfen, die den Sißungsort verlafjen haben und 
deßhalb fehlen, jo wird indireft zugegeben, daß Abgeord- 
nete, die troß Anmejenheit am Situngsorte an den Siß- 
ungen nicht theilnehmen, „auf dem Landtage anmwejend“ 
jeien. Nun iſt bewiejen, daß die bloße Anmejenheit am 
Situngsorte den Begriff der „Anweſenheit auf dem Land: 
tage” nicht erfüllt, daß vielmehr die Vornahme eines 
landſtändiſchen Gejchäftes, insbejondere durch Betheiligung 
an den Situngen, hinzutreten muß. Indem die juppo- 
nirten Gegner fih an dem Gebrauch des Präſens nur 
inſoweit ſtoßen, als die Anmefenheit am Situngsorte 
wegfällt, nicht inſoweit, als die Bethätigung des land- 
ſtändiſchen Berufs durch Theilnahme an den Situngen 
troß Anweſenheit am Situngsorte aufhört, jchlagen fie 
fih mit eigenen Waffen, denn wenn überhaupt, jo würde 
auc in legterer Beziehung die Verwendung des Präjens 
incorrect fein. 

Der Gebrauch des Präfens für alle während der 
Seſſion bezw. eines beftimmten Gejhäftsabjchnittes der: 
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felben einmal anmwejend gemwejene Abgeordnete erklärt fich 
daraus, daß zur Zeit, in welcher der Gejetgeber jpricht 
und in welcher er die Verfaffungsgarantie beftimmt, von 
einer Vergangenheit überhaupt noch nicht die Rede jein 
fann, und die Verwendung des Präjens für das Futurum, 
für die Zeit nad Erlaß des Gejeges, in der Geſetzes— 
ſprache jehr häufig ift. Die „auf dem Zandtage anwe— 
jenden” Abgeordneten des $ 153 find im Sinne des 
Gefeßgebers diejenigen Mitglieder, die auf dem Landtage 
anmwejend fein werden. Unzweifelhaft trifft diejes 
Futurum zu ſowohl für ſolche Abgeordnete, die während 
der ganzen Dauer der Sejfion bezw. eines Geſchäftsab— 
fchnittes derſelben, als für jolche, die nur während eines 
Theiles der Sejjion oder des Gejchäftsabfchnittes „auf 
dem LZandtage anmwejend” fein werden. 

Im Bisherigen ift zwijchen entſchuldbarem und un- 
entſchuldbaren, zwiſchen entſchuldigtem und unentiduldig- 
ten Fehlen in den Sitzungen nicht geſchieden worden. 
Und in der That geben weder der Wortlaut noch die 
— —— des Geſetzes zu ſolchen Unterſcheidungen 

nlaß. 

Wohin follten diefelben auch führen? Bei Krank: 
heit 2c. der Gegner hätten es die Anhänger einer Ver: 
fafjungsänderung in der Hand, durch Abſtimmung wäh— 
rend des Kranfjeins 2c. die Verfaffungsgarantie illuforifch 
zu maden. Auch darauf kann es nicht ankommen, "ob 
der fehlende Abgeordnete formell entſchuldigt, ins: 
befondere beurlaubt ift oder nit. Das Collegium 
bezw. der Präfident, die nach der Verfaffung, Geſchäfts— 
ordnung 2c. zur Urlaubsertheilun Beh find (S 65 
Geſch.-Ordn. für das preuß. Abg-Haus; 865 G.D. für den 
deutſchen Reichstag 2c.; $ 12 der kurh. Geſch.O. v. 
1831, 8 19 der kurh. Geſch.O. v. 1848), haben damit 
nicht die Befugniß erhalten, den Umfang einer Verfaſſungs— 
garantie einzujchränten. Durch die Beurlaubung wird nur 
der einzelne Abgeordnete von der Pflicht, in den Sigungen 
zu erjcheinen, entbunden. Die Beurlaubung eines Be: 
amten unterbricht, da ein Stellvertreter einzutreten hat, 
die Verwaltung des Amtes im Rechtsfinne nicht. 
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Für beurlaubte Abgeordnete dagegen treten jelbit 
nad denjenigen deutjchen Berfaffungen und Geſchäfts— 
ordnungen, welche das Inititut der Stellvertreter 
fennen, jolde nur bei längerer — ein (vgl. 
z. B. Sachſen-Altenburgiſche Verf. v. 29. April 
1831, $ 220; Liechtenſteiniſche Verf. v. 26. Sept. 
1862, 8 102; Kurheſſ. Verf. S 68). Um fo a 
fann angenommen werden, daß der Gejehgeber jeder 
(bezw. der furzen) — eines Abgeordneten, die 
als thatſächliche Unterbrechung der Berufsausübung ſchon 
ſchwer genug wiegt, auch noch die weitere Folge hätte 
geben wollen, eine Garantie der Verfaſſung zu min— 


m). 

eine der deutſchen Berfaffungen, die für grundge- 
jegliche Aenderungen eine größere als die gewöhnliche 
Majorität, ſei's ald Bruchtheil einer bejtimmten Präjenz- 
ziffer, jei’s direkt als Quote des verfaflungsmäßigen Mit: 
rg vorichreiben, verordnet, daß beurlaubte 
bgeordnete bei Berechnung der Präfenz oder des ver: 
Saffungsmäßigen Beitandes außer Anja bleiben follten. 
Vielmehr läßt beijpielsweije die Hannoverifche Verf. 
vom 6. Auguft 1340 8 180 deutlich die gegentheilige 
Berehnung erkennen. Zur DBerfaffungsänderung wird 
bier einmalige Stimmeneinhelligfeit oder zweimalige zwei 
Drittel Majorität von drei Viertel der „zum regelmäßigen 
Erſcheinen verpflichteten Mitglieder jeder Kammer” er- 
fordert. Aus 8 33 des Gejchäftsordnungsgejeges vom 
1. — 1850 —— ſich, daß unter den „am regel⸗ 
mäßigen Erſcheinen Verpflichteten“ im Sinne des $ 180 
alle Mitglieder mit Ausnahme der im $ 36, Nr. 1—4 
des Gel. v. 5. September 1848 ll Angehörigen 
der eriten Kammer zu verjtehen find. Es ijt danach zwei: 
fellos, daß im Falle des S 180 die Beurlaubten mit: 

gerechnet wurden. 
Unterftügend fommen ferner $ 88 der Coburg: 
Gothaiſchen Verf. vom 3. Mai 1852 und $ 18 der 


*) Bol. auh Murhard, Commentar zur furh. Verfall.» Urf., 
Bd. I, ©. 616, 2 u 
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Königlich Sächſiſchen Landtagsordnung vom 12. 
Oktober 1874 in Betradt. 

Nach der eriteren Beitimmung iſt zur Gültigkeit eines 
Zandtagsbejchluffes Theilnahme von wenigitens zwei 
Drittel der verfaffungsmäßigen Gefammtzahl und abjo- 
lute Majorität der Stimmenden erforderlid. „Um die 
Br Hr eines Landtags,” heißt es weiter, „welcher 
nicht in beihlußfähiger Zahl vorhanden ift, —— 
ſind die erſchienenen Abgeordneten, falls ihre Zahl die 
Mehrheit der verfaſſungsmäßigen Geſammtzahl der Land— 
tagsmitglieder erreicht, berechtigt, die ohne genügen— 
den Entſchuldigungsgrund abweſenden Mitglieder 
unter Feſtſetzung einer kurzen Friſt zu berufen und nach 
Ablauf dieſer Friſt die Landtagsgeſchäfte zu erledigen“. 

Das Sächſiſche Gejeß verordnet: „Ueber die Zahl 
der Mitglieder, deren Anmejenheit zu Faſſung giltiger 
Beihlüffe erforderlich ift, enthält die Verfaffungsurfunde 
die nöthigen Beitimmungen. Bei Berechnung der dort 
bemerften Duote werden die — perjönlich betheiligten 
Mitglieder, ingleihen Diejenigen, welche ihrer Pflicht 
zuwider etwa die Theilnahbme an der Ab: 
timmung verweigern jollten, von der Gejammt: 
zahl vorher abgezogen.“ 

Das argumentum e contrario aus beiden Gejeßes- 
ftellen, daß Beurlaubte bei Berechnung der Quoten mit: 
zuzählen find, iſt unabweislid. Nun beziehen fich freilich 
nah richtiger Auslegung beide Beitimmungen nur auf 
Beihlußfaftungen — vom Falle der Verfaſſungs— 
änderung, allein das arg. e contr. bleibt dennoch bedeu— 
tungsvoll. Was bei gewöhnliden Beihlußfaffungen nicht 
gilt, kann um jo weniger bei Verfaffungsänderungen an— 
genommen werden. 

Beide Gejegesitellen bieten in Verbindung mit $ 180 
der hannov. Verfaſſ. gleichzeitig Belege dafür, daß auch 
franfe und fonft faktiſch verhinderte Abgeordnete bei 
Feſtſtellung der Quoten 2c. mitgerechnet werden müſſen, 
während das Gegentheil nirgends angeordnet ift. 

Und auch darüber wird endlich fein Zweifel beftehen 
fönnen, daß die Specialbejtimmung der Cob. Goth. Verf. 
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über unentjhuldigt fehlende Mitglieder in feiner 
— der analogen Ausdehnung fähig iſt, vielmehr 
auch ſolche Abgeordnete bei der Quotenberechnung ꝛc. mit 
in Anſatz gebracht werden müſſen, ſoweit nicht das Gegen— 
theil ausdrücklich beſtimmt iſt. Der unentſchuldigt 
nen Abgeordnete verlegt eine verfafjunısmäßigen 
Pflichten; ihm gleihjam als Prämie die rechtlihe Macht 
einzuräumen, Garantien der Verfaſſung herabzumindern 
oder unter Umitänden illuſoriſch zu machen, würde höchit 
unverftändig jein. 

Die Kurh. Verf. gewährt bei längerer Verhinderung 
von Abgeordneten in der Einberufung der Stellvertreter 
das Mittel, die Zahl der aktiven Abgeordneten zu er- 
gänzen. Bei fürzeren Beurlaubungen fann mit der Ab- 
ſtimmung über eine etwa gebotene Verfaflungsänderung 
bis zur Rüdkehr der Beurlaubten gewartet werden. Gegen 
unentichuldigte Verſäumniß ift fein Kraut gewachſen. Bei 
fehlendem Pflichtbewußtſein der Abgeordneten ericheint eben 
ein gebeihlicher Beitand des Verfaſſungslebens unmöglich. 

Die Abgeordneten Hartert und v. Münchhauſen, 
die in der Situng der furh. Ständeverfammlung vom 
25. Dftober 1848 fehlten, waren im Sinne des $ 153 der 
Bert. „auf dem Landtage anweſend“. Hartert it am 
27. Juni 1548, v. Münchhauſen am 9. Juni 1347 aus: 
weislich der bezüglichen Protokolle nach anerkannter Legi— 
timation beeidigt worden. Die Landitände waren nad) 
einer Vertagung vom 22. Februar 1848 auf den 13. März 
1848 wieder einberufen worden; von da bis zum 25. DE 
tober 1548 hat eine weitere Vertagung nicht jtattgefunden. 
Hartert hat zulegt am 8. September, v. Mündhaufen 
am 17.Dftober 1348 an der Sigung und den Abjtimmungen 
Theil genommen (vgl. die Protokolle), Beide Abge: 
ordnete haben demgemäß nad vorgängiger 
Beeidigung am Sigungsorte während des 
bier en Gejihäftsabjhnittes der 
Seſſion landftändiihe Gejhäfte wahrge: 
nommen, und es treffen jomit auf dieſel— 
ben jämmtlihe Requijite der „Anmwejenheit 
aufdem Landtage” zu. 

38 
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Durch das unentihuldigte Fehlen v. Munchhauſen's 
wurde für ihn dieſe Anmwejenheit nicht ausgejchlofjen. 
Was Hartert betrifft, jo würde nad) den obigen Aus: 
führungen auch für ihn, jelbft in dem Falle „Anweſen— 
ge auf dem Landtage” vorliegen, daß man die ungenaue 

ngabe des Verfafjungsausihufjes, er jei beurlaubt ge= 
weſen, als integrirenden Bejtandtheil bezw. VBorausjegung 
eines von der Ständeverfammlung gefaßten Bejchluffes 
für bindend eradten wollte (j. oben S.19,20). Zu dem: 
jelben Rejultate würde es führen, wenn unter Emanci— 
pation von diefem Irrthum Hartert als durch Krankheit 
verhindert betrachtet würde. 

Daß die nachträgliche bejahende Abjtimmung 
des Abg. v. Bappenheim (j. oben ©. 20) als verjpätet 
unberüdfichtigt bleiben mußte, ift jelbftveritändlid. Die 
Behauptung des Abg. v. Ejhwege (oben ©. 17), 8 153 
verlange die Abftimmung jämmtliher am Landtage 
anwejenden Mitglieder, wurde mit Recht nicht beachtet ; 
es genügte das zweimalige bejahende Botum von drei 
Viertei dieſer Mitglieder. 

Wird neben v. Münchhauſen aud Hartert in die 
Zahl der „auf dem Landtage anweſenden“ Mitglieder 
eingerechnet, jo ergibt fi), daß die in der Situng vom 
25. Dftober 1843 zuerft ausgejprochene Anfiht des Prä— 
fidenten, es habe bei der Abftimmung an dem 
verfajjungsmäßig vorgejhriebenen beja- 
benden Votum von drei Viertel der „auf 
dem Landtage anwesenden“ Mitglieder 
eine Stimme gefehlt, vollfommen zutrejf: 
fend war. 

Der zweiten Abjtimmung über das Wahlgejek 
am 2. Februar. 1349 ftehen Bedenken nicht entgegen. 
Snsbejondere war dem Erfordernifje einer zwiſchen beiden 
Abjtimmungen ftattgehabten Neuwahl genügt. 


Nachdem im Vorigen unter Anwendung der Reful: 
tate auf einen wichtigen Einzelfall der Sinn des 8 155 
der Kurh. Verfafjungsurfunde feitgeftellt ift, wird es nicht 
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unangemefjen fein, in einem kurzen Exkurſe auf die con- 
formen Beitimmungen der Liechtenſteiniſchen und 
Baierijhen PVerfaffung zurüdzuflommen. 

Die Tehr kurze ältere Liechtenſteiniſche Verf. 
Urk. v. 9. November 1818 enthält im $ 11 die Zufage: 
„Unjern auf dem Landtage verfammelten ge: 
treuen Ständen werden Wir durch Poſtulate den 
Bedarf jedesmal vorlegen” und beitimmt in dem oben 
(S. 27) bereits citirten $ 17: „Die abjolute Mehrheit 
der Stimmen der am Landtage gegenwärtigen 
Stände bildet einen Landtagsbeichluß”. Daß die unter: 
ftridenen Worte in beiden SS denjelben Sinn haben, daß 
unter dem ſtändiſchen Collegium die Gejammtheit der: 
jenigen Mitglieder zu verjtehen ift, die während der 
Sefjion an den landitändifhen Gejhäften 
überhaupt, wenn aud nidt an allen Sit: 
ungen, Theil nehmen, wird faum zweifelhaft jein. 
ud die Behauptung, daß der $ 121 der fpäteren 
Liechtenſteiniſchen Berfaffungsurfunde vom 26. September 
1862 mit dem Ausdrude „die auf dem Landtage anwe— 
jenden Mitglieder“, betreffs deren Stimmeneinhelligfeit 
oder zweimalige drei Viertel Mehrheit zu Verfaſſungs— 
änderungen —— wird, nichts anderes beſagt, als die 
ältere Verfaſſung mit den Worten „am Landtage gegen— 
wärtige“, „auf dem Landtage verſammelte Stände”, wird 
nicht auf Widerſpruch ſtoßen. 

Diejelbe Auslegung gilt für die Baieriſche Ber: 
faſſung. In den „bei der Derammlung anwejenden Mit: 
gliedern“ gibt fih auch hier deutlih das während der 
Seſſion bezw. während des relevanten Gejchäftsabjchnittes 
derjelben aktive Abgeordnetencollegium zu erfennen. Es 
ſcheiden aus diejenigen jtimmberechtigten Mitglieder beider 
Kammern, die fih von den Lanbftändiichen Geſchäften völlig 
fern halten. Strafmweije juspendirte a Geſch.⸗ 
Ordnungsgeſetz v. 25. Juli 1850, Art. 28; Geſch.-Ord— 
nungsgeſetz v. 19. Januar 1872, Art. 28 u. ſ. w.) würden 
an ſich mitzuzählen fein, fie werden aber regelmäßig ge: 
rade wegen ihrer völligen Paſſivität jujpendirt worden 
fein. Erledigte Mandate werden nicht gerechnet. Daſſelbe 
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gilt bezüglich ſolcher Mitglieder des Reichsrathes, die Das 
gejeglihe Alter noch nicht erreicht haben und deßhalb 
nicht jtimmberechtigt find (Verf.:Urk. Tit. VI, 8 5). 

Was die Beurlaubten betrifft, jo ilt es bemer— 
fenswerth, daß diejelben beim Reichsrathe urjprünglic 
nicht mitgerechnet wurden, dann aber dieje Praris als 
unrihtig erfannt und aufgegeben wurde *. Die Abge: 
ordnnetenfammer hat die Beurlaubten von jeher mitgezählt. 

Im Gegenjage zu den oben ©. 23 bis 26 aufge: 
führten Verfaffungsurfunden, die bei — der für 
Verfaſſungsänderungen erforderten größeren Majorität, 
ſei's direkt, ſeis unter Vermittelung einer Präſenzziffer, 
eine Quote des Sollbeſtandes der Kammer zu 
Grunde legen, gehen Kurheſſen, Baiern und 
Liechtenſtein von dem Beſtande aus, den das 
während der Seſſion bezw. des relevanten 
Geihäftsabjhnittesderjelben aftiveAbge: 
ordnetencollegium bis zum Zeitpunfte der 
Abftimmung über die Nenderung erreicht 
hat, und zwar Kurheſſen und Liedhtenftein di: 
reft, Baiern indirekt, unter Vermittelung einer Präfenz: 
ziffer. Innerhalb der Gruppe Kurbejjen, Baiern, 
Liechtenstein repetirt das Eintheilungsprinzip, nad) 
welchem bei der obigen Gruppenjonderung der Verfaſſungs— 
gejege die erite (S. 22—25) und zweite (S.25, 26) Gruppe 
von einander geichieden wurden, * daß bei correcter Sche— 
matiſirung zwei Hauptgruppen und innerhalb jeder der— 
ſelben zwei Unterabtheilungen zu bilden wären. 





Nach den bisherigen Ausführungen iſt in der That 
das unerwünſchte Reſultat nicht abzulehnen, daß die 
erſte Abſtimmung über das Kurheſſiſche 
Wahlgeſetz unter Verletzung des 8153 der 
Verfaſſung erfolgt iſt. 

Aber es würde vorſchnell ſein, aus dieſem Verſtoße 


*), Nach gütiger Mittheilung des Herrn Profeſſors Dr. Mar— 
quardſen. 
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die Nichtigkeit des Wahlgejeges herzuleiten. Der 
Nachweis der Verfafjungsverlegung, wie er im Voritehen: 
den erbradht wurde, war ein theoretiſcher, und eine 
ſolche wiſſenſchaftliche Beweisführung kann durch Feine 
Verfaſſungsurkunde und durch kein Specialgeſes ausge: 
ichlofjen werden. Wohl aber kann in dem Verfaſſungs— 
gejege bejtimmt werden, daß die Frage, ob eine Ver: 
taflungsvorjchrift in einem gegebenen Falle gewahrt oder 
verlegt worden ijt, von dem Landesherrn oder der Stände: 
verjammlung in authentifcher und allgemein verbindlicher 
Weiſe entjchieden werden fol. Sit eine ſolche Vorfchrift 
und ein ſolcher Enticheid vorhanden, dann kann von einer 
praftijch erheblichen eh weder von Seiten 
der Gerihte, noch von Seiten anderer Behörden oder 
einzelner PBrivatperjonen die Rede fein. 

In einer derartigen Verfaffungsbeitimmung mürde 
auch feineswegs ein innerer Widerjpruch liegen. Die für 
das Zuftandefommen von Gejegen erheblichen Verfafjungs: 
vorſchriften können Fategorijch lauten, jo daß jeder 
gegentheilige Erlaß nichtig ilt, oder nur inſtruktio— 
nelle Bedeutung haben, jo daß fie für den Landesherrn 
oder die Stände Normen des pflichtmäßigen Verhaltens 
bilden, ohne daß von eineretwaigen Pflichtverlegung die 
Rechtsgültigkeit des pflihtwidrig erfolgten Gejeß: 
erlajjes afficirt würde *). Verfaſſungsvorſchriften, über 
deren Beobachtung oder Verlegung in bejtimmten Fällen 
der Zandesherr oder die Stände authentisch zu entjcheiden 
haben, find inſoweit in der That der fategoriichen Wirk: 
jamfeit beraubt und von nur infruftioneler Bedeutung 
für den Landesherrn oder die Stände. Gemiljenhafte 
Prüfung der Verfaſſungsfrage ift dann die Pflicht des 
entjcheidenden Organs, aber au) der unrichtige Ent: 
jcheid bindet, mag entjchuldbarer oder unentjchuldbarer 
Fre oder gar rechtswidrige Abficht ihn veranlaft 

aben. 


*) Ueber analoge Unterfcheidungen im römischen Staat» 
recht vgl. v. Jhering, Geift des röm. Rechts IIT 1, ©. 220 flg. 
(2. Auf): Mommpjen, röm. Staatsredht I, ©. 454. Vgl. aud) 
Gneift, Bildung der Gejhworenengerichte, S. 181 u. öfter. 
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Das entjheidende Organ fteht im legtern Falle auf 
einer Stufe mit dem Richter, der das Recht gebeugt hat, 
deſſen Urtheil aber rechtskräftig geworden ift. 

Eine verbreitete Anficht bat in ihrer Conſequenz 
der fundamentaliten Vorjchrift des conititutionellen Staats: 
rechts, dem Sate, daß zum Erlafje von Geſetzen (über: 
haupt oder über bejtimmte Materien) die Einwilligung 
der Landſtände erforderlich jei, die Fategoriihe Wirkung 
abgeſprochen und ihr nur inftruftionelle Bedeutung für 
den Monarchen beigelegt. 

Freilih hat man jelten die Frage in dieſer Be— 
ſtimmtheit formulirt. Vielmehr hatte die einjchlagende 
Literatur unter dem verwirrenden Einfluß verfehrter 
Fragſtellung zu leiden. 

Statt vor allem die Unterſuchung auf die Begriffs: 
erfordernijie des Gejetes (und der Verordnung) nad) 
Maaßgabe der einzelnen deutichen Verfaſſungsurkunden 
zu richten, warf man die Frage auf, ob der Richter Die 
Befugniß habe, die Rechtsgültigkeit gehörig publicirter 
Gejege (und Verordnungen) zu prüfen. Dabei wurde 
weiter überjehen, daß nicht nur die Richter, jondern 
alle rebtsanmwendenden Behörden — und jede Be: 
hörde ijt in der Lage, auf beitimmte Thatbejtände die 
Gejege zur Anwendung zu bringen — ja, aud die Un: 
terthanen vor die Gültigfeitsfrage geitellt find. Sprad 
man dem Richter die Brifungsbelugniß u, jo war über 
das Verhalten der übrigen Behörden und der Unterthanen 
gegenüber „gehörig publicirten“ Gejegen von problema- 
tiſcher ar 8 noch nichts entjchieden *),. Wurde Hin: 
gegen das Prüfungsrecht verneint, jo blieb die Frage 
often, ob der „gehörigen Publikation” des einjeitig er: 
laſſenen Geſetzes 2c. rehtsbildende Kraft oder nur die 
Bedeutung zugejchrieben werden follte, einem Nichtgejek 
die allgemeine Anwendbarkeit zu verjchaffen. Bei 
der legtern Annahme erhielt man ein Gegenitüd zu dem Ge: 
wohnheitsrehte Puch ta's (Pandekten SI1g, v. Ihering, 





r 4 Bol. auch Laband, deutiches Reichsitaatäreht I, ©. 44 
und 45. 
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Scherz und Ernft, ©. 331), deſſen Ausſchließung von Seiten 
des Gejeßgebers dafjelbe „nur jeiner Wirkungen auf den 
Richter beraubt”. Einerjeits Rechtsjäge, die nicht ange: 
wandt werden durften, andererjeits Nichtgejeße, die Dennoch 
verbindlich waren! Man fonnte vom Boden diejer Anficht 
aus die begriffliche Nothmwendigkeit des landſtändiſchen 
Conſenſes verfichern, vielleicht jogar die „Heiligkeit“ diejer 
Verfaſſungsvorſchrift betheuern, und hatte Daneben in der 
„formellen Vollziehbarkeit“ der einfeitigen landesherrlichen 
Erlajje den archimediſchen Punkt gefunden, von dem aus 
jeder Verfaſſungszuſtand leicht aus den Angeln gehoben 
werden fonnte. 

In Wahrheit beruht die legterwähnte Anficht auf 
einem unlogijhen Compromiß zwiſchen entgegenitehenden 
Grundanjchauungen. 

Die allgemeine Verbindlichkeit ift das Kriterium des 
Rechtsſatzes und fann unmöglich zugleih einem Nicht: 
rehtsjage zufommen. Die Annahme der Vollziehbarkeit 
von Nichtgejegen führt zu einer Fälſchung der Lehre von 
den Rechtsquellen. 

Nicht weniger unlogiſch aber würde es fein, den 
Gerichten (und jenachdem auch den übrigen rechtsanwen— 
denden Behörden) die Prüfungsbefugnig einzuräumen, 
dagegen die Unterthanen explicite oder implicite zur 
Befolgung rechtsungültiger Erlajje zu verpflichten. Eine 
Vorſchrift, die unfähig ift, dem Richter eine Norm der 
Beurtheilung zu liefern, kann auch nicht für die Unter: 
thanen eine Norm des Verhaltens bilden. Die Rechts— 
anwendung in ihrer wichtigjten Erjcheinungsform befteht 
in der auctoritativen Feititellung der Rechtsfolgen, Die 
ih an bejtimmte Handlungen oder Unterlafjungen ber 
Rechtsunterthanen anjchließen. Sind die Gerichte in Folge 
der Ungültigfeit eines „Geſetzes“ verpflichtet, die in dem: 
jelben bezeichneten Rechtsfolgen (Strafe, Erjagpflidt 2c.) 
nicht zu a jo ijt damit zugleich den im „Geſetze“ 
als Vorausſetzungen diefer Rechtsfolgen charakteriſirten 
Handlungen oder Unterlaſſungen die rechtliche Relevanz 
R——— 


echtsnormen find entweder abſolut gültig oder ab— 
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ſolut ungültig*). Cine bloß relative Ungültigfeit der: 
jelben it in jeder Form ein Unding. Wer daber die 
Prüfungsbefugnik des Richters gegenüber gehörig publi- 
cirten landesherrlichen Erlafjen verneint, muß conjequenter 
Weiſe zugleich die Fategoriihe Bedeutung des Conjens- 
FerorbetniNe beitreiten.. Damit würde, a majori ad 
minus gejchloffen, für den Fall eines verfaflungsändern- 
den Gejetes dem verfafjungsmäßig geforderten bejabenden 
Votum einer größeren Ständemajorität ebenwohl nur 
initruftionelle Bedeutung verbleiben. 

Die Rechtsgültigkeit des kurheſſ. Wahlgejeges wäre 
dann durch die u ehe conitatirte Verfafjungsverlegung 
zweifellos nicht alterirt worden. 

So bequem die Annahme dieſer Anficht für die Ent: 
Iheidung der vorliegenden Rechtsfrage jein würde, jo 
entjchieden muß fie zurüdgewiejen werden. Der jchein- 
bare Vortheil würde mit einem theuern Preiſe bezahlt 
werden. Denn es wäre damit zugleich von Rechtsſtand— 
punkte aus iiber den eriten kurheſſiſchen Verfaſſungskampf, 
über den Widerjtand der Gerichte gegen die September: 
verordnnungen Hallenpflug’s, über das Abſchiedsgeſuch der 
Offiziere 2c. der Stab gebrochen. 

Bei näherer Betradhtung ergibt jich vielmehr einer: 
jeit$ die Fategoriiche Bedeutung des Conſenserforderniſſes 
und andererfeit$ die anjcheinend damit unvereinbare 
Nechtsgültigkeit des Wahlgejepes trog geſchehener Ver: 
IAIDSEDe eig. 

Bon den Gegnern des „Prüfungsrechts“ it regel: 
mäßig geltend gemacht worden, daß der Richter, der die 
Rechtsgültigkeit eines Gefeges, insbefondere mit Rückſicht 
auf den landſtändiſchen Confens, nachprüfe, ſich über den 
Geſetzgeber „erhebe”, der das Geſetz verfündet babe. 
Dabei wird — um andere Einwände bei Seite zu laſſen 
— völlig überjehen, daß der Richter einem doppelten 
Prüfungsobjefte gegenüber geitellt ift. Zwei jcheinbar 
einander miderftreitende Nechtsbeitimmungen deſſelben 
Gejeggebers erheifchen gleichzeitig Anwendung, die Ver: 





*) Vgl. auch Laband, Neichsjtaatärecht II, ©. 45. 
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fafjungsvorichrift, welche den Conjens fordert und auf 
ihre kategoriſche oder injtruftionelle Bedeutung geprüft 
werden muß, und das ſpätere Geſetz, betreffs dejjen die 
Gonjensertheilung problematiſch it. Auf den Vorzug des 
jüngeren Gejeges vor dem älteren faın man fidh hier 
offenbar nicht berufen. Zur Zeit des alten deutjchen 
Neiches verordnete die Wahlfapitulation (Art. 16, 
8 11): „Ob aber diefen und anderen in diefer Kapitu: 
lation enthaltenen Punkten etwas zuwider erlangt oder 
ausgehen würde, das Alles joll kraftlos, todt und ab 
fein, inmaßen Wir es jest, alsdann und dann als 
jegt hiermit cajjiren, tödten und abthun“. Sollte 
nit eine gleiche Ungültigkeitserflärung für die Zukunft 
auh in modernen Berfafjungsgejegen gefunden werden 
fönnen? Und müßte fie darin gefunden werden, was 
berechtigte dann zur Annahme ihrer Unverbindlichkeit für 
den Landesherrn? 

Der Widerjprud des jpätern Specialrechtjages zur 
Verfaſſung kann ein bewußter oder unbemwußter jein. Es 
it ein bis auf die Gegenwart fortdauernder, von Gegnern 
und Anhängern des „Prüfungsrehts” häufig begangener 
Fehler, einen bewußten Widerjprucd zu jupponiren, ob: 
wohl thatjählih ein jolches Bewußtſein meiit fehlt und 
jedenfalls nur jelten zu bemweijen it. Sit 3. B. eine Ber: 
ordnung erlaffen worden, während es nad) richtiger Aus: 
legung der Verfafjungsurfunde eines mit den Landſtänden 
zu verabjchiedenden Gejeges bedurft hätte, und liegt fein 
ag sc für die Annahme bewußten Widerjpruchs vor, 
jo bringt der Richter, wenn er unter Bezugnahme auf 
eine im Verfafjungsgejege enthaltene Ungültigfeitserflä- 
rung die Verordnung für unanwendbar erklärt, gegenüber 
dem durch Irrtum beftimmten Willen des Öefetnebers, 
der einen Widerſpruch nicht beabfichtigte, vielmehr im 
Einflange mit der Verfaſſungsurkunde verbleiben wollte, 
dejjen eigentlihen Willen zur Geltung*). Darin liegt 


*) Vgl. hierzu die — des Heſſ. Darmſt. Geſ. 
vom 5. Juli 1821 über die Verantwortlichkeit der Miniſter: „Da 
Befehle, welhe — — — zur Berleßung Unjerer den Ständen 
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gewiß fein „Sich-Erheben“ des Richters über den Geſetz— 
geber. Und wäre jelbit unter gleichen — — 
der Widerſpruch ein bewußter, ſo würde doch offenbar 
der Richter, vor widerſtreitende Aeußerungen deſſelben 
Geſetzgebers geſtellt, ſich in viel höherem Grade über den— 
ſelben „erheben“, wenn er die Ungültigkeitserklärung in 
der Verfaſſung, als wenn er den Specialrechtsſatz unbe— 
achtet ließe. 

Mit bloßen Gemeinplätzen und Zweckmäßigkeitsrück— 
fihten läßt fich in der Frage des „Prüfungsrechtes“ nicht 
argumentiren, jo oft es auch verjucht worden ift. Bon 
welchem Ausgangspunfte aus man das Problem immer 
in Angriff nehmen mag, in jedem Falle ftelt ſich als 
präjudiciell die nterpretationsfrage heraus: Sit in der 
Verfaſſungsurkunde der landftändiiche Conjens kategoriſch 
oder nur inftruftionell vorgejchrieben ? 

Auch die neuerdings von Laband, (deutjches Reichs: 
ſtaatsrecht II, ©. 43 flg.) gegebene Formulirung: Die in 
den Eingangsworten des Gejeges enthaltene Conjtatirung 
des landftändifchen Conjenjes bilde ein „formell unan— 
fechtbares” Zeugniß für Ddenjelben, verdedt nur jene 
Auslegungsfrage. Denn unter der Vorausjegung Fate 
gorijch geforderten Conjenjes würde der Monarch offens 
bar nicht in der Lage jein, denjelben „unanfechtbar“ zu 
bezeugen. Die „Unanfechtbarfeit” eines Zeugniſſes in- 
volvirt die Irrelevanz gegentheiligen Beweijes; der Fate 
goriihe Charakter des Conjenserfordernifjes aber würde 
den Nachweis fehlenden Conjenjes als hervorragend rele— 
vant erjcheinen laſſen. 

Die kurheſſiſche Verfaſſungsurkunde verordnete im 
8 95, übereinftimmend mit zahlreihen andern Verfaſſungs— 
gejegen (vgl. 3. B. Baiern, Tit. VIL 8 30; Württem: 
berg 8 172; Königreihd Sadjen $S 87, 104 u. ſ. w.), 
im Eingange jedes als „Geſetz“ ſich Fundgebenden Er: 
lafjes jei der landſtändiſchen Zuftimmung ausdrüdlich zu 





gegebenen Zujagen führen könnten, nie von unjerem Willen aus— 
gehen, fjondern nur in einem Mißverftändnijfe gegründet jein 
tönnen“ u. ſ. w. (allegirt bei Zöpfl, Staatsrecht II, $ 406 Anm. 1). 
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erwähnen. Daß in einer ſolchen Beitimmung eine Form- 
vorſchrift zu erbliden ift von der Wirkung, einen des ge 
jorderten Beiſatzes ermangelnden Erlaß jedenfalls des 
Gejegescharafters zu berauben, möchte er immerhin als 
rechtöverbindlihe „DBerordnung” beftehen bleiben, wird 
u. von den Gegnern des „Prüfungsrechtes“ zuge— 
geben. 

Der Zandesherr erklärt jeinen Willen, daß ein be- 
ftimmter Gejegesinhalt Gejeg werden jolle, dadurch, daß 
er die ihm vorgelegte Gejekesurfunde unterfchreibt und 
deren Publikation anbefiehlt. Enthält die Urkunde in 
ihrem Eingange die Conftatirung des landſtändiſchen Con— 
jenjes, bezw. eines Conjenfes unter den zu Berfaffungs- 
änderungen erforderlihen Modalitäten, jo ift, wie es 
Icheint, in jedem Falle durd die Unterfchrift des Mo— 
narchen a daß die ſtändiſche Zuftimmung ftattge- 
funden habe. Die Eingangsmworte des Kurheſſiſchen Wahl- 
geſetzes enthielten die ericherumg, daß zu dem Inhalte 
des Geſetzes „auf zwei nacheinander folgenden Landtagen“ 
das bejahende Votum „von drei Biertheilen der auf dem 
Zandtage anmwejenden Mitglieder” erlangt worden jei. 
Wäre mit Laband dieſes landesherrlihe „Zeugniß” als 
„formell unanfechtbar” zu betrachten, jo jtände Die Rechts— 
gültigfeit des Wahlgefetes außer Zweifel. 

Allein Laband's Behauptung it unzutreffend. 

Sm 8 405 Abi. 2 der Reichscivilprozeßordnung wird 
aus der Echtheit der Namensunterjchrift unter einer Ur: 
funde die Rechtsvermuthung abgeleitet, daß der über der 
Unterjehrift ftehende Contert der Urkunde echt jei. Die: 
jelbe Präſumtion fand fi in frühern deutſchen Prozeß: 

ejegen (Preuß. Allgem. Gerichtsordnung I 10 $ 136, 
—— $ 329 ac). Offenbar wird eine noch ſtärkere, 
nämlich unmiderleglihe Rechtsvermuthung von 
Zaband für die Gefegesurfunden in Anſpruch genom: 
men, denn ohne diejelbe würde die Unterjchrift des Mo: 
narhen mit Rüdfiht auf den Inhalt der Urkunde nicht 
nothwendig ein Zeugniß“, gefchweige denn ein „formell 
unanfechtbares Zeugniß“ bilden. 

Unter Rechtsvermuthung ift ein gefetzlich janctionirter 
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Wahricheinlichkeitsihluß zu verftehen. Während im All- 
gemeinen die zur Bemweisbeurtheilung berufene Perſon 
nad) eigener freier Meberzeugung darüber zu befinden hat, 
ob der Beweis einer Thatjahe Wahrſcheinlichkeit für die 
Eriitenz einer andern Thatſache als Urſache, Wirkung oder 
Begleiterjheinung der erfteren begründet, ift im Falle der 
Rechtsvermuthung diefer Schluß durch das Geſetz vor- 
geihrieben. Unterlage der Rechtsvermuthung des $ 405 
Abi. 2 iſt ein Indiz (praesumtio facti im Gegenjag 
jur praesumtio juris), die Thatjahe, daß unter nor: 
malen Verhältniffen eine unterfchriebene Urkunde, wenn 
die Unterichrift echt ift, auch ihrem Conterte nah echt 
jein wird. Eine fäljchlihe Anfertigung oder Verfälihung 
des Contertes bei echter Unterjchrift iſt möglich, kann 
aber gewiß nicht als der zu unterjtellende Normalfall 
betrachtet werden. 

Die Rechtsvermuthung des $ 405 ift in ihrer 
Wirkſamkeit auf das fachliche Geltungsgebiet der Reichs: 
civilprozekordnung beſchränkt, und dafjelbe muß von der 
gleichen Rechtsvermuthung in jedem Prozeßgeſetz gelten. 
Die unterliegende praesumtio facti dagegen bejteht un- 
abhängig von dieſer Schranfe. Es liegt in der That 
fein Hinderniß vor, fie auh auf Gejegesurfunden 
in Anwendung zu bringen. Zur Statuirung einer Recht s— 
vermuthung bei Gejegesurfunden dagegen, ſei's unter Zu: 
lafjung, ſeiſs unter Ausſchluß des Gegenbemeijes, fehlt es 
an einem die Rechtsvermuthung aufftellenden 
Rechtsſatze. 

Ebenſowenig kann der in den Prozeßgeſetzen enthal— 

tene Sat, daß öffentliche Urkunden vollen Beweis (übri— 
— nicht immer unter Ausſchluß des Gegenbeweiſes!) 
er darin bezeugten Thatſachen begründen (vgl. z. B. 
Keichscivilprogeßordng. S 383) auf Geſetzesurkunden über- 
tragen werden. Auc hier gebricht es an der unumgäng— 
lihen Vorausjegung, an einer poſitivrechtlichen 
Vorſchrift. 

Zudem würde durch die „Unanfechtbarkeit“ des lan— 
desherrlichen Zeugniſſes im Sinne Laband's keineswegs 
erreicht werden, was erreicht werden ſoll, ein „formelles 
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Kriterium, an welchem die rechtswirkſame Exiſtenz des 
Gejeges erkannt werden kann“ (a. a. D. ©. 45). Denn 
weder der Unterthan, noch der rechtsanmwendende Richter 
ihöpfen ihre Kenntniß von der Eriftenz und dem Inhalte 
des Geſetzes aus der Gejeßesurfunde, die vielmehr im 
Archive verwahrt wird und der öffentlihen Kenntniß— 
nahme entrüdt ift. Vielmehr find. die Unterthanen auf 
die Publikation des Geſetzes im Gejetblatte (oder welcher 
jonitige re ee vorgejchrieben und ge 
wählt ift) verwiejen. Da es nun für die Rechtmäßigkeit 
der Bublifation „formelle Kriterien” nicht gibt, jo geht 
der Ueberzeugung der Unterthanen vom Erlaß des Gejetes 
der Bahriheinligfeitsigluf voran, daß Die 
Publikation eine befugte und correcte jei. Unter Um— 
ftänden fann das Gegentheil notorifch und folgeweiſe der 
Wahrſcheinlichkeitsſchluß zerftört jein. Weder gilt ein 
Geſetz ohne Publikation, noch jupplirt die Publikation 
die fehlende Gejegesurfunde. Wollte man das annehmen, 
Nr in der That das Publifationsorgan der Geſetz— 
geber. i 

Der Landesherr fanctionirt ein Geſetz nicht ſchon 
dadurch, daß er die Geſetzesurkunde unterjchreibt*), ſon— 
dern es ift weiter erforderlich, daß er dem Publikations— 
organ die Publikation anbefiehlt, was natürlich auch ftill- 
ſchweigend gejhehen kann. Selten wird dieſe Anweiſung 
ſich derart vollziehen, daß der Monarch die von ihm 
unterſchriebene Urkunde per ſönlich dem Publikations— 
organ übergiebt. Vielmehr wird ſie in der Regel durch 
mehrere Hände laufen, ehe ſie ihre Beſtimmung erreicht. 
Auf dem Wege vom Monarchen zum Publikationsorgan 


*) Bol. Schiller’3 Maria Stuart Alt 4 Scene 11: 
„Daviſon: Königin! Dein Name! 
Du haſt entſchieden? 
Eliſabeth: Unterſchreiben ſollt' ich. 
Ich hab's gethan. Ein Blatt Papier entſcheidet 
Noch nicht“. 
Dieſe Wahrheit iſt von der ſtaatsrechtlichen Litteratur bei 
Feſtſtellung des Sanktionsbegriffs vielfach außer Acht gelaſſen 
worden. 
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fann der Tert der Urkunde verfälicht werden, es kann 
auh dem Wublifationsorgan eine Urkunde übergeben 
werden, die ihrem gefammten Inhalte nah (durch 
Täufchung des unterzeichnenden Monarchen über den Cha: 
rafter des Schriftitüds 2c.) oder gar nah Inhalt und 
Unterſchrift falih it. Mag man immerhin die Er- 
örterung folder weitliegenden Möglichkeiten als „un: 
praktiſch“*) erachten, jedenfalls wird nicht in Abrede ge: 
jtellt werden fünnen — und darauf fommt es an — dab 
die Meberzeugung des Publifationsorgans von der Echt: 
* der Unterſchrift der Geſetzesurkunde und der Unver— 
älſchtheit ihres Inhaltes auf Wahrſcheinlichkeits— 
er wenn auch meijt jehr nahen und dringenden **) 
erubt. 

Die modernen Berfafiungsgejege enthalten die Vor: 
Irift, daß die Gejeßesurfunden von einem verantwort: 
lihen Minifter contrafignirt werden jollen (Breußen 
Art. 44; Königreihd Sachſen 8 8; Württem- 


*) Sollten ſich nicht einzelne gejhichtlihe Beiſpiele für ſolche 
und ähnliche Fälfhungen, bezw. für den Berjud dazu, nachweiien 
lajjen? Ein nahe liegender Fall: Die Kurheſſiſche Landesherr— 
liche Verkündigung betreffend die Wiederhertellung der Verfaſſung 
von 1831 ift ın gefälſchter Form im Gejeßblatte publicirt 
worden. Während diejelbe in der That vom 22, Juni 1862 her— 
rührte, wurde bei der Bublifation der 21. Juni untergefhoben. Der 
Grund für diefe Fälſchung war in den preußiichen Maafnahmen vom 
21. Juni zu erbliden, denen gegenüber man ein — hatte, die 
Verkündigung auf dieſen Tag zurückzudatiren. Vgl. oben S. 304. 

**) — Wahrſcheinlich eitäfchlüe würden unter Borausjegung 
der Blindheit des die Geſetzesurkunde unterjchreibenden Mo- 
narchen nicht als bejonders „dringende“ bezeichnet werden fünnen. 
Man hat daher in Hannover während der Regierung des letzten 
Königs mit Reht eine Beglaubigung jeiner Unterjchrift für 
erforderlich erachtet. Die vom Könige unterzeichnete Gejekes- 
urfunde war nur unter der Pa publifationsfähig, das 
einer der Generaljefretäre des Ministeriums am Schlufje der Ur- 
funde bezeugte, „daß — Geſetz nach erfolgtem Vortrage 
des Inhalts von Sr. Majeſtät dem Könige in Gegenwart des 
unterzeichneten Generalſekretärs eigenhändig vollzogen worden ſei.“ 
Daß die Ueberzeugung des Publikationsorgans von der Echtheit 
eines ſolchen eg aubigungsvermerf3 und der Richtigkeit jeines 
Inhalts auf einem bloben Wahrſcheinlichkeitsſchluſſe 
beruhte, dürfte ſchlechthin unbeſtreitbar ſein. 
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berg $S 5l; Baden $ 6ig der Verf. nad) Gef. vom 
20. Februar 1868, Reich sverf. Art. 17 2c. ꝛc.). 

Der contrafignirende Minifter haftet für die Echtheit 
des Tertes der Gejeßesurfunde und der Unterjchrift 
Shwarzburg:Rudolftadt (1854) 8 5 nennt als 
BZwed der Eontrafignatur: Feititellung der Authenticität, 
Verhütung eines etwaigen Mißbrauchs der landesherr: 
lihen Namensunterfhrift*) 2c.) und für die Verfaffungs: 
mäßigfeit der Gefeßesentjtehung. Eine nicht contrafignirte 
Gefetesurfunde würde nicht publifationsfähig fein **) 
(Baier. Gef. betr. die Verantwortlichfeit der Minijter 
vom 4. Juni 1848; aha Sachſen $ 43 Abi. 2; 
Baden 8 67g; Dldenburg Art. 12 $ 3; Sadjen: 
Weimar $ 47 2) Wenn auh im Allgemeinen 
in der Contrafignatur eine jtaatsrechtliche Garantie gegen 
Fälſchung und Berfaffungsverlegung zu erbliden fo 
wird doc durch diejes Erforderniß die Prüfung der 
Echtheit jeitens des Bublifationsorgans, falls 
dieſes nicht mit dem contrafignirenden Miniſter identijch 
ilt, eher erjchwert als erleichtert, indem diejelbe nun aud) 
auf die Unterſchrift des Contrafignirenden zu erftreden it. 

Die weitern Combinationen, die ſich aus der That: 
ſache ergeben, daß in Wahrheit das Bublifationsorgan 
durch einen zufammengejegten Berjonenapparat publizirt, 
mögen auf fich beruhen. 

Das Refultat diefer Ausführungen ift dahin zu faſſen: 

Die Ueberzeugung der Unterthanen von der Eriitenz 
eines Gejeges beruht auf einer Kette von Wahrjcheinlich- 
keitsſchlüſſen: daß die Publikation befohlen war, daß eine 
mit dem Inhalte derjelben übereinjtimmende Geſetzes— 


- #) Bl. hierzu den bemerfenswerthen zu in der Erklärung 
des Kurh. landſtänd. Ausſchuſſes an den Kurfürften vom 6. Juli 
1850: „Zwar fehlt die Contrafignatur; wir dürfen aber nicht daran 
zweifeln, daß die „Verkündigung“ von Em. Königl. Hoheit aus— 
gegangen ift, nachdem das Minifterium des Innern deren Ber- 
reitung durch die a angeordnet hat“ (Detker, 
Minifter Hafjenpflug ꝛc. S. 98). 
**) Vol. auch das a er aan in der An- 
Hagejache gegen den kurh. landſtänd. Ausschuß, Anlagen zu der 
Vertheidigungsſchrift S. 108 fg. (Caffel 1851). 
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urfunde eriftirt, daß die Unterjchriften unter derjelben echt 
find, daß der Tert derjelben zur Zeit der Publikation 
nicht verfälicht war ꝛc. 

Der Glaube der Unterthanen an die Wahrheit be: 
ſtimmter im Gelege bezeugter Thatjachen, beruht auf dem 
weitern Wahrjcheinlichkeitsjchluffe, daß der Monarch regel: 
mäßig — namentlich jomweit er nicht jelbit im Irrthum 
it — nichts Unrichtiges bezeugen wird. 

Diejen lettern MWahricheinlichfeitsihluß und feine 
logiihe Vorausjegung, die Annahme der Unverfälfchtheit 
des Gejehestertes, verwandelt Yaband ohne gejeglichen 
Anhalt in unmwiderlegbare Rechtsvermuthungen. 

Die kurheſſ. Berfaffung behandelt das Conjens- 
erforderniß nicht als ein nur inftruftionelles, jondern 
jchreibt ihm fategorifche Bedeutung zu. Es könnte 
die Frage aufgeworfen werden, ob die lediglich inftruf- 
tionelle Wirkung des Conjenserforderniffes nicht von vorn: 
herein nur bei denjenigen Berfaffungen zu ftatuiren ſei, 
die ausdrüdlich oder in deutlicher Conjequenz eine jolche 
Beichränfung eintreten laſſen, was für die turheiiiiche 
Verfaſſung zweifellos nicht zutrifft. Allein es iſt nicht 

nothwendig, auf einen ſolchen Standpunkt zu refurriren, 
da aus den Beitimmungen der kurheſſiſchen Verfaſſung 
ſich mit voller Deutlichkeit die Fategorifhe Bedeutung 
des landjtändiichen Conjenjes ergibt. Das Conjenserfor: 
derniß würde, wenn es nur in injtruftioneller Weiſe 
laß griffe, nicht das „Können“, jondern lediglich das 
„Dürfen“ des Monarchen bejchränfen. Die kurheſſiſche 
Verfaffung bedient fich nun, wo von der Zuitimmung der 
Stände zu Maaßregeln der Staatsgewalt die Rede ift, 
ganz regelmäßig des Ausdruds, es „könne“ die betreffende 
Maabnahme nicht ohne Conjens der Stände (oder pofitiv 
ausgedrücdt, fie fönne mit diefem Conſens) jtattfinden 
(S 1 Abſ. 2 „nur gegen einen volljtändigen Erjag an 
Land und Leuten zc. „kann““ die Vertauſchung einzelner 
Sebietstheile mit Zuftimmung der Landſtände Statt finden‘; 
8 14 „es „kann“ unter Beiltimmung der Landſtände 
die Vermehrung einer dermaligen Apanage — — Statt 
finden“; $ 17 über die apanagirten Güter „Können die 
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Prinzen in feiner Art ohne die landesherrliche Bemilli: 
gung und die — — — Zuftimmung der Landitände gültig 
verfügen”; 894 „ohne Einwilligung der Stände „kann“ 
weder das Staatsgebiet überhaupt, noch ein einzelner 
Theil dejjelben mit Schulden — — — belajtet werden“; 
$ 95 „ohne ihre Beiftimmung „kann““ fein Gejeß 
gegeben, aufgehoben, abgeändert oder authentijch erläutert 
werden”; $ 142 „das GStaatsvermögen „„kann“ ohne 
Einwilligung der Stände weder durch Veräußerung ver- 
mindert, noch mit Schulden — — — — beſchwert werden“; 
$ 143 „ohne landitändijche Bewilligung „„Eann“ — — — 
weder, in Kriegs: noch in Friedenszeiten eine direkte oder 
indirefte Steuer — — — ausgejchrieben oder erhoben 
werden”; Gejeß vom 27. Februar 1831 den Staatsſchatz 
betr. $ 9 „ohne Zuftimmung der Landſtände „können““ 
jomwenig das Kapital als die Auffünfte des Staatsichages 
mit neuen Schulden belaftet werden”). In diejen ſämmt— 
lihen Fällen müßte fih der Gejetgeber, wenn wirklic) 
das Gonfenserforderniß nur inftruftionell wirkſam wäre, 
‚inkorreft ausgedrüdt haben! Und doch Iehren andere 
Paragraphen der Verfafjung, daß der Gefeggeber unter 
ganz analogen Vorausjegungen das Wort „können“ 
allerdings im techniſchen Sinne gebraudt, vol. 5. B. 
8 8 der Verfaſſung „ohne Zuftimmung des Negentjchafts- 
rathes „kann““ feine dem Landesherrn ausschließlich 
zufommende Regierungshandlung gültig ausgeübt werden‘; 
$ 44 der Gejchäftsordnung vom 16. Februar 1831: „Die 
vorjtehenden Beitimmungen „„können““, inſoweit fie fich 
auf das Verhältniß der Staatsregierung — — zu den 
Zanditänden beziehen, nur im Einverſtändniſſe mit Der: 
jelben abgeändert werden”. In diejen beiden Fällen ijt 
der fategorijche Sinn des Wortes doc ganz unbeitreitbar! 

Und, um jeden Zweifel über die technifche Bedeutung 
des „Könnens” auszujchließen, tritt in mehreren Der: 
fafjungsbeitimmungen die fategorifhe Wirkung mangeln: 
den Gonjenjes in den Eonjequenzen deutlich hervor. 
"gl. namentlih 8 146 der ——— „sn den Aus: 
ichreibungen und Verordnungen, welche Steuern und 
andere Abgaben betreffen, joll die landſtändiſche Verwilli— 
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gung beſonders erwähnt jein, ohne welche weder 
die Erheber zur Einforderung berechtigt, 
nocd die Boa zur Entrichtung ſchul— 
dig ſind“ und 8 113 Ab}. 2: „die Beurtheilung, ob 
eine Sache zum Gerichtsverfahren ſich eigne, gebühret dem 
Richter nach Maaßgabe der allgemeinen Rechtsgrundſätze 
und ſolcher Geſetze, welche mit Beiſtimmung 
der Landſtände werden erlaſſen werden“. 
„Geſetze“, betreffs deren dieſer Conjens fehlt, find aljo 
nicht geeignet, Normen für die jrichterliche Beurtheilung 
zu bilden, jie fönnen folgeweije (}. oben) aud nicht Nor: 
men für das Verhalten der Rechtsunterthanen jein. Der 
Conjens ijt demgemäß von fategorifcher Bedeutung für 
die Gültigkeit des Gejeges*). 


*) In einer Reihe deutjher Verfaſſungsurkunden wird der 
Grundjag ausgejproden, daß die Prüfung der Rechtögültigkeit 
„gehörig verfündeter Gejege und Verordnungen nur den Ständen 
ulomme“ (Oldenburg Urt. 141 5 2; Schwarzburg-Rudol- 
—* S 26 [begreift offenbar unter den „Geſetzen“ die „Verord— 
nungen“ mit]; Shwarzburg-Sondershaufen 1857 $41 [un- 
Harausgedrüdt]; Walded$ 9 2c.). Die kategoriſche Bedeutung 
des landjtändifchen Conſenſes ijt damit —— 

Die preuß. Verf. dagegen entzieht im Art. 106 den Behörden 
die Prüfung nur besüglich der „ eg Dieſe Ber: 
ſchiedenheit ift rl überjehen und Art. 106 ald Argument 
gegen das „richterliche Brüfungsreht“ überhaupt verwerthet worden. 

m die bejchränfte ei eg des Art. 106 zu erkennen, ift eine 
Bergleihung mit Art. 7 des Öfterreich. Staatdgrundgejeßes vom 
21. December 1867 über die richterliche Gewalt — „Die 
Prüfung der Giltigkeit gehörig kundgemachter Geſetze ſteht den 
Gerichten nicht zu. Dagegen haben die Gerichte über die Giltig— 
feit von Verordnungen in geſetzlichem Inſtanzenzuge zu ent» 
jcheiden.” Alſo das gerade Gegentheil der preußifchen Bejtimmung! 

Der preußiſche Richter — um die herfümmliche Form der 
Gontroverje beizubehalten — hat gegenüber einem publicirten 
Geſetz das Recht zu prüfen, ob der ftändiiche Conjens ertheilt 
worden ift. Die gehörige Publikation des „Geſetzes“ ift nach bj. 1 
des Art. 106 nur eine Vorausfegung der Verbindlichkeit, nicht 
ein Aequivalent fehlenden Conjenjes. Sollte in Folge Irrthums 
bei mangelndem Confenfe ein — h. in Wahrheit ein 
Nichtgefeg) unter der Behauptung der Conſensertheilung verkündet 
worden jein, jo wäre durch die Geſammtheit des Vorgangs dar» 
gethan, daß ein einjeitiger Erlaß, eine Verordnung, nicht beab-» 
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Die Bezeugung des verfafjungsmäßigen Conſenſes 
der Landitände im Eingangspafjus des Ruck, Wahlgeſetzes 
iſt offenbar nicht bloßes Thatſachenzeugniß, ſondern ent— 


—— war. Es würde daher aeg das Nichtgefeg etwa ala 
erordnung aufrecht erhalten werden fünnen. In den Bearbei- 
tungen des preuß. Staatsrechts wird freilich gelehrt, Art. 106 
ichließe das „Brüfungsrecht“ auc gegenüber den Geſetzen aus. 
Dieſe Anficht verjtößt gegen die EDEN der Auslegung. 
Da Gejeß der ausdrücdlich fanctionirte Wille des Geſetzgebers 
ift, jo findet jede Auslegung an den Worten des Geſetzes mofern 
eine Schranke, ald der vom Interpreten behauptete = eberifche 
Wille in den Gejeßesworten einen irgendwelden Ausdruck 
efunden haben muß. Andernfall3 würde ein nicht fanctionirter 
ille vorliegen. 

Das „Brüfungsrecht” des Ah hen Richters dagegen 
muß umgefehrt vor einem unter Beobachtung der Gejegesform 
verfündeten, wenn auch faktiih einjeitigen Erlaß Halt machen, 
während die als jolche publicirte einfeitige Verordnung der Näch— 
prüfung unterliegt. 

Daß dieje Unterfcheidungen des preußifchen und öfterreichifchen 
Rechts prinziplos Bub, fann freilid) nicht verfannt werden. Es 
zeigt ſich dies deutlich darin, daß jowohl nad) preußiichem als nad) 
öſterreichiſchem Rechte die juriftiihe Möglichkeit — nur von 
diejer ıft die Rede — beiteht, das „Prüfungsreht der Behörden“ 
durch Publikation des ag gg ie Erlafje entweder als Ver— 
ordnung (Preußen) oder als Gejeß (Dejterreih) zu umgehen. 
Eonjequenter Weife muß das „Prüfungsrecht“ entweder auf Gejeße 
und Verordnungen erjtredt oder 2 ausgejchlojfen werden. 
Wird dafjelbe dem Gejete gegenüber verneint, jo ijt damit für 
juriftifch relevant erklärt nicht die Thatfache des Conſenſes, jondern 
die Bezeugung dejjelben im Geſetze. Diejer Ausgangspunkt wird 
wieder verleugnet, wenn der Verordnun g gegenüber geprüft 
werden ſoll, ob von der Einholung des Conſenſes abjtrahirt 
werden durfte oder nidt. 

Die Inconſequenz iſt nicht auf die genannten Gejeße be- 
ſchränkt geblieben, vielmehr öfters auf die tHeoretijche Be 
handlung der Controverje übergegangen, So wird vielfah aud 
von Gegnern des „Prüfungsrechts” in Bezug auf „Geſetze“ der 
Weigerung des ftändiichen Conſenſes im alle einer jog. Noth- 
verordnung die Wirfung einer Rejolutivbedingung beigelegt. Das 
Recht der Nothgejeßgebung enthält, wie von Öerber es 
8 47 Anm. 6 richtig bemerkt, eine Ausnahme nur von der Noth- 
wendigfeit de8 Vorausgehens der ftändifchen Zujtimmung. 
Wenn der Nothverordnung duch Weigerung nadträglicher Ge— 
nehmiguny das Rechtsfundament entzogen wird, jo " es doc 
nur conjequent, in der vor dem Erlaß eines „Geſetzes“ erklärten 
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hält zugleich eine juriitiihe Würdigung von Thatſachen. 
Soweit der Vermerf Thatjachenzeugnik it, wird in 
demjelben ein Abjtimmungsergebniß conitatirtt. Würde 
fih die Unrichtigfeit des Conitatirten erweiſen lafjen, To 
wäre damit dem Zeugniß, da es nicht „formell unan— 
fechtbar““ und der Gegenbeweis nicht ausgejchloffen ift, 
die Beweiskraft entzogen. Auch die juriſtiſche Beurthei⸗ 
lung des Conſtatirten unterliegt der Nachprüfung. 

Nach der kurh. Verfaſſung und den zugehörigen 
Geſchäftsordnungen ($ 77T der Verf.; 88 19, 39 der Ge— 
ihäftsordnng. von 1831; 88 25, 48 der Geichäftsordng. 
von 1848) waren zwar die Ständeverhandlungen in der 
Hegel öffentlich, die Abſtimmungen über die Gejegentwürfe 
im Ganzen aber geheim (durch Kugelung, Abgabe von 
Stimmzetteln). Die Rejultate der Abitimmungen wurden 
vom Präfidenten in der Situng verfündigt und zugleich 
mit den Verhandlungen (ſoweit nicht die Deffentlichkeit 
ausgejchlojjen war) durch den Drud öffentlich befannt 
gemacht (88 40, 43 der Gejchäftsordng. von 1831; 88 49, 
52 der Geihäftsordng. von 1848). 

Den kurheſſ. Gejchäftsordnungen war ein Unter: 
fchied zwischen offiziellen, vom Präfidenten und den Sekre— 
tären (Landſyndikus) volljogenen Sigungsprotofollen 
und ſtenographiſchen Beridhten im Sinne der 
Seihäftsordnungen für das preußijche Herrenhaus, 
Abgeordnetenhaus, den deutſchen Reichstag, des Art. 
17 des Hejjen-Darmitädt. Gejh.-Ordng-Gej. vom 
17. Juni 1874 2c. unbefannt. Vielmehr wurden die Ver: 
handlungen ihrem gefammten Inhalte nad) zu Protokoll 





Weigerung des Eonjenjes ein Hindernif für den Nechtsbeftand des 
Erlajies auch dann zu erbliden, wenn im „Geſetze“ irrthümlich 
der Conſens bezeugt fein ſollte. Auch ift, um ein übliches Argu— 
ment der Gegner des „Prüfungsrechts“ abzujchneiden, die Feſt— 
jtellung, ob zu einem Gejeße Conſens des Barlamentes vorlag oder 
nicht, gewiß nicht fchwieriger als die anerfanntermaaßen gebotene 
Prüfung, ob für eine Nothverordnung, einen Staatövertrag 2c. 
nachträglihe Genehmigung erlangt wurde oder nicht. In dem 
öſterreichiſchen Staatsgrundgejeß über die Neihsvertretung 
von 21. December 1867 $ 14 iſt die refolutive Bedingtheit der 
Nothverordnungen ausdrüdlic feitgejegt. 
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feitgeftellt (ibereinftimmend mit Oldenburg. Verf. von 
1852 Art. 162 $ 1; Sad. Meining. Verf. von 1829 
S 3; Schwarzb.-Sondersh. Verf. von 1857 8632e.). 
Die dur) den Drud veröffentlichten Verhandlungen waren 
in Kurheſſen publizirte öffentlide Urkunden, 
während gegenwärtig die officiellen Sigungsprotofolle der 
preußiſchen Kammern, des deutjchen Reichstags überhaupt 
nicht veröffentlicht werden, und die publicirten jtenogra-= 
phiſchen Berichte nur einen geringen Bemweiswerth be- 
figen, da fie nicht die Reproduktion öffentlicher Urkunden 
find. Auch in diefer Hinficht bildete das kurheſſiſche Recht 
zu der Formlofigfeit der modernen parlamentarijchen 
Praxis einen vortheilhaften Gegenjaß (ſ. auch oben ©. 49). 

Was insbejondere die —— Beſchlüſſe, Abſtim— 
mungsergebniſſe ꝛc. betrifft, iſt der Abdruck der ſtenogra— 
phiſchen Berichte der preußiſchen Kammern, des deutſchen 
Reichstages, nur unter der doppelten Vorausſetzung be— 
weisfräftig, daß nicht nur die Uebereinſtimmung des Ab: 
druds mit dem ftenographijchen Berichte, jondern auch 
die des legtern mit dem Situngsprotofoll in der bezeich- 
neten Richtung unterjtellt werden kann. Nach kurheſſiſchem 
Rechte dagegen trat der Abdrud der ſtändiſchen Verband: 
lungen mit dent Abdrud der Gejege im Gejetblatt info: 
fern auf eine Stufe, als es fih in beiden Fällen um die 
Publikation öffentlicher Urkunden handelte. 

Publifationsorgan war nad) $ 43 der kurh. Geſch. 
Dröng. von 1831 das Sefretariat (unter Mitwirkung 
eines bejondern Ausjchuffes), unter dejjen Aufficht und 
—— die Drucklegung der Verhandlungen 
geſchah. 

Für die Ueberzeugung der Unterthanen von der 
Exiſtenz beſtimmter landſtändiſcher Verhandlungen, insbe— 
ſondere beſtimmter Abſtimmungsergebniſſe, war ganz ähn— 
lich wie für die Ueberzeugung von der Exiſtenz eines 
Geſetzes eine Kette von Wahrſcheinlichkeitsſchlüſſen“) die 


) Vom Falle perjönlicher Anwefenheit bei den Ständeverhand- 
lungen wird abgejehen, da er ſich durch die weitern Ausführungen 
des Tertes erledigt. 
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unerläßlide Vorbedingung: daß der Inhalt des 
Bublizirten mit der zu publizirenden öffentliden Urfunde 
übereinjtimmte, daß die Unterfchriften unter dem Sitzungs— 
protofoll echt waren, der Gontert dejjelben nicht ver: 
fälſcht ꝛc. 

Die Parallele iſt jedoch feine völlige. Während der 
Glaube der Unterthanen an die Wahrheit bejtimmter im 
Geſetze — Thatſachen auf einem weitern Wahr: 
ſcheinlichkeitsſchluſſe bafirt — daß der Monarch 
nichts Unrichtiges bezeugen wird — kann dem officiellen 
Situngsprotofole der parlamentariihen Körperichaft 
—X von irgend welchem Gegenbeweiſe nicht die 

ede ſein. 

Jeder Protokollführung, mag es ſich um parlamen— 
tariſche oder Gerichtsprotokolle handeln, liegt zunächſt die 
Abſicht zu Grunde, den Beweis der Verhandlungen zu 
jihern. Im Genenjage zum Gerichtsprotofoll aber iſt 
das parlamentariihe Situngsprotofoll mehr als bloßes 
Beweismittel. Die Bedeutung eines Geridtsprotofolles 
it auf einen eng begrenzten Perjonenfreis beſchränkt, auf 
die Richter, Parteien, Zeugen 2c. des Einzelprozejjes, die 
Snterejienten bei Handlungen der freiwilligen Gerichts— 
barkeit. Die Prozeßordnungen enthalten eingehende Vor: 
Ichriften über die Beweiskraft der Situngsprotofolle im 
Prozeß, über die Möglichkeit, fie durch prozefjualen Gegen: 
bemweis zu entkräften. 

Alle dieſe Beitimmungen find auf Borausjegungen 
berechnet, wie fie bei parlamentariihen Sitzungsproto— 
tollen nicht gedacht werden können. Dieſe Protokolle find 
Urkunden nicht über privatrechtlih bedeutjame Thatbe- 
jtände, jondern über eminent wichtige Vorgänge des 
öffentlichen Nechtslebens, an denen jeder einzelne Staats: 
bürger gleihmäßig intereffirt if. Conjens und Diffens 
der parlamentarijchen Körperfchaft gegenüber einem Ge- 
jegesvorjhlage der Negierung find nicht Thatſachen von 
vorübergehender Bedeutung, jondern wichtige Daten der 
Nechtsgejchichte des Landes. 

Die Ständeverhandlungen treten zunädit in Form 
der Rede und der concludenten Handlung (Abjtimmung 
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durch Aufitehen, Abgabe von Stimmzetteln 2c.) in die Er- 
jheinung. In diejer vergänglichen Geſtalt aber find jie 
nicht geeignet, Thatjachen der Rechtsgejchichte zu werden. 
Es ift eine Novation der Form nothwendig, an Stelle 
der Münbdlichkeit 2c. muß die Schriftlichfeit treten. Diejem 
Zwede dient das Sigungsprotofoll. Es tritt als dauernde 
Beurkundung an die Stelle der vorübergehenden Ver: 
handlung und ift fortan als die juriftiih allein 
relevante Erjheinungsform der legtern zu be— 
trachten. Won einem „Gegenbeweis“ gegen den Inhalt 
eines ſolchen Protofolles kann daher nicht die Rede fein, 
es jteht überhaupt nicht unter den Regeln des civilpro= 
effualen Bemweijes. Es iſt in der That „formell unan- 
—* —9— 

Vorausſetzung für dieſe Rechtswirkungen iſt die Be— 
obachtung der für die Sitzungsprotokolle gegebenen weſent— 
lichen Formvorſchriften des Verfaſſungsgeſetzes und der 
Geſchäftsordnung und nach kurheſſiſchem Recht ($ 24 der 
Gejhäftsordnung vom 20. Juli 1848) insbejondere die 
——— des Protokolls nach geſchehener Vorleſung 
in der Ständekammer. Durch die Genehmigung erklärt 
die Kammer ihren Willen, das Protokoll fortab als rele— 
vante Erſcheinungsform ihrer Verhandlung gelten zu laſſen. 

Diejenigen ne bezw. Gejchäftsord: 
nungen, welche zwijchen urkfundlichen Protofollen und un: 
beglaubigten jtenographifchen Berichten unterjcheiden, be— 
ihränfen den Inhalt des Protokolls meift auf die Be: 
ihlußfaffungen, Sinterpellationen und amtlichen Anzeigen 
des Präfidenten (Geihäftsordnung für das preußiſche 
Herrenhaus $ 38, für das Abgeordnetenhaus $ 35, den 
deutſchen Reihstag 8 39). Betreffs der Neden der 
einzelnen Abgeordneten wird eine Novation der Form 
nicht für nothwendig gehalten. Der ftenographijche 





*) Es würde ein Fehlihluß fein, unter Bezugnahme auf die 
formelle Unanfechtbarkeit des Sikungsprotofolles zu behaupten, 
fategorijches Geſetzerforderniß jei nicht ſowohl die wirkliche Con» 
RAVEN: jondern die Bezeugung dejjelben im Protokolle. 
Das leßtere bezeugt nicht die Verhandlung, jondern iſt die 
Verhandlung in nodirter Form. 
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Bericht befigt in dieſer Hinfiht nur einen verſchwin— 
denden Bemweiswerth, zumal er notorifh von den Red— 
nern unter dem Vorwande der Revilion oft genug ge— 
fälſcht wird. 

Die Beitimmungen der Gejhäftsordnung über Die 
Protofolführung können von der parlamentariichen Kör— 
perichaft, ſoweit diejelbe das Recht der Autonomie befigt, 
nicht nur geändert, jondern auch für einzelne Fälle außer 
Kraft gefegt werden. In der That hat die Furhefitiche 
Ständeverfammlung am 23. Oftober 1848 bejchlofjen 
(Brotofoll S. 40), für die weitern Sigungen bis zur 
Beendigung des Landtages eine doppelte PBrotofollfüh: 
rung eintreten zu lafjen, die ausführlichen, nah S 104 
der Verfaffung vom Landiyndifus zu führenden Proto— 
folle zwar beizubehalten und auch ferner zu veröffent- 
lihen, daneben aber kürzere, nur die Beichlußfaffungen, 
amtlichen Mittheilungen 2c. enthaltende Protokolle einzu: 
führen und nur deren Inhalt zur Verleſung zu bringen. 
Keineswegs wurde durch dieſen Beſchluß der Gegenſatz 
von urkundlichen Sisungsprotofollen und ftenographiichen 
Berichten adoptirt. Vielmehr waren jomwohl die aus 
führliden als die neu eingeführten Eurzen Protokolle 
öffentliche Urkunden. 

Der Rechtsgültigfeit des Beſchluſſes jtehen Bedenken 
nicht entgegen. In Gemäßheit defjelben iſt an Stelle des 
ausführlichen publicirten Sina vom 25. Oktober 
1348 das neueingeführte kurze Protokoll verlejen und 
genehmigt worden. Die Hervorhebung diejes Thatbe— 
jtandes war geboten, um einem aus der veränderten 
Protofollführung etwa zu entnehmenden Einwande zu 
begegnen. 

_ Der Abdrud des Sigungsprotofolles vom 25. Dftober 
1848 in der officiellen Ausgabe der kurheſſiſchen land: 
ſtändiſchen Verhandlungen ergibt (abgejehen von dem 
Aenderungsbeihluffe) die Wahrung aller in in der Ver: 
faflung und der Gejchäftsordnung vorgejehenen Forma— 
lien. Wird aljo unterjtellt — und es wird wohl Nie: 
mand zu diefem „Wahrjcheinlichkeitsbeichluffe” Bedenken 
tragen — daß der Abdrud die getreue Wiedergabe eines 


83 


echten und unverfälſchten Situngsprotofolles üt, fo it 
damit eine unbedingt fichere Grundlage für die Nach— 
prüfung des im Eingange des Wahlgejeges enthaltenen 
landesherrlihen Zeugnifjes — 

Ausweislich des Protokolls waren an der fraglichen 
Abſtimmung 43 Votanten betheiligt. Für die Verfaſſungs— 
änderung ſtimmten 34 Abgeordnete. Die Verſammlung 
war —— 75 der Verf.: zwei Drittel des 
Sollbeitandes von 46 Mitgliedern) und abjolute Stim: 
menmehrheit jedenfalls erreiht. Da nun in dertitteratur 
des „Prüfungsrechtes“ die erſchwerenden Formen bei Ver: 
faffungsänderungen vielfach als jog. interna corporis *) 
betrachtet werden, und der „Richter“ auf die eifung 
beſchränkt wird, ob überhaupt „Conjens“ der Kammer 
vorlag (vgl. z. B. Gneiſt's Gutadten für den 4. deut: 
ſchen Jurittentag, Berlin 1363, ©. 25), jo ſcheint fih an 
dDiefem Punkte abermals die Möglichkeit zu bieten, Die 
Frage der Nechtsgültigkeit in ſehr einfacher Weife zu 
erledigen. 

Allein über das Unrichtige der erwähnten Anjicht 
fann fein Zweifel jein. Wenn die Verfaffungsurfunden 
für grundgejegliche Aenderungen eine größere als die ge: 
wöhnlich erforderlihe Majorität verlangen, jo ilt damit 


....*) Der Begriff der „interna corporis“, wie derjelbe gewöhn- 
lih gefaßt wird, iſt er brauchbar. Es joll 3. B. auch die 
Anmwejenheit der bejhlußfähigen Mitgliederzahl ein 
„internum“ fein, für den Richter genüge die „Ihatjache der Zu— 
ftimmung“. Dieje Anjicht ift offenbar mißverſtändlich. Der „Richter“ 
iſt wegen der formellen Unanfechtbarfeit des Protokolls an die in 
demjelben enthaltene Präjenzbeiheinigung gebunden. Ergibt aber 
die leßtere, daß das Haus beichlußunfähle war, jo jind alle etwa 
gefaßten „Beſchlüſſe“ unzweifelhaft facta inania. Oder jollen, 
wenn die Verfaſſungsurkunde die Präfenz von 50 Mitgliedern for: 
dert, etwa 5 Abgeordnete in der Lage fein, einen „jtändijchen 
Conſens“ zu ertbeilen? Wenn das Sikungsprotofoll über die 
Präjenz nicht? zu enthalten braucht (wie in —*8 im Reich), 
ſo iſt die Frage der Beſchlußfähigkeit der freien Prüfung um deß— 
willen nicht überlaſſen, weil die betreffenden Verfaſſungsgeſetze 
(bezw. die zugehörigen Gejchäftsordnungen) die Beichlußfähigfeit 
präjumiren und dieſe Rechtövermuthung nur widerlegbar ilt 
durch Auszählung oder namentlihe Abjtimmung im Hauſe (vgl. 
auch Laband, Reichsſtaatsrecht I, S. 563). 
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für dieſe Specialfälle der „Conſens“ definirt und eine 
geringere Mehrheit nicht fähig, im Namen der Stände 
Mu conjentiren*). Hat das Conjenserforderniß nach der 
etr. Berfaffung kategoriſche Bedeutung, jo kann dieje 
bei einer qualificirten — des „Conſenſes“ logiſcher 
Weiſe nicht verneint werden. 

Die Frage, ob in einem gegebenen Falle Conſens 
der ſtändiſchen Körperſchaft vorhanden war oder nicht, 
kann aus thatſächlichen und Rechtsgründen große Schwie— 
rigkeiten bereiten. Wenn in der Litteratur des „Prüfungs: 
rechtes“ behauptet worden ift, ein Zweifel an der Bezeugung 
des Monarchen, e8 habe ſtändiſche Zuftimmung zum Ge: 
jege vorgelegen, imputire jenem eine „dreijte, öffentliche 
Lüge”, jo if dabei überjehen, daß ſehr entſchuldbarer 
Rechtsirrthum zu fälfchliher Annahme des Conſenſes 
führen kann. 

Ein concretes Abftimmungsergebniß iſt nur unter 
der Vorausjegung „Conſens“, daß e8 belegen. 
erſcheint unter den die Begriffsbeitimmung des Conjenjes 
liefernden Verfaflungsparagraphen. Dieje Subjumtion 
einer concreten Rechtserfcheinung unter eine Kategorie des 
Nechtes vollzieht fi) auf Grund eines logiſchen Schlufjes, 
deſſen Oberfaß die präcife und erjchöpfende Definition 
der ag deſſen Unterjag die correcte Wür— 
digung der UN zu bilden hat. Für die 
—— des Oberſatzes kann das Verſtändniß zahl— 
reicher anderen Verfaſſungsparagraphen präjudiciell, die 
Gewinnung des Unterſatzes kann mil erheblichen Beweis— 
ſchwierigkeiten verbunden ſein. 

Die ſtändiſche Körperſchaft hat ſich nach beendeter 
Abſtimmung ein Urtheil darüber zu bilden, ob ſie con— 
ſentirt oder diſſentirt hat, fie — die Subſumtion des 
concreten Abſtimmungsergebniſſes unter den Conſensbe— 
riff des Gejeßes vornehmen. Es fragt fi, ob das 

ejultat, zu dem fie gelangt ift, der unbejchränften Nach: 


— — — — 


*RBgl. auch Zahariae, Staatsrecht II, ©. 246 (3. Aufl.), 
deſſen Motivirung aber nicht überzeugend iſt und zu unridhtigen 
Eonjequenzen führt. 
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prüfung unterliegt oder in gewiſſen Beziehungen allge: 
meinverbindliche Kraft hat. 

Bei der formellen Unanfechtbarfeit des Ye ball 
Protokolls als der novirten Form der Verhandlung können 
die thatjächlichen Angaben defjelben, insbejondere über 
Abftimmungsvorgänge, nicht angezweifelt werden. In den 
tändifhen Protofollen finden fich nun zwei verjchiedene 
Formen der Beurkundung von Abjtimmungsergebnifjen. 
Es heißt entweder: der Präfident habe verfündet, daß 
fih 20 Stimmen für, 10 gegen den Antrag, bezw. die 
Mehrheit dafür, die Minderheit dagegen erklärt habe. 
Oder es wird einfach gejagt: Es erklärten fih 20 Stim- 
men dafür, 10 dagegen u. f. wm. Im erftern Falle fcheint 
nur die Thatfache der Verkündung, nicht die verkündete 
Thatjache, im legtern dagegen das faktifche Abjtimmungs: 
ergebniß „formell unanfechtbar” beurfundet zu fein. Allein 
es find in der That diefe Beurkfundungstormen gleich: 
werthig. Alle landftändiihen Geſchäftsordnungen Be 
die Verfaffungen jelbit) lafjen die Stimmzählung 2c. durch 
die jtändifchen Organe, den Präfidenten, die Sefretäre, 
den Syndifus geſchehen (Heſſ.-Darmſtädt. Geſch.-O. 
Gef. v. 17. Juni 1874, Art. 44; 8 54 der Geſch.-O. für 
das preuß. Abg.:Haus; 88 55, 56 der Geſch.⸗O. für den 
deutſchen Reichstag; &g 39, 40 der kurh. Geſch.O. von 
1831; 88 48, 49 der kurh. Geſch.O. v. 1848 u. ſ. w.). 

Gegen die Feititellung des Präfidenten 2c. find wohl 
Erinnerungen zuläjlig, die zu einer nochmaligen Zäh— 
lung 2c., der Wahl eines andern Abjtimmungsmodus 
führen fönnen ($ 54 der Geſch.-O. für das preuß. Abg. 
Haus; $ 50 der hannoveriſchen Geſch.-O. v. 7. Febr. 
1850; 8 40 der kurh. Geſch.O. v. 1831; $ 49 der fur). 
Sejh.:D. v. 1848 2c.), aber in jedem Falle fommt e8 
ichließlih zu einer nicht mehr anfechtbaren Gonitatirung 
des Reſultates durch den Präſidenten ba $ 50 hann. 
Geſch.O. v.1850 „nad Verkündigung des Beſchluſſes find 
Erinnerungen gegen die Richtigkeit der Zählung nicht zu: 
läſſig““ Art. 37 des Heſſ.-Darmſt. Gefchäftsordn.:Gei. 
v. 8. September 1856, Art. 44 des Gef. v. 17. Juni 1874; 
Reuß ä. 2, Verf. v. 1867, 8 79; 88 58, 59 der Geſch.O. 
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für das preuß. Herrenhaus; $ 55 der Geſch.-O. für das 
preuß. Abg.:Haus; $ 58 der Geſch.O. für den deutſchen 
Reihstag; 8 40 der kurh. Geſch.-O. v. 1831; 8 49 der 
kurh. Geſch.Ordn. v. 1848 ꝛc.). Diefe — oder, 
wenn man ſo will, dieſer Entſcheid des Präſidenten tritt 
an Stelle der Abſtimmung ſelbſt. Er ſoll materiell die 
Wahrheit enthalten, muß aber jedenfalls formell als 
jolhe hingenommen werden. Das Intereſſe der Rechts: 
ficherheit erfordert e8, daß etwaige Zweifel über die Ab— 
ftimmungsergebnifje auf diefem Wege endgültig erledigt 
werden *). 

Das Bedürfnig, Zweifel und Ungemwißheit abzu— 
ichneiden, bejteht aber nicht nur für den Unterſatz des 
logischen Schlufjes, jondern in gleihem oder noch höherem 
Grade für den Dberjag deijelben. Die ——— 
ſetze haben auch in der letztern Beziehung dieſes Be— 
dürfniß gefühlt und befriedigt. Das Mittel dazu iſt die 
Anerkennung collegialer Automomie**) der Landſtände. 

Diejelbe äußert fi in zwei Richtungen, von denen 
jedoch meiſt nur die erjtere in den Berfaflungsgefegen 
ausdrüdlich erwähnt wird: Die Stände haben ganz 
regelmäßig das Recht, ich ihre Geſchäftsordnung jelbit 
zu geben (vgl. z. B. Art. 78 der preuß. Verf.; Art. 27 der 
Reihs:Verfafl.; 8 164a der Württemb. Verf. nach der 
Faſſung des Gef. vom 23. Juni 1874, Art. 1 des Baier. 
Geſchäftsgangsgeſ. v. 19. Januar 1872; $ 1 der Königl. 
Sächſ. Landtagsordnung v. 12. Dftober 1874; 8 44 des 
kurheſſ. Geſchäftsordn.Geſ. v. 16. Februar 1831 ıc.). 

Aber die Autonomie der Stände erjchöpft ſich nicht 
in Aufitelung abftrafter Gejhäftsordnungs: 
normen. 


f Sehr bemerfenswerth ift eine analoge ae der 
Geihäftsordnung für den deutſchen Reichstag, 5 54, Abi. 2: 
„Erklärt auf die erhobene Bemerkung oder den von einem Mit- 
gliede gejtellten Antrag auf Auszählung des Haujes der Präſident, 
dat; fein Mitglied des — über die Anweſenheit der bejchluß> 
fähigen Anzahl zweifelhaft jei, jo find damit Bemerkung und An— 
trag erledigt.“ 
**) Bol. auh Schulze, deutiches Staatsrecht, ©. 482. 
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Der Sinn eines anzumendenden Gejchäftsordnungs: 
jages kann im Einzelfalle erheblichen Zweifeln unterwor: 
fen jein. Dafjelbe gilt von denjenigen Verfaſſungspara— 
raphen, welche die Gejhäftsordnung ergänzen. Die 
As zwiihen Verfafjung und Gerhäftsorhnung iſt, 
wenn die Geſammtheit der deutſchen Verfaſſungsgeſetze 
in's Auge gefaßt wird, eine flüſſige. Was die einzelne 
Verfaſſung betrifft, ſo bezieht ſich die autonome —3* 
lung auf diejenigen Geſchäftsordnungsnormen nicht mit, 
die bereits in der Verfaſſungsurkunde enthalten ſind. 
Auch abgeſehen von dieſem Ergänzungsverhältniß kann 
das Verſtändniß von Verfaſſungsparagraphen für die 
correcte Handhabung der Geſchäftsordnung präjudiciell 
ſein. So iſt insbeſondere nach kurh. Recht die zutreffende 
Würdigung der Abſtimmungsergebniſſe bei beantragten 
Verfaſſungsänderungen nur möglich auf Grund richtiger 
Auslegung des in 8 153 der Verf. enthaltenen Begriffes 
„Anweſenheit auf dem Landtage“. 

Die Ständeverſammlung kann ſich in der That der 
Auslegung ſolcher Verfaſſungsvorſchriften nicht entziehen. 
Zur Aufhebung aller Rechtsſicherheit aber würde es führen, 
wenn dieſe Interpretationen der unbeſchränkten Nachprü— 
fung ſeitens der rechtsanwendenden Behörden ꝛc. ausge— 
ſetzt würden. Wie den Ständen die Feſtſtellung der 
Geſchäftsordnung überlaſſen wurde, ſo iſt auch die Hand— 
habung derſelben lediglich ihre Sache. Soweit in letz— 
terer Beziehung die Auslegung von Verfaſſungsvorſchriften 
und Geſchäftsordnungsnormen präjudiciell iſt, erfolgt die— 
ſelbe authentiſch für den Einzelfall. Das iſt zwar 
in den Verfaſſungsurkunden nicht ausdrücklich geſagt, er— 
gibt ſich aber einfach daraus, daß die Stände zur Be— 
rathung und Abſtimmung über die vorgelegten Geſetzent— 
würfe nach Maaßgabe ihrer Geſchäftsordnung ermächtigt 
und verpflichtet ſind. 

Nach Windſcheid's (Pandekten J, 8 20) treffender 
Charakteriſtik iſt authentiſche Interpretation: „Setzung 
neuen Rechts mit Hinzufügung der Beſtimmung, daß 
das geſetzte neue Recht als bereits in einem früheren 
Rechtsſatze enthalten angeſehen werden ſolle“. Indem 
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den Ständen in beitimmtem Umfange die authentiiche 
Snterpretation der Verfaffung für individuelle Fälle 
überlafjen wird, werden fie in der That ermächtigt, In— 
dDividualnormen zu erlafjen. Die Frage, ob in einem 
gegebenen Falle Conjens der Stände vorlag oder nicht, 
it, ſoweit ſolche Individualnormen —— an der 
Hand der letztern, nicht nach Maaßgabe der abſtrak— 
ten Verfaſſungs- und Geſchäftsordnungsſähe zu beant— 
worten. 

Der Beihluß.der kurheſſ. Ständever— 
ſammlung vom 25. Oktober 1848, daß der 
Abgeordnete Hartert als nicht „auf dem 
Landtage anweſend“ zu betradten ſei, ent: 
hält eine authentiſche Interpretation des 
8153 der Verfaſſungsurkunde und iſt da— 
her allgemeinverbindlich. 

Mit der Befugniß der Stände zu authentiſchen Inter: 
pretationen für Einzelfälle ift die zweite Richtung, in 
welcher die collegiale Autonomie derjelben ſich äußert, 
bezeichnet. Die Stände ftellen nicht nur die abftraften 
Geihäftsordnungsfäge feit, jondern erlaffen in Hand: 
habung der Gejchäftsordnung Individualnormen. Die 
legteren können, analog den Urtheilsnormen der Ge- 
richte *), zugleich die concrete Verwirklichung der inter: 
pretirten abjtraften Säße fein und jollten jtets diejen 
Charakter haben. Die Stände bejigen aber die recht: 
lide Macht, aud unrichtigen Auslegungen, mag der 
Rechtsirrthum entſchuldbar oder unentjchuldbar jein, 
praftiihe Geltung zu verfchaffen. Die Verfaffungs- und 
Gejchäftsordnungsjäge haben in der That, ſoweit fie von 
den Ständen für Einzelfälle authentijch interpretirt werden 
fönnen, für die autonome Körperſchaft nur inftruftio= 
nelle Bedeutung. 

Dem Gantinatrforbeintife dagegen bleibt die 
fategorijche Kraft. Die Individualnormen der Stände 


ar Entjheidungen der Stände über die Legitimation 
ihrer Mitglieder euer, Art. 78; Reichsverf. Art. 27 u. f. w. 
u.j. w.) find Urtheile, Präjudicien des öffentlichen Rechts. 
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find nur für das Zuftandefommen des Conjenjes von 
Erheblichfeit. 

Die Bezugnahme auf die Abftimmung 
vom 25. Oktober 1848 ift nicht geeignet, die 
a ee Be des kurheſſ. ab ejeges 
vom 5. April 1849 in Frage zu ftellen. 


III. 


Demerkungen 


zur Grllärung don zwölf kurheſſiſchen 
Ständemitgliedern 
vom 5. September 1866. 


Um das any der „Zwölf“ zutreffend zu beur- 
theilen, it eine Verftändigung über die juriftiiche Trag- 
weite der Commiſſionsbeſchlüſſe im Gegenſatze zur Re— 
gierungsvorlage geboten. 
Die legtere juchte im $ 1 die Ermächtigung der 
Kammern zur Negierungsübernahme in den occupirten 
Ländern „auf Grund des Art. 55“ der preußijchen 
»erfaffungsurfunde nah. Dieje Verfaffungsbeitimmung 
handelt vom Falle der Berjonalunion, während ſich 
aus den Motiven der Negierungsvorlage und einem Ar: 
tifel der „Provinzial-Correſpondenz“ deutlich ergab, daß 
die Regierung feineswegs bloße Perjonalunion*), fondern 
wirkliche Gebietsvereinigung mit Preußen anitrebte. Die 
Bezugnahme auf Art. 55 hatte nur in dem Wunjche der 


*) „Man hat irrthümlich angenommen“, heißt es im der 
Provinz.-Eorreip., „die Regierung wolle jene Länder, wie es im 
vorigen Jahre mit Lauenburg geſchehen tft, einftweilen nur in 
jogenannter Berjonalunion mit Preußen verbinden . . . . .. 
Eine ſolche Abficht liegt jedoch der Regierung augenſcheinlichfern.“ 
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Regierung, für einen längern Uebergangszuftand freie 
Hand zu behalten, ihren Grund. Man nahm irriger Weife 
an, daß „Einverleibung” gleichbedeutend fei mit Fofortiger 
Einfügung des neuen Gebietstheilsd in jämmtlihe Ver: 
faſſungs- und Verwaltungseinrichtungen des Staates unter 
Ausihluß eines Zwijchenitadiums (vgl. namentlich den 
Artikel der Provinzial-Correſpondenz). 

Es beitand alfo eine Divergenz zwiichen dem Antrage 
der Regierung und ihren Abfichten. Die Commiffion des 
— hat dieſelbe zutreffend dadurch beſei— 
tigt, daß ſie Einverleibung im Sinne des Art. 
2 der preußiſchen Verfaſſung beſchloß*). Die 
dritte mögliche Rechtsform des Anjchluffes an Preußen, 
die eigentlihe Realunion fonnte nad der Borlage 
nicht in Betracht fommen. Die jtaatlihe Erijtenz Kur: 
heſſens jollte aufhören, während die Realunion als Form 
der Staatenverbindung die Fortdauer der ſtaat— 
lihen Exiſtenz der grundgejeglich unirten Staaten vor: 
ausjett. 

Ueber den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der preußiſchen Verfaſſung in den occupirten 
Gebieten ſchwieg die Vorlage. Was würde die Folge 

ewejen jein, wenn auch das Gejet gejchwiegen hätte? 
ffenbar nicht ein Inkrafttreten der preußiichen Ver: 
faſſung ipso jure. Gejege können nicht „ipso jure“ 
Geltung gewinnen. Keineswegs ilt das Inkraftreten der 
Verfaſſung in einem neuerworbenen Landestheile logische 
Conjequenz der im Neuerwerb liegenden Verfaflungs: 
änderung. Die Berfaffung gilt wie jedes andere elek 
nur in den Gebieten, in denen fie eingeführt it. 

Auch aus der Thatjache der Einverleibung 
läßt fih ein jofortiges Inkrafttreten der preußiichen Ber: 
faffung in den neuerworbenen Gebietstheilen ſchlechter— 


) Im Commiſſionsberichte wird S. 8 richtig bemerkt, die 
Commiflton habe ſich darüber nicht getäufcht, daß jie mit An— 
nahme der Negierungsvorlage als den actuellen Rechtszuſtand in 
den mit der Kreubi chen Krone zu vereinigenden Ländern die 
Berjonalunion janctionirt haben würde. 

40 
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dings nicht ableiten. Es würde dazu eines legislatorijchen 
MWillensactes bedurft haben. 

Aber auch das urjprünglide Verfaſſungsrecht 
der occupirten Länder bejtand nad erfolgter Einverleibung 
nicht mehr unberührt fort. Die Behauptung zwar, es jei 
durch die „Eriegsrechtlihe Eroberung“ „erloſchen“, ift 
zweifellos unrichtig. Die Eroberung — ein Begriff, Dem 
man neuerdings öfters eine ganz ungemefjene Bedeutung 
gegeben hat (Gutachten des preuß. Kronjyndifats über 
die Schleswig-Holſteiniſche Staatserbfolge, Urtheil des 
Oberlandesgeridhts zu Kasjel in dem heitiihen Agnaten: 
prozeß u. ſ. w.*) — begründet bis zu erfolgter Einver: 
leibung nur einen factijden, feinen Rechtszuftand. Da 
fie die bisherige Staatsgewalt nicht bejeitigt, jondern nur 
juspendirt, jo kann ſie um jo weniger die Bedeutung 
haben, einzelne Mantfeftationen diejfer Staatsgewalt, die 
bereits vor der Occupation als abgejchlofjene Thatſachen 
feititanden, juriſtiſch zu vernichten. Sie fann insbejondere 
nicht das „Erlöſchen“ eines rechtsjörmlichen Verfaſſungs— 
gejeges bewirfen.**) Man würde jonjt zu der wunderlichen 
Gonjequenz gelangen, dab der bisherige Gewalthaber, 
dem der Eroberer nad) Beendigung des Krieges das Land, 
ftatt es jeinem Reiche einzuverleiben, zurüdgiebt, die 
„durch Eroberung erlojchene” Verfaſſung neu einführen 
müßte. 

Für die Frage des Fortbeitandes der kurheſſiſchen 
Verfaſſung kann nicht die Thatſache der Eroberung ent: 
jcheidend jein, jondern nur die Einverleibung. Ent: 
bielt die lex annexionis in diefer Hinfiht feine weiter: 


*) Der Abgeordnete Wal deck leitete in der Sitzung des 
preußiichen Abgeordnetenhaujes vom 7. September 1866 aus der 
Eroberung Hannovers den Uebergang des hannoveriichen Succej- 
—— bezüglich Braunjchweigs auf Preußen ab. Sten. Be- 
richt ©. 262. 

**) „Die Berwüftungen, die in unjeren, deutjchen Rechtsverhält— 
niſſen angerichtet jein würden, wenn dieje wüſte dee von ber 
Berwirfung der deutſchen Berfaffungen durch — jemals 
einen Boden gefunden hätte, wären ganz unabſehbar“. Rede des 
a Dr. Gneijt am 7. September 1866. Sten. Bericht 
xD. 251. 
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ehenden Beitimmungen, jo war die Einverleibung als 

ufhebungsthatjache der Gejege in den annectirten Ländern 
inſoweit zur betrachten, als diejelben an den Fortbeitand 
der late Staatsgewalt nothwendig gefnüpft 
waren.*) Es fiel aljo mit der Einverleibung beifpielsmweife 
der erite Abjchnitt der furh. Verf.: „von dem Staatsge— 
biete, der Negierungsform, NRegierungsfolge und Regent: 
ſchaft“ ohne weiteres fort, da der furheffiihe Staat und 
die kurheſſiſche Regierung zu beitehen aufhörten. — Da— 
gegen würde es an jedem irgend ftichhaltigen Grunde fehlen, 
dengejammten NRedtsinhalt der Berfaffung ohne Unter: 
ſchied, alſo beijpielsweife auch die Abjchnitte über die Volks: 
rechte, die Rechtspflege, Die Gemeinden, in Bauſch und Bogen 
als „erlojhen” anzujehen. it doch der Umfang, in 
welhem Rectsbeitimmungen in die Berfaffung, ftatt 
in Specialgejete aufgenommen werden, ein ganz 
willtürliber. In der Verfaſſung des deutjchen Reiches 
würde man den Sat, den $ 37 der furh. Verf. aufitellte: 
„Die Freiheit der Preſſe wird in ihrem vollen Umfange 
jtattfinden”, vergeblich juchen, er jteht im Reichspr et ⸗ 
gel etze. Viele frühere Berfaffungen haben eingehende 
tormen überdieGerihtsverfajjung aufgenommen, 
neuerdings erläßt man bejondere Berichtanerfaffungäge: 
jege. Und dieſe juriftiich zufällige Thatjache follte ein 
Kriterium bilden für den Fortbeitand oder das Erlöjchen 
von Rechtsſätzen im Falle der Einverleibung? Die Er: 
löfehungstheorie ift in der That unhaltbar. 

Gehörten zu den fortbeftehenden Normen der 
furh. Verfaffung die Beitimmungen über die Land: 
ttände? Meder in der Regierungsvorlage noch in den 
a REINER waren fie ausdprüdlid con: 
ervirt. 





*), Die Behauptung, durh die Einverleibung jei die Ber- 
fafjung bejeitigt worden, wäre nur unter der Vorausjeßung ver— 
theidigungsfähig (richtig ?), daß dabei an den Begriff einer Ver— 
fajjung im materiellen Sinn im Gegenjag zum formellen 
Verfafiungsgejege gedacht würde. Für die Feititellung eines 
ser materiellen Berfaflungsbegriffes würde freilich die bisherige 
taatsrechtliche Litteratur wenig ergiebig fein. 
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Die Frage muß verneint werden. Mit dem kurheſſ. 
Staat und dem kurheſſ. Monarchen fielen auch die kurheſſ. 
Stände fort. Die Annahme, das erlojhene Monarcen- 
recht des Kurfürften ſei von jeiner Schranfe überdauert 
worden, würde unlogiſch jein. Es konnte fortan in Heffen 
nur noch preußiihe Provinzialftände geben, und 
auf ſolche bezog ſich die kurheſſiſche Verfaffung nicht. 

Um Provinzialitände in Heffen einzuführen, mochten 
fie immerhin ganz nad) dem Mufter der ae 
Stände geitaltet fein, und denjelben bei gejeglihen Dis- 
politionen, deren Geltungsgebiet fih auf den früheren 
Kuritaat bejchränfte, ein decifives Votum zu verleihen, 
würde es unzweifelhaft einer ausdrücklichen gejeglichen 
Anordnung bedurft haben, die weder im Regierungsent: 
wurf noch in den Commiſſionsbeſchlüſſen in Vorſchlag ge: 
bradt war. 

Es beitand alfo nad der Einverleibung und bis 
zum Inkrafttreten der preuß. Berfaffung für Hefjen (und 
die übrigen annectirten Länder) weder eine eigene jtän: 
diſche Vertretung, (die freilich durch Specialgejet jeder 
Zeit bätte begründet werden fönnen), noch Theilnahme 
an den — Kammern. Aus dieſem Zuſtande er— 

ab ſich nad) der herkömmlichen Amſicht die juriſtiſche 
— der Diktatur des Königs. 

Dieſe Art des Regiments war, wie der Miniſter— 
präſident in der Commiſſion erklärte (S.10, 12 des Berichts), 
von vornherein beablichtigt worden. Es kann dem: 
nach nicht angenommen werden, daß die Regierung erft 
durch die Amendirung ihrer Vorlage auf den Gedanken 
der Diktatur geführt worden jei. Man darf daher aud 
nit der Commiſſion zum Vorwurfe machen, durch ihre 
Beihlüffe die Diktatur herbeigeführt zu haben. 

Die legtere fand vielmehr — ihre Eriftenzberechtigung 
zunächſt unterjtellt — im $ 2 der Commiflionsbeichlüffe: 
„Die pr. Verf. tritt in dieſen Yandestheilen am 1. October 
1867 in Kraft” u. ſ. w. eine zeitlihe Grenze, wäh: 
rend die Regierungsvorlage bei völligem Schweigen über 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens berderfoffung einer viel 
längern, ja immerwährenden Diktatur Raum gegeben hätte. 
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Bei näherer Betradhtung aber ergiebt ſich, daß es 
der bis zum 1. Dftober 1867 in Kurheſſen 
(Hannover 2c.) geübten Diftaturüberhbauptam 
juriftiiden Fundamente gefehlt hat. Bon der 
Regierung jelbit jcheint die Nothwendigfeit, zur Ein: 
führung der preuß. Verfaſſung in Hessen 
die Mitwirkung der preuß. Kammern in Anſpruch zu 
nehmen, nicht verfannt worden zu fein; weshalb hätte 
man jonft den $ 2 der Commiflionsbeihlüffe gebilligt, 
der unter der gegentheiligen arg die Grenzen 
der ſtändiſchen Befugniffe überjchritt? as aber Kir 
die Einführung der Verfaſſung gilt, muß für jede andere 
gejeglihe Anordnung ebenjo gelten. Worin jollte der 
juriftiiche Unterſchied liegen? 

Aus den Prämiffen: Mangel eigener ftändifcher Ver— 
tretung in Heſſen, Mangel der Theilnahme der Hejjen 
an den preußiſchen Kammern, folgt zunächſt nur, daß eine 
Derpflichtung des neuen Herrjchers zu ſtändiſcher Verab— 
jhiedung jeiner auf Helfen ar a In gejeglihen Erlaſſe 
mit Vertretern des heſſiſchen Volkes nicht beftand, daß 
das heſſiſche Volk nicht in der Zage war, auf den Gang 
diefer Gejeßgebung durch ein repräjentatives Organ ein: 
zumwirfen. Ob der König Preußen, den preußiſchen 
Kammern gegenüber von der Pflicht der Verabſchiedung 
befreit war, ſteht noch dahin. 

Ale in Heſſen 2c. nad) der Einverleibung erlafjenen 
gejeglichen Anordnungen waren, auch wenn ihr Geltungs— 
bereich fih auf Heffen 2c. bejchränfte, preußiſche Geſetze, 
da fie auf der Autorität der ungetheilten preußiſchen 
Staatsgewalt rubten. 

Den Weg der preußifhen Gejeg an aber 
zeichnet Art. 62 der pr. Verf.: „Die gejeßgebende Gewalt 
wird gemeinjchaftlih dur den König und durch zwei 
Kammern ausgeübt”, in einer jede andere Abweichung, 
als den Fall der Nothverordnung (Art. 63) ausfchließen: 
den Weije vor. 

Der Einwand, Art. 62 ſei wie die preußijche Ver: 
fafjung überhaupt in Preußen nicht eingeführt und folge: 
weiſe für die auf Heſſen ſich beichränfende Geleggebung 
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nit zu beachten gemwejen, würde das — der 
Rechtsſätze mit der Quelle ihrer verbindenden Kraft ver— 
wechſeln. Die für einen Staatstheil erlaſſenen Geſetze 
ſind (abgeſehen von dem hier nicht intereſſirenden Falle 
der Autonomie) nicht Geſetze des Theils, ſondern auf 
den Theil bezügliche Geſetze des Ganzen. 

Art. 62 der Verfaſſung hat Preußen zur conſtitu— 
tionellen Monarchie erhoben, eine Schranke des 
preußiichen Monarchenrechtes gejegt. Dieje Schranfe war 
weder nah dem Wortlaute, noch nad der Abjicht des 
Art. 62 nur für diejenigen Gebietstheile beitimmt, Die 
zur Zeit der Verfafjungserrihtung die preußiiche Mo: 
narchie bildeten. Art. 62 bezieht fih auf „Preußen“, d.h. 
auf den preußiihen Staat in jeinem jeweiligen Um: 
fange. Das Staatsgebiet war nad Art. 2 der Verfall. 
der gejeglichen Erweiterung fähig. Diejes Gejeg lag vor 
in $ 1 des Einverleibungs:Gejeges. 

Nur wenige Mitglieder der Commiſſion des Abge: 
orbnetenhaujes befundeten ein Verſtändniß der Rechtslage. 
Sie beantragten, wenn man einmal die Diktatur wolle, 
ausdrüdlich auszujpreden: „Bis zum 1. Dftober 1867 
erfolgen die in den genannten Zandestheilen nöthigen 
gejeglihen Beitimmungen im Wege Königliher Verord— 
nung“ und motivirten dieſen Antrag durch die Erwägung: 
„Nachdem die Vereinigung der Länder mit dem preußi- 
ihen Staatsgebiet in Gemäßheit des Art.2 der Verfaffung 
ausgejprochen jei, bedürfe die Krone zum Erla König: 
liher Verordnungen einer bejonderen Ermädtigung“. Die 
Majorität der Commijjion aber jegte fich über dieſes Be: 
denken mit der petitio prineipii hinweg: „Die Krone, 
deren (egislatorifche Befugniß während des Zeitraums 
bis zum 1. Dftober 1567 durch den preußiichen Landtag 
nicht bejchränft werde, jei die der gejeglichen Regelung 
bedürfenden Gegenitände durd Königliche Berordnung zu 
normiren berechtigt.“ (Commiſſ.-Bericht ©. 16 u. 17). 

Bereits durch die Annerion, nicht erit durch die Ein: 
führung der preuß. Verfaſſung wurde Heffen Beitandtheil 
der conjtitutionellen Monarhie Preußen. Die Annahme, 
mit der Erweiterung des Staatsgebiets jei das Durch die 
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Verfafjung abgeſchaffte abjolute Regiment des Königs in 
ſoweit wieder aufgelebt, würde für die neuerworbenen 
Zandestheile die jurijtiiche Möglichkeit der ewigen Dif: 
tatur bedeuten. Der König wäre zu einer Selbjtbe- 
ihränfung jeines abjoluten Rechtes nicht verpflichtet 
ewejen. Die Weisheit des Monarchen würde gewiß die 
Verewigung eines jolchen Zuitandes verhütet haben. Aber 
es muß Doc der Anficht entgegengetreten werden, als ſei 
dur) die preuß. Verfaſſung die juriſtiſche Möglichkeit 
nicht ausgejchlojjen worden, den von den jchweriten Er- 
jhütterungen begleiteten Entwidelungsprozeß, der am 
31. Januar 1830 zur Verwandlung des abjoluten Staates 
Preußen in eine conjtitutionelle Monarchie führte, fünftig 
in neuerworbenen Zandestheilen ſich wiederholen zu jehen. 

Die Bewohner des früheren Kuritaats hatten bis 
zur Einführung der preußiichen Verfaffung nicht Die 
„Rechte der Preußen“ (Tit. II der preuß. Verf.), weder 
actives noch paflives Wahlrecht für die preußifche Volks: 
vertretung, aber die Wohlthat des Art. 62 fam auch ihnen 
jofort zu Gute, fie wurden Unterthanen eines conititu= 
tionellen Monarden. 

Die neuen Zandestheile participirten, um das bisher 
Ausgeführte kurz zufammenzufaflen, jofort nad) der Ein: 
verleibung an der Berfalfungsform Preußens, an dem 
Verfaffungsgejege aber erit nach deſſen Einführung. 

Aus diefen Erwägungen folgt, daß die in Heflen ꝛc. 
geübte Diktatur des juriftiichen Fundamentes entbehrte. 
Es hätte zu ihrer Einführung der Einwilligung der 
preußijhden Kammern bedurft. Eine jolde it in $ 2 
der Commijfionsbejchlüffe des Abgeordnetenhaufes jo wenig 
ausgeſprochen worden, als fie in der Regierungsvorlage 
begehrt worden war. Eine jtillihweigende Gewährung 
diftatorifcher Befugniſſe durh die Kammern iſt, obwohl 
über die Abjichten der Negierung fein Zweifel beitehen 
konnte, unerweislich und würde auch nach ftaatsrechtlichen 
Grundjägen die fehlende ausdrüdliche Sanktion nicht 
haben erjegen fönnen. 

Die gelegentlichen Bemerkungen einiger Nebner des 
Abgeordnetenhaufes über die Diktatur find zu unklar und 
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— um irgendwelche juriſtiſche Schlüſſe zu recht: 
ertigen. 

Es kann daher vom juriſtiſchen Standpunkte aus 
weder der Commiſſion, obwohl fie ſich implicite für die 
Diktatur ausiprad), no dem Plenum des Abgeordneten: 
baujes, noch den 12 heſſiſchen Bolfsvertretern, die am 
5. September 1866 ihre Zuftimmung zu den Commiſſions— 
beſchlüſſen erklärten, der Vorwurf gemacht werden, Die 
Diktatur in Heffen herbeigeführt oder ermöglicht zu haben. 

Die Commiffion hat vielmehr darin gefehlt, daß fie 
die preußiiche Verfaffung unter Befriltung ihres Inkraft— 
tretens bis zum 1. Dftober 1867 unverändert in den 
neuen Zandestheilen einführte und den Erlaß etwa noth: 
wendiger Abänderungsgefege der Zukunft vorbehielt. Die 
Regierung hat Abänderungen demnädit (abgejehen von 
dem Mitgliederbeitande der Kammern) nicht für nöthig 
gehalten und deßhalb den Kammern nicht vorgejchlagen, 
die ihrerjeits vom Rechte der Initiative feinen Gebraud 
machten. In diefem Berhalten der Commiſſion liegt, wie 
nicht zu beftreiten ift, ein jchwerer politifcher Fehler und 
zugleich ein Verſtoß gegen die Regeln der Gejeggebungs: 
technik. Die preußiſche Verfaffung ift in Helfen in Kraft 
getreten Dur) $ 2des Einverleibungsgeieges, feines: 
wegs durch eine dem Erlafje diejes Gejeges nachfolgende 
Berfündigung, die nur formelle Bedeutung haben fonnte. 
Dieſer juriftifche Unterfchied fcheint von der Commiſſion 
nicht erfannt worden zu jein. 

Die Commiffion mußte, indem fie die Verfaſſung 
einführte, fich darüber Elar werden, ob und welche Aen— 
derungen an derſelben erforderlihd waren, und dieſe 
Moditkationen fofort ausſprechen. Indem fie die Be: 
friedigung vorhandener Nenderungsbedürfniffe der unge: 
wiſſen Zukunft anheimftellte, hat fie diejelben, wie der 
vr zeigte, in Wirklichfeit unbefriedigt gelaffen. 

3 enthielt ein Armuthszeugniß für die Commijfton 
und die gejeßgebende Körperſchaft jelbit, dab bei Ein- 
führung der preußiſchen Verfaſſung in Helen 2c. der 
gleichzeitige Erlaß der ergänzenden und modificirenden 
Organifations: und Ausführungsbeitimmungen mit dem 
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Bemerken abgelehnt wurde, „man wiſſe nicht, wie tief 
jene Maßregel in das Nechtsleben der Bevölferungen 
einfchneide und wie viel fie davon zerjchneide” (Com: 
miffionsberiht ©. 12). Darüber hatte man ſich Gewiß— 
beit zu verjchaffen, ehe man zu der Maßregel jchritt *). 

Durch Ddiejes Verhalten der Commilfion und die 
ipätere Paſſivität der Regierung find die mwerthvolliten 
Errungenſchaften des kurheſſiſchen Verfaſſungsrechts, an 
deren Conſervirung die preußiſche Volksvertretung ſchon 
im Hinblick auf eine künftige Verbeſſerung der eigenen 
weit ſchlechtern Verfaſſung ein erhebliches Intereſſe abe 
mußte, nußlos geopfert worden. Es ijt mit Sicherheit 
anzunehmen, bar die preußijche Regierung ſich gegen 
Abänderungsvorſchläge der Commiffion zu Gunjten des 
kurheſſiſchen Verfaſſungsrechtes ſehr nachgiebig gezeigt 
haben würde. Hatte doch für dieſe Verfaſſung mehr 
als einmal das ganze Gewicht ihres Einfluſſes in die 
Wagſchale geworfen! Und hatte ſie doch im Bedürfniſſe 
eines —— Ausbaues der norddeutſchen Bundes— 
verfaſſung das dringendſte Intereſſe, einen er 
Conflict mit der Landesvertretung wenn irgend möglich 
zu vermeiden! 


. N Sn diefer Beziehung ift das Urtheil, da8 Oetker über die 
frivole Leichtfertigkeit der liberalen Partei des Abgeordnetenhaufes 
en bat, nur zu berechtigt. Ohne Widerjprud zu erfahren, be- 

auptete der Abg. v. Kirchmann in öffentlicher Sigung (Stenogr. 
Beriht S.254), auch in Kurhefjen bejtehe das Zweikammerſyſtem! 
Auch im Uebrigen entwidelte diejer Abgeordnete Rechtsanfichten, die 
Ban beijpiellog find. Er beflagte e3, daß Preußen nicht auch die 
Gebiete jeiner deutjhen Bundesgenojjen annektiren wolle. „Die 
Hülfe, welde jene Heinen Staaten geleiftet haben, ift ja, wie wir 
alle wiſſen, höchjt unbedeutend gewejen, jie find meiftentheils zu 
jpät gekommen, wo jchon längſt die Entf eidung gefallen war. 
Dennoch ift ihnen ihr Territorialbeftand geltchert worden.“ 

Und Walded rief im Hinblid auf die Hannoveraner, Hefjen zc. 
aus: „Nun jprechen diefe Leute von ihren fogenannten Verfaſſungen 
und dergleihen Sachen“, Sten. Ber. S.260. Die „jogenannte“ 
kurheſſiſche Verfaſſung wird troß vd. Kirchmann und Walded und 
troß allen —_.. der damaligen preußifchen Liberalen „durch 
die möglichit folgerichtige Durchführung des Rechtsſtaats für 
Immer einen Markitein in unjerer _deutihen Verfaſſungsentwicke— 
lung bilden“ (Schulze, deutihes Staatsreht Bd. I, ©. 119). 
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Gelang es aber der Commiffion nicht, ſich mit der 
Regierung über das Maaß der Abänderung zu verjtän: 
digen, jo hatte fie es ja immer noch in der Hand, die 
eigenen Beſchlüſſe zurüdzuziehen, die Regierungsvorlage 
anzunehmen und das Weitere der Zukunft zu überlaffen. 
Sie hatte dann wenigſtens nichts verdorben. 

Es kann demnad) in der That nicht gebilligt werden, 
daß die „Zwölf“ dem $ 2 der Commiſſionsbeſchlüſſe ihre 
Buftimmung gaben. Aber fie baben deßhalb doc nicht 
den Tadel verdient, den der Tert S. 474 flg. gegen fie 
ausſpricht. Die Regierung war dur den $ 2 des Einver: 
leibungsgejeges nicht gehindert, jondern aufgefordert, 
Abänderungsvorfhläge den Kammern zu unterbreiten. 
Die Zwölf fonnten um jo mehr erwarten, daß die Re— 
gierung einen ſolchen Gejetentwurf vorlegen würde, als 
diejelbe wiederholt, in den Motiven zum Einverleibungs: 
gejege, in der amtlihen Provinzialcorreipondenz und in 
der Königlihen Botſchaft vom 16. Auguft die möglichite 
Schonung des Beitehenden in bejtimmtejter Form zuges 
jagt hatte. 

In der Commiſſion wurde der Grundſatz alljeitig 
anerkannt, „daß, joweit es die Einheit des Geſammtſtaats 
irgend gejtatte, den einzuverleibenden Staaten provinzielle 
Gelbitftändigfeit und Selbjtverwaltung gewahrt bleibe“, 
und der Minifterpräfident erklärte, „es Flle erhalten 
bleiben, was Preußen irgend ertragen könne“ 
(Commiſſionsbericht ©. 8). 

In Betreff des materiellen Rechtszuftandes „war man 
in der Commiffion der Anficht, daß die auf die Juſtiz— 
verwaltung und das Steuerwejen bezüglichen Gejege und 
Einrihtungen jener Länder unverändert fortzubeitehen 
hätten, injoweit nicht eine dringende Nothmwendigfeit die 
Aufhebung geböte” (Beriht ©. 13). Hinfichtlich der Or: 

anijation und der Zujtändigfeit der Gerichte insbejondere 
ah die Commilfion aus, „daß die für Preußen vor: 
nn DOrganifationsgefege auf die ihnen fremden 

echtsfreife und Einrichtungen jener Länder ohne Wei: 
teres nicht übertragbar jeien, jowie daß die Schonung 
der dortigen Nechtseigenthümlichkeiten in den im 82 der 
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Commiſſionsbeſchlüſſe verheißenen Gejegen ihren Ausdrud 
finden würde” (Beriht ©. 15). Die Commijfion gab 
endlich der Erwartung Ausdrud, „daß die Staatsregierung 
die betreffenden Ausführungs:, Abänderungs- und zur 
gejege in dem Maaße zeitig vorlegen werde, daß ihre 
Feftitellung bis zum 1. Oktober 1867 erfolgen könne“ 
(Bericht ©. 16). 

Die „Zwölf“ erklärten die Annahme des von der 
Commiſſion vorgejchhlagenen Gejegentwurfs nicht pure, 
jondern in dem im Commijjionsbericht nieder: 
elegten Sinne den Intereſſen Kurhefjens für ent: 
prehend. Wenn die Erwartungen, die im Commiljions: 
bericht ausgejprohen waren, nicht in Erfüllung gingen, 
fo it das im Intereſſe Heffens zu bedauern, aber trifft 
die Schuld daran die Zwölf? 

Konnten diejelben vorausfehen, daß man in der Ple— 
narverhandlung vom 7. September jede Garantieforde: 
rung für überflüffig erachten werde, obwohl die Vertreter 
der Regierung ſich jogar gegenüber der direkten Auf: 
forderung (Sten. Ber. ©. 270), über die beabfichtigte 
Ausübungsart der Diktatur beruhigende Erklärungen ab: 
zugeben, völlig paſſiv verhielten? 

Der einzige Redner des Abgeordnetenhaujes, der ſich 
die volle Bejonnenheit bewahrt hatte und durch einen 
BZufagantrag wenigitens die Vorſchriften über die Rechts: 
pflege und die Zuftändigfeit der Gerichte vor der Ber: 
nichtung im Berordnungsmwege ficher jtellen wollte, der 
Abg. Dr. Löwe, bemerkte am Schluſſe jeines Vortrags: 
„Ich würde jehr dankbar fein, wenn ich von dem Mini: 
jterium, welches dieje Gejege ausführen jol, die Ver: 
jfiherung befäme, daß es nicht daran dächte, in der Rechte: 
pflege und an der Zuftändigfeit der Gerichte etwas zu 
ändern, und würde, wenn id) eine beruhigende Zuficher: 
ung befäme, gern bereit jein, um Mißverjtändnifje zu 
verhindern, mein Amendement zurüdzuziehen“, jten. Ber. 
©. 264. Das Minifterium fhwieg, und das Amendement 
wurde — verworfen. irgend jtichhaltige Gründe wußte 
Niemand gegen Löwe geltend zu machen. 

In der That, das Verfahren der liberalen Partei des 
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Abgeordnnetenhaufes war unbegreiflid. Der Berichter: 
ftatter Abg. Ranngießer hat ihr in unbewußter Jronie das 
Urtheil geiproden: „Die heutige Verhandlung wird vor 
Deutichland und vor dem Auslande Zeugniß ablegen von 
der Gewiſſenhaftigkeit der preußiſchen Volksvertreter in 
Bezug auf die Prüfung der bedeutungsvollen Vorlage, 
die uns heute bejchäftigt”, ten. Ber. ©. 264. 

Die Zwölf konnten die Vertrauensjeligfeit des Ab: 
geordnetenhaufes nicht vorausjehen, noch weniger aber 
das Spätere Verhalten der Regierung. Cine boshafte 
Entitellung ift es, wenn der Verfaſſer der „Todtengräber“ 
ihnen zur Laſt gelegt hat, fie hätten „im Voraus alles 
janctionirt, was nachher fommen follte“. „Wollte Gott,“ 
heißt es in einem (von Karl Detfer herrührenden) Artikel 
in Nr. 2987 der Hell. Morgenzeitung vom 18. März 1368, 
„es wäre nah dem Sinne des Commiljionsbe: 
rihts von der Regierung bei der Handhabung der gejeh: 
ebenden Gewalt vor dem 1. Dftober 1867 überall ver- 
Akten worden! Die Gerichtseinrihtung und Die ganze 
Rechtspflege, deren Umgeitaltung die meijte Unzufrieden: 
heit hervorgerufen hat, jowie die Steuergejege wären 
dann beifpielsweife unverändert geblieben, denn Niemand 
wird behaupten wollen, daß „„eine dringende Nothwen: 
digfeit ihre Aufhebung geboten hätte“”. Und Niemand 
außer dem Berfaffer der Brofchüre wird behaupten wollen, 
daß die 12 Mitglieder der Ständeverfammlung es vor: 
ausgejehen hätten oder hätten vorausjehen müren, daß 
nicht in dem Sinne, in welchem das Abgeordnetenhaus 
x Gejegentwurf genehmigt hatte, werde verfahren 
werden“, 





Um zu einer unbefangenen Würdigung der Erklärung 
zu gelangen, genügt es nicht, wie es im Vorhergehenden 
geſchehen iſt, die juriftifhe Tragweite derjelben zu 
ermitteln, es bedarf weiter einer Kenntniß ihres vollen 
Wortlautes und der Vorgänge in der berathen— 
den Sigung der Zwölf. 

Die Erklärung lautete: 
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„Die unterzeichneten, in Kafjel anweſenden, Mit: 
glieder der Kurhejliihen Ständeverfammlung erkennen 
die Vereinigung Kurheſſens mit der Preußiſchen Monardie 
als eine durch die geichichtlihe Entwidelung gegebene 
Nothwendigfeit an und erklären nad) Einficht des Berichts 
der Commitfion des Preußischen Abgeordnetenhaujes vom 
1. d. M. betreffend die Vereinigung von Hannover, Kur: 
heſſen, Naffau und Frankfurt a. M. mit der Preußiſchen 
Monarchie, daß fie die Annahme des von der Commiſſion 
vorgejchlagenen Gejegentwurfs und zwar in dem im 
Commiſſionsberichte niedergelegten Sinne den Intereſſen 
Kurheſſens entſprechend erachten.“ 

Ueber die Sitzung hat einer der Theilnehmer, Dr. 
Karl Oetker, in frifcheiter Erinnerung (am folgenden Tage) 
ein Brotofoll aufgezeichnet, das wörtlich, wie ot t, lautet: 

„Hr. Nebelthau, der zu der Su fammenkunfi ein⸗ 
laden ließ, gab in der Sitzung als Zweck an, die Collegen 
mit dem Inhalte des Commiſſionsberichts der „„Anne— 
xionscommiſſion““ bekannt zu machen. Er las denſelben 
ohne weitere Bemerkung von Anfang bis zu Ende vor. 
Nachdem dies geſchehen, trat Hr. Weigel mit einem 
Antrage auf, wonach die Verſammelten dem Berichte und 
dem emendirten Geſetzentwurf beitreten ſollten; er hatte 
eine lange Erklärung vorbereitet, die eine Paraphraje des 
Berihts enthielt. Dieſe jollte noch den Abend an Hrn. 
Kanngießer, den Referenten, abgejandt werden, der 
eine Aeußerung sehr gewünjcht habe. Meine Bedenken 
gegen eine Jolche — ohne gehörige Erwägung 
wurden durch Hrn. Nebelthau damit bejeitigt, daß er Die 
definitive Erledigung der Angelegenheit für dringend noth— 
wendig erklärte, da eine Verzögerung die fataljten Dinge, 
namentlich Reibungen unter den Soldaten *) hervorrufen 
werde, und dur Hrn. Weigel damit, daß er erklärte, 
die Plenarfigung erfolge am 6. September bereits. Ich 
erhob das weitere Bedenken, daß wir noch Ständemit: 
glieder und an den ftändiichen Eid noch gebunden jeien 


*) Es find Conflicte zwifchen den preußifchen und heſſiſchen 
Soldaten in Kajjel gemeint. 
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und daß es uns nicht zieme, jo ohne Weiteres unſere 
Uebereinitimmung mit dem Berichte und dem emendirten 
Entwurfe, die unjere Selbitjtändigfeit aufheben und die 
Landesverfaſſung bejeitigen, Barren Ich verband 
damit die Erklärung, daß ih durch den Eid gehindert 
jei, die proponirte Kundgebung zu unterzeichnen, ſofern 
nicht derjelben eine folche Faffung gegeben werde, dat 
wir diejelbe in Anerkennung der zwingenden Nothwendig: 
feit der geichichtlichen Ereignifje und der Unabmwendbarfeit 
der beabiichtigten Union mit Preußen geben. Mir traten 
in diefer Beziehung Harnier und Wippermann bei; Nebel: 
thbau, Hupfeld, Zuſchlag und Meigel waren mit einer 
jolhen Faſſung unter Rejervation einveritanden, jchienen 
indeß fein Gewicht darauf zu legen; Wiegand, v. Biſchoffs— 
“ haufen, Henkel befämpften den Zujag; v. Wolff weigerte 
jede Erklärung. Weigel proponirte nun: „nach Zage der 
Dinge”, Harnier: „unter den obwaltenden Umjtänden“; 
dies genügte mir nicht und ging Wiegand viel zu weit. 

eiter erhob ich das Febenfen, daß ich mit dem 
Berichte keineswegs allenthalben einverftanden jei, na: 
mentlich nicht mit der Deduction über das „„Recht““ 
Preußens, die Verfafjun ee zu bejeitigen. Es 
wurde mir entgegnet, daß die Bejeitigung derjelben ohne 
unjere Mitwirkung unabänderlih und jeder Wideritand 
in diejer Beziehung nußlos jei, ja jogar nachtheilig. Ich 
ermwiderte, daß dann dieſe Unabänderlichfeit jedenfalls be- 
tont werden müfje, damit man nicht unfer Einverftändnik 
mit der einfeitigen Befeitigung annehmen könne. — 
Weigel erklärte hierauf, Aw: die Erklärung ſich ja nur 
auf die Specialdebatte und dieſen Theil des Berichts 
beziehe, aljo unteritelle, daß die Union ohne unjere Mit: 
wirfung mit Bejeitigung der Verfaſſung bejchlofjene 
Sache ſei. 

Hierauf formulirte Nebelthau den Eingang der Er— 
— und daran ſchloß ſich der ſachliche Theil von 
Weigel. Mit dem Eingange ſollten alle Bedenken ge— 
wahrt ſein, namentlich auch gegen den Bericht in ſeinem 
erſten Theile.“ 

„Nachträglich bemerke ich noch, daß Weigel auf meine 
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Bedenken erklärte, Friedrich Detfer habe an der Fall: 
ung des 8 2 des Gejegentwurfs geholfen und fei damit 
einverstanden.” 

„Weiter bemerfe ih noch, daß vor der Sigung und 
bei der Einladung ein Zwed der Zuſammenkunft nicht 
angegeben war, daß aud vor dem Verleſen des Berichts 
weder von Nebelthau noch von Weigel angegeben wurde, 
was ſich an das Vorleſen anjchließen jolle und daß ich 
annahm, es handele fih um Nichts, als daß die Mit: 
olieder den Bericht fennen lernen möchten. Ferner: als 
der Bericht verlejfen war, war es 44, Uhr. Nebelthau 
erklärte, nachdem einige Minuten über den langen Wei: 
gelihen Antrag verhandelt war, daß man fich fchnell 
entſchließen müjje, weil er um 5 Uhr in die Stadtraths: 
oder eine andere Sitzung müſſe. 

Beide, Nebeltyau und Weigel, beriefen fih auf ihre 
jpecielle Kenntniß der Verhältniſſe in Berlin, von wo fie 
ja erjt vor wenigen Tagen zurücgefehrt waren, und be— 
tonte Hr. Nebeltyau noch bejonders, daß die Verfaſſung 
oder auch der verfafjungsmäßige Weg gar nicht zu retten 
ſei, und Weigel motivirte feinen Antrag namentlich da= 
mit, daß Hr. Kanngießer bei ihm eine zujtimmende 
Aeußerung verlangt habe; er tagte dabei insbejondere — 
ob als Anficht Kanngießer’s, kann ich nicht mit Be: 
ftimmtheit behaupten — daß ohne eine folche Aeußerung 
gar nicht abzujehen fei, was aus der Sache werden Jolle, 
be 7 vollite Zerfahrenheit bei dem Abgeordnetenhauje 

erriche. 

Mein Antrag, die Erklärung an Fr. Detfer zu jenden, 
„„damit er derjelben beitreten könne und fie an Kann— 
gießer abgebe””, wurde von Weigel abgelehnt, anjchei- 
nend, weil er eine Verzögerung 2c. befürchtete.” 

Als die beachtenswertheiten Momente in diejer Dar: 
jtellung treten jcharf hervor die intellectuelle Urheberichaft 
Kanngießer’s, Nebelthbau’s und Weigel’s an einem 
Schritte, der Friedrich Detfer’s Beitrebungen objektiv 
durchkreugte, eine überftürzende Eile, zu der objektiv fein 
Anlaß vorlag, zumal die — — des Abgeordneten: 
hauſes nicht am 6., fondern erft am 7. September 1866 
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ſtattfand, und die unrichtige Behauptung, Friedr. Detfer 
billige den 8 2 der Commiffionsbefchlüffe. 

Die Schlußfolgerungen, zu denen das mitgetheilte 
Protokoll anregen könnte, mögen Dem überlaſſen bleiben, 
der die Gejchichte des Untergangs der kurheſſiſchen Selbit- 
ftändigfeit zu bearbeiten unternimmt. 

Am 8. September 1866 ging bei dem bleibenden 
Ausſchuß der kurheſſiſchen Ständeverfammlung eine Ein: 

abe der Ständemitglieder Malkmus, Herrlein, Rüb— 
ag Kempf, Dtto von Trott, Bodo von Trott und 
Hüter ein, in welcher —— den Verhandlungen des 
preußiſchen Landtages beim Ausſchuſſe beantragt wurde: 

„an maaßgebender Stelle in Berlin baldigſt geeig— 
nete Schritte zu thun, damit von unſern verfaſſungs— 
mäßigen Inſtitutionen noch das gerettet werde, was ſich 
mit der unabwendbaren Einverleibung des Kurſtaates in 
die preußiſche Monarchie vereinbaren läßt.“ 

In dieſem Sinne ſind dann auch, geſtützt auf die 
wiederholten Zuſicherungen der Regierung, alle thunlichen 
Schritte geſchehen. Insbeſondere vereinigten ſich die 
„Zwölf“ mit Ausnahme Wiegand's am 19. September 
1866 zu folgender, an das preußiſche Gouvernement ge— 
richteten Vorſtellung: 


„Hohe Landesadminiſtration! 


Die unterzeichneten Mitglieder der kurheſſiſchen 
Ständeverſammlung glauben eine unabweislihe Pflicht 
zu erfüllen, indem fie in dem gegenwärtigen, für die 
Zukunft des Landes enticheidungsvollen Zeitpunkt der 
hohen Landesatminijtration Folgendes ehrerbietig vor- 
tragen. Sie betradhten dabei als feititehend, daß der 
Gejegentwurf, betreffend die Vereinigung von Hannover, 
Kurheſſen, Naffau und Frankfurt a. De. mit der preußiſchen 
Monarchie, in der durch die übereinftimmenden Beſchlüſſe 
der beiden Häufer des Landtags der Monardie unter 

uftimmung der föniglihen Staatsregierung modificirten 
affung die königliche Sanction erhalten wird. 

Die Bereinigung Kurheffens mit der preußiichen 
Monarchie jteht demnad unmittelbar bevor; der kurzen 
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Zwijchenzeit bis zum 1. October 1367, mit welchem Tage 
die preußische Verfaffung auch in den kurheſſiſchen Landes: 
theilen in Kraft treten —* fällt die Aufgabe anheim, die 
dazu erforderlichen Vorbereitungs- und Ueberleitungs— 
maßregeln zu treffen, und der königlichen Staatsregierung 
iſt es unbenommen, während dieſer Uebergangsperiode 
den öffentlichen Rechtszuſtand in den nn Landen 
zu regeln und dabei die Thätigfeit der Landesvertretung 
fortdauern zu lafjen. 

Wir erachten es für ein entfchiedenes Gebot ebenjo 

der Geredtigfeit , wie der Klugheit, daß dem Lande in 
der Zwifchenzeit bis zum Eintritt in das Verfaſſungsrecht 
ber preußiichen Monarchie jeine verfaffungsmäßigen Ein: 
rihtungen, ſoweit thunlich, verbleiben und daß nament: 
li während diefer Uebergangszeit ebenſo behufs des Er: 
lafjes von Gefegen für die kurheſſiſchen Landestheile und 
behufs der Regelung des Staatshaushaltes bei dem mit 
Ende Ddiejes Jahres bevoritehenden Ablauf der Finanz: 
periode, wie behufs der Vorbereitung der die Einführung 
der preußischen Verfaffung vollziehenden Gejete und der 
Ueberleitung der jeitheriger Landitände in Kreis: oder 
— die 38 — Yandesvertretung mit: 
wirfe. 
Volf und Stände in Kurheſſen, jo jehr fie auch allen 
Grund hatten, an ihrer bewährten Verfaffung feitzuhalten, 
haben jich jederzeit von particulariftiiher Engherzigfeit 
frei und zu jeder Förderung des nationalen ———— 
werkes freudig bereit ee, mochte jolches mitteljt der 
Reichsverfaffung oder mitteljt des ſog. Dreifönigsbiünd- 
niſſes eritrebt werden. 

Es ijt nicht zu bezweifeln, daß die nunmehr auf an: 
derem Wege eingetretene gejchichtliche Entwidelung chen: 
wohl allgemein als ein großer und erwünjchter Fortjchritt 
im nationalen Intereſſe erfannt werde, injofern nur die 
in der königlichen Botichaft vom 17. Auguft d. J. ver: 
fündete und Seitens der königlichen Staatsregierung jpäter 
Be betätigte weiſe Abficht, durch eine jchonende 
Behandlung berechtigter Eigenthümlichfeiten den unver: 
meidlichen Uebergang in die neue größere Gemeinjhaft 

41 
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gi erleichtern, ihre Vermwirflihung erhält. Um, wie es 
em gemeinjamen Intereſſe Greubens und feiner neuen 
Zandestheile entipricht, dem Reiche ein lebensfrijches, 
freudig jtrebendes Glied zuzuführen, dürfte nichts fürder: 
liher fein, als die Beibehaltung der Landesvertretung 
während der bevoritehenden un ip kagese Denn 
je weniger man in Kurheſſen jeit Alters her gewohnt ift, 
ohne landitändiihe Mitwirkung Gejege gegeben oder 
Steuern erhoben zu jehen, um jo tiefer würde durch 
völlige Bejeitigung der landitändiihen Verfaffung das 
Rechtsbewußtſein verlegt und das Vertrauen zu den neuer 
BZuftänden erfchüttert werden. Dagegen wird die Landes: 
vertretung das alleinige oder doch beite Organ jein, um 
den wirklich berechtigten Wünfchen des Landes Ausdrud 
zu geben, ſolche auf das richtige Maß zurüdzuführen und 
duch ihre Mitwirkung denjenigen Geift des Vertrauens 
und der eh Ag im Lande zu weden und zu fördern, 
welcher die beſte Bürgſchaft für eine rajche innere Ver: 
einigung der neuen Landestheile mit dem lebendigen Dr: 
ganismus des preußiichen Staats bildet. 

Von der "Weisheit der königlichen Staatsregierung 
hoffen wir, daß dur baldige Einberufung der Landes 
vertretung der Ausdrud der Wiünjche der Bevölkerung 
auf gejeglihen Wege ermöglicht werde, und unterlaffen 
es deshalb für jet mit der Neußerung perjönliher An— 
fihten über einzelne materielle Fragen hervorzutreten. 

Wir bejchränfen uns vielmehr darauf, der hohen 
Zandesadminijtration die ehrerbietige Bitte vorzutragen: 


hochgeneigteit dafür Sorge tragen zu wollen, 
daß die Regierung der kurheſſiſchen Yandestheile 
während der bevorjtehenden Webergangsperiode 
bis zur Einführung der preußifhen Verfaſſung 
unter der Mitwirkung der Landesvertretung ge: 
führt werde.” 


Einen Erfolg hatte dieje Vorftellung nicht, und doch 
wäre eine Einberufung der „Kurheſſiſchen Stände” mit 
berathender Stimme, die ſchon genügt haben würde, 
manche überflüffige Neuerung zu bintertreiben, vonjedem 
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Standpunkte aus zuläjfig gemwejen, mochte man nun aus 
den Commiſſionsbeſchlüſſen die juriſtiſche Berechtigung 
der Diktatur tolgem oder den verfaflungsmäßigen Weg 
der preußiihen Gejetgebung für indicirt halten. Die 
erftere Annahme, von der die preußiiche Regierung bei 
Negelung des Uebergangszuftandes thatſächlich (m. E. un: 
berechtigter Weije) ausging, ſtand auch der Gewährung 
eines Decijivvotums an die Stände nicht im Wege, 
da der Träger einer abjoluten ana Bern rs durch 
nicht3 gehindert wird, die Ausübung derjelben einer felbit- 
gewählten Beſchränkung zu unterwerfen. 

Der Ausd ruck: „Einberufung der kurheſſ. Stände“ 
it freilich nicht völlig präcis. Gorrect müßte es heißen: 
Einberufung der Perfonen, die früher die kurheſſiſche 
Ständeverfammlung bildeten. Der Untergang des fur: 
heſſiſchen Staates bedingte, wie oben nachgewieſen wurde, 
den Untergang der Furhejfiihen Stände. Die neu ein: 
zuberufenden „Landftände” Tonnten diefe Eigenschaft, 
genau genommen, nur noch in der Erinnerung haben. 

Die einjtige Abgeordnetenqualität verſchaffte ihnen 
bei Berufung mit conjultativer Stimme die Eigenschaft 
jachverjtändiger Berather der Krone. Bei Gewährung 
eines decijiven Votums wären die Stände freilich eine 
gejeggebende Körperjchaft geweſen, aber ohne Rechtscon— 
tinuität mit der kurheſſiſchen Ständeverfammlung. Die 
auf die Zeitdauer des Mebergangszuftandes beichräntte 
Eriftenzberechtigung der Stände gründete We in dieſem 
Sal, der nur bei Annahme — Befugniſſe des 

önigs eintreten konnte, lediglich auf die einberufende 
Verordnung des an ſich abjoluten Herrſchers. Mit dem 
Inkrafttreten der preußiſchen Verfaſſung in Kurheſſen 
würde eine ſolche Ständeverfammlung die Grundlage 
ihrer Eriftenz, die in der Diktaturgewalt des Monaschen 
beitand, verloren haben. 





Die Beitrebungen Friedrich Detfer’s befchränften 
ſich keineswegs 9 Herſtellung einer eigenen parlamen— 
tariſchen Vertretung Heſſens während des Uebergangs— 
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zuftandes. Er münjchte nicht nur für Heſſen, fondern 
generell die Einführung von Provinzialftänden mit Gejet- 
aebungsbefugnig in provinziellen Angelegenheiten. Als 
Ideal der politiichen Entwidelung Deutichlands betrachtete 
er den Einheitsjtaat mit harten provinziellen 
GSelbitftändigfeiten. Die Zwiſchenſtufe der deutjchen 
Einzeljtaaten lem ihm dauernde Erijtenzberechtigung 
nicht Ex befigen *). 

ie Organijation der neuen preußifchen Provinzen 
jollte nach Oetker's Wunſch eine Etappe auf dem Wege 
zum decentralilirten Einheitsjtaat bilden. Db er in dieſem 
Beftreben der Zeit vorauseilte oder das Zeitbedürfnis 
richtig erfannte, jol hier nicht entfchieden werden. Zwei 
Thatfachen aber dürfen nicht außer Acht gelaffen werden, 
will man diejes Streben gerecht beurtheilen: 

Die norddeutiche Bundes: und die deutſche Reichs— 
verfaffung haben zwar nicht die — des decentraliſirten 
Einheitsſtaats, vielmehr den Bundesſtaat verwirklicht. 
Aber die deutſche Reichsverfaſſung trägt, wie ihre Vor— 
gängerin, den Keim des Einheitsſtaates in ſich, fie 
it nach Oetker's zutreffendem Ausdrude „eine fräftige 
Mißgeburt“. Diejer Keim ift vom Zeitpunfie des In— 
frafttretens der Verfaſſung an ftetig fortgebildet worden. 
Die politiihe Entwidelung Deutjchlands drängt zum Ein: 
heitsſtaate. Jede neue Machtvolllommenheit, mit der das 
deutjche Reich bekleidet wird, faft fünnte man jagen jedes 
neue Reichögejeg ift ein Schritt auf diefjem Wege. Das 
alte deutjche Reich ift durch die Entwidelung der Landes: 
hoheit zerjett und vernichtet worden. Das neue Reich 
wird die Zandeshoheit vernichten. 

In gleihem Maaße bedeutungsvoll erjcheint Die 
weitere Thatfache, daß die Idee des decentralilirten deut— 
jhen Einheitsftaats in der ftaatsrechtlichen Organifation 

*) Vgl. Detler, zur Reform der preuß. Verfaflung, preuß. 
Jahrbücher Bd. 26, ©. 172 lg. Daß Detler nit af gewalt- 
jame Bejeitigung der Einzeljtaaten, jondern nur an Entwerth- 
ung derjelben durch organijche Fortentwidelung des deutſchen Bun— 


desjtaate® dachte, braudht wohl faum ausdrüdlid bemerkt zu 
werden. 
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Eljaß:Lothringen’s bereits vorahnend verwirklicht worden 
it. Das Reichsland trägt alle Merkmale der Provinz 
eines Einheitsjtaates an —— 

Es war ein eigenthümliches Zuſammentreffen, daß 
zu derſelben Zeit (Auguſt 1866), in der Oetker den mühe— 
vollen und undankbaren Kampf für ſeine Beſtrebungen 
durchfocht, Dingelſtedt dem Fer deal feines Ju— 
gendfreundes einen poetischen Ausdrud verlieh: 


König von Preußen, Du mußt fterben, 
Als Deutjcher Kader — 


Leipzig, 
Leopold & Bär 
1885. 
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